
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Leserinnen und Leser, 
 
 
 

im vorliegenden Kompendium finden Sie unter 
folgenden Ordnern 
 
 Inhaltsverzeichnis aller Artikel,  
 Verzeichnis aller Ausgaben 
 Fachbeiträge 

 
o ein Verzeichnis aller in den Infodiensten 

erschienenen Artikel  
o eine Übersicht über alle im Jahr 2017 er-

schienenen Ausgaben und 
o im Ordner Fachbeiträge Lesezeichenver-

linkungen zu unterschiedlichen 
Fachthemen, die wir im Jahr 2017 im In-
fodienst veröffentlicht haben.  

 
Die Suchfunktion im aktiven Dokument öffnen Sie 
mit der Tastenkombination Strg+F. Dann können 
Sie das Dokument mit Stichworten durchsuchen. 
Wenn die Suchfunktion mehrere Fundstellen er-
mittelt, springen Sie mit einem Druck auf die En-
tertaste zur nächsten Fundstelle. 
 
Sollte sich das Lesezeichenmenü nicht automatisch 
geöffnet haben, finden Sie in der rechten Spalte 
einige Bedienungshinweise.  
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In eigener Sache 
       

(ID) Heute erscheint die erste Ausgabe 

von Infodienst. Mit dieser Informati-

onsschrift wollen wir Sie zukünftig 

über aktuelle Themen und Nachrich-

ten aus der Feuerwehr, dem Bevölke-

rungsschutz, dem Rettungsdienst und  

dem Krisenmanagement unterrichten. 

Sie werden informiert mit Nachrichten 

aus dem Ministerium für Inneres, Digi-

talisierung und Migration mit den Re-

feraten der Abteilung Bevölkerungs-

schutz und Krisenmanagement, den 

Regierungspräsidien und der Landes-

feuerwehrschule. 

Neuregelungen im Rettungsdienst 

oder technische Neuerungen bei der 

Feuerwehr werden ebenso unser The-

ma sein, wie Veränderungen im Kata-

strophenschutz. Mit dem Newsletter 

möchten wir dazu beitragen, dass für 

Sie wichtige Informationen schnell an 

die Frau und den Mann kommen.  

Deshalb haben wir auch die Bitte an 

Sie, diesen Newsletter weiträumig zu 

verteilen und dafür zu werben. 

Herausgeber: 

Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration 

Abt. 6 — Bevölkerungsschutz und Krisenmanagement 

Willy-Brandt-Straße 41, 70173 Stuttgart 

Tel.: (0711) 231 - 4 

E-Mail: poststelle@im.bwl.de 

Redaktion:  

Hermann Schröder (verantwortlich i.S.d.P.) 

Michael Willms, Sabine Fohler, Rüdiger Felber 

Layout / Gestaltung: 

Rüdiger Felber 

Quellen: 

Bei Bildern ohne Quellenangabe liegt das Copyright 

beim Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Mig-

ration. Für externe Quellenangaben kann keine Verant-

wortung und Haftung übernommen werden. 

Bei einem Informationsbesuch im De-

zember 2016 hat sich Staatssekretär 

Martin Jäger am Bundeswehrkranken-

haus in Ulm und am dortigen Standort 

des Rettungshubschraubers über den 

Rettungsdienst informiert. In Ulm ließ 

er sich Technik und Aufgabenstellung 

der Integrierten Leitstelle  erläutern. 

Im Januar stattete er der Leitstelle für 

Sicherheit und Mobilität der Stadt 

Stuttgart (SIMOS) einen Besuch ab 

und unterstrich die Bedeutung der 

Zusammenarbeit aller Sicherheitsbe-

hörden und Sicherheitseinrichtungen 

an einer Stelle. SIMOS sei ein hervor-

ragendes Beispiel, wie Rettungsdienst, 

Feuerwehr sowie Verkehrsüberwa-

chung und Verkehrslenkung an einer 

Stelle zusammenwirken. Gemeinsam 

mit dem Abteilungsleiter für Bevölke-

rungsschutz und Krisenmanagement, 

Ministerialdirigent Hermann Schröder, 

informierte sich Staatssekretär Martin 

Jäger über die Möglichkeiten einer 

modernen Leitstelle. Die Zusammen-

fassung aller sicherheitsrelevanten 

Leitstellen der Stadt Stuttgart 

an einem Ort habe sich bewährt, so 

der Leiter der Feuerwehr Stuttgart, Dr. 

Frank Knödler, im Gespräch.  

Seit April 2006 agieren dort drei Leit-

stellen unter einem Dach: 

■ die Integrierte Leitstelle (ILS) der 

Feuerwehr Stuttgart und des Deut-

schen Roten Kreuzes, 

■ die Integrierte Verkehrsleitzentrale 

(IVLZ) des Amts für öffentliche Ord-

nung, des Tiefbauamts, der Stutt-

garter Straßenbahnen AG und des 

Polizeipräsidiums Stuttgart, 

■ der Führungs- und der Verwal-

tungsstab der Landeshauptstadt 

für außergewöhnliche Ereignisse 

und Katastrophen.  

Staatssekretär informierte sich über Leitstellen in  

Ulm und Stuttgart 

 Impressum 

Staatssekretär Martin Jäger (Bildmitte) informierte sich in der Integrierten Leitstelle in Ulm 

(ID) Martin Jäger, Staatssekretär im Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration 

hat sich bei Besuchen der Integrierten Leitstellen in Ulm und Stuttgart über die Aufgaben 

von Rettungsdienst und Feuerwehr informiert. 
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(ID) In einem ergebnisoffenen Prozess 

wird seit Anfang Dezember die beste-

hende Struktur der Integrierten Leit-

stellen für Feuerwehr und Rettungs-

dienst in Baden-Württemberg unter-

sucht.  Dabei soll untersucht werden, 

ob mit der aktuellen Struktur die wach-

senden Herausforderungen für die 

Rettungsdienste und Feuerwehren 

bewältigt werden können oder ob Än-

derungsbedarf besteht. Der gesamte 

Prozess wird ergebnisoffen, transpa-

rent und unter Einbeziehung aller Be-

teiligten verlaufen. Informationen zum 

Ablauf und Fortschritt des Projektes 

werden auf der Homepage des Minis-

teriums für Inneres, Digitalisierung und 

Migration eingestellt und im Info-

dienst veröffentlicht. Interessierte 

Bürgerinnen und Bürger, zum Beispiel 

Vertreter und Mitglieder von Feuer-

wehr, Rettungsdienst und Bevölke-

(ID) 1. Fahrer von Fahrzeugen mit ei-

ner zulässigen Gesamtmasse von 

mehr als 3.500 kg, die zur Personen-

beförderung ausgelegt und gebaut 

sind, benötigen zukünftig eine Fahrer-

laubnis der Klasse D1 oder D 

(Busklassen) unabhängig davon, für 

welche Höchstpersonenzahl diese 

Fahrzeuge ausgelegt sind. Davon wä-

ren auch Einsatzfahrzeuge wie zum 

Beispiel Löschfahrzeuge, GW-San und 

MTW betroffen.  

Mit einer in die Verordnung aufgenom-

menen Ausnahmeregelung konnte 

allerdings erwirkt werden, dass das 

Führen von Einsatzfahrzeugen der 

Feuerwehr, des Rettungsdienstes und 

des Katastrophenschutzes mit einer 

zulässigen Gesamtmasse von mehr 

als 3.500 kg und mit dem Fahrer bis 

zu weiteren acht Sitzplätzen mit einer 

Fahrerlaubnis der Klassen C, CE, C1 

und C1E und dem sogenannten Feuer-

wehrführerschein weiterhin möglich 

ist! 

2. Eine weitere neue Regelung, die es 

zu beachten gilt, betrifft die Gesund-

heitsuntersuchung bei den Fahrerlaub-

nisklassen C1 und C1E.  

■ Ab dem 19. Januar 2013 neu er-

teilte Fahrerlaubnisse werden ge-

nerell auf fünf Jahre befristet und 

nur nach einer Gesundheitsüber-

prüfung verlängert.  

■ Für Fahrerlaubnisse, die zwischen 

dem 1. Januar 1999 und dem 18. 

Januar 2013 neu erteilt wurden, ist 

die Fahrerlaubnis wie bisher bis zur 

Vollendung des 50. Lebensjahres 

befristet und erst ab diesem Zeit-

punkt eine Gesundheitsüberprü-

fung notwendig.  

■ Fahrerlaubnisse (Klasse 3 alt), die 

bis zum 31. Dezember 1998 neu 

erteilt wurden, genießen Besitz-

stand und haben eine unbefristete 

Gültigkeit.  

Wir empfehlen dringend, die neuen 

Regelungen zu beachten. Ein Verstoß 

gegen die neuen Vorgaben ist als Fah-

ren ohne Fahrerlaubnis im Sinne des 

Straßenverkehrsgesetzes als Straftat 

sanktioniert. In diesem Zusammen-

hang ist es sinnvoll, die Angabe der 

zulässigen Gesamtmasse des Fahr-

zeugs zum Beispiel mit einem selbst-

klebenden Etikett gut sichtbar von 

innen an die Windschutzscheibe anzu-

bringen.  

Ausführliche Informationen zu den 

Änderungen im Fahrerlaubnisrecht 

erhalten Sie auf der Homepage des 

Ministeriums für Verkehr unter: 
h t t p : / / v m . b a d e n - w u e r t t e m b e r g . d e / 

de/ministerium/presse/pressemitteilung/pid/wi

chtige-aenderungen-fuer-fahrerinnen-von-klein-

lkw-kleintransportern-und-kleinbussen/. 

Änderungen im Fahrerlaubnisrecht 

Für die im Katastrophenschutz tätigen Organisationen sowie für die Feuerwehr  

und das THW weisen wir auf wesentliche Änderungen im Fahrerlaubnisrecht hin: 

Elf Abrollbehälter Notfall-

station auf gutem Weg 

(ID) Das Ministerium für Inneres, Digi-

talisierung und Migration hat für eine 

Gesamtsumme von 2,8 Millionen Euro 

insgesamt elf Abrollbehälter Notfallsta-

tionen beauftragt und deren Beschaf-

fung auf den Weg gebracht. In den 

Abrollbehältern befindet sich Ausstat-

tungsmaterial für den Betrieb einer 

Notfallstation und die erforderliche 

Messtechnik.  

Notfallstationen sind Einrichtungen für 

die Bevölkerung und für Einsatzkräf-

te, in denen sich diese nach einem 

kerntechnischen Unfall auf eine mögli-

che Kontamination hin mit geeigneter 

Messtechnik überprüfen und erforder-

lichenfalls dekontaminieren lassen 

können. Die Abrollbehälter sind auch 

bei anderen Szenarien, wie Transport-

unfällen mit radioaktiven Stoffen oder 

wie Bränden in Betriebs- oder Lagerbe-

reichen für radioaktive Stoffe einsetz-

bar.  

Ein erster Termin zur Baumuster-

prüfung der Abrollbehälter hat dieser 

Tage beim Hersteller stattgefunden. 

Die Abrollbehälter Notfallstation sollen 

in diesem Frühjahr an die dezentralen 

Standorte im Land ausgeliefert und 

den im Aufbau befindlichen Arbeitsge-

meinschaften Notfallstation zur Verfü-

gung gestellt werden. 

Absetzen des Abrollbehälters ist Teil der  

Baumusterprüfung   

rungsschutz, haben die Möglichkeit, 

Fragen zu stellen und Anregungen zum 

Projekt einzubringen. Jede Anregung, 

Idee und jeder konstruktive Vorschlag 

kann das Projekt weiterbringen und 

unterstützt die Verantwortlichen dabei, 

die unterschiedlichen Sichtweisen zur 

Leitstellenstruktur im Projekt zu be-

rücksichtigen. Es ist jedoch nicht mög-

lich, alle Anfragen persönlich zu beant-

worten. Die Anregungen und Ideen 

    Untersuchung der Leitstellenstruktur                
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Gerätewagen Sanität (GW San) des Landes 

Baden-Württemberg  

http://vm.baden-wuerttemberg.de/de/ministerium/presse/pressemitteilung/pid/wichtige-aenderungen-fuer-fahrerinnen-von-klein-lkw-kleintransportern-und-kleinbussen/
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(ID) Der Forschungsbeirat „Brand-

schutzforschung der IMK" hat bei sei-

ner Tagung am 17.1.2017 auf die kos-

tenfreie Nutzung der Webseite 

w w w . f a c h d o k u m e n t a t i o n -

brandschutzwesen.de hingewiesen. 

Jeder am Brandschutzwesen Interes-

sierte kann sich dort über Stichwort-

 und Autorensuche einen Überblick 

über Artikel zu allen Sachthemen in 

Kostenfreie Informationen auf der Webseite www.fachdokumentation-brandschutzwesen.de  

werden in jedem Fall aufgegriffen und 

behandelt. Die Ergebnisse finden sich 

zukünftig nach Themenkomplexen 

zusammengefasst in der Rubrik Fra-

gen und Antworten auf der Internetsei-

te des Ministeriums für Inneres, Digita-

lisierung und Migration. 

           Aktuelle Infos auf Twitter 
 

Unter https://twitter.com/IMbawue  

informieren wir aktuell und zeitnah zu 

unseren Themen auf dem Twitterkanal 

des Ministeriums für Inneres, Digitali-

sierung und Migration. Klicken Sie 

doch mal rein.  

    Brandschutz — Fachdokumentation 

der deutschsprachigen und in der in-

ternationalen Fachliteratur verschaf-

fen.  Für alle Artikel liegt eine Kurzbe-

schreibung in deutscher Sprache vor.  

 

Die Fachdokumentation wird von den 

Bundesländern finanziert und von der 

Forschungsstelle für Brandschutztech-

nik am KIT und vom Institut für Brand- 

und Katastrophenschutz erstellt.   

Infodienst hat in der Abteilung Bevöl-

kerungsschutz und Krisenmanage-

ment nachgefragt, welche Aufgaben 

im laufenden Jahr erledigt werden 

müssen und hat folgende Antworten 

erhalten: 

■ im Frühjahr wird der Neubau der 

Landesfeuerwehrschule in Be-

trieb genommen werden 

■ die Verwaltungsvorschrift über das 

Zuwendungswesen der Feuerweh-

ren wird zum Jahreswechsel neu 

erlassen und den aktuellen Erfor-

dernissen angepasst werden 

■ für die Helfer-vor-Ort wird eine 

Rechtsverordnung erlassen wer-

den, die Ausstattung, Ausbildung 

und Einsatz regelt 

■ die Verwaltungsvorschrift Feuer-

wehrausbildung wird ebenfalls zum 

Jahreswechsel 2017/2018 neu 

erlassen werden 

■ im ersten Halbjahr 2017 sollen elf 

Abrollbehälter Notfallstationen aus-

geliefert werden. 

Was das Jahr bringen wird 
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    Warn-App NINA auf  

Erfolgskurs in Baden-

Württemberg  

(ID) Knapp vier 

Monate nach 

dem Start hat die 

Handy-App NINA 

acht Mal vor Ge-

fahren im Südwesten gewarnt.  Bun-

desweit haben 1,3 Millionen Nutzer 

rund 280 000 Mal Warnungen für Orte 

in Baden-Württemberg abonniert. Ob 

Gefahrstoffausbreitung, Trinkwasser-

verunreinigung oder auftretender 

Brandrauch bei Bränden – über NINA 

erhalten die Nutzer schnelle und ziel-

gerichtete Warnungen und Informatio-

nen zu dem Geschehen. Daneben sind 

die  Warnungen des Deutschen Wet-

terdienstes und die Hochwasserinfor-

mationen des länderübergreifenden 

Hochwasserportals in die App bereits 

integriert. Alle Meldungen können als 

Push-Nachrichten empfangen und mit 

einem durchdringenden Warnton ver-

sehen werden – NINA ist damit die 

perfekte „Sirene für die Hosentasche“. 

Die Warn-App wird vom Bundesamt für 

Bevölkerungsschutz und Katastro-

phenhilfe weiterentwickelt. So soll zu-

künftig neben Versionen für iOS– und 

Android-Betriebssysteme die App auch 

für Windows–Phones zur Verfügung 

stehen. Helfen Sie mit, dass die Warn-

App noch bekannter wird. Werben Sie 

in Ihrem Bekanntenkreis für NINA. 

NINA-Warnungen werden nicht nur auf 

dem Smartphone dargestellt. Unter  

www.warnung.bund.de erhalten Sie auf 

einen Blick als bundesweite Übersicht 

alle aktuellen NINA Warnungen als 

Liste und auf der Landkarte darge-

stellt. Dies kann bei großflächigen an-

stehenden oder bereits eingetretenen 

Schadenlagen eine wertvolle Hilfe zur 

Lagefeststellung sein. https://im.baden-

wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-

bevoelkerung/ 

Kontakt: leitstellenstruktur@im.bwl.de 

http://www.fachdokumentation-brandschutzwesen.de
http://www.fachdokumentation-brandschutzwesen.de
http://www.fachdokumentation-brandschutzwesen.de
https://twitter.com/IMbawue
https://twitter.com/IMbawue
http://www.warnung.bund.de
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-bevoelkerung/
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-bevoelkerung/
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-bevoelkerung/
mailto:leitstellenstruktur@im.bwl.de
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NINA kann Leben retten. Werben Sie dafür, damit NINA noch bekannter wird.  
Nähere Informationen unter: https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-bevoelkerung/ 

1. Stichtagregelung bei der Nach-

qualifizierung von Notfallsanitä-

tern soll entfallen. 

§ 32 Absatz 2 Notfallsanitätergesetz 

(NotSanG) stellt für die Voraussetzun-

gen der Nachqualifizierung der Ret-

tungsassistentinnen und Rettungsas-

sistenten zu Notfallsanitäterinnen und 

Notfallsanitätern auf die Berufserfah-

rung zum Stichtag des Inkrafttretens 

des NotSanG ab. Diese Stichtagsrege-

lung soll künftig entfallen. 

Dies bedeutet, dass auch nach Inkraft-

treten des NotSanG erworbene Berufs-

erfahrung im Beruf der Rettungsassis-

tentin und des Rettungsassistenten 

berücksichtigt wird, um je nach Um-

fang der dann erworbenen Berufser-

fahrung die Nachqualifizierung durch 

die staatliche Ergänzungsprüfung nach 

§ 32 Absatz 2 Satz 1 NotSanG vorneh-

men zu können bzw. nach den Voraus-

setzungen gemäß § 32 Absatz 2 Satz 

2 NotSanG. Daran, dass die Nachqua-

lifizierungen spätestens sieben Jahre 

nach Inkrafttreten des NotSanG abge-

schlossen sein müssen, wird festge-

halten.  

Die geplante Regelung sieht wie folgt 

aus: 

§32 (2): Eine Person, die eine mindes-

tens fünfjährige Tätigkeit als Rettungs-

assistentin oder Rettungsassistent 

nachweist, erhält bei Vorliegen der 

Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 

Nummer 2 und 3 die Erlaubnis, die   

Berufsbezeichnung „Notfallsani -

täterin“ oder „Notfallsanitäter“ zu füh-

ren, wenn sie innerhalb von sieben 

Jahren nach Inkrafttreten dieses Ge-

setzes die staatliche Ergänzungsprü-

fung besteht. Satz 1 gilt entsprechend 

für eine Person, die  

1. eine mindestens dreijährige Tätig-

keit als Rettungsassistentin oder 

Rettungsassistent nachweist und 

zur Vorbereitung auf die Ergän-

zungsprüfung an einer weiteren 

Ausbildung von 480 Stunden teil-

genommen hat oder  

Bund plant Änderung des Notfallsanitätergesetzes und Befreiung von  

Honorarnotärzten von der Sozialversicherungspflicht 

2. eine geringere als eine dreijährige 

Tätigkeit oder, bei Personen nach 

Absatz 1, keine Tätigkeit als Ret-

tungsassistentin oder Rettungsas-

sistent nachweist und zur Vorbe-

reitung auf die Ergänzungsprüfung 

an einer weiteren Ausbildung von 

960 Stunden teilgenommen hat. 

 

Die weitere Ausbildung kann in Voll-

zeitform, Teilzeitform oder berufsbe-

gleitend absolviert werden. Eine Per-

son nach Satz 2 Nummer 1 oder Num-

mer 2, die an keiner weiteren Ausbil-

dung teilnimmt, erhält bei Vorliegen 

der Voraussetzungen des § 2 Absatz 1 

Nummer 2 und 3 die Erlaubnis nach § 

1 Absatz 1, wenn sie innerhalb von 

sieben Jahren nach Inkrafttreten die-

ses Gesetzes die staatliche Prüfung 

besteht. 

 

2. Befreiung bei Sozialversiche-

rungspflicht von Honorarnot-

ärzten: 

§ 23 c des Vierten Buches Sozialge-

setzbuch – Gemeinsame Vorschriften 

für die Sozialversicherung –soll dahin-

gehend geändert werden, dass Ein-

nahmen aus Tätigkeiten als Notärztin 

oder Notarzt im Rettungsdienst nicht 

beitragspflichtig sind, wenn diese Tä-

tigkeiten neben  

1. einer Beschäftigung mit einem 

Umfang von regelmäßig mindes-

tens 15 Stunden wöchentlich au-

ßerhalb des Rettungsdienstes  

oder  

2. einer Tätigkeit als zugelassener 

Vertragsarzt oder als Arzt in priva-

ter Niederlassung ausgeübt wer-

den. 

 

Daneben wird das Siebte Buch Sozial-

gesetzbuch – Gesetzliche Unfallversi-

cherung –dahingehend geändert ,dass 

§ 2 Absatz 1 Nummer 13 (d) neu ein-

gefügt wird und damit Personen kraft 

Gesetzes versichert sind, die Tätigkei-

ten als Notärztin oder Notarzt im Ret-

tungsdienst ausüben, wenn diese Tä-

tigkeiten neben  

 

1. einer Beschäftigung mit einem 

Umfang von regelmäßig mindes-

tens 15 Stunden wöchentlich au-

ßerhalb des Rettungsdienstes 

oder  

2. einer Tätigkeit als zugelassener 

Vertragsarzt oder als Arzt in priva-

ter Niederlassung ausgeübt wer-

den. 

 

 

Die 2./3. Lesung des HHVG im Bun-

destag ist für den 16./17.02.2017 

vorgesehen; das HHVG soll zum 

01.03.2017 in Kraft treten.  

(ID) In den aktuellen Entwurf des Gesetzes zur Stärkung der Heil- und Hilfsmittelversorgung (Heil- und Hilfsmittelversorgungs-

gesetz-HHVG)-BT-Drs. 18/10186 sollen auch gesetzliche Anpassungen aufgenommen werden, die sich an zwei Stellen positiv 

auf den Rettungsdienst auswirken. Mit diesen Änderungen wird auch den Forderungen des Ministeriums für Inneres, Digitali-

sierung und Migration entsprochen.  

Bild: Fotolia 
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(ID) Bei Sonnenschein aber eisigen 

Temperaturen übten am 21. Januar 

2017 rund 120 Einsatzkräfte von Feu-

erwehr und DRK die Dekontamination 

bei einem Massenfall Verletzter mit 

Gefahrstoff-Kontamination. Unter Fe-

derführung der Feuerwehr Heidelberg 

haben sich Feuerwehren aus Heidel-

berg, Ladenburg, Hemsbach und 

Neckarbischofsheim gemeinsam mit 

der DRK-Einsatzeinheit aus Heidelberg 

getroffen, um in einer äußerst realisti-

schen Übung das Zusammenspiel von 

Abrollbehälter Dekontamination Ver-

letzter (AB Dekon-V), CBRN-Erkunder 

(CBRN: chemisch, biologisch, radiolo-

gisch, nuklear) und Gerätewagen De-

kontamination Personal (GW Dekon P) 

zu üben und gegebenenfalls Schwach-

Realistische Übungen von DRK und Feuerwehr zur Dekontamination Verletzter  

stellen zu identifizieren. Über mehr als 

eine Stunde hinweg wurde unter ande-

rem die Dekontamination liegend Ver-

letzter in der Praxis durchgeführt. Vom 

Entkleiden, Umlagern, Duschen, Ab-

trocknen, Nachweis der Kontaminati-

onsfreiheit und Ankleiden wurde jeder 

Schritt im kontinuierlichen Durchlauf 

geübt. DRK und Feuerwehr arbeiteten 

Hand in Hand.  

In der nachfolgenden Fotostrecke sind 

die einzelnen Phasen des Ablaufes 

dargestellt. Gemeinsam mit dem im 

Ministerium für Inneres, Digitalisie-

rung und Migration für Bevölkerungs-

schutz und Krisenmanagement zu-

ständigen Abteilungsleiter, Hermann 

Schröder, nahm der für die Ausstat-

tung und Beschaffung Zuständige, 

Stefan Roth, an der Übung teil. Damit 

ist gewährleistet, dass die gewonnen 

Erkenntnisse zeitnah bei weiteren Ent-

wicklungen und Beschaffungen einflie-

ßen können. Dank gilt allen Einsatz-

kräften. Insbesondere gilt dieser Dank 

den Verletztendarstellern, die bei die-

sen eisigen Temperaturen wahrlich 

"ihr letztes Hemd gegeben haben". 

Eine gleiche Übung fand am 28. Janu-

ar unter Leitung des Landkreises 

Karlsruhe und unter Beteiligung der 

Feuerwehr und den  Hilfsorganisatio-

nen aus dem Stadt– und Landkreis 

Karlsruhe in der Übungsanlage der 

Landesfeuerwehrschule in Bruchsal 

statt. Ein großes Dankeschön geht an 

alle Übungsteilnehmer für ihr großes 

Engagement.  

Verletzter wird auf Krankentrage ins Dekon-Zelt ge-

bracht 

1 

3 

Verletzter wird auf zur Dekontamination geeigneten 

Krankentrage umgelagert. 

2 

Verletzter wird von DRK-Personal unter Schutzkleidung 

entkleidet und betreut 

8 

7 

6 

Verletzter wird angekleidet 

Verletzter wird auf Kontaminationsfreiheit untersucht 

Verletzter wird abgetrocknet 

5 

4 

Blick auf die Dekon-Strecke 

Verletzter wird dekontaminiert 
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Bereits im Juli 1991 hat der EU-
Ministerrat die Einführung einer euro-
paweit einheitlichen Notrufnummer 
beschlossen. Umfragen zufolge weiß 
heutzutage aber nicht mal jeder fünfte 
Mensch in Deutschland, dass unter 
der 112 eine Notrufzentrale in ganz 
Europa erreicht werden kann. Um den 
Bekanntheitsgrad dieser wichtigen 
Notrufnummer zu steigern, wurde der 
Europäische Tag des Notrufs 112 am 
11. Februar eingeführt. Mit entspre-
chenden Aktionen und Kampagnen 
soll an diesem Tag die lebensrettende 
Rufnummer in der Bevölkerung noch 
bekannter gemacht werden. 
 

Seit Ende 2008 erreichen Hilfesuchen-
de unter der 112 in allen europäi-
schen Mitgliedsstaaten eine Leitstelle, 
die, je nach Notfall – Feuerwehr, Ret-
tungsdienst oder Polizei verständigt. 
Neben den EU-Mitgliedstaaten ist  die 
112 auch in folgenden Ländern er-

reichbar: Türkei, Schweiz, Serbien, 
Island, die Färöer-Inseln, Liechten-
stein, Norwegen, Andorra, Monaco und 
San Marino. 
 

Das Ministerium für Inneres, Digitali-
sierung und Migration weist auf die 
Bedeutung der lebensrettenden Not-
rufnummer hin und wirbt für ihre Be-
kanntmachung: 
Für Reisende und 
Urlauber ist der 
große Geltungs-
bereich der 112 
ein wichtiger Ser-
vice, der in Ext-
remsituat ionen 
Leben retten 
kann. Reisende 
und Urlauber 
müssen sich im 
Ausland nicht erst 
nach der Notruf-
nummer des je-
weiligen Landes 
erkundigen, sondern können über die 
vertraute 112 schnell und gezielt Hilfe 
anfordern. In einer Gesellschaft, in der 
die Menschen sowohl beruflich als 
auch privat immer mobiler werden und 
häufig auch im europäischen Ausland 
unterwegs sind, ist das ein wichtiger 
Service, der in Extremsituationen so-
gar Leben retten kann. Die Notrufnum-
mer kann von überall aus erreicht wer-
den. Egal ob Festnetz oder Mobiltele-
fon: die 112 ist vorwahlfrei und kos-
tenlos. Sie wird bei Netzüberlastung 
im Mobilfunk- und Festnetz mit Vor-
rang behandelt und verbindet mit der 
örtlich zuständigen Notrufzentrale von 

Notruf 112 - Europäischer Aktionstag am 11. Februar 

 Impressum 

(ID) Ob ein Unfall in Schweden, ein Feuer in Italien oder ein Notfall in Deutschland: mit der Notrufnummer 112 bekommen Menschen in 
Notlagen in ganz Europa schnelle Hilfe. Am 11. Februar findet der Europäische Aktionstag zum Notruf 112 statt. Aus diesem Anlass hat 
das Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration  ein Medienpaket geschnürt, mit dem die europaweite Notrufnummer 112 
noch bekannter gemacht werden soll. 

Rettungsdienst, Feuerwehr oder Poli-
zei. Dort werden Mitarbeiter erreicht, 
die häufig mehrsprachig für die Not-
rufabfrage geschult sind.  
 

Viele Feuerwehrfahrzeuge und Fahr-
zeuge des Rettungsdienstes in Baden-
Württemberg sind schon mit dem blau
-gelben Notruflogo 112 beklebt und 

sorgen damit vorbild-
lich für die Verbrei-
tung dieser wichtigen 
Rufnummer. 
Zu den im Notfall 
wichtigsten Rufnum-
mern hat das Minis-
terium für Inneres, 
Digitalisierung und 
Migration anlässlich 
des Europäischen 
Notruftages ein Medi-
enpaket herausgege-
ben. Es enthält  ei-
nen Flyer mit aus-
führlichen Informatio-

nen zu den wichtigsten Notrufnum-
mern, zwei Postern sowie  einem Mus-
tertext zur weiteren Veröffentlichung. 
Dieses Medienpaket steht im auf der 
Internetseite des Ministeriums für 
Inneres, Digitalisierung und Migration 
unter folgendem Link zum Download 
bereit: 
https://im.baden-wuerttemberg.de/
de/sicherheit/wichtige-rufnummern-
fuer-den-notfall/ 
Bitte nutzen Sie dieses Angebot, um 
mit den verschiedenen Publikationen 
die europäische Notrufnummer 112 
noch bekannter zu machen. 
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Kurz erläutert: Die Öl- und Schadenwehr Bodensee 

Das Land Baden-Württemberg, das auf einer Länge von 155 Kilometern (von ins-
gesamt 273 Uferkilometern) an den Bodensee angrenzt, hat sich 1960 gemein-
sam mit Bayern, Österreich und der Schweiz im Übereinkommen über den Schutz 
des Bodensees verpflichtet, in seinem Bereich darauf hinzuwirken, dass der Bo-
densee vor Verunreinigungen geschützt wird. 

In Umsetzung dieser Verpflichtung wurde in einer gemeinsamen Verwaltungsvor-
schrift des Innenministeriums und des Umweltministeriums die Aufgaben des Be-
triebes einer Öl- und Schadenswehr und deren Übertragung an die Landratsämter 
Bodenseekreis und Konstanz sowie die Bereitstellung finanzieller Mittel im Haus-
haltsplan des Landes geregelt. Die konkrete Abwicklung der Aufgaben überneh-
men die Feuerwehren Konstanz, Radolfzell, Überlingen und Friedrichshafen. 

Bei der Öl- und Schadenswehr wirken bei dieser Aufgabe des Landes die beteilig-
ten Feuerwehren dabei mit, den Bodensee auf den gemeindefreien Flächen vor 
Verunreinigungen zu schützen. Insbesondere gilt es, Unfälle mit wassergefährden-
den Stoffen zu bekämpfen, die Uferbereiche vor dem Eindringen von wasserge-
fährdenden Stoffen zu schützen sowie die Gefahrenabwehr gemäß Feuerwehrge-
setz auf dem See durchzuführen. 

Feuerwehrkommandant Louis Laurösch erklärt Innenminister Thomas Strobl die neue Bootsausführung anlässlich der 
Besichtigung des alten Feuerlöschbootes  

(ID) Die Ausstattung der Feuerwehren für die Öl- und Schadenswehr am Bodensee besichtigte dieser Tage der stellvertre-
tende Ministerpräsident und Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Thomas Strobl in Friedrichshafen. Vor 
dem Hintergrund beachtlicher Investitionsvorhaben konnte sich der Minister in Anwesenheit von Oberbürgermeister An-
dreas Brand (Friedrichshafen), Landrat Lothar Wölfle (Bodenseekreis) und dem Landtagsabgeordneten Martin Hahn MdL 
(Überlingen) von der Leistungsfähigkeit der Freiwilligen Feuerwehren überzeugen, die für den Schutz des Trinkwasserre-
servoirs und Ökosystems Bodensee Verantwortung übernehmen. 

Innenminister Thomas Strobl zu Gast bei der Ölwehr am Bodensee 
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Der Innenminister und stellvertretende 
Ministerpräsident versicherte in seiner 
Ansprache den Verantwortlichen, dass 
das Land zur Partnerschaft mit den 
Stützpunktwehren in Konstanz, Radolf-
zell, Überlingen und Friedrichshafen 
steht. Er begrüßte die Konzeption für 
die zukunftsorientierte Ausstattung 
ausdrücklich und dankte den Einsatz-
kräften für ihre ganzjährige hohe Ein-
satzbereitschaft zum Schutz der Men-
schen und der Umwelt. 
 
Im September 2015 konnte der dama-
lige Innenminister Reinhold Gall MdL 
im Beisein von Herrn Ministerialdirek-
tor Helmfried Meinel vom Umweltmi-
nisterium jeweils vier neue Mehr-
zweckboote und Gerätewagen-
Transport im Wert von rund 2 Millio-
nen EURO an die Stützpunktwehren 
übergeben. Stadtbrandmeister Louis 
Laurösch, Chef der Feuerwehr Fried-
richshafen, stellte das aktuelle Aufga-
ben- und Ausrüstungsspektrum der Öl- 
und Schadenwehr vor. 
 
Die neue Konzeption, die Kreisbrand-
meister Henning Nöh, Landratsamt 
Bodenseekreis, eindrucksvoll be-
schrieb, sieht die Beschaffung von vier 
neuen Arbeitsbooten der 15m-Klasse 
vor. Damit werden vornehmlich techni-
sche Hilfeleistungen im Zusammen-
hang mit der Ölwehr erledigt. Gleich-
zeitig werden die Boote mit Brandbe-
kämpfungseinrichtungen versehen, 
um Schiffs- bzw. Bootsbrände zu be-
kämpfen. 
 
Diese Ausstattung macht die weitere 
Vorhaltung von zwei Feuerlöschbooten 
in der bisherigen Form (23m-Klasse) 
obsolet. Damit werden Investitions- 
und erhebliche Betriebskosten vermie-
den, da diese kalkulatorisch deutlich 
über denen der zu beschaffenden Ar-
beitsboote liegen. Außerdem ist der 
Einsatz in „sensiblen“ Flachwasserzo-
nen des Sees mit den zukünftigen 
Wasserfahrzeugen (Tiefgang 0,70 bis 
1,10 m je nach Beladezustand) mög-

lich. Die Baukosten belaufen sich auf 
ca. 7,7 Millionen EURO für die vier 
Boote. Zu dieser Investition bekannte 
sich unser Minister ausdrücklich mit 
dem Hinweis auf den Trinkwasser- und 
Katastrophenschutz.  

Einen Dank richtet er an das Ministeri-
um für Umwelt, Klima und Energiewirt-
schaft, das schon bisher eine finanziel-
le Zuwendung in Höhe von 1,98 Millio-
nen EURO zugesichert hat.  

Den Infodienst finden Sie auch zum Download auf der Internetseite der Landesfeuerwehrschule Baden-Württemberg unter:  
https://www.lfs-bw.de/meldungen/aktuelles/Seiten/Meldung.aspx?rid=102 . Der Nachdruck ist unter der Quellenangabe des Herausgebers erlaubt.  

https://www.lfs-bw.de/meldungen/aktuelles/Seiten/Meldung.aspx?rid=102�
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(ID) Der Landesausschuss für den Ret-
tungsdient (LARD) hat im Einverneh-
men mit dem Landkreistag und dem 
Städtetag im November 2016 die An-
lage 3 der Gemeinsamen Hinweise zur 
Leistellenstruktur der nichtpolizeili-
chen Gefahrenabwehr modifiziert und 
beschlossen . Die Neufassung ersetzt 
mit Ihrem Inkrafttreten zum 1. Januar 
2017 die Anlage 3 in der Fassung vom 
9. November 2010. 

Die Anlage 3 der „Gemeinsamen Hin-
weise zur Leitstellenstruktur der nicht-
polizeilichen Gefahrenabwehr“ be-
schreibt die Bildungsvoraussetzungen 
und den Ablauf der Weiterbildung zur 
Leitstellendisponentin bzw. -disponen-
ten in Integrierten Leitstellen.  

Die Qualifikation ist als berufliche Wei-
terbildung für erfahrene Kräfte des 
Rettungsdienstes Rettungsassisten-
ten), für erfahrene Angehörige einer 
Freiwilligen Feuerwehr und für feuer-
wehrtechnische Beamte konzipiert. Mit 
Abschluss der Weiterbildung soll eine 
Leitstellendisponentin bzw. -disponent 
allen Anforderungen in einer Integrier-
ten Leitstelle gerecht werden können.  

Nach einer sechsjährigen Erfahrung 
mit der Weiterbildung lagen nun aus-
reichend Erfahrungen bei allen Betei-
ligten vor, so dass eine Überarbeitung 
angezeigt war. 

Die Qualifizierung zum Leitstellendis-
ponenten erfolgt künftig in einer insge-
samt 20-wöchigen schulischen und 
praktischen Weiterbildung, die mit 
einer Abschlussprüfung endet. 

Die Landesfeuerwehrschule Baden-
Württemberg und die DRK-Landes-
schule Baden-Württemberg werden in 
Kürze das angepasste Lehrgangsange-
bot veröffentlichen. 

Leitstellendisponentinnen und -
disponenten, die vor dem 1. Januar 
2017 insgesamt mindestens drei Jah-
re in einer Integrierten Leitstelle bei 
der Entgegennahme und Abarbeitung 

Neue Regelungen für die Qualifizierung von Leitstellendisponenten in Kraft 
Anlage 3 der Hinweise zur Leitstellenstruktur der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr angepasst 

der über die 112 eingehenden Notrufe 
tätig waren, können ohne Weiterbil-
dung gemäß Anlage 3 ihren Leitstel-
lendienst weiterhin versehen. Ange-
hende Leitstellendisponentinnen und -
disponenten, die die Weiterbildung 
nach Anlage 3 (Stand: 2011) bereits 
vor dem 1. Januar 2017 begonnen 
haben, bekommen absolvierte Ausbil-
dungsmodule und -zeiten anerkannt. 

Die neue Anlage 3 ist auf der Homepa-
ge der Landesfeuerwehrschule unter 
h t t p s : / / w w w . l f s -
bw.de/meldungen/aktuelles/Seiten/Meldu
ng.aspx?rid=103 verfügbar. 

Ein Blick in die Integrierte Leitstelle für Sicherheit und Mobilität der Stadt Stuttgart (SIMOS) 

Die Referatsleiterin für den Rettungs-
dienst im Innenministerium, Kathleen 
Adler, und ihre Vertreterin, Astrid Rum-
ler, waren gerne der Einladung der 
ausr ichtenden Organisat ionen 
(Deutsche Gesellschaft für Anästhesio-
logie und Intensivmedizin, Berufsver-

band Deutscher Anästhesisten, Deut-
scher Rat für Wiederbelebung und das 
Deutsche Reanimationsregister) ge-
folgt und nahmen wichtige Erkenntnis-
se zur Fortentwicklung des Rettungs-
dienstes in Baden-Württemberg mit. 
Im Mittelpunkt der Fachtagung stan-

den unter anderem 
Themen wie die Vor-
hersehbarkeit von 
Notfalleinsätzen, die 
digitale Rettungskette, 
aber auch die Smart-
phone basierte App-
Alarmierung von Erst-
helfern.  

"Uns ist jede Maßnah-
me wichtig, die die 
rettungsdienstl iche 
Versorgung unserer 
Bevölkerung nachhal-

tig verbessert" so Kathleen Adler, 
„hierzu haben wir im Rahmen dieser 
Fachtagung sehr interessante Projekte 
kennengelernt, die uns optimistisch 
stimmen, in absehbarer Zeit eine Ver-
besserung sowohl der Reanimations-
rate als auch der Prähospitalzeit für 
den Patienten erreichen zu können. 
Vor dem Hintergrund eines ressour-
censchonenden Umgangs mit den be-
grenzt zur Verfügung stehenden Ret-
tungsmitteln sind für uns aber auch 
Projekte zur zielgerichteten Ressour-
censteuerung in den Integrierten Leit-
stellen und ein flächendeckender Aus-
bau der Helfer vor Ort-Systeme und 
der Ersthelfer sehr wichtig. Wir werden 
hier die weiteren Entwicklungen und 
wissenschaftlichen Erkenntnisse ge-
spannt verfolgen und wo nötig unter-
stützend tätig werden.“ 

Vierte Bad Boller Reanimationsgespräche 

Die Teilnehmer der Vierten Bad Boller Reanimationsgespräche 
Bild: diversikum medienbüro, pressefoto, raimund wimmer, journalist  

(ID) Die vierten Bad Boller Reanimationsgespräche setzten auch in diesem Jahr wieder neue Impulse: Mit Fokus auf die Digitalisie-
rung der Gesellschaft diskutierten Notfallmediziner zwei Tage lang über neue Entwicklungen und Chancen für die Notfallrettung.  

https://www.lfs-bw.de/meldungen/aktuelles/Seiten/Meldung.aspx?rid=103�
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Infodienst abonnieren! 
Jetzt in Mailingliste eintragen 

Nach nur zwei Ausgaben erfreut sich 
unser Infodienst schon großer Beliebt-
heit. Ab sofort können Sie ihn auch 
direkt erhalten. Verpassen Sie keine 
Ausgabe und abonnieren Sie den Info-
dienst noch heute. Dann erhalten Sie 
alle Informationen und Neuigkeiten 
rund um Feuerwehr, Bevölkerungs-
schutz, Rettungsdienst und Krisenma-
nagement bequem in Ihr Postfach. Ein 
wenig Aufwand für Sie, der sich aber 
lohnt. 

Mit der Abo-Funktion auf der Internet-
seite der Landesfeuerwehrschule tra-
gen Sie sich in die automatisierte Mai-
lingliste ein und erhalten unsere aktu-
elle Ausgabe immer als Erster. Selbst-
verständlich können Sie sich jederzeit 
problemlos vom Infodienstversand 
wieder abmelden. 

Den Link zur Anmeldung finden Sie auf 
der Startseite der Landesfeuerwehr-
schule Baden-Württemberg unter: 
https://www.lfs-bw.de/ 

Wir freuen uns, Sie als Abonnent be-
grüßen zu dürfen und bitten Sie: Wer-
ben Sie für den Infodienst, damit er 
eine noch größere Verbreitung erfährt. 

Zehn Jahre Landeskommando Baden-Württemberg 
Feierstunde in der Theodor-Heuss-Kaserne 
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(ID) Mit einem Festakt zum 10-jährigen Bestehen des Landeskommandos Ba-
den-Württemberg würdigten Vertreter aus Politik und Wirtschaft das Engage-
ment der Bundeswehr in der Zivil-Militärischen Zusammenarbeit. 

Martin Jäger, Staatssekretär im Minis-
terium für Inneres, Digitalisierung und 
Migration, gratulierte beim Festakt am 
13. Februar 2017 Oberst Christian 
Walkling und den Soldatinnen und 
Soldaten sowie den zivilen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern des Landes-
kommandos zu einer sehr erfolgrei-
chen Arbeit in den vergangenen zehn 
Jahren. In seinem Grußwort an die 
Festgäste aus Politik, Bundeswehr, 
Kirche, Wirtschaft und Verwaltung 
dankte er der Bundeswehr im Namen 
der Landesregierung für die traditio-
nell vertrauensvolle, verlässliche und 
gute Zusammenarbeit. 

„Als zuständiger Staatssekretär für die 
Innere Sicherheit, den Bevölkerungs-
schutz und das Krisenmanagement ist 
für mich die Bundeswehr ein wichtiger 
Partner, auf den sich die Bürgerinnen 
und Bürger unseres Landes hundert-
prozentig verlassen können“, sagte 
Martin Jäger. 

Die Zusammenarbeit mit der Bundes-
wehr trägt wesentlich zur Sicherheit in 
der Bevölkerung bei. Das zeige sich 
zum Beispiel bei Ereignissen wie beim 
NATO-Gipfel 2009, beim Hochwasser 
2013 und bei der Flüchtlingskrise 
2015 und 2016, die die zivile Seite 
aber auch die Bundeswehr vor große 
Herausforderungen gestellt habe und 
die gemeinsam mit der Polizei, der 
Feuerwehr, dem THW und den Hilfsor-
ganisationen hervorragend habe be-
wältigt werden können. 

Jäger ging auch auf die aktuelle Si-

cherheitslage ein. „Es ist wichtig, sich 
vor terroristischen Angriffen hier in 
Deutschland und Europa zu schützen 
und unsere offene und demokratische 
Gesellschaft zu verteidigen“, sagte 
Jäger. Baden-Württemberg sei daher 
eines der sechs Bundesländer, in dem 
die Bundeswehr und die Landespolizei 
unter Einbindung des Verwaltungs-
stabs des Innenministeriums zum ers-
ten Mal die Zusammenarbeit bei der 
Bewältigung einer länderübergreifen-
den Terrorlage in Form einer Stabsrah-
menübung – der GETEX 17 – üben 
werde. 

Staatssekretär Martin Jäger und Oberst  
Christian Walkling bei der Feierstunde 

 in der  Theodor-Heuss-Kaserne 

https://www.lfs-bw.de/�
mailto:poststelle@im.bwl.de�
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(ID) Der vom Landeskabinett zur Anhörung freigegebene Gesetzentwurf zur Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 
Baden-Württemberg und weiterer dienstrechtlicher Vorschriften enthält zwei für die Feuerwehren relevante Änderungen 
im Landesbesoldungsgesetz und im Landesbeamtengesetz. 

Geplante Änderungen bei den Regelungen zu Mehrarbeitsvergütung und Arbeitszeit 

In § 65 Absatz 1 Nummer 4 des Lan-
desbesoldungsgesetzes soll die bisher 
auf Beamtinnen und Beamte im Ein-
satzdienst der Berufsfeuerwehr be-
schränkte Möglichkeit zur Gewährung 
von Mehrarbeitsvergütung auf alle 
Einsatzbeamtinnen und -beamten der 
Feuerwehren erstreckt werden. Dies 
ist sachgerecht, weil Beamtinnen und 
Beamte in den Laufbahnen des mittle-
ren, gehobenen und höheren feuer-
wehrtechnischen Dienstes außer bei 
den acht Feuerwehren im Land mit 
einer Abteilung Berufsfeuerwehr auch 
bei den Feuerwehren anderer Städte 
tätig sind und auch dort abzugeltende 
Mehrarbeit anfallen kann. 
In § 67 Absatz 1 des Landesbeamten-
gesetzes soll für die Berechnung des 
Durchschnitts der wöchentlichen 
Höchstarbeitszeit ein Bezugszeitraum 

von vier Monaten eingeführt werden, 
der für alle Beamtinnen und Beamten 
in Baden-Württemberg Anwendung 
findet. 

Dies trägt einem Urteil des Bundesver-
waltungsgerichts vom 17. September 
2015, Az. 2 C 26.14, Rechnung, 
durch das klargestellt wurde, dass 
ohne eine entsprechende gesetzliche 
Regelung der in Artikel 6 Buchstabe b 
der EU-Arbeitszeitrichtlinie festgelegte 
Siebentageszeitraum maßgeblich ist, 
innerhalb dem die durchschnittliche 
Arbeitszeit von 48 Stunden in der Wo-
che nicht überschritten werden darf. 
Dabei stellt der gesetzlich vorgegebe-
ne Ausgleichzeitraum von vier Mona-
ten lediglich den Zeitrahmen dar, der 
von den Dienststellen und Betrieben 
regelmäßig genutzt werden kann, um 
die zulässige durchschnittliche 

Höchstarbeitszeit zu erreichen. Davon 
abweichend kann nach Kapitel 5 der 
EU-Arbeitszeitrichtlinie für bestimmte 
Bereiche, unter anderem für Feuer-
wehr- und Katastrophenschutzdienste, 
ein Bezugszeitraum von bis zu sechs 
Monaten in Anspruch genommen wer-
den. 

Diese bereichsspezifischen Regelun-
gen sind (in Form von Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften) von dem je-
weiligen Dienstherrn zu treffen, im Fall 
der Feuerwehreinsatzbeamten also 
von den Kommunen. 

Ob und in welcher Form darüber hin-
aus die Höchstgrenze für den Bezugs-
zeitraum von zwölf Monaten in An-
spruch genommen werden kann, wird 
derzeit im Rahmen eines laufenden 
Vertragsverletzungsverfahrens geklärt. 

   Das Landeskommando Baden-Württemberg 

Das Landeskommando Baden-Würt-
temberg mit Sitz in Stuttgart repräsen-
tiert die Bundeswehr gegenüber der 
Landesregierung, vertritt die Interes-
sen der Bundeswehr im Bundesland, 
berät zivile Behörden ebenengerecht 
über Fähigkeiten der Bundeswehr im 
Hilfeleistungsfall und nimmt  Aufgaben 
in der Fläche wahr.  

Im Kontext der Vorbereitung auf und 
im Falle subsidiärer Hilfeleistung meint 
„ebenengerecht“, dass die aktiven 
Angehörigen und Reservisten des Lan-
deskommandos, den föderalen Institu-
tionen auf Ebene des Landes, der Re-
gierungsbezirke und der Landkreise 
mit Rat und Tat subsidiär zur Seite 
stehen.  

Damit die Zusammenarbeit zwischen 
zivilen Krisenstäben und militärischen 
Helfern im Falle notwendiger Hilfeleis-
tung funktioniert, üben alle relevanten 
Akteure Verfahren und Abläufe im Vor-
feld - gemäß dem Grundsatz „In der 
Krise Köpfe kennen“. Sowohl bei 
Übungen, als auch im Einsatz sind es 
vorwiegend aktive Soldatinnen und 
Soldaten, die den Hilfseinsatz im Stutt-
garter Lagezentrum des Landeskom-
mandos koordinieren und Reservisten, 
die im Verwaltungsstab des Innenmi-
nisteriums mitwirken. 

Bei den Verwaltungsstäben in den vier 
Regierungspräsidien und 44 Landrats-
ämtern bzw. Bürgermeisterämtern der 
Stadtkreise Baden-Württembergs sind 
es die Reservistinnen und Reservisten 
der Bezirks- und Kreisverbindungs-
kommandos (BVK und KVK), die ihre 
zivilen Gegenüber beraten. 
Doch nicht nur den nicht-aktiven Ka-
meraden in den Verbindungskomman-
dos, sondern auch jenen rund 300, die 
in den drei Kompanien der Regionalen 
Sicherungs- und Unterstützungskräfte 
(RSU) beordert sind, gilt die Aufmerk-
samkeit des Kommandeurs. Dies sind 
die Regionalen Sicherungs- und Unter-
stützungskompanien „Odenwald“ in 
Walldürn, „Oberrhein“ in Bruchsal und 
„Schwäbische Alb“ in Stetten am kal-
ten Markt. 

Ein weites Aufgabenspektrum 
Zu den Aufgaben des Landeskomman-
dos zählen ferner die Führung der bei-
den Familienbetreuungszentren in 
Bruchsal und Stetten am kalten Markt, 
der Sportfördergruppen in Bruchsal 
und Todtnau, der Sportlehrer im Bun-
desland und der ZAW-Betreuungs-
stellen in Stuttgart und Karlsruhe. 
Auch für das Personal des Landeskom-
mandos an der Bundeswehrfachschu-
le in Karlsruhe und das Tagungszent-

rum Todtnau ist der Kommandeur 
truppendienstlich verantwortlich. Zu-
dem fungiert er in allen Standortange-
legenheiten als fachlich vorgesetzter 
Ansprechpartner der Standortältesten 
im Land.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wappen des Landeskommandos. 
(Quelle: LKdo BW)  

Zeichen der Zusammengehörigkeit 
 
Das interne Verbandsabzeichen des 
Landeskommandos Baden-Württem-
berg bildet das Eiserne Kreuz und drei 
schwarze Löwen auf den Landesfar-
ben Schwarz und Gold ab. Die Löwen 
sind dem Wappen der Stauffer ent-
nommen, aus deren Haus die Herzöge 
von Schwaben stammen. 
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(ID) Am 7. und 8. Februar 2017 trafen 
sich die Vertreter der am Projekt Leit-
stellenstruktur in Baden-Württem-
berg beteiligten Organisationen zu 
einem gemeinsamen Workshop an 
der Landesfeuerwehrschule in Bruch-
sal.  
In offener Atmosphäre konnte ein kon-
struktiver Dialog über die in den Leit-
stellen für Rettungsdienst und Feuer-
wehr wahrgenommen und zukünftig 
wahrzunehmenden Aufgaben geführt 
werden. Neben einem Blick in das Jahr 
2030 standen die vielfältigen derzeit 
in den Leitstellen wahrgenommenen 
Aufgaben im Fokus der Beratungen. 

Aktuell werden die 
gemeinsam erar-
beiteten Ergebnis-
se des Workshops 
ausgewertet. Sie 
stellen den we-
sentlichen Schritt 
zur Erarbeitung 
eines gemeinsa-
men Aufgabenver-
ständnisses für 
das Gesamtprojekt 
dar. Nach Bera-
tung durch die Len-
kungsgruppe des 
Projektes werden 

sie eine der Grund-
lagen für die weite-
re Entscheidungs-
findung im Projekt 
sein. 

Allen Beteiligten 
des Workshops an 
dieser Stelle herzli-
chen Dank für ihr 
Engagement und 
ihr eingebrachtes 
Fachwissen! Das 
Projekt Leitstellen-
struktur in Baden-
Württemberg hat 

Projekt Leitstellenstruktur in Baden-Württemberg  
Fachgruppe Aufgaben einer Leitstelle trifft sich zum Workshop an der Landesfeuerwehrschule 

die ergebnisoffene Überprüfung der 
der Leitstellenstruktur der Organisatio-
nen der nichtpolizeilichen Gefahrenab-
wehr und gegebenenfalls deren Fort-
entwicklung zum Ziel. Weitere Informa-
tionen zum Projekt finden Sie auf der 
Homepage des Ministeriums für Inne-
res, Digitalisierung und Migration un-
ter: 

 

https://im.baden-wuerttemberg.de/
d e / s i c h e r h e i t / p r o j e k t -
l e i t s t e l l e n s t r u k t u r - i n - b a d e n -
wuerttemberg/ 

In den Arbeitsgruppen wurde engagiert diskutiert. 

Teilnehmer und Moderatoren des Workshops im Gruppenbild 

Helfer-vor-Ort erhalten 
weitere Klarheit und 
Rechtssicherheit 

(ID) Mit der letzten Änderung des Ret-
tungsdienstgesetzes (RDG) hat Baden-
Württemberg als erstes Land die Hel-
fer-vor-Ort-Systeme in ein Gesetz auf-
genommen. Damit haben diese Helfe-
rinnen und Helfer nun Rechtssicher-
heit. 
Mit einer Rechtsverordnung  über die 
Organisation, Ausstattung, Ausbildung, 
Aufgaben und die Einsatzkriterien soll 
weitere Handlungssicherheit herge-
stellt werden. Mit der Aufgabenbe-
schreibung erhalten auch die Leitstel-
lendisponenten weitere Klarheit. Die 
Rechtsverordnung wird auch Aussagen 
über die Rechtmäßigkeit der Nutzung 
von Sonderrechten durch Helfer-vor-
Ort enthalten. Die Rechtsverordnung 
soll noch im ersten Halbjahr 2017 in 
Kraft treten. 

Zum Nachschlagen 
 

(ID) Der Geschichtekommission Ta-
gungsband 2015 (Band 23) des CTIF 
(Comité Technique International de 
prévention et d’extinction du Feu; 
deutsch: Internationales technisches 
Komitee für vorbeugenden Brand-
schutz und Feuerlöschwesen) mit dem 
Thema „Spektakuläre Brände und 
Brandstifter-innen (Brandstiftungen)" 
wurde jetzt vom Karlsruher Institut für 
Technologie (KIT) auf der Interseite der 
Forschungsstelle für Brandschutztech-
nik am KIT online gestellt: 

 

Graphische Bearbeitung und 
Buchumschlag: Eva Čejchanová 

h t t p : / / w w w . f f b . k i t . e d u /
ctif_tagungsbaende/23_2015_Spekt
akulaere_Braende.pdf 
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Neue Schlaganfallkonzeption für bessere Versorgung 
im Ernstfall 

Hydrant - altgriechisch [ὕδωρ (hydōr)] 
für Wasser. 

(ID) Der Duden spricht von einer 
„Zapfstelle zur Entnahme von Wasser, 
meist auf der Straße (besonders für 
Feuerwehr und Straßenreinigung)“. 
Der Feuerwehrler kennt es als An-
schlusseinrichtung zur Entnahme von 
Wasser aus der zentralen Wasserver-
sorgung. Man unterscheidet in Unter-
flurhydrant nach DIN 3221 und Über-
flurhydrant nach DIN 3222. Aus dem 
Unterflurhydranten wird mit Hilfe eines 
Standrohres Wasser entnommen. 
Nach oben schließt der Unterflurhyd-
rant mit einer Straßenkappe bündig 
zur Straße ab. 

Jetzt kann Baden-Württemberg mit 
aller größter Wahrscheinlichkeit mit 
Stolz auf die größte Straßenkappe der 
Welt blicken. 

Wer es nicht errät oder weiß, wo diese 
steht oder besser gesagt liegt, muss 
bis zur nächsten Ausgabe des Info-
dienstes warten. 

Wo steht der Größte?  
Baden-Württemberg       
auch hier Spitze! 

In Umsetzung aktueller wissenschaftli-
cher Erkenntnisse, die zeigen, dass 
das Ausmaß der klinischen Besserung 
bei einem Schlaganfall von einer um-
gehenden und richtigen Therapieein-
leitung abhängt, müssen künftig auch 
die derzeit 21 lokalen Schlaganfallsta-
tionen Gefäßdiagnostik und die medi-
kamentöse Thrombolyse 24 Stunden 
an 365 Tagen vorhalten. 

Alle Patienten mit Verdacht auf einen 
akuten Schlaganfall werden daher in 
der Regel notfallmäßig direkt in die 
nächste zertifizierte Schlaganfallstati-
on eingewiesen. Die entsprechenden 
Zertifizierungen der teilnehmenden 
Kliniken laufen bereits und sollen bis 

Seite  4  Infodienst  

Einweisungs- und Fortbildungsveranstaltung für MTF 43 
in Philippsburg 

(ID) Die Medizinische Task Force 
(MTF) ist eine im Aufbau befindliche 
standardisierte Taktische Einheit mit 
Spezialfähigkeiten zur Unterstützung 
bzw. Ergänzung von Einheiten des 
Katastrophenschutzes. Derzeit wer-
den im Bundesgebiet 61 MTF‘s auf-
gestellt, davon fünf (MTF 42 bis MTF 
46) in Baden-Württemberg. Der Bund 
beschaffte hierfür 38 GW-San (Bund), 
welche in den Jahren 2012 bis 2016 
an die jeweiligen MTF-Standorte in 
Baden-Württemberg ausgeliefert 
wurden. 
 
Am Samstag, 05.02.2017 lud das Re-
gierungspräsidium Karlsruhe Vertreter 

der Medizinischen Task Force 43 (MTF 
43) aus den Standorten Mannheim, 
Karlsruhe, Rhein-Neckar-Kreis, Heidel-
berg und Neckar-Odenwald-Kreis zum 
DRK nach Philippsburg ein. 
 
Bei einer Einweisungs- und Fortbil-
dungsveranstaltung wurden die Teil-
nehmer auf den Beatmungsgeräten 
und Defibrillatoren des GW-San (Bund) 
in die Bedienung und Wartung gemäß 
dem Medizinproduktegesetz eingewie-
sen und als Multiplikatoren ausgebil-
det. Des Weiteren wurde die geforder-
te Erstinbetriebnahme der Geräte 
durchgeführt. Mit Abschluss dieser 
Veranstaltung sind nunmehr alle 

Standorte der 
zur MTF 43 
gehörenden 
GW-San (Bund) 
in die Bedie-
nung der auf 
dem GW-San 
(Bund) verlaste-
ten Medizinge-
räte eingewie-
sen. 
 

 
Bericht: Regie-
rungspräsidium 
Karlsruhe 

Die Teilnehmer an der Einweisungs– und Fortbildungsveranstaltung 
Bild: Regierungspräsidium Karlsruhe 

Richtigstellung 
 

In Ausgabe zwei unseres Info-
dienstes haben wir auf Seite drei 
in der Berichterstattung zu den 
Bad Boller Reanimationstagen 
versäumt, die Quellenangabe des 
Bildes zu nennen. Es konnte so 
der Eindruck entstehen, die Bild-
rechte lägen beim Ministerium für 
Inneres, Digitalisierung und Mig-
ration.  

Dem ist nicht so: Urheber des 
Bildes ist diversikum medienbüro, 
pressefoto, raimund wimmer, 
journalist. Wir bitten das Verse-
hen zu entschuldigen. 

Ende 2017 abgeschlossen sein. Die 
bessere Ausstattung der lokalen 
Schlaganfallstationen dürfte für den 
Rettungsdienst zu kürzeren Anfahrts-
wegen bei der Zuleitung vor Schlagan-
fallpatienten in das nächstgelegene 
Krankenhaus führen. 

Die gesamte Schlaganfallkonzeption 
ist auf der Homepage des Sozialminis-
teriums eingestellt und kann unter 
folgendem Link abgerufen werden: 
 
http://sozialministerium.baden-
wuert temberg .de/de/serv ice/
presse/pressemitteilung/pid/neue-
schlaganfallkonzeption-fuer-bessere-
versorgung-im-ernstfall/ 

(ID) Am 1. Februar 2017 ist die neue Schlaganfallkonzeption in Kraft getreten, 
mit der Baden Württemberg als einziges Bundesland eine dreistufige Versor-
gungsstruktur für die Behandlung von Schlaganfallpatienten vorsieht: Schlag-
anfallzentren, regionale Schlaganfallschwerpunkte und lokale Schlaganfallsta-
tionen. 
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Zur Bewältigung von außergewöhnli-
chen Ereignissen wie größeren Scha-
densereignissen oder Krisensituatio-
nen bedarf es der schnellen Reaktion 
der zuständigen Behörden und Organi-
sationen mit Sicherheitsaufgaben. Zu 
diesem Zweck treffen die für die Ge-
fahrenabwehr zuständigen Behörden 
besondere Vorkehrungen und bilden 
im Ereignisfall Stäbe zur Lagebewälti-
gung. Dies gilt in gleicher Weise für die 
Gemeinden in ihrer Eigenschaft als 
Mitwirkende im Katastrophenschutz, 
berührt aber auch ihre Zuständigkeit 
als Ortspolizeibehörde. Verantwortlich 
hierfür ist die Behördenleitung, also 
die Bürgermeisterin oder der Bürger-
meister der betreffenden Gemeinde. 
Die „Verwaltungsvorschrift der Landes-
regierung und der Ministerien zur Bil-
dung von Stäben bei außergewöhnli-
chen Ereignissen und Katastro-
phen“ (VwV Stabsarbeit) gibt hierbei 
den Rahmen für diese Aufgabenstel-
lung vor. 

Für kleinere Gemeinden erscheinen 
die Regelungen der VwV Stabsarbeit 
mitunter nicht anwendbar oder sind 

Hinweise zur Stabsarbeit in Gemeinden 
Innenministerium erarbeitet Empfehlungen als Hilfestellung zur Umsetzung in Bezug auf örtliche Verhältnisse 

(ID) Großschadenlagen stellen die Verantwortlichen im Bevölkerungsschutz immer wieder vor besondere Herausforderun-
gen, die eine ressort- und fachübergreifende Zusammenarbeit aller Beteiligten erfordern. Eine professionelle und effizien-
te Gefahrenabwehr verlangt nach einem schnellen, planvollen und koordinierten Zusammenwirken sowie einem einheitli-
chen Führungsverständnis aller Entscheidungsebenen im Bevölkerungsschutz. Das stellt kleinere Gemeinden aber vor 
Probleme bei der Zusammenstellung von Einsatzstäben. 

nur modifi-
ziert an-
w e n d b a r . 
Das Ministe-
rium für In-
neres, Digita-
lisierung und 
Migration ist 
deshalb ei-
nem vielfach 
vorgetrage-
nen Wunsch 
der Basis 
nachgekom-
men und hat 
Empfehlun-
gen erarbei-
tet, die als 
Hilfestellung 
zur Umset-
zung der VwV Stabsarbeit in Bezug auf 
die örtlichen Verhältnisse in kleineren 
Gemeinden dienen und diese ergän-
zen soll. Auch Gemeinden mit einem 
kleinen Personalkörper wird somit er-
möglicht, sich angemessen und zeitge-
recht auf außergewöhnliche Ereignisse 
vorzubereiten und die Vorkehrungen 
dafür zu treffen, in einem Ereignisfall 

handlungsfähig zu bleiben. 

Die Empfehlungen stehen auf der 
Homepage des Ministerium für Inne-
res, Digitalisierung und Migration zum 
Download bereit. 

https://im.baden-wuerttemberg.de/
de/sicherheit/katastrophenschutz/
fuehrung-im-bevoelkerungsschutz/ 

Auch die Gemeinde Braunsbach war anlässlich der Hochwasserkatastrophe mit dem Problem  
der Aufstellung eines Verwaltungsstabes konfrontiert. 

(ID) Mit der Änderung der Landesbau-
ordnung zum 1. März 2015 sind in 
Baden-Württemberg regelkonforme 
Bauvorhaben in Holzbauweise bis zur 
Hochhausgrenze möglich. Bei einer 
Expertenrunde im Forum Holzbau, 
der Hauptgeschäftsstelle des Verban-
des des Zimmerer- und Holzbauge-
werbes in Ostfildern, konnte der Mi-
nister für Ländlichen Raum und Ver-
braucherschutz, Peter Hauk MdL, 
den Auftakt für ein Forschungspro-
jekt bekannt geben. Mit dabei war 
Ministerialrat Volker Velten vom Re-
ferat 62 – Feuerwehr und Brand-
schutz im Ministerium für Inneres, 
Digitalisierung und Migration. 
 
Der Anwendung von Holz in mehrge-
schossigen beziehungsweise großvolu-
migen Gebäuden stehen jedoch allge-
mein bauaufsichtliche Anforderungen 
entgegen, weil es kaum geprüfte und 

Entwicklung einer Holzbaurichtlinie Baden-Württemberg 

zertifizierte Bauteile sowie geeignete 
Bauteilanschlüsse beispielsweise  
beim Übergang einer Wand zur Decke 
gibt. 
Um diesen Mangel und die damit ver-
bundenen Hemmnisse für eine ver-
mehrte Anwendung von Holz auszuräu-
men, soll das Forschungsvorhaben 
mittels theoretischer Betrachtungen in 
Verbindung mit experimentellen Unter-
suchungen durchgeführt werden. Hier-
bei bilden die Fragestellungen zur Kon-
kretisierung der brandschutztechni-
schen Leistungsanforderung in Verbin-
dung mit den Beurteilungsgrundsätzen 
zur rauchdichten Ausführung von An-
schlüssen einen Schwerpunkt der wis-
senschaftlichen Arbeit mit praxisorien-
tierter Ausrichtung. 
Die Federführung des Projektes, das 
auf 24 Monate Laufzeit veranschlagt 
wurde, konnte der Hochschule für 
Forstwirtschaft in Rottenburg übertra-

gen werden. Der Arbeitsplan sieht un-
ter anderem vor, dass in regelmäßigen 
Abständen eine Abstimmung bzw. ein 
Abgleich der brandschutztechnischen 
Zielwerte auf der Grundlage der Lan-
desbauordnung mit der obersten Bau-
aufsichtsbehörde stattfindet. 
Die Ergebnisse des Vorhabens sollen 
unter dem Titel „Holzbaurichtlinie Ba-
den-Württemberg“ in Form eines Kon-
struktions- und Detailkataloges zusam-
men gefasst werden, der den Planern 
und Bauausführenden praxistaugliche 
und abgesicherte Lösungen sowie 
Handlungsanweisungen mit jeweils 
zugehörigen technischen Hintergrün-
den bereit stellt. 
Den Baurechtsbehörden dient die 
Richtlinie als allgemeine Grundlage 
innerhalb des Baugenehmigungsver-
fahrens, damit Einzelfallgenehmigun-
gen mit aufwendigen Brandschutzgut-
achten entbehrlich werden. 
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(ID) GETEX 2017 - so der Übungsname 
der gemeinsamen Stabsrahmenübung zur 
Zusammenarbeit von Bundes- und Lan-
desbehörden mit der Bundeswehr im 
Falle einer terroristischen Großlage. Im 
Mittelpunkt der Lage standen polizeiliche 
Aufgaben, die ein Zusammenspiel zwi-
schen den Ländern und dem Bund erfor-
derlich machen.  
 
Neben den Bundesländern Bayern, 
Bremen, Nordrhein-Westfalen, Saar-
land und Schleswig-Holstein beteiligte 
sich Baden-Württemberg an der Übung 
mit dem Bund, vertreten durch das 
Bundesinnenministerium und das 
Bundesverteidigungsministerium, am 
7. und 8. März. Übungsgegenstand 
war insbesondere das Zusammenspiel 
der Stäbe und deren Kommunikation 
untereinander. Das Übungsszenario 

Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen und Innenminister Thomas Strobl  
informieren sich über den aktuellen Stand der Lage. 

beinhaltete terroristische Anschläge in 
den an der Übung beteiligten Bundes-
ländern. Baden-Württemberg war im 
Rahmen der konkreten bundesweiten 
Bedrohungslage bei der Übung von 
Anschlägen auf die Trinkwasserversor-
gung und einer Geiselnahme in einem 
fiktiven Konsulat betroffen. 
 
In Baden-Württemberg waren in die 
Übung eingebunden: das Innenminis-
terium mit dem Verwaltungsstab und 
dem Führungsstab der Polizei im Lan-
despolizeipräsidium, der Führungsstab 
beim Polizeipräsidium Stuttgart, das 
Polizeipräsidium (PP) Einsatz, das PP 
Karlsruhe, das Landeskriminalamt 
Baden-Württemberg und das Landes-
kommando Baden-Württemberg der 
Bundeswehr. Neben der Klärung inte-
ressanten rechtlichen Fragestellungen, 
in welchen Fällen die Bundeswehr den 
zivilen Sicherheitsbehörden Unterstüt-
zung leisten kann, nutzte das Innenmi-
nisterium die Gelegenheit, erstmals 
über mehrere Tage das Zusammenwir-

ken des Verwaltungsstabes unter Lei-
tung von Staatssekretär Martin Jäger 
mit dem operativ geforderten Poli-
zeiführungsstab im Innenministerium 
zu üben. Besonderen Charme bekam 
die GETEX durch die Mitwirkung des 
gleichzeitig übenden Stabes des Lan-
deskommandos Baden-Württemberg. 
 
Wie bei mehreren Einsätzen, insbe-
sondere in der Flüchtlingskrise, bereits 
bestens bewährt, laufen Anforderun-
gen des zivilen Bereiches an die Bun-
deswehr über den Verwaltungsstab im 
Innenministerium. Hierzu entsendet 
das Landeskommando Offiziere in den 
Verwaltungsstab. Diese beraten und 
leiten die Anforderungen aus dem 
Land in den Bundeswehrbereich wei-
ter. Dieses System hat sich nun auch 
im Zusammenspiel bei Anforderungen 
aus dem Polizeiführungsstab über den 
Verwaltungsstab zum Landeskomman-
do und von dort in das Bundesverteidi-
gungsministerium bewährt. 
Die übenden Akteure empfanden den 

Jetzt den Infodienst abonnieren  
und in die Mailingliste eintragen  

unter: https://www.lfs-bw.de. 
Der Nachdruck mit ID gekennzeich-
neter Beiträge ist unter der Quellen-
angabe des Herausgebers erlaubt.  

Bild Ministerin von der Leyen, MIN, StS, BW, 
Polizei, Bev.-Schutz, VerwStab…. Im Stabs-
raum 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
https://www.lfs-bw.de/meldungen/aktuelles/Seiten/Meldung.aspx?rid=102�
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Besuch der Bundesministerin der Ver-
teidigung, Ursula von der Leyen, an 
der Seite des stellvertretenden Minis-
terpräsidenten und Ministers für Inne-
res, Digitalisierung und Migration, 
Thomas Strobl, als besonderen Aus-
druck der Wertschätzung. Nach dem 
Empfang bei Innenminister Thomas 
Strobl machte sich die Bundesverteidi-
gungsministerin ein Bild von der Arbeit 
der Stäbe im Innenministerium und 
suchte das Gespräch mit den Stabs-
mitgliedern.  
Thomas Strobl unterstrich die Notwen-

(ID) Nach gut zweieinhalbjähriger 
Bauphase auf dem Gelände der bis-
herigen Feuerwehr-Übungsanlage 
der Landesfeuerwehrschule (LFS) ist 
es nun soweit: Die drei neu errichte-
ten Gebäude sind ab dem 10. April 
bezugsfertig. 
Während der Osterferien werden die 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
LFS, Möbelpacker und IT-Fachkräfte 
beim großen Umzug helfen, feuerwehr-
technisches Gerät sowie Inventar um-
ziehen und die komplette EDV neu 
aufbauen. 
In diesem Zeitraum werden sich auch 
alle LFS-Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter mit 
ihren neuen 
Arbeitsplät-
zen vertraut 
m a c h e n 
und bei-
spielsweise 
in der Be-
dienung der 
M e d i e n - 
und Haus-
t e c h n i k 
u n t e r w i e -
sen. 
Auf Grund 
der neuen 

Räumlichkeiten sind alle Abläufe und 
Prozesse auf den Prüfstand gestellt 
und - wo notwendig – den neuen Bege-
benheiten angepasst worden. 
Eine ausführliche Vorstellung der neu-
en LFS folgt ebenso wie die derzeit in 
Abstimmung befindlichen Termine für 
die offizielle Einweihung und den Tag 
der offenen Tür. 
Viele Bilder, die Lehrgangsteilnehme-
rinnen und –teilnehmer der LFS ge-
schenkt haben, werden archiviert. So-
weit Lehrgänge diese Erinnerungsstü-
cke stattdessen zurücknehmen möch-
ten, bitten wir um Kontaktaufnahme 
mit der Landesfeuerwehrschule unter: 
poststelle@fws.bwl.de 
 
Unter der Rubrik „Neubau“ finden Sie 
auf der Internetseite der Landes-
feuerwehrschule viele Bilder vom 
Baufortschritt:  https://www.lfs-bw.de/
ihrelandesfeuerwehrschule/neubau/
Seiten/gebaeude1.aspx 

Die Vorbereitungen für den Umzug laufen an 
Aktuelles vom Neubau der Landesfeuerwehrschule Baden-Württemberg 

digkeit und Bedeu-
tung des ständigen 
Übens der Kommuni-
kationsstränge. Das 
Krisenszenario in 
Baden-Württemberg 
habe gezeigt, dass 
Polizei und Bevölke-
rungsschutz hervorra-
gend aufgestellt sei-
en. Trotzdem könne 
das Land in eine Lage 
kommen, in der die 
Polizei auf die Unter-

stützung der Bundeswehr angewiesen 
sei. Der Angriff auf die Infrastruktur, 
wie hier die Trinkwasserversorgung, 
sei sehr personalintensiv – in einem 
solchen Fall brauche die Polizei die  
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundeswehr zur Unterstützung beim 
Objektschutz, bei Sicherungs- und 
Überwachungsaufgaben.  

Der Interministerielle Verwaltungsstab tagte unter Vorsitz von Staatssekretär Martin Jäger, Bildmitte 

Lagebesprechung im Lageraum 

Blick auf das Neubauareal. Bild im Bild: Die ersten Umzugskartons sind gepackt. 

 

„Nur wenn wir das Undenkbare 
denken, können wir uns bestmög-
lich vorbereiten.“ 

Innenminister Thomas Strobl  

mailto:poststelle@fws.bwl.de�
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(ID) Was in Karlsruhe unscheinbar neben dem Gelände des KIT - Campus Nord beheimatet ist, ist deutschlandweit eine der wichtigsten 
Einrichtungen für die Gefahrenabwehr in kerntechnischen Anlagen: die Kerntechnische Hilfsdienst GmbH. Bei ihr stehen unter Leitung 
von Geschäftsführer Walter Sturz und Betriebsleiter Dr.-Ing. Michael Gustmann 25 Spezialistinnen und Spezialisten rund um die Uhr für 
einen hoffentlich nie eintretenden Störfall bereit.  

Bei der "FEUERWEHR" der Betreiber kerntechnischer Anlagen  
Im Dialog mit der Kerntechnischen Hilfsdienst GmbH (KHG) in Karlsruhe 

 

Die Betreiber kerntechnischer Anlagen 
haben technische und personelle Vor-
sorge getroffen, um beim Störfall die 
betroffene Anlage zu stabilisieren, die 
Ursache zu analysieren und die Folgen 
zu beseitigen. Unter anderem unter-
halten und finanzieren sie hierzu mit 
der KHG eine bundesweit einmalige 
operative Eingreiftruppe - quasi die 
"Feuerwehr des Strahlenschutzes". Die 
KHG wurde 1977 als Nachfolgeeinrich-

tung des damaligen Kerntechnischen 
Hilfszuges am Kernforschungszentrum 
Karlsruhe gegründet. 
Dass die KHG ihren Sitz in Baden-
Württemberg hat, ist auch für die all-
tägliche Gefahrenabwehr von Vorteil. 
Bei Schadenlagen mit radioaktiven 
Stoffen stehen die Fachleute des KHG 
mit ihren Spezialkenntnissen und ihrer 

Ausrüstung auch außerhalb ihres ori-
ginären Aufgabenbereiches den zu-
ständigen Behörden jederzeit zur Ver-
fügung. 
Staatssekretär Martin Jäger zeigte 
sich bei seinem Besuch vor Ort von 
der Leistungsbereitschaft und der 
Einsatzfähigkeit der KHG überzeugt. 
"Man kann das große Engagement 

und die hohe Leistungsfähigkeit dieser 
Spezialtruppe förmlich greifen", so der 
Staatssekretär. Gemeinsam mit dem 
Abteilungsleiter für Bevölkerungs-
schutz und Krisenmanagement, Her-
mann Schröder, konnte er im Dialog 
mit den Verantwortlichen wichtige Er-
kenntnisse für die Gefahrenabwehr 
gewinnen.  

Verschiedene Manipulatoren der KHG von links: Dr.-Ing. Michael Gustmann, Staatssekretär Martin Jäger und Geschäftsführer Walter Sturz  
vor dem neuesten Manipulator 

 
Fakten zur Kerntechnischen Hilfsdienst GmbH  
Aufgaben: 

• Strahlenschutzmessungen innerhalb und außerhalb der Anlage 

• Strahlenschutzüberwachung von Personal, insbesondere Ein-
satzpersonal 

• Bergen von radioaktivem Material sowie Inspektionen und Ar-
beiten an Orten höchster Dosisleistung mit fernbedienten Mani-
pulatorfahrzeugen 

• Dekontamination von Personal, Geräten und Räumen 

• Abluftfilterung mit mobilen Anlagen 

• Übernahme von leicht radioaktivem Abwasser 

• Ausrüsten von Einsatzpersonal mit Schutzkleidung und Atem-
schutz 
 
Weitere Infos unter:  http://www.khgmbh.de/company 

Quelle: KHG 
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… an der Landesfeuerwehrschule in 
Bruchsal auf diesen Riesen-Hydranten 
stellen. Genau dort, wo auf unserem 
Foto der Leiter der Landesfeuerwehr-
schule, Thomas Egelhaaf (li.), mit Kol-
legen aus der Abteilung 6 steht. 

Die 20fach überdimensionierte Stra-
ßenkappe des Hydranten ist die jüngs-
te von dann mittlerweile drei Skulptu-
ren an der Landesfeuerwehrschule. 
12.000 Kilogramm wiegen die 20 Milli-
meter starken Stahlplatten, die vom 

Wo steht der Größte? 
Wer es nicht wusste, der kann sich bald … 

Auszeichnung ehrenamtsfreundlicher Arbeitgeber– Anmeldung bis 30. April 2017 

(ID) Das Ministerium für Inneres, Digi-
talisierung und Migration hat auch 
dieses Jahr wieder die Hilfsorganisatio-
nen, die Feuerwehren und das THW 
dazu aufgerufen, sich an der Aktion 
zur Auszeichnung „Ehrenamtsfreund-
liche Arbeitgeber im Bevölkerungs-
schutz“ zu beteiligen. Dabei wird der 
Minister private 
Arbeitgeber aus-
zeichnen, die das 
ehrenamtliche En-
gagement ihrer Mit-
arbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Be-
völkerungsschutz in 
besonderer Weise 
unterstützen. Im 
letzten Jahr wurden 
29 Auszeichnungen 
bei einer Feierstun-
de durch Minister 

Thomas Strobl überreicht. Dabei war 
die ganze Bandbreite der im Land an-
sässigen Arbeitgeber vertreten, vom 
kleinen Handwerksbetrieb bis zum 
Weltmarktführer. Die durchweg positi-
ven Reaktionen zeigen, dass mit die-
ser Auszeichnung eine gute Möglich-
keit geschaffen wurde, die Öffentlich-

keit darauf aufmerksam zu machen, 
wie sehr ehrenamtliches Engagement 
geachtet und wertgeschätzt wird. 

Vorschläge für die Auszeichnung kön-
nen bis zum 30. April 2017 einge-
reicht werden. Näheres zum Antrags-
verfahren und zu den Vorschlagsbe-

rechtigten erfahren 
Sie auf der Home-
page des Ministeri-
ums für Inneres, 
Digitalisierung und 
Migration (Katastro-
phenschutz / Fach-
themen). Dort kön-
nen Sie auch das 
An t r ag s fo r mu l a r 
herunterladen. Über 
eine rege Beteili-
gung würden wir 
uns sehr freuen. 

Mittelstandspreis für  
soziale Verantwortung - 
Jetzt bewerben! 
Bewerbungsschluss ist der  
31. März 2017 

(ID) Seit 2007 zeichnen die Wohl-
fahrtsverbände Diakonie und Caritas 
und das Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Wohnungsbau in Baden-
Württemberg mit dem „Mittelstands-
preis für soziale Verantwortung in Ba-
den-Württemberg“ – Leistung, Engage-
ment, Anerkennung (Lea) jährlich klei-
ne und mittlere Unternehmen aus, die 
sich in vorbildlicher Weise gesell-
schaftlich engagieren. 

Baden-württembergische Unterneh-
men mit maximal 500 Vollzeitbeschäf-
tigten, die mit einem Wohlfahrtsver-
band, Verein, einer Initiative oder Ein-
richtung ein Kooperationsprojekt um-
setzen, sind eingeladen, sich um den 
Lea-Löwen zu bewerben. 

Gefördert werden sozial orientierte 
Projekte. Viele unsere Hilfsorganisatio-
nen, Feuerwehren und THW- Ortsver-
bände führen zusätzlich zu ihrer ei-
gentlichen Aufgabe im Bevölkerungs-
schutz soziale Projekte durch. Sollten 
Sie dabei von einem Unternehmen 
unterstützt werden, sollten Sie sich die 
Ausschreibung genauer anschauen. 

Weitere Informationen erhalten Sie 
unter www.csr-bw.de. 

Würzburger Künstler und Architekten 
Matthias Braun zur Skulptur geformt 
wurden. Braun möchte dem oft über-
sehenen und unterschätzten Objekt, 
das für die Sicherheit der Menschen 
bei einem Brand aber essentiell ist, 
die ihm gebührende Bedeutung zu-
kommen lassen. Die umgebende Flä-
che wird durch die Skulptur zum "Platz 
des Unterflurhydranten". 
Das Kunstobjekt ziert die Außenfläche 
vor dem neuen Lehrsaal- und Büroge-
bäude. 
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Gut gewarnt ist halb  
gerettet 

Warnung ist ein elementarer Bestand-
teil des Bevölkerungsschutzes. Das 
Bundesamt für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe (BBK) hat in den 
vergangenen Jahren und Monaten auf 
diesem Gebiet Maßstäbe gesetzt, etwa 
mit dem Ausbau der Auslösetechnik 
MoWaS und mit der Einführung der 
Warn-App NINA. 

Um Gutes noch besser zu machen, 
haben sich der Bund und die Länder 
nun gemeinsam ein neues Projekt 
zur Optimierung der Warnung in 
Deutschland vorgenommen. Unter 
der Leitung des BBK soll eine weite-
re Verbesserung der Krisenkommu-
nikation zwischen den Gefahrenab-
wehrbehörden und zur Bevölkerung 
erreicht werden. 
Neu an dem Vorhaben ist, dass 
nicht nur technische Möglichkeiten 
ausgelotet werden, sondern dass 
durchgehend auch Fachleute aus 
dem Bereich Psychosoziales Krisen-
management dabei sind. Sie ergän-
zen die technische Expertise um 
Erkenntnisse zum Warnbedarf der 
Bevölkerung. 
Für das Projekt stehen in den nächs-
ten drei bis fünf Jahren 14 Millionen 
Euro zur Verfügung, von denen ein 
Viertel Bund und Länder überneh-
men, 75 Prozent des Geldes stam-
men aus dem Innere-Sicherheit-
Fonds (ISF) der Europäischen Union. 
(Auszug aus der Pressemitteilung 
des BBK). 
 
Den Wortlaut der gesamten Presse-
mitteilung finden Sie unter:  
http://www.bbk.bund.de/SharedDoc
s/Pressemitteilungen/BBK/DE/201
7/PM_Start_Projekt_Warnung_d_Be
voelkerung.html 

Landeskonzept Dekontaminationsplatz-Verletzte in Kraft 

(ID) Das Innenministerium hat am 28. 
Februar 2017 ein neues Landeskonzept 
Dekontaminationsplatz-Verletzte 50 
(Dekon-V Platz 50 BaWü) in Kraft gesetzt. 
Das Konzept war zuvor unter Federfüh-
rung des Regierungspräsidiums Karlsru-
he von einer landesweiten Arbeitsgruppe 
entwickelt worden. 

Das Konzept berücksichtigt sowohl 
regional in Baden-Württemberg bereits 
vorhandene Dekontaminationskonzep-
te als auch bundesweite Vorgaben 
sowie die FwDV 500. 

Ein durch die Freisetzung von ABC-
Gefahrstoffen verursachter Massenan-
fall von kontaminierten und verletzten 
Personen ist eine Einsatzlage, bei der 
oft externe Unterstützung benötigt 
wird. Mit dem Dekon-V Platz 50 BaWü 
wird die hierzu erforderliche konzeptio-
nelle Grundlage gelegt, die das bereits 
bestehende Konzept für die Einsatz-
planung und Bewältigung eines Mas-
senanfalls von Verletzten oder Er-
krankten im Katastrophenschutz 
(ManV-Konzept) wirkungsvoll ergänzt. 

Nach dem Konzept werden die konta-
minierten, verletzten Personen aus 
dem Gefahrenbereich kommend über 
einen Verletztendekontaminations-
platz unter Berücksichtigung lebenser-
haltender Basismaßnahmen einem  

 
daran anschließenden Behandlungs-
konzept (z. B. Behandlungsplatz) zuge-
führt. Das Konzept steht ab sofort auf 
der Homepage der Landesfeuerwehr-
schule zum Download bereit.  

https://www.lfs-bw.de/meldungen/
aktuelles/Seiten/Meldung.aspx?rid=111 

Wir haben über die Dekontamination 
Verletzter auch im Infodienst 1-2017 / 
Seite 5 berichtet. 

Dekontaminationsübung der Feuerwehren Heidelberg, 
Ladenburg, Hemsbach und Neckarbischofsheim  

gemeinsam mit der DRK-Einsatzeinheit aus  
Heidelberg im Januar 2017  

(ID) Seit 1. März bis zum 31. Oktober darf 
nach Paragraph 41 Waldgesetz wegen 
der Waldbrandgefahr in allen Wäldern 
nicht geraucht werden. 
 
Das gesamte Jahr über dürfen im Wald 
und im Abstand von weniger als 100 
Metern davon keine brennenden oder 
glimmenden Gegenstände weggewor-
fen oder unvorsichtig gehandhabt wer-
den. Außerhalb von dafür vorgesehe-
nen Plätzen dürfen keine Grill- und 
Lagerfeuer gemacht werden. 

Flaschen und Gläser können in Wäl-
dern und auf Wiesen durch den Brenn-
glaseffekt auch zum Brandstifter wer-
den. Sie haben dort im übrigen so-
wieso nichts zu suchen. 

Achten Sie beim Abstellen von Einsatz-
fahrzeugen bei Übungen und Einsät-
zen in Wald und Flur darauf, dass Sie 
durch heiße Flächen an Kraftfahrzeu-
gen keine Brände entfachen. Fahrzeu-
ge nie auf Wiesen oder Feldern abstel-

len. Immer befestigte Wege oder Park-
plätze ohne Grasbewuchs wählen. 
Fahrzeug dann nie unbeobachtet las-
sen und beim Wegfahren Standfläche 
des Fahrzeuges kontrollieren. 

NINA kann Leben retten.  
Werben Sie dafür, damit NINA 

noch bekannter wird. 

Nähere Informationen unter:  

https://im.baden-
wuerttemberg.de/de/sicherheit/ 

warnung-der-bevoelkerung/ 

Rauchverbot in Wäldern und Schutz vor Waldbränden 

Bild: Gold, Freiwillige Feuerwehr Ravensburg 
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Verbesserter Schutz von Einsatzkräften der Feuerwehr, 
des Katastrophenschutzes und der Rettungsdienste 
vor gewalttätigen Übergriffen 

(ID) Ein Angriff auf Vollstreckungsbeamte oder die Hilfskräfte von Feuerwehr, 
Katastrophenschutz und Rettungsdienst ist immer auch ein Angriff auf unsere 
öffentliche Sicherheit. Daher hat die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur 
Änderung des Strafgesetzbuches vorgelegt, der tätliche Übergriffe auf diese 
Berufsgruppen stärker sanktioniert. 

Vorgesehen ist eine Neufassung der §§ 
113 und 114 des StGB, sowie die Aufnah-
me eines neuen § 115 StGB für 
„Personen, die Vollstreckungsbeamten 
gleichstehen“.  

Hierzu soll der bisherige Absatz 3 des § 
114 StGB in § 115 Absatz 3 des Entwurfes 
überführt und wie folgt angepasst werden: 

„Nach § 113 wird auch bestraft, wer bei 
Unglücksfällen, gemeiner Gefahr oder Not 
Hilfeleistende der Feuerwehr, des Kata-
strophenschutzes oder eines Rettungs-
dienstes durch Gewalt oder durch Drohung 
mit Gewalt behindert. Nach § 114 wird 
bestraft, wer die Hilfeleistenden in diesen 
Situationen tätlich angreift.“ 

Der tätliche Angriff soll damit zukünftig mit 
einer Freiheitsstrafe von drei Monaten bis 
zu fünf Jahren bestraft werden; bisher ist 
die Obergrenze der Freiheitsstrafe auf bis 

zu drei Jahre festgesetzt. 

Wer durch Gewalt oder Gewaltandrohung 
Widerstand leistet wird - wie bisher auch - 
nach § 113 StGB mit einer Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft 
und in besonders schweren Fällen mit 
einer Freiheitsstrafe von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren. 

Zum weiteren Verfahren: 

Der Bundestag hat den Gesetzentwurf am 
17. Februar 2017 in 1. Lesung beraten. 

Der Bundesrat hat hierüber am 10. März 
2017 ebenfalls ohne Einwände beraten. 

Ein Termin für die 2. und 3. Lesung des 
Bundestages und der abschließenden 
Befassung des Bundesrates steht noch 
nicht fest.  

Wir halten Sie auf dem Laufenden. 

Forschungsstelle für Brandschutztechnik simuliert 
Wohnzimmerbrand 

 

(ID) Die Forschungsstelle für Brand-
schutztechnik des KIT hat in ihrer Brand-
versuchshalle einen Wohnzimmerbrand 
mit Leichtbaumöbeln simuliert. Ange-
sichts der weiten Verbreitung von Mö-
beln dieser Bauart sind die Erkenntnisse 
aus solchen Versuchen natürlich beson-
ders für die Feuerwehr interessant. Nä-
heres zum Thema finden Sie unter: 
https://www.ffb.kit.edu/   Bild: Forschungsstelle für Brandschutztechnik 

Jetzt den Infodienst abonnieren und in die Mailingliste eintragen unter:  
https://www.lfs-bw.de. Der Nachdruck  mit ID gekennzeichneter Beiträge ist unter der  

Quellenangabe des Herausgebers erlaubt.  

In eigener Sache ... 
Schon nach wenigen Ausgaben erfreut 
sich unser Infodienst bei Ihnen, sehr ge-
ehrte Leserinnen und Leser, großer 
Beliebtheit. Für die bisher erschienenen 
vier Ausgaben haben wir eine ausgespro-
chen positive Resonanz erhalten. Darüber 
freuen wir uns sehr, zeigt es uns doch, 
dass unser Infodienst gelesen wird. 
 
Damit unsere Informationen noch schnel-
ler bei Ihnen sein können, haben wir Ihnen 
mit Ausgabe drei die Möglichkeit eröffnet, 
sich über die Internetseite der Landesfeu-
erwehrschule in die Mailingliste der 
Newsletterfunktion einzutragen. Diese 
Möglichkeit nutzen derzeit über 860 Le-
ser. Sie erhalten jetzt Ihren Infodienst 
direkt in Ihr E-Mail-Postfach. 
 
So jedenfalls soll es sein. Leider mussten 
wir erfahren, dass einzelne Abonnenten 
unseres Infodienstes wegen technischer 
Probleme beim Versand der Nachrichten 
nicht erreicht wurden. Techniker arbeiten 
bereits an der Beseitigung des Problems. 
Wenn Sie deshalb eine Ausgabe verpasst 
haben, entschuldigen wir uns bei Ihnen. 
Den Infodienst zum Nachlesen finden Sie 
im Archiv auf der Internetseite des Minis-
teriums für Inneres, Digitalisierung und 
Migration unter: 
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/
sicherheit/krisenmanagement-und-
kommunikation/infodienst/ 
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(ID) Am 16. März 2017 durfte der Ehrenpräsident des DRK-Landesverbands Baden-Württemberg, SGH Ludwig Prinz von Baden, seinen 
80. Geburtstag feiern. Der DRK-Landesverband Baden-Württemberg und der DRK-Kreisverband Mosbach luden zu einem Empfang, um 
die großen Verdienste des Großherzogs Prinz Ludwig zu würdigen. Er lenkte von 1994 bis 2002 die Geschicke des Landesverbandes 
und steht seit 1985 an der Spitze des Kreisverbandes Mosbach.  

DRK-Ehrenpräsident SGH Ludwig Prinz von Baden feiert 80. Geburtstag  

Seite  2  Infodienst  

Dr. Lorenz Menz würdigte die Verdiens-
te seines Vorgängers. Er habe über 
acht Jahre lang das Rote Kreuz im 
Landesverband geprägt, „mit Ihrer 
Lebenserfahrung, aber auch mit dem 
Charme Ihrer Persönlichkeit, mit die-
ser Mischung aus Zielstrebigkeit und 
Humor“. Er habe es verstanden, auf 
die Menschen zuzugehen und sie mit-
zunehmen. Dr. Menz bezeichnete den 
Jubilar als einen Mann, dem die Nähe 
zu den Menschen wichtiger sei als 
Medienrummel und Aufsehen. Er be-
gleitete in seiner Amtszeit wichtige 
Bauprojekte wie den Neubau für das 
Rotkreuz-Krankenhaus 1995, die Er-
weiterung und Modernisierung der 
Landesgeschäftsstelle, den Umbau 
der Landesschule in Pfalzgrafenweiler 
und er förderte nachhaltig das Jugend-
rotkreuz. 

Ministerialdirigent Hermann Schröder 
überbrachte die Glückwünsche des 
stellvertretenden Ministerpräsidenten 
und Ministers für 
Inneres, Digitalisie-
rung und Migration 
Thomas Strobl. Er 
verwies in seinem 
Grußwort auf die 
Verdienste des 
Deutschen Roten 
Kreuzes unter der 
Ägide von Ludwig 
Prinz von Baden 
für den Bevölke-
rungsschutz und 
die innere Sicher-
heit. "Mit seiner 
Nähe zu den Orts-
verbänden des 
DRK zeigte er sei-

ne Wertschätzung für das wichtige 
Ehrenamt", würdigte Schröder das 
hohe Engagement von Prinz Ludwig. 

Nutzung von Social Media 
im Bevölkerungsschutz 

 

(ID) Der Arbeitskreis V „Feuerwehrange-
legenheiten, Rettungswesen, Katastro-
phenschutz und zivile Verteidigung“ der 
Innenministerkonferenz hat im November 
2013 beschlossen, eine länderoffene Ar-
beitsgruppe unter Vorsitz des BBK einzu-
richten, die Empfehlungen für den Umgang 
mit sozialen Medien im Rahmen des Be-
völkerungsschutzes erarbeiten soll.  

Das Ergebnis der Arbeitsgruppe, 
„Rahmenempfehlungen für den Einsatz 
von Social Media im Bevölkerungsschutz“, 
steht zum Herunterladen auf der Homepa-
ge des BBK bereit:  

http://www.bbk.bund.de/SharedDocs/
Downloads/BBK/DE/Publikationen/
Broschueren_Flyer/Rahmenempf_ 
Einsatz_Social_Media_BevS.pdf?__blob= 
publicationFile 

v.l.n.r.  Hermann Schröder, Ludwig Prinz von Baden, Dr. Lorenz Menz 

Mindestalter Fahrerlaubnis für Einsatzfahrzeuge der 
Feuerwehr, der Polizei, der nach Landesrecht aner-
kannten Rettungsdienste, des THW und sonstiger Ein-
heiten des Katastrophenschutzes - Anerkennung der 
deutschen Regelung in Österreich 

(ID) Das Ministerium für Verkehr Baden-
Württemberg hat in einer Mitteilung 
darauf hingewiesen, dass Österreich die 
deutsche Sonderregelung zum 
Mindestalter in § 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
FeV zum Führen von bestimmten 
Einsatzfahrzeugen für die Klasse C 
anerkennt. 
 
Deutschland hat zum 1. Mai 2014 von 
der Ausnahmemöglichkeit des Artikels 4 
Ziffer 6 der 3. EU-Führerscheinrichtlinie 
Gebrauch gemacht. Seit diesem Zeit-
punkt beträgt im Inland das Mindestalter 
für das Führen von Einsatzfahrzeugen 
der Feuerwehr, der Polizei, der nach 
Landesrecht anerkannten Rettungs-
dienste, des Technischen Hilfswerks und 
sonstiger Einheiten des Katastrophen-
schutzes für die Klasse C 18 Jahre und 
für die Klasse D 21 Jahre, sofern diese 
Fahrzeuge für Einsatzfahrten oder für 
vom Vorgesetzten angeordnete Übungs-
fahrten sowie Schulungsfahrten einge-
setzt werden (§ 10 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 1 
FeV). 
Um im Bedarfsfall auch grenzüberschrei-
tend eine effektive Hilfeleistung sicher-
zustellen, wurde zwischen dem Bundes-

ministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur und dem österreichischen 
Bundesministerium für Verkehr, Innova-
tion und Technologie Folgendes verein-
bart: 
 
Österreich erkennt die deutsche Rege-
lung an, nach der Personen, die das 18. 
Lebensjahr vollendet haben, berechtigt 
sind, die in § 10 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 1 
FeV genannten Einsatzfahrzeuge der 
Klasse C zu den dort aufgeführten Zwe-
cken zu führen.  
 
Im Gegenzug erkennt Deutschland die 
entsprechende österreichische Mindest-
alterregelung für das Führen von Fahr-
zeugen der Klasse C, die von den Streit-
kräften, dem Zivilschutz, der Feuerwehr 
und den für die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung zuständigen Stel-
len selbst oder unter deren Aufsicht ver-
wendet werden, an. 
 
Den Wortlaut des gesamten § 10 der 
Fahrerlaubnis-Verordnung finden Sie im 
Internet unter folgendem Link:  
https://www.gesetze-im-internet.de/
fev_2010/__10.html 
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(ID) Die Bergwacht Schwarzwald und der 
Schwarzwaldverein haben in einem Ko-
operationsprojekt ein online-System ent-
wickelt, mit dem der Standort der über 
112 eingehenden Notrufenden in Wald-
gebieten lokalisiert werden kann.  

Auf Einladung des Innenministeriums ha-
ben David Hierholzer von der Bergwacht 
und Mirko Bastian vom Schwarzwaldverein 
das System den Vertretern der im Bereich 
des Schwarzwaldvereins zuständigen Leit-
stellen vorgestellt. "Dieses System erleich-
tert uns wesentlich die Lokalisation von 
Hilfeersuchenden im Waldgebiet. Wir dan-
ken dem Schwarzwaldverein, dass er die-
ses System den Leitstellen kostenfrei zur 
Verfügung stellen will", so fasst ein Leitstel-
lenvertreter das Ergebnis der interessan-
ten Gesprächsrunde zusammen. 

Das System nutzt die Informationen von 
über 15.000 digital erfassten und in der 
Natur ausgeschilderten Wegweiserstandor-
ten des Schwarzwaldvereins. Der auf den 
Schildern ablesbare Wegpunktname er-
möglicht eine eindeutige Standortbestim-

mung und die Ermittlung der Koordinaten. 

Das auf der Masterarbeit des Bergwacht-
Landesvorsitzenden Adrian Probst basie-
rende System 
s o l l  u n t e r 
S c h i r m h e r r -
schaft des Amts-
chefs des Innen-
min is ter iums, 
Ministerialdirek-
tor Julian Wür-
tenberger, recht-
zeitig zu Beginn 
der Wandersai-
son eingeführt 
werden. Abtei-
lungsleiter Her-
mann Schröder 
unterstrich die 
Bedeutung des 
neuen online-
L o k a l i s a -
t ionssys tems: 
"Das System 
bringt ein Mehr 
an Sicherheit für 

Bald leichtere Lokalisation von Notfallorten in Waldgebieten des Schwarzwaldes 
Online-System zur Standortermittlung nach Notruf 112 entwickelt 

die Menschen, die die Natur im Schwarz-
wald nutzen. Wir werden diese Entwicklung 
auch in die Überlegungen einer neuen 
Leitstellenkonzeption einfließen lassen." 

Zentrale Basis des Vorhabens ist der weite-
re Ausbau des Modularen Warnsystems 
(MoWaS). Im Teilprojekt MoWaS werden 
dafür neben den bereits bestehenden 93 
satellitengestützten MoWaS Sende- und 
Empfangsstationen webbasierte und damit 
kostengünstigere Anlagen (MoWaS-vS/E-
Stationen*) entwickelt. Mit diesen Anlagen 
besteht die Möglichkeit, Warnungen und 
Notfallinformationen an eine sendeberech-
tigte MoWaS-Stelle zu übermitteln, die 
diese dann an die angeschlossenen Medi-

   ISF Bund-Länder-Projekt Warnung der Bevölkerung – Heute die Teilprojekte MoWaS 
und Warnmultiplikatoren 

Mirko Bastian vom Schwarzwaldverein erläutert das Ortungssystem 

(ID) In der letzten Ausgabe des Infodienstes haben wir das Innerer-Sicherheits-Fond (ISF) Bund-Länderprojekt Warnung der Bevölke-
rung, an dem das Land Baden-Württemberg beteiligt ist, vorgestellt. Das Projekt soll die Warneffektivität durch ein einheitliches 
Warnkonzept für Bund und Länder erhöhen. Das Projektteam arbeitet aktuell an mehreren Vorhaben zur weiteren Verbesserung, die 
wir Ihnen im Infodienst in loser Folge näher vorstellen wollen. 

en sowie die weiteren Warnmultiplikatoren 
sendet. Zudem soll der direkte Versand 
von Warninformationen der Warnstufe 3 
ohne Freigabe durch eine sendeberechtig-
te MoWaS-Stelle an die Notfallinforma-
tions- und NachrichtenApp NINA und ande-
re lokale Warn-Apps möglich sein. In Baden
-Württemberg haben wir derzeit zwei Mo-
WaS Sende- und Empfangsstationen; eine 
im Lagezentrum der Landesregierung im 
Innenministerium und die zweite bei der 
Berufsfeuerwehr Reutlingen. Warnmeldun-

gen werden derzeit von 
den für die Warnung 
zuständigen Behörden, 
wie Gemeinden sowie 
Stadt- und Landkreise 
per Mail oder Fax an 
diese beide Stellen 
gesendet und von die-
sen in das System ein-
gegeben. Mit den soge-
nannte n  MoWaS-
„light“-Stationen hätten 
die Stadt- und Land-
kreise künftig die kos-
tengünstige Möglich-
keit, die Warnungen 
selbst einzugeben und 
die Warnung zu veran-
lassen. 

Das Teilprojekt Identifizierung von Warn-
multiplikatoren arbeitet an zwei Vorhaben. 
Erstens soll in einem Pilotprojekt mit der 
Städteregion Aachen und der Berufsfeuer-
wehr Aachen eine technische Lösung für 
einen Anschluss von Sirenen an MoWaS 
entwickelt werden. Hintergrund ist ein er-
kennbares und wachsendes Interesse von 
zahlreichen Kommunen und Kreisen in 
Deutschland, Sirenen wieder als Warn-
instrument einzusetzen. Auch in Baden-
Württemberg haben sich einige Kommu-
nen entschieden, ein bestehendes Sire-
nennetz zu erhalten oder ein solches neu 
aufzubauen. Die Möglichkeit, Sirenen an 
das MoWaS-System anzubinden, ist daher 
auch für Baden-Württemberg von großem 
Interesse.  
 
Zweitens wird im Teilprojekt  geprüft, ob 
Autos mit MoWaS über Navigationsgeräte 
angesteuert werden können. Eine solche 
Anbindung von MoWaS an Fahrzeuge wäre 
eine wichtige Ergänzung und ein weiterer 
Schritt auf dem Weg zu einer umfassenden 
Warnung der Bevölkerung. 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
Offizieller Begriff: MoWaS vorlagenerstel-
lendes Sende- und Empfangssystem 
(MOWAS-vS/E*)  
Arbeitsbegriff: MoWaS-light  Bildschirmfoto der SWR-Sendung „Odysso“ 
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(ID) Das G20-Treffen der Finanzminister und Notenbankchefs ist ohne besondere Vorkommnisse zu Ende gegangen. Die Stadt Baden-
Baden, die Polizei und die Einsatzkräfte der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr ziehen eine positive Bilanz des Einsatzes.  

G20-Finanzministertreffen 2017 in Baden-Baden 

Seite  4 Infodienst  

Beim G20-Treffen der Finanzminister und 
Notenbankchefs am 17. und 18. März 
standen im Baden-Badener Kurhaus die 
Themen der weltweiten Wirtschaftslage, 
der Geldpolitik, Steuerfragen und Finanz-
markt- und Bankenthemen auf der Tages-
ordnung. Neben 64 Delegationen mit rund 
600 Delegationsmitgliedern hatten sich 
über 540 Medienvertreter akkreditiert. 
Nach dem NATO-Gipfel 2009 stand die 
beschauliche Kurstadt an der Oos erneut 
im Fokus der Weltöffentlichkeit.  

Neben den Sicherheitsplanungen der Poli-
zei lag ein großes Augenmerk auf den Be-
völkerungsschutzplanungen durch die 
Stadt Baden-Baden als Ortspolizeibehörde 
und untere Katastrophenschutzbehörde. 
Im Vorfeld des Einsatzes und bei der 
Durchführung wurde Baden-Baden durch 
das Regierungspräsidium Karlsruhe unter-
stützt. Ziel der Planungen war die Sicher-
stellung des Grundschutzes durch Feuer-
wehr und Rettungsdienst in dem durch die 
Sicherheitszonen und Demonstrationsstre-
cken praktisch zweigeteilten Stadtgebiet 

und in den Sicherheitszonen sowie ereig-
nisbezogen die Bewältigung eines Massen-
anfalls von Verletzten (MANV 50) und ent-
sprechender Feuerwehreinsätze. Vor der 
Stadtklinik wurde ein Behandlungsplatz 50 
mit einem Abrollbehälter MANV aufgebaut. 
Außerdem standen drei strukturierte Pati-
entenablagen mit Transportkomponenten 
inklusive eines Großraum-Rettungs-
wagens (GRTW) in Bereitstellung. 

Die Einsatzleitung hatte mit dem Führungs-
stab in der Feuerwache Quartier bezogen. 
Dort leitete Feuerwehrkommandant Martin 
Buschert mit seinem Leiter Führungsstab, 
stellvertretender Kommandant Friedrich 
Tannenberg, den Einsatz, während der 
Verwaltungsstab unter der Leitung von 
Bürgermeister Michael Geggus in den 
Stabsräumen beim Amt für öffentliche 
Ordnung der Stadt eingerichtet wurde. 
Bezirksbrandmeister Jürgen Link vom Re-
gierungspräsidium Karlsruhe war als Ver-
treter der höheren Katastrophenschutzbe-
hörde während der gesamten Einsatzdauer 
vor Ort. Während der Führungsstab die 
operativen Maßnahmen in der Stadt erle-
digte, war er für die Alarmierung und Her-
anführung weiterer Kräfte verantwortlich. 

Im Bedarfsfall wären zunächst Kräfte von 
den Feuerwehren aus dem Landkreis Ras-
tatt, aus dem Stadtkreis Karlsruhe sowie 
eine Mobile Führungsunterstützungsein-
heit (MoFüSt-Einheit) zum Einsatz gekom-
men. Für einen größeren Massenanfall von 
Verletzten (MANV) waren acht Einsatzein-
heiten (EE), vier Rettungswagen (RTW) und 
vier Notarzteinsatzfahrzeuge (NEF) aus 
dem Stadt- und Landkreis Karlsruhe sowie 
aus dem Ortenaukreis vorgeplant. Diese 
mussten jedoch nicht anrücken, da die 
Einsatzlage rund um das G20 Finanzminis-
tertreffen ruhig blieb. Dennoch kamen 
insgesamt rund 100 Kräfte der Feuerweh-
ren, 250 Helfer vom Rettungs- und Sani-
tätsdienst und 115 Helfer vom THW mit 
insgesamt 148 Fahrzeugen zum Einsatz. 
Die Psychosoziale Notfallversorgung war 
mit 13 Personen vor Ort. Im Führungsstab 
arbeiteten rund 30 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Im Verwaltungsstab waren 
rund 60 Kolleginnen und Kollegen aktiv. 

Intensiv genutzt wurde die Elektronische 
Lagedarstellung für den Bevölkerungs-
schutz (ELD-BS), die allen angeschlosse-
nen Behörden einen guten und aktuellen 
Überblick über die Lage in Baden-Baden 
ermöglichte. 

Staatssekretär Martin Jäger vom Ministeri-
um für Inneres, Digitalisierung und Migrati-
on zeigte sich vor Ort vom Engagement 
und der Professionalität aller an der Si-
cherheit beteiligten Einsatzkräfte sehr 
angetan. Noch während des Einsatzes 
übermittelte er den Einheiten: "Wir haben 
bisher friedliche Veranstaltungen in Baden
-Baden erlebt. Sie alle waren und sind 
Garant für die nichtpolizeiliche Sicherheit 
in Baden-Baden und haben zum gast-
freundlichen Bild Baden-Badens und Ba-
den-Württembergs beigetragen. Hierfür 
darf ich Ihnen sehr herzlich danken.“ 

Ein Behandlungsplatz 50 war vor der Stadtklink aufgebaut. Bild: Jürgen Link, RP Karlsruhe  

Blick in den Führungsstab. Bild: Feuerwehr Baden-Baden  

Worum geht es bei G20? 

In der Gruppe der 20 (G20) sind die 19 
führenden Industrie- und Schwellenlän-
der sowie die Europäische Union ver-
treten. Die G20 ist ein Forum für die 
Zusammenarbeit in Finanz- und Wirt-
schaftsfragen.  

Die vertretenen Länder repräsentieren 
rund 64 Prozent der Weltbevölkerung 
und etwa 80 Prozent der Weltwirt-
schaftsleistung. Zur Gruppe der 20 
gehören China, Indien, die EU, die USA, 
Indonesien, Brasilien, Russland, Mexi-
ko, Japan, Deutschland, die Türkei, 
Frankreich, Großbritannien, Italien, 
Südafrika, Korea, Argentinien, Kanada, 
Saudi-Arabien und Australien. 
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(ID) Weil die Feuerwehr-Leistungsabzeichen und das Feuerwehrabzeichen Geschicklichkeitsprüfung neu gestaltet werden, ist eine Neu-
fassung der Verwaltungsvorschrift erforderlich. Diese befindet sich derzeit in der Anhörung. Wir stellen die neuen Abzeichen in der heu-
tigen Ausgabe des Informationsdienstes vor. 

In der Anhörung befindet sich derzeit 
der Entwurf einer Verwaltungsvor-
schrift des Ministeriums für Inneres, 
Digitalisierung und Migration über das 
Feuerwehr-Leistungsabzeichen Baden-
Württemberg und das Feuerwehrabzei-
chen Geschicklichkeitsprüfung für Ma-
schinisten der Feuerwehr Baden-
Württemberg (VwV Feuerwehr-
Leistungsabzeichen und Geschicklich-
keitsprüfung).  
Ein Neuerlass der Verwaltungsvor-
schrift ist notwendig, weil die Abzei-
chen und das zugehörige Besitzzeug-
nis neu gestaltet werden. Mit den neu-
en Abzeichen wird der letzte Schritt 
der neuen Feuerwehrbekleidung voll-
zogen.  
Alle Abzeichen sind in ihrer Form ein-
heitlich gestaltet und mit dem neuen 
Feuerwehr-Signet versehen. Sie wer-
den künftig auf der rechten Brustseite 
in Höhe der linken Brusttasche getra-

gen. Die neuen Abzeichen sollen ab 
dem vorgesehenen Inkrafttreten der 
VwV am 1. Mai 2017 verliehen wer-
den. Feuerwehrangehörige, die vor 
dem 1. Mai 2017 das Leistungsabzei-
chen erfolgreich erworben oder die 
Geschicklichkeitsprüfung bestanden 
haben, dürfen die Abzeichen in der 
neuen Form als Ersatz der bisherigen 
Abzeichen tragen. 
Die Richtlinien zum Erwerb der Feuer-
wehr-Leistungsabzeichen in Gold, Sil-
ber und Bronze wurden redaktionell 
überarbeitet. Die Richtlinie für Ge-
schicklichkeitsfahren wird im Lauf des 
Jahres neu gefasst. Die Broschüre 
„Uniform-vollendet“ mit Hinweisen für 
ein einheitliches Erscheinungsbild fin-
den Sie auf der Internetseite der Lan-
desfeuerwehrschule Baden-Würt-
temberg unter https://www.lfs-bw.de/
Fachthemen/RechtOrganisation/vwv/
Documents/Feuerwehrbek le idung/
Bekleidungsbroschuere.pdf 

Neue Feuerwehr-Leistungsabzeichen in 
Gold, Silber und Bronze: 

Neues Feuerwehrabzeichen Geschicklich-
keitsprüfung für Maschinisten: 

(ID) Dieser Tage konnte die zweite Bau-
musterprüfung der neuen Abrollbehälter 
Notfallstation beim Hersteller erfolgreich 
abgeschlossen werden. 

Stefan Roth vom Referat 61 – Technik 
und Haushalt prüfte den Behälter so-
wie die Ausstattungsgegenstände 
noch einmal auf Herz und Nieren und 
konnte schlussendlich grünes Licht für 
die Serienproduktion geben. Die ers-
ten Behälter sind vom Hersteller für 
den Mai avisiert und können dann 
direkt an die mit den Regierungspräsi-

Notfallstationen - Baumusterprüfung erfolgreich absolviert 

dien abgestimmten Standortgemein-
den ausgeliefert werden. 

Ein Abrollbehälter Notfallstation, wie er in Serie geht 
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(ID) Beim Festakt in der Böblinger Wildermuth-Kaserne wurde am Samstag, 25. März 2017 der Landessprecher des THW Baden-
Württemberg, Walter Nock, verabschiedet. Gleichzeitig wurde Dietmar Löffler von THW-Präsident Albrecht Broemme zum neuen Lan-
desbeauftragten der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk für Baden-Württemberg ernannt.  

Hauptamt entlastet Ehrenamt - THW-Spitze in Baden-Württemberg neu aufgestellt 

Seite  2  Infodienst  

(ID) "Jeder der im heutigen Festakt im 
Mittelpunkt stehenden Persönlichkei-
ten hätte einen eigenen Festakt ver-
dient", so Abteilungsleiter Hermann 
Schröder in seinem Grußwort anläss-
lich des Wechsels von Landessprecher 
und von Landesbeauftragtem des 

THW. Nach 27 Jahren Landes-
sprechertätigkeit gibt Walter Nock sein 
Amt in jüngere Hände. Mit Michael 
Hambsch tritt sein bisheriger Stellver-
treter die Nachfolge an. Nach fünf Jah-
ren erfolgreichem Wirken als Landes-
beauftragter tritt Stephan Bröckmann 

eine neue Funktion bei der THW-
Bundesleitung in Bonn an. Zum neuen 
Landesbeauftragten bestellte THW-
Präsident Albrecht Broemme den 
Friedrichshafener Dietmar Löffler. 

Schröder überbrachte den zahlreich 
versammelten THW-Führungskräften 
aus dem ganzen Land die herzlichsten 
Grüße und den Dank des stellvertre-
tenden Ministerpräsidenten und In-
nenministers Thomas Strobl. Als Eh-
renvorsitzender der THW-Landes-
vereinigung Baden-Württemberg e.V. 
freue sich der Minister besonders über 
das konstruktive Miteinander von 
Hauptamt und Ehrenamt. Nur wenn 
das Ehrenamt durch Hauptamtlichkeit 
von verwaltungs- und wartungsspezifi-
schen Arbeiten entlastet werde, könne 
Ehrenamt wirkungsvolle Arbeit leisten. 

Schröder dankte auch im Namen der 
ebenfalls bei der Feierstunde anwe-
senden Kollegen, dem Referatsleiter 
Katastrophenschutz Stefan Gläser und 
dem Landesbranddirektor Dr. Karsten 
Homrighausen, den scheidenden Lei-
tungskräften für das stets faire und 
konstruktive Miteinander zum Wohl 
der Sicherheit. Ihren Nachfolgern 
wünschte er ein erfolgreiches Wirken 
und stets eine glückliche Hand. 

(ID) Oft werden bei Feuerwehreinsätzen aus Integrierten Leitstellen heraus auch Notarzteinsatzfahrzeuge und Rettungswagen gleich 
mit alarmiert. Das ist meist sinnvoll, dennoch gibt es hierbei einige nicht unwesentliche Dinge zu beachten. Außerdem weisen wir auf 
die Verbesserungen bei den Helferrechten und beim Unfallschutz hin. 

Fahrzeuge des Rettungsdienstes bei Feuerwehreinsätzen und präventiver  
Eigenschutz der Feuerwehreinsatzkräfte 

Die Vorteile einer Integrierten Leitstel-
le (ILS) sind vielfältig. Insbesondere 
können aus einer ILS heraus die Ein-
satzkräfte der Feuerwehr und des Ret-
tungsdienstes taktisch effizienter ein-
gesetzt werden. Deutlich zeigt sich 
dies daran, dass bei Feuerwehreinsät-
zen häufig auch Rettungsdienstmittel 
wie Notarzteinsatzfahrzeuge (NEF) 
oder Rettungswagen (RTW) sofort mit 
alarmiert werden, wenn Verletzte zu 
Einsatzbeginn nicht ausgeschlossen 
werden können. Dies ist im Interesse 
der Sicherheit zu begrüßen und ver-
tretbar.  
Sobald aber feststeht, dass keine 
Menschen gefährdet sind, sind die 
Rettungsdienstkräfte wieder auf 
"einsatzbereit" zu setzen. Falls das 
NEF oder der RTW aktuell nicht für 

einen Rettungsdiensteinsatz benötigt 
werden, spricht nichts dagegen, dass 
die Rettungsmittel an der Einsatzstel-
le verbleiben. Ein sofortiges Ausrü-
cken ist dann aber sicherzustellen. 
Die Arbeitsgruppe Grundsatzfragen im 
Rettungsdienst (AGG) hat daher auch 
klargestellt, dass präventive Einsätze 
im Rahmen der Brandabsicherung 
keine Einsätze des Rettungsdienstes 
sind. 
Falls auf Entschluss des Einsatzleiters 
beispielsweise bei kritischen oder bei 
ausgedehnten Einsatzlagen sowie bei 
Einsatzlagen mit vielen Einsatzkräften 
sanitäts- bzw. rettungsdienstliches 
Personal zum Eigenschutz der Ein-
satzkräfte an der Einsatzstelle bereit 
stehen soll, sollten hierzu Kräfte des 
Sanitätsdienstes der Hilfsorganisatio-

nen eingesetzt werden.  
Diese sind dann auf Anforderung des 
Einsatzleiters der Feuerwehr tätig und 
unterliegen in diesem Fall auch dem 
Schutz des Feuerwehrgesetzes (FwG). 
§ 30 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 4 
FwG in Verbindung mit § 17 Absatz 1 
Satz 3 regelt den Ersatz von Sachschä-
den und Verdienstausfall. Ferner er-
halten sie im Falle einer Verletzung 
oder im Todesfall über die Leistungen 
der gesetzlichen Unfallversicherung 
und die Mehrleistungen der Unfallkas-
se Baden-Württemberg hinaus die glei-
chen zusätzlichen Leistungen wie Feu-
erwehrangehörige. Dies ist in der Ver-
waltungsvorschrift über Leistungen zur 
Ergänzung der Unfallversicherung im 
Bereich der Feuerwehr geregelt.  
Zwischen den Gemeinden und den 

v.l.n.r.  Dietmar Löffler, Landesbeauftragter für Baden-Württemberg, Ministerialrat Stefan Gläser, Walter Nock, Ehren-
landessprecher, Michael Hambsch, Landessprecher, Abteilungsleiter Hermann Schröder, Stephan Bröckmann, Beauf-
tragter für das Ehrenamt und ehem. Landesbeauftragter für Baden-Württemberg, Andreas Höger, Referatsleiter KM3 

im BMI, Dr. Karsten Homrighausen, Landesbranddirektor 
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(ID) Im Neuen Schloss in Stuttgart wurde 
am 30. März im Beisein von Staatssekre-
tär Martin Jäger der Geldbetrag, der 
durch die jährliche Haus- und Straßen-
sammlung zusammenkam, an den Volks-
bund übergeben. 
 
Zu den Aufgaben der Abteilung 6 im 
Innenministerium zählt auch die Sorge 
für die Gräber der Opfer von Krieg und 
Gewaltherrschaft. Hierbei arbeitet das 
Ministerium eng mit dem Volksbund 
Deutsche Kriegsgräberfürsorge zusam-
men, der sich vorrangig um die deut-

Scheckübergabe an den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge e.V. 
Symbolische Übergabe im Beisein von Staatssekretär Martin Jäger 

 schen Kriegsgräber im Ausland küm-
mert. Finanziell getragen wird die Ar-
beit des Volksbundes hauptsächlich  
durch Spenden.  
Unterstützung erfährt der Volksbund 
dabei durch die jährliche Haus- und 
Straßensammlung der Bundeswehr. 
Mehr als 268.000 Euro haben Solda-
ten und Reservisten in diesem Jahr 
gesammelt, die dem Volksbund am 
30. März 2017 im Beisein von  Staats-
sekretär Martin Jäger im Neuen 
Schloss in Stuttgart überreicht wurden. 

Scheckübergabe im Neuen Schloss. v.l.n.r. Hans-Jürgen Blümlein, Landesvorsitzender des Reservistenverbandes, 
Staatssekretär Martin Jäger, Landesvorsitzender des Volksbundes Ministerialdirektor Johannes Schmalzl,   

Oberst Dieter Bohnert 

betroffenen Hilfsorganisationen sollen 
im Vorfeld Vereinbarungen über die 
Kostenhöhe und die Abwicklungsregu-
larien getroffen werden.  
Dieses oben dargestellte Verfahren 
entspricht nicht nur den gesetzlichen 
Regelungen, es dient vor allem der 
Sicherheit unserer Bevölkerung. Der 

Rettungsdienst wird nur 
kurzzeitig gebunden und 
steht damit zeitnah für aku-
te Notfälle wieder zur Verfü-
gung. Auch ist ein Einsatz 
der zahlreichen ehrenamtli-
chen Helferinnen und Helfer 
in den Ortsvereinen und 
Gliederungen bei DRK, ASB, 
MHD und JUH immer auch 
motivierendes Element. 
Wir weisen besonders da-
rauf hin, dass bei der letz-
ten Änderung des Feuer-

wehrgesetzes im Falle von Einsätzen 
nach dem Feuerwehrgesetz wesentli-
che Verbesserungen bei den Helfer-
rechten und beim Unfallschutz für her-
angezogene Einsatzkräfte aller Organi-
sationen eingeführt wurden. Mit Aus-
nahme der Freistellungspflicht des 
Arbeitgebers sind im Falle eines Ein-

satzes nach Anforderung des Einsatz-
leiters der Feuerwehr die Helferinnen 
und Helfer aller im Katastrophen-
schutz mitwirkenden Einrichtungen 
und Organisationen den Feuerwehr-
einsatzkräften gleichgestellt. Von der 
Einführung einer Freistellungspflicht 
wurde in Einvernehmen mit den Lan-
desverbänden der Hilfsorganisationen 
Abstand genommen. Da dies offenbar 
vor Ort noch nicht ausreichend be-
kannt ist, weisen wir nochmals beson-
ders darauf hin. Das FwG finden Sie 
u n t e r  h t t p s : / / w w w . l f s - b w . d e /
F a c h t h e m e n / R e c h t O r g a n i s a t i o n /
D o c u m e n t s / G e s e t z e /
FwG_Stand_30122015.pdf.  Die Verwal-
tungsvorschrift über den Unfallschutz 
finden Sie unter https://www.lfs-
bw.de/Fachthemen/RechtOrganisation/
vwv/Documents/Unfallversicherung/
VwV_Ergaenzung_Unfallversicherung_Fe
uerwehr_GABl_2016_S_%20558.pdf. 

An dieser Stelle ein persönliches Wort 
zu Ehrungen: 

Beeindruckend, weil würdevoll war die 
im Anschluss an die Scheckübergabe 
vorgenommene Verleihung der Urkun-
den, Abzeichen und Nadeln des Volks-
bundes an die Reservisten und aktiven 
Soldaten. Jeweils mit einer persönli-
chen Laudatio durch den Bundeswehr-
beauftragten des Volksbundes Chris-
toph Schwarz eingeleitet, überreichten 
Staatssekretär Martin Jäger, der Lan-
desvorsitzende des Volksbundes Minis-
terialdirektor Johannes Schmalzl, der 
stellvertretende Kommandeur des Lan-
deskommandos Oberst Dieter Bohnert 
und der Landesvorsitzende des Reser-
vistenverbandes Hans-Jürgen Blümlein 
die Ehrungen. 

Gerade bei der Vielzahl der hierbei ver-
liehenen Auszeichnungen und der Dau-
er der Verleihung waren ob der Ruhe 
und Aufmerksamkeit aller im Marmor-
saal des Neuen Schlosses Versammel-
ten die Bedeutung der Ehrung, die 
Wertschätzung und die Würdigung ge-
genüber den Geehrten in beeindrucken-
der Art zu greifen. Eine Stimmung, die 
bei Ehrungen nicht immer zu spüren ist 
und die oft durch Ungeduld geschmä-
lert ist. Wer sich Jahre, gar jahrzehnte-
lang für andere Menschen einsetzt, der 
hat die wenigen Minuten Aufmerksam-
keit einer Ehrung mehr als verdient. 
Lernen wir auch hieraus.  

Ihr Abteilungsleiter Bevölkerungsschutz 
und Krisenmanagement im IM 

Hermann Schröder 

Bild: Feuerwehr Dossenheim 
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Zum Nachdenken über Kommunikation, 
Werte, Umgang, Achtung, - nur dass der 
Stammtisch bei weitem nicht die Breiten-
wirkung hat(te) wie Social-Media. 

 
Ein Mensch, der an der Spritze steht, 
bekämpft den Brand so gut es geht, 

bis er zuletzt nur noch zur Not 
entrinnt dem eignen Feuertod. 

 
Ein Unmensch, der am Stammtisch sitzt, 

hätt’ weitaus tapferer gespritzt. 
Er überzeugt nun, gar nicht schwer, 

sogar den Menschen, hinterher, 
mit prahlerischen Redeflüssen, 

dass er hätt’ besser spritzen müssen. 
 

Und aus dem Menschen wird zuletzt 
ein Feigling gar, der pflichtverletzt. 

Und alle rühmen um die Wette, 
wie gut gespritzt der Unmensch hätte. 

                                                   Eugen Roth 

Eugen Roth war ein Deutscher Lyriker und 
populärer Dichter meist humoristischer 
Verse. Er wurde am 24. Januar 1895 in 
München geboren, am 28. April 1976 ist er 
in München gestorben. Er studierte Ge-
schichte, Kunstgeschichte und Philoso-
phie, 1922 promovierte er in München, 
von 1927 bis 1933 war er Redakteur der 
„Münchner Neuesten Nachrichten“, 1952 
erhielt er den Kunstpreis für Literatur der 
Stadt München. Die Verse über den 
„besseren Feuerwehrmann“ stammen aus 
seinem 1935 erschienenen Werk „Ein 
Mensch“. 
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(ID) Am 31. März 2017 hat der Stellver-
tretende Ministerpräsident und Minister 
für Inneres, Digitalisierung und Migrati-
on, Thomas Strobl, die neue Feuerwache 
eingeweiht: 

"In nur knapp zwei Jahren ist ein mo-
dernes und attraktives Feuerwehr-
Domizil entstanden, das den hohen 
taktischen, funktionalen und gestalte-

Neubau der Hauptfeuerwache Mannheim ist in Betrieb gegangen 

rischen Anforde-
rungen, die an die 
Hauptfeuerwache 
einer Großstadt im 
Ballungsraum ge-
stellt werden, in 
vollem Umfang 
gerecht wird und 
zudem einen mar-

kanten städtebau-
l ichen Akzent 
setzt.“ 

In die 19.700 
Quadratmeter gro-
ße Hauptfeuerwa-
che wurden 49,5 
Millionen Euro 
investiert. Das 
L a n d  B a d e n -

Württemberg hat rund 2,3 Millionen 
Euro als Förderbeitrag beigesteuert. 
Nach nur knapp zweijähriger Bauzeit 
kann die neue Wache jetzt in Betrieb 
gehen, die mit dem Einsatzleitdienst, 
dem Löschzug 1 der Berufsfeuerwehr, 
der Tauchstaffel, dem Bootsdienst und 
den Freiwilligen Feuerwehren Innen-
stadt und Neckarau ab jetzt Dreh- und 
Angelpunkt des Brandschutzes in 
Mannheim ist. 

Jetzt in Betrieb: Die neue Feuerwache in Mannheim 
Bilder: Stadt Mannheim/Andreas Henn  

Innenminister Thomas Strobl (Bildmitte) beim Rundgang durch die neue Hauptfeuer-
wache mit Oberbürgermeister Dr. Peter Kurz (2. von rechts) 

Brandschutzaufklärung - mehrsprachig 

(ID) Im Vorfeld des Landeszeltlagers 
der Jugendfeuerwehr Baden- Würt-
temberg im Sommer 2016 in Hauen-
stein entstand die Idee, Material zur 
Brandschutzerziehung und -aufklär-
ung für Asylbewerber beziehungswei-
se Menschen mit Fluchterfahrung zu 
erstellen. Das Ministerium für Inne-
res, Digitalisierung und Migration 
beteiligte sich an diesem Projekt 
durch eine entsprechende Förderung. 
Entstanden sind nun mehrsprachige 
Flyer zur Brandschutzaufklärung. 

Mit den Jugendfeuerwehren wurden 
Bildstrecken aufgenommen, die das 
Verhalten in verschiedenen Situatio-
nen darstellen und die durch kurze 
zusätzliche Erörterungen in Englisch 
und Arabisch ergänzt sind. Die Falt-
blätter und Plakate zu den Themen 
„Notruf absetzen“, „Richtig grillen“ und 
„Richtiger Umgang mit dem Feuerlö-
scher“ können im Jugendbüro der Ju-
gendfeuerwehr Baden-Württemberg 
(jugendbuero@jugendfeuerwehr-
bw.de) kostenlos erworben oder unter  

http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/
cms/downloads/viewcategory/30-
b r a n d s c h u t z e r z i e h u n g -
nonverbal.html heruntergeladen wer-
den. Das Material wurde so entwickelt, 

dass es sowohl in die Arbeit mit Er-
wachsenen – mit oder ohne Fluchter-
fahrung – als auch bei Projekten mit 
Kindern verwendet werden kann.  

mailto:jugendbuero@jugendfeuerwehr-bw.de�
mailto:jugendbuero@jugendfeuerwehr-bw.de�
mailto:jugendbuero@jugendfeuerwehr-bw.de�
mailto:jugendbuero@jugendfeuerwehr-bw.de�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�
http://www.jugendfeuerwehr-bw.de/cms/downloads/viewcategory/30-brandschutzerziehung-nonverbal.html�


    Herausgeber:  Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration - Abteilung 6 - Bevölkerungsschutz und Krisenmanagement 

Seite  5  Infodienst  

Gefahren und Einsatzhinweise bei Kohlenstoffmonoxid-Vergiftungen 

(ID) In den letzten Monaten ist es wiederholt in Deutschland und auch in Baden-Württemberg zu Kohlenstoffmonoxid (CO-)Vergiftungen 
in Shisha-Bars gekommen. Nachfolgend einige Hinweise, die auch für CO-Vergiftungen beispielsweise durch unsachgemäßes Grillen 
oder offenes Feuer in geschlossenen Räumen gelten. 

Das CO entsteht durch die Verbren-
nung der Kohle, mit der die Wasser-
pfeifen betrieben werden. Bei einer 
hohen Konzentration der geruchlosen 
Verbindung in der Luft kann das Einat-
men des CO schon innerhalb kurzer 
Zeit zu gesundheitlichen Schäden oder 
gar zum Tod führen.  

Hohe CO-Konzentrationen im Blut sind 
häufig auch mit Spätschäden verbun-
den. In einem Zeitraum von Tagen bis 
zu drei Wochen nach einer CO-
Vergiftung entwickeln zehn bis 40 Pro-
zent der Geschädigten Folgeschäden 
an Herz und Nervensystem. Hierzu 
gehören Gedächtnis- und Konzentrati-
onsstörungen, Schwindel, Kopf-
schmerzen, Übelkeit, Persönlichkeits-
veränderungen, aber auch Psychosen 
und parkinson-ähnliche Erkrankungen. 
Am Herz können eine dauerhafte Leis-
tungsschwäche oder Rhythmusstörun-
gen als Spätschäden auftreten. 

Wichtig ist es, durch ausreichende 
Lüftung und eine moderate Anzahl 
gleichzeitig betriebener Shishas die  
CO-Konzentration im Raum unter den 
gesundheitsschädlichen oder gar tödli-
chen Werten zu halten. Zwar nicht be-
hördlich vorgeschrieben, aber äußerst 
s innvol l  s ind stat ionäre CO-
Warnmelder im Raum; sie schlagen 
bei zu hohen CO-Konzentrationen 
Alarm. Betreiber, Beschäftigte und 
Gäste in Shisha-Bars sollten schon aus 
Eigeninteresse auf gute Lüftung und 
das  Vorhandense in  von  CO-
Warnmeldern achten. Das Auslösen 
des Alarms schützt zwar die Beschäf-
tigten und nicht-konsumierenden Gäs-

te vor einer Kohlenstoffmo-
noxid-Vergiftung, aber nicht 
den einzelnen Konsumen-
ten. Wer direkt das CO vom 
Entstehungsort, also der 
Wasserpfeife, inhaliert, 
wird bereits eine erhöhte 
Konzentration von CO im 
Blut aufweisen, bevor der 
Alarm anschlägt. 

CO ist farb-, geruch- und 
geschmacklos und kann 
von den menschlichen Sin-
nesorganen nicht wahrge-
nommen werden. Es hat 
fast die gleiche Dichte wie 
Luft, d. h. es verteilt sich im gesamten 
Raum g le ichmäßig ,  und CO-
Luftgemische können auch schlagartig 
durchzünden. Der Explosionsbereich 
liegt zwischen 12,5 und 75 Vol.-%. 

Als erste Alarmzeichen können bei 
höheren Konzentrationen Kopfschmer-
zen, Schwindel und Übelkeit bis hin 
zur Bewusstlosigkeit und Krampfanfäl-
le auftreten. Diese Zeichen müssen 
aber nicht auftreten - es kann auch mit 
keinen oder nur geringen Symptomen 
eine bedrohliche Vergiftung vorliegen. 

Sobald Alarmzeichen bei Betroffenen 
auftreten oder ein CO-Warnmelder 
auslöst, sollen sofort alle Personen die 
Räume ins Freie verlassen und die 
Räume umgehend gelüftet werden. 
Der Rettungsdienst und die Feuerwehr 
sind über Notruf 112 zu verständigen. 

Bei einem entsprechenden Einsatz in 
einer Shisha-Bar sollen die Einsatz-
kräfte durch Messung des CO-

Hämoglobin-Wertes (CO-Hb) ausschlie-
ßen, dass neben dem Verletzten noch 
andere Besucher und Bedienstete 
auch eine gesundheitsgefährdende 
CO-Belastung aufweisen. 

Personen mit einem CO-Hb-Wert ab ca. 
20 % sind zur weiteren Behandlung ins 
Krankenhaus zu verbringen.  

Personen mit einem CO-Hb-Wert grö-
ßer ca. 25 %  sollten zur Vermeidung 
von Spätschäden innerhalb von etwa 
sechs Stunden einer Druckkammerbe-
handlung zugeführt werden, dabei gilt: 
Je früher desto besser! 

Möglichkeiten zur Druckkammerbe-
handlung sitzfähiger Betroffener gibt 
es in Baden-Württemberg zu regulären 
Sprechzeiten in Freiburg, Karlsruhe 
und Heidelberg. Eine Notfallversor-
gung auch intensivpflichtiger Patienten 
bieten das Klinikum Ludwigsburg 
(Alarmierung über ILS Stuttgart - SI-
MOS)  und das  Bundeswehr -
Krankenhaus Ulm an. 

Zum Eigenschutz sind folgende Punkte 
zu beachten: 
 falls vorhanden, CO-Warner anlegen, 
nicht mehr Einsatzkräfte als unbe-

dingt notwendig in den belasteten 
Raum schicken, 

Aufenthaltsdauer im Raum so kurz 
wie möglich, 

CO-Konzentration messen und 
 falls Feuerwehr vor Ort ist, soll diese 

mit Pressluftatmer und Flamm-
schutzhaube vorgehen.  

 
Wir danken Herrn Prof. Dr. Geldner für 
die ärztliche Beratung. 

 

Die Druckkammer am Klinikum Ludwigsburg 
Bild: Klinikum Ludwigsburg 

30 ppm 0,003% Maximale Arbeitsplatz-Konzentration 
MAK-Wert bei 8-stündiger Arbeitszeit. 

200 ppm 0,02% Leichte Kopfschmerzen innerhalb 2 bis 3 Stunden. 

400 ppm 0,04% Kopfschmerzen im Stirnbereich innerhalb 1 bis 2 Stunden 
breitet sich im ganzen Kopfbereich aus. 

800 ppm 0,08% Schwindel, Übelkeit und Gliederzucken innerhalb 45 Minu-
ten; Bewusstlosigkeit innerhalb 2 Stunden. 

1600 ppm 0,16% Kopfschmerzen, Übelkeit, Schwindel innerhalb 20 Minu-
ten, Tod innerhalb 2 Stunden. 

3200 ppm 0,32% Kopfschmerzen, Übelkeit, Schwindel innerhalb 5 bis 10 
Minuten; Tod innerhalb 30 Minuten. 

6400 ppm 0,64% Kopfschmerzen und Schwindel innerhalb 1 bis 2 Minuten, 
Tod innerhalb 10 bis 15 Minuten. 

12800 ppm 1,28% Tod innerhalb 1 bis 3 Minuten. 

                  CO-Konzentration Inhalationszeit und Folgen 

Quelle: biomess, Ing.-Büro 
Dipl.-Ing. Obeloer 
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Deutsch-Schweizer Austausch in Waldshut-Tiengen  
Thema: Warnung und Information der Bevölkerung 

(ID) Zu einem Expertenworkshop zum 
Thema „Warnung und Information 
der Bevölkerung“ im Rahmen grenz-
überschreitender großräumiger Eva-
kuierungsplanung trafen sich Ende 
März die Vertreter der in der Schweiz 
und in Deutschland zuständigen Be-
hörden in Waldshut-Tiengen. 

Der Workshop war Teil des von der TH 
Köln im Auftrag des Bundesamtes für 
Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe durchgeführten Projekts 
„ECHD“ für eine grenzüberschreitende 
großräumige Evakuierungsplanung 
Schweiz/Deutschland. Von Schweizer 
Seite waren sowohl die Nationale 
Alarmzentrale (NAZ), das Schweizer 

NEU: Bevölkerungsschutz-Ehrenzeichen und Bevölkerungsschutz-Einsatzmedaille in 
Baden-Württemberg 

Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz (BABS) als auch der 
Kanton Aargau vertreten. Aus 
Deutschland beteiligten sich 
Vertreter des Bundesamtes 
für Strahlenschutz, des Bun-
desamtes für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe, 
des Ministeriums für Inneres, 
Digitalisierung und Migration 
(vertreten mit der für die War-
nung zuständigen Referentin 
Sabine Fohler) sowie der 
Landratsämter Waldshut und 
Lörrach am Workshop. Ziel 
der Veranstaltung war es, die unter-

schiedlichen Aspek-
te der Warnung und 
Information der 
Bevölkerung bei 
grenzüberschreiten-
den Evakuierungs-
planungen zu disku-
tieren. Durch Fra-
gen wie „Welche 
V o r g e he n sw e i s e 
erscheint sinnvoll, 
um erforderliche 
Abstimmungen zu 

erreichen?“ oder „Wie können lageab-
hängige Anpassungen im Bereich War-
nung und Information der Bevölkerung 
durchgeführt und sichergestellt wer-
den?“ erarbeiteten die Teilnehmer 
sinnvolle Abstimmungen auf den ver-
schiedenen Verwaltungsebenen auf 
Deutscher und Schweizer Seite.  

Die Ergebnisse des Workshops sollen 
jetzt in einen Leitfaden einfließen, den 
die TH Köln zum Thema grenzüber-
schreitende Evakuierungsplanung er-
arbeitet.  

(ID) Mit der Bekanntmachung der 
Ausführungsbestimmungen über die 
Stiftung des Bevölkerungsschutz-
Ehrenzeichens und der Bevölke-
rungsschutz-Einsatzmedaille wurde 
in Baden-Württemberg die Möglich-
keit geschaffen, besondere Verdiens-
te um den Bevölkerungsschutz ange-
messen zu würdigen.  
Das Bevölkerungsschutz-Ehrenzeichen 
wird an Personen verliehen, die sich in 
besonderer Weise um den Bevölke-
rungsschutz verdient gemacht haben 
oder die ein besonders mutiges Ver-
halten im Einsatz gezeigt haben. 

Der Vorschlag zur Ehrung mit dem 
Ehrenzeichen kann von den zur Mitwir-
kung im Katastrophenschutz aner-
kannten Landesverbänden der Hilfsor-
ganisationen, vom  Landesfeuerwehr-
verband, den Katastrophenschutzbe-

hörden sowie von den Städten und 
Gemeinden beim Innenministerium 
eingereicht werden. Verleihungen kön-
nen auch der Landesbeauftragte des 
Technischen Hilfswerkes und der Kom-
mandeur des Landeskommandos 
beim Innenministerium anregen.  

Das Ehrenzeichen ist jährlich auf ins-
gesamt 20 Verleihungen begrenzt. 
Damit soll die besondere Würdigung 
gegenüber den Geehrten zum Aus-
druck gebracht werden. Gleichzeitig 
zeigt dies, dass wirklich besonders 
herausragende Leistungen vorliegen 
müssen. Das Innenministerium wird 
die Landesverbände in Kürze über das 
weitere Verfahren informieren. 

Die Bevölkerungsschutz-Einsatz-
medaille wird als Anerkennung und 
Würdigung der außergewöhnlichen 

Hilfeleistung bei einem besonderen 
Bevölkerungsschutzeinsatz verliehen. 
Die Initiative zu diesen Ehrungen liegt 
beim Innenministerium. 

Näheres zu beiden Ehrungen sind den 
Ausführungsbestimmungen zur Be-
kanntmachung über die Stiftung vom 
15. März 2017 zu entnehmen. Sie 
sind im Gemeinsamen Amtsblatt vom 
29. März 2017 nachzulesen. Das Ge-
meinsame Amtsblatt finden Sie  auf 
der Internetseite der Landesfeuer-
wehrschule Baden-Württemberg unter 
folgendem Link: 

h t t p s : / / w w w . l f s - b w . d e /
Fachthemen/RechtOrganisation/
D o c u m e n t s /
A u s f u e h r u n g s b e s t i m m u n -
gen_Bevoelkerungsschutz_Ehrenzeic
hen.pdf. 

Intensiver fachlicher Austausch der Workshop-Teilnehmer 
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Dank, Glückwunsch und viel Erfolg... 
 
…so darf ich meine Empfindungen zum Einzug und zur Inbetriebnahme der neuen 
Gebäude an der Landesfeuerwehrschule in Bruchsal zusammenfassen. 
Dank an alle, die über die letzten Jahre das Bauprojekt gemäß dem Motto 
"Zusammenfügen, was zusammen gehört" begleitet und vorangetrieben haben. Den 
drei beteiligten Ministern Heribert Rech, Reinhold Gall und Thomas Strobl, die weit-
sichtige Entscheidungen getroffen und das Projekt stets gefördert haben. Den Pla-
nern sowie den Kolleginnen und Kollegen von Vermögen und Bau und im Finanzmi-
nisterium, die städteplanerisch und architektonisch stets zum Wohle des Projektes 
gewirkt haben. Danke auch an die Stadt Bruchsal mit ihrer Oberbürgermeisterin  
Cornelia Petzold-Schick an der Spitze für die stets wohlwollende Begleitung und 
Unterstützung des Bauprojekts im Gemeinderat und in der Stadtverwaltung.  
Allen voran aber danke ich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der LFS mit ihren 
Schulleitern, die eine komplexe Planungsphase mitgestaltet haben, die eine auf-
wändige Bauphase bei parallelem Lehrgangsbetrieb erfolgreich und ohne Lehr-
gangseinschränkung gemeistert haben und die nun in den letzten beiden Wochen 
den Umzug mit großer Kraftanstrengung termingerecht mit der Hand am Arm ge-
schultert haben. 
Der Aufwand hat sich mehr als gelohnt. Die Gebäude sind architektonisch sehr an-
sprechend geworden. Das städtebauliche Konzept hat sich bewährt; die Stadt 
Bruchsal hat im Westen mit der LFS nun ein neues und ansprechendes 
"Eingangstor" bekommen. Und das Wichtigste: Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
genießen zukünftig eine moderne, zeitgemäße und den didaktischen Anforderungen 
gerecht werdende Landesfeuerwehrschule.  
Termingerecht sind am Montag die Gebäude in Betrieb genommen worden und un-
ser Schulleiter Thomas Egelhaaf konnte die ersten 160 Lehrgangsteilnehmerinnen 
und -teilnehmer pünktlich um 13.00 Uhr willkommen heißen. 
Ich beglückwünsche die Beteiligten und danke allen für das große Engagement. Den 
Bediensteten und den Teilnehmerinnen und Teilnehmern wünsche ich, dass die 
Seminare und Lehrgänge stets erfolgreich und unfallfrei verlaufen mögen. Der nun 
wieder an einem Standort zusammengeführten Landesfeuerwehrschule wünsche 
ich allzeit ein glückliches Wirken gemäß dem Wahlspruch der Feuerwehren:  
Einer für alle, alle für Einen. Gott zur Ehr‘, dem Nächsten zur Wehr. 
Im Namen der ganzen Abteilung 6 Bevölkerungsschutz und Krisenmanagement 
 

 

Hermann Schröder  

Landesfeuerwehrschule ist erfolgreich umgezogen 
Mit großem Feuerwehrkonvoi zum neuen Standort 

(ID) Ab dem 10. April begann die heiße Phase des Umzuges der Landesfeuerwehrschule (LFS) Baden-Württemberg. Mit einem spekta-
kulären Feuerwehrkonvoi ist die Landesfeuerwehrschule jetzt am neuen Standort in Bruchsal angekommen. Am Montag, dem 24. April 
begann „Im Wendelrot“ der Lehrgangsbetrieb. Ein glücklicher Schulleiter Thomas Egelhaaf begrüßte 160 Lehrgangsteilnehmer, die als 
erste Gäste in das neue Domizil einziehen durften. Bilder zum Umzug finden Sie auf der letzten Seite dieses Infodienstes. 

„I‘m on fire“ hieß es am Vormittag des 
20. April für die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Landesfeuerwehrschu-
le, als Schulleiter Thomas Egehlhaaf 
das Startsignal für den Höhepunkt des 
Umzuges und damit für einen der 
längsten Feuerwehrkonvois des Lan-
des gab. Rot an rot schlängelten sich 
insgesamt 41 Feuerwehrfahrzeuge von 
der Steinackerstraße, wo die Landes-
feuerwehrschule rund 60 Jahre behei-
matet war, zum neuen Areal in der 
Straße „Im Wendelrot“. Einen größeren 
Umzug hatte Bruchsal bis dato noch 
nicht erlebt. 
Wochenlang hatten die rund 90 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der Schule 
insgesamt etwa 1.500 Umzugskisten 
gepackt. Vom Schlauch über die 
Tauchausrüstung bis hin zu Bleistift 
und Stenoblock wurde alles sorgfältig 
verpackt, damit am neuen Standort 
alles wieder schnell griffbereit war. 
Seit dem Spatenstich im Jahre 2014 
hat das Land rund 40 Millionen Euro in 
die neue Schule investiert. Auf über 
10.000 Quadratmetern Nutzfläche 
stehen jetzt modernste Schulungs– 
und Ausbildungsräume sowie 210 
Gästezimmer für die rund 6.500 Feu-
erwehrleute zur Verfügung, die die 
Schule jährlich besuchen. 

Schulleiter Thomas Egelhaaf begrüßte die ersten Lehr-
gangsteilnehmer an der neuen Landesfeuerwehrschule 
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(ID) Im Gefahrenfall ist es wichtig, über möglichst gute Informationen zu verfügen und diese zeitnah zu erhalten. Dies liegt einerseits 
im Interesse eines jeden Einzelnen, andererseits aber auch im Interesse der für die Gefahrenabwehr zuständigen Stellen. In Baden-
Württemberg steht hierzu ein aufeinander aufbauendes Informationssystem zur Verfügung. 

Wie Sie sich im Gefahrenfall informieren können 
Baden-Württemberg hält ein breites Informationskonzept bereit 
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MoWas und die daran ange-
schlossene Warn-App NINA -
unsere Sirene in der Tasche 

19 Mal wurde seit Beginn der Nutzung 
im Oktober 2016 die Bevölkerung 
über das landesweit anwendbare Mo-
dulare Warnsystem MoWas und die 
daran angeschlossene Warn-App NINA 
gewarnt und über aktuelle Gefahrensi-
tuationen und notwendige Verhaltens-
hinweise informiert. Ob bei mehrtägi-
gen Trinkwasserverschmutzungen, bei 
Schadstoffausbreitungen bei Bränden 
oder Gefahrgutexpositionen, schnell 
und unkompliziert können die Warnun-
gen auf den Weg gebracht werden. 
Jede Kommune, jeder Land- und 
Stadtkreis, jedes Regierungspräsidium 
und das Land kann die Warnung ver-
anlassen. Näheres hierzu haben wir in 
den Ausgaben 4/2017 und 5/2017 
unseres INFODIENSTES berichtet. 
Mit diesem System können die Besit-
zer von Android-  und Apple-
Smartphones akustisch auf die Gefah-
rensituation aufmerksam gemacht 
und mit schriftlichen Warnhinweisen 
versorgt werden. Smartphones mit 
anderen Betriebssystemen sind der-
zeit noch ausgenommen. 
Der Landkreis Böblingen, der Rhein-
Neckar-Kreis und der Stadtkreis Mann-
heim senden Warnungen auch über 
die Warn-App Katwarn. 

 
Die SIRENE -  laut und deutlich 
hörbar 

Ein im Alltag wahrnehmbares, offiziel-
les Warnmedium ist die Sirene. Wenn-
gleich sie derzeit nur in wenigen Städ-
ten und Gemeinden verfügbar ist, darf 
sie nicht in Vergessenheit geraten. 
Immer mehr Städte und Gemeinden 
haben bereits wieder ein Sirenennetz 

Akademie für Gefahrenabwehr 

oder sind dabei wieder eines aufzu-
bauen. Mit dem Sirenennetz werden 
Bürgerinnen und Bürger zu jeder Ta-
ges- und Nachtzeit auf eine Gefahren-
situation hingewiesen. Der Nachteil 
gegenüber der App ist, dass keine zu-
sätzlichen Hinweise gegeben werden 
können. Wer bei einer Sirenenwarnung 
aber sein Rundfunk- oder Fernsehge-
rät anschaltet, bekommt schnell Infor-
mationen. Und wenn bei Ihnen zu Hau-
se der Strom ausgefallen sein sollte, 
gibt es immer noch das Autoradio. 

 
facebook und twitter - 
schnelle Hinweise der 
Polizei 

Seit April 2017 nutzen alle regionalen 
Polizeipräsidien in Baden-Würt-
temberg facebook und twitter. Diese 
Medien bedienen wir, um Ihnen per-
manent aktuelle Informationen zu 
übermitteln. Aus der Übersichtskarte 
können Sie entnehmen, wo unsere 
Polizeipräsidien stehen. 
Auf der Internetseite der Polizei Ba-
den-Württemberg finden Sie unter fol-

gendem Link die Social-Media-
Kontakte: https://www.polizei-bw.de/
Seiten/SocialMedia.aspx. 
Diese Medien zeichnen sich durch ihre 
Schnelligkeit und Aktualität aus. Die 
Polizeidienststellen vor Ort haben im-
mer den aktuellsten Überblick und 
können am besten beurteilen, welche 
Meldungen und Informationen für Sie 
gerade wichtig sind. Parallel dazu nut-
zen auch immer mehr Kommunen, 
Feuerwehren sowie Stadt- und Land-
kreise die sozialen Medien. 

 
Das Kriseninternet - landes-
weit und ministeriumsüber-
greifend 

Last but not least steht der Landesre-
gierung im Bedarfsfall ein Kriseninter-
net zur Verfügung. Die Seiten des Kri-
seninternets sind auf sehr leistungsfä-
higen und weitgehend ausfallsicheren 
Servern gespeichert. Das Kriseninter-
net kann also auch genutzt werden, 
wenn die hauseigenen Systeme der 
Ministerien durch eine Vielzahl von 
Zugriffen überlastet und nicht mehr 
erreichbar sind.  
Jedes Ministerium kann den Sonderin-
formationsdienst im Bedarfsfall eigen-
ständig nutzen, um der Bevölkerung 
und den Medien landesweit relevante 
beziehungsweise aktuelle Informatio-
nen weiterzugeben. Im Regelfall und 
außerhalb von Krisenlagen wird diese 
Seite nicht mit Informationen bestückt. 
Erst im Ereignisfall finden Sie dort ak-
tuelle Meldungen. Sie erreichen die 
Seite unter: http://www.infodienst-bw.de/. 

 

 
 
 
 Grafik: Polizei Baden-Württemberg 

(ID) Die Akademie für Gefahrenabwehr 
an der Landesfeuerwehrschule (LFS) 
Baden-Württemberg hat ihren Betrieb 
aufgenommen.  

Als eigenständige Abteilung der Lan-
desfeuerwehrschule obliegt ihr der 
Auftrag drei wesentliche Bereiche im 
Gesamtgefüge der nichtpolizeilichen 

Sicherheit abzudecken: 
- zeitnahe Durchführung von Semina-
ren insbesondere für Führungskräfte 
der Feuerwehren zu aktuell aufgetrete-
nen Problemstellungen,  
- Durchführung von Seminaren für An-
gehörige aller im Bevölkerungsschutz 
mitwirkenden Organisationen und Ein-

richtungen insbesondere zur Verbesse-
rung der Zusammenarbeit im Einsatz 
und zur Vermittlungen aktueller The-
menstellungen und  
- ständiger Kontakt zur Forschung und 
wissenschaftlichen Lehre in allen Be-
reichen des Bevölkerungsschutzes.  
Die Akademie für Gefahrenabwehr 
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fungiert dabei als „Dach“, unter dem 
die Bildungsangebote genutzt werden 
können. Das neue Logo der Akademie 
für Gefahrenabwehr fasst die drei 
grundsätzlichen Aufgaben und die 
Funktion als „Dach“ symbolisch in ei-
nem Dreieck zusammen. Die gewähl-
ten Farben stellen dabei den Bezug 
zum Land her. Dieses Logo ging als 
Sieger aus einem Ideenwettbewerb 

unter Designern hervor und wird künf-
tig als Erkennungsmerkmal der Akade-
mie für Gefahrenabwehr verwendet. 
Das aktuelle Seminarangebot und wei-
tere Infos zur Akademie ersehen Sie 
auf der Homepage der Landesfeuer-
wehrschule und dort in der neu einge-
richteten Rubrik Akademie unter: 
h t t p s : / / w w w . l f s - b w. de / ak a d em ie /
Seiten/default.aspx. 

(ID) 60 Einsatzkräfte der Feuerwehren 
aus den Ölwehrstützpunkten Radolfzell 
und Konstanz haben am 8. April 2017 
eine gemeinsame Übung  am Bodensee 
durchgeführt. Die Übungsleitung attes-
tierte den beiden Feuerwehren eine star-
ke Leistung. 

Der Schutz des Wassers im Bodensee 
wird von den Anrainerstaaten gemein-
sam sichergestellt; unter anderem 
durch die Öl- und Schadenswehr Bo-

densee. Nach einer gemeinsamen 
Verwaltungsvorschrift des Innenminis-
teriums und des Umweltministeriums 
ist die Aufgabe der Öl- und Schadens-
wehr den Landratsämtern Bodensee-
kreis und Konstanz übertragen. Die 
konkrete Abwicklung der Aufgaben 
übernehmen die Feuerwehren Kon-
stanz, Radolfzell, Überlingen und 
Friedrichshafen.  
Anfang April haben die Feuerwehren 
der Ölwehrstützpunkte Radolfzell und 
Konstanz eine gemeinsame Übung 
durchgeführt.  
Ein Defekt an einem Tanklastzug, der 
im Gewerbegebiet „Neubohlingen“ in 
der Stadt Radolfzell abgestellt war, 
führte laut Übungsannahme dazu, 
dass über Nacht eine größere Menge 

eines umweltgefährdenden Stoffs in 
das Kanalnetz ausgelaufen ist und 
über ein Regenrückhaltebecken in den 
See gelangen konnte.  
Für die Einheiten Öl- und Schadens-
wehr Bodensee an den Standorten 
Radolfzell und Konstanz begann ein 
Wettlauf mit der Zeit. In schneller Rei-
henfolge alarmierte die Integrierte 
Leitstelle in Konstanz die nach Alarm-
plan „Ölwehr Bodensee“ vorgesehe-

nen Kräfte und entsandte die Spezial-
fahrzeuge und Boote zur Einsatzstelle. 

Dort eingetroffen wurden die Einsatz-
kräfte in zwei Einsatzabschnitte 

„Land“ und „See“ eingeteilt und erhiel-
ten von der Einsatzleitung ihre Aufträ-
ge zur Schadensbekämpfung und zur  
Schadensbeseitigung. Boote, Ölsper-
ren und Pumpen wurden eingesetzt, 
mithin das gesamte Equipment, das 
vom Land Baden-Württemberg zur 
Verfügung gestellt wird. Die Feuerwehr 
Konstanz beeindruckte durch den Ein-
satz des selbstfahrenden Ölaufnahme-
gerätes „SÖG“, das eigens für die 
Ölaufnahme auf dem Bodensee konzi-
piert und gebaut wurde. Die Übungslei-
tung konstatierte am Nachmittag, dass 
die Übungsziele erreicht wurden, und 
bescheinigte den rund 60 Einsatzkräf-
ten eine „starke Leistung“. „Man hat 
nicht gemerkt, dass zwei Feuerwehren 
geübt haben, so gut haben alle zusam-
mengearbeitet“, so der Tenor der 
Übungsbeobachter. 

Einsatz der neuen Gerätewagen Transport am Ufer (Fotos: Presse- und Öffentlichkeitsarbeit Feuerwehr Konstanz)  

Das SÖG (selbstfahrendes Ölaufnahmegerät) im Einsatz auf dem See  

Ausbringen einer Ölsperre mit dem neuen Mehrzweckboot 

Ölwehrübung am Bodensee 
Ölwehrstützpunkte Radolfzell und Konstanz haben gemeinsam auf dem Bodensee geübt  
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Hubschrauber mit Winde in Baden-Württemberg stationiert 
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(ID) Baden-Württemberg wird künftig durch Hubschrauber des Search- und Rescue (SAR)-Dienstes unterstützt 

Bei der Windenrettung stehen in Ba-
den-Württemberg künftig auch Hub-
schrauber der seit Dezember 2016 im 
Rahmen des Search- und Rescue 
(SAR)-Dienstes in Niederstetten (Main-
Tauber-Kreis) stationierten Hubschrau-
berstaffel unterstützend zur Verfü-
gung, die mit einer ständig montierten 
Seilwinde ausgestattet sind.  

Die SAR-Hubschrauber in Niederstet-
ten stehen im 24/7/365-Einsatz-
modus Tag und Nacht in Bereitschaft. 
Ihre Hauptaufgabe ist im Rahmen der 
Durchführung des SAR-Dienstes die 
Hilfeleistung bei Luftfahrtunfällen. Im 
Rahmen der Eilhilfe besteht die Mög-

lichkeit, diese im Einzelfall auch im 
Rettungsdienst zur ergänzenden Un-
terstützung zu nutzen. Diese sehen wir 
aufgrund der Ausstattung mit Seilwin-
de im Bereich der Bergwachten bei 
Einsätzen im Gebirge oder unwegsa-
men Gelände. Die DRK-Bergwacht und 

Allgemeine Ausrüstung 
FuG 8, Innenrettungswinde, Luftrettergurt, 2x 
Rettungsgurt FSG, 7016 VOX, Stehhaltegurt, 
Bakenausschaltbatterie,  Rauchkörper/
Seemarkierer (bei Bedarf für Gebirgs- und See-
Einsätze), 2 Verzurrgurte 45kn, 2 Gehörschutz, 
1 Helm, Innenkraftstoffbehälter, Frequenzüber-
sichtskarte 4m-Band, Karte "Örtl. Crashbereich", 
ABC Pulverlöscher 6kg, Force-Rettungsgerät (bis 
zum Fristenablauf im April 2015) 
Rüstsatz SAR·HS UH-10 Standard 
Modul I 
Krankentragegestell und Stromversorgungsbox 
(Powerbox) mit zwei 24V und drei 12V Steckdo-
sen, Lichtschutzvorhang, lnfusionshalterung 
Modul II 
Gepäckregal mit Halterung für Medumat-
Lifebase 111 
Modul lll 
Luftrettungsbergesack mit Helm und Anitrotati-
onsleine für die lnnenrettungswinde, Stifneck® 
Halswirbelsäulenimmobilisationsschienen, Gr: 
Select/Pädiatric 
Modul IV 
Schaufeltrage und KED-System im Transport-
sack, Stifneck® Halswirbelsäulenimmobilisati-
onsschienen, Gr: Select/Pädiatric 
Sanitätsausstattung Modul I 
Propaq 206 EL, Patientenmonitor mit Drucker 
und Capnometrie, Zoll-M, Defribrilator, semiau-
tomatisch mit Herzschrittmacher, Combinat 
2000 CS 3, Spritzenpumpe für 3 Spritzen, Oxy-
log 2000, lntensivbeatmungsgerät, 2x 5 l Sauer-
stoffflasche, 2x Alduk 1, Druckminderer mit O2-
Steckdose und lnhalationsvorrichtung, Ac-
cuvac® Rescue, Absaugpumpe mit einstellbarer 
Saugleistung, Infrarot-Ohrthermometer (Genius 

Der SAR-Hubschrauber unterstützt künftig bei der 
Luftrettung in Baden-Württemberg (Bild: Bundeswehr) 

die Bergwacht Schwarzwald sind inso-
weit bereits informiert. Die Besatzung 
der SAR-Hubschrauber besteht aus 
zwei Piloten und einem Luftrettungs-
meister. Zum Einsatz kommt derzeit 
noch der Standardhubschraubertyp 
Bell UH 1-D.  

SAR-Grundausstattung 
Folgende Grundausstattung wird in allen SAR-Hubschraubern an SAR-Kommandos mitgeführt: 

First Temp), Tasche mit Zubehörteilen (IABP-
Messung Propaq, CO2-Kabel Propaq), Rettungs-
diensttrage Stallwerk 3006, Vakuummatratze, 
Rettungs- und Bergetuch/Umbettungstuch, 
Respofix, Beatmungsschlauchhalter, Schreib-
brett mit Notwendigkeitsbescheinigung, Rigibox, 
Abfallbox zur Entsorgung von Kanülen und Am-
pullen 
Sanitätsausstattung Modul II 

Medumat Lifebase 111, Notfallbeatmungsgerät 
mit Sauerstoffinhalation und 21, Sauerstofffla-
sche, Thoraxdrainageset komplett, Vakuum-
schienen Arm/Bein für Erwachsene und Kinder, 
Antischockhose, Burnpack, Maxi Set für 
Schwerstverbrannte, Replantatbeutelset, Not-
arztkoffer Kinder 
Rettungsrucksack 
MICROz,  Pulsoxymeter, Glucometer, Ascensia, 
Blutzuckermessgerät, RR-Messgerät, Stetho-
skop, Perkussionhammer, Untersuchungslampe, 
Stifneck® Halswirbelsäulenimmobilisations-
schienen, Gr: Selec/Pädiatric, Beatmungsbeutel 
mit div. Masken und PEEP-Ventil, O2-
lnhalationsmasken mit Verneblerfunktion, De-
mandventil, Alduk 1 Druckminderer mit O2-
Steckdose und lnhalationsvorrichtung, 2l Sauer-
stoffflasche, O2-Kupplungsschlauch 0,15m, 
Venen-  und Arterienpunktionskanülen und 
diverse Einmalspritzen sowie entsprechendes 
Zubehör, lntraossiärkanüle, Intubationsbesteck 
mit Edgartuben und Cuffdruckmesser, Combi-
tubus und entsprechendes Zubehör, Urinauf-
fangbeutel, Rettungsdecke (isolier) Sam Splint 
Schiene, Kanülenabwurfbehälter, diverse Infusi-
onen und entsprechendes Zubehör, Medika-
mente nach Standardempfehlung der DIVI, di-
verse Verbandstoffe, Kleinmaterialien, sterile 
und unsterile Handschuhe 

NINA kann Leben retten. Werben Sie dafür, damit NINA noch bekannter wird. 
Nähere Informationen unter: https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-bevoelkerung/ 

(ID) Der Kurzbericht zur Sitzung des 
Beirats zur Stelle der Qualitätssiche-
rung vom 21. März 2017 steht auf der 
SQR-Homepage bereit https://
www.sqrbw.de/de/sqr-bw/beirat. 
Seit der Sitzung vom 2.Juni 2016 wer-
den wesentliche Inhalte aufbereitet 
und in einem Kurzbericht zur Verfü-

gung gestellt. 
Sie erhalten im aktuellen Kurzbericht 
Informationen zur notärztlichen Daten-
lieferung 2016 und zur Datenlieferung 
der Leitstellen; bei beidem wurden 
Verbesserungen erzielt. Ferner wird 
zum Stand der Umsetzung der Notarzt-
dokumentation auf MIND 3 sowie zum 

gestuften Dialog, mit dem erstmals in 
diesem Jahr nach Abschluss der Jah-
resauswertungen 2016 gestartet wird, 
berichtet.  

Kurzbericht zur Sitzung des SQR-Beirats liegt vor 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
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Umzug der Landesfeuerwehrschule Baden-Württemberg - Festgehalten in Bildern 

Quelle: Safranek 

Quelle: Safranek 
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(ID) Innenminister Thomas Strobl hat am 6. Mai 2017 im Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration in Stuttgart ehrenamtli-
che Helferinnen und Helfer im Bevölkerungsschutz empfangen, um ihnen für ihr Engagement und ihre große Bereitschaft, gesellschaft-
liche Verantwortung für unser Land zu übernehmen, zu danken. 

Landesempfang für ehrenamtliche Helferinnen und Helfer im Bevölkerungsschutz 

„Es ist mir eine große Ehre und eine 
besondere Freude, mich heute mit 
diesem Empfang im Namen der Lan-
desregierung bei den Hilfsorganisatio-
nen, der Feuerwehr, dem THW, der 
Notfallseelsorge und den Reservisten 
für ihr ehrenamtliches Engagement zu 
bedanken. Sie zeigen mit ihrem Enga-
gement eine große Bereitschaft, ge-
sellschaftliche Verantwortung für un-
ser Land zu übernehmen“, sagte der 
stellvertretende Ministerpräsident und 
Innenminister Thomas Strobl. 

Der Empfang für rund 400 ehrenamtli-
che Helferinnen und Helfer stand un-
ter dem Motto „Helfen in nah und 
fern“. Damit stand das außergewöhnli-
che Engagement der ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfer – vom Einsatz 
vor Ort bis hin zum weltweiten Einsatz 
für in Not geratene Menschen im Mit-
telpunkt. Beispielhaft präsentierte der 
Landesleiter Bergrettungsdienst der 

Bergwacht Schwarzwald, 
David Hierholzer, beson-
dere Aspekte der Rettung 
im Gebirge, und Stefanie 
Wehner vom Ortsverband 
Stuttgart des Technischen 
Hilfswerks berichtete über 
ihre Erfahrungen im Aus-
landseinsatz, der sie zu-
letzt bis nach Kolumbien 
geführt hat. 

Das Know-how, das sich 
Helferinnen und Helfer in 
Baden-Württemberg erwerben, 
ist nicht nur im Land selbst, 
sondern auch über die Grenzen hin-
aus gefragt und kann die Situation für 
Menschen in Not auch in den entfern-
testen Gegenden der Welt verbessern. 

Die Hilfsorganisationen, die Feuer-
wehren und das THW leisten aber 
nicht nur Hilfe, sondern auch einen 
unverzichtbaren Beitrag zur Jugendar-
beit. Sie geben ihr Wissen und ihre 
Erfahrung von Generation zu Generati-
on als wichtiges Vermächtnis weiter – 
ein Generationenvertrag der besonde-
ren Art. Gute Jugendarbeit ist für die 
Sicherheitsarchitektur in unserem 
Land sehr wichtig und trägt dazu bei, 
dass junge Menschen durch Hilfsbe-
reitschaft und Einsatz sinnstiftende 
Erfahrungen machen, die ihnen Ent-
wicklungsperspektiven eröffnen. 

In seinem für die Hilfsorganisationen 
gesprochenen Grußwort betonte auch 
der Landesbeauftragte des Malteser 

Hilfsdienstes Edmund Baur die beson-
dere Bedeutung des Ehrenamtes für 
ein gut funktionierendes Notfallvorsor-
gesystem und bedankte sich stellver-
tretend für alle Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer für die Einladung. 

Musikalisch umrahmt wurde die Ver-
anstaltung vom Blechbläserquintett 
des Musikzugs der Freiwilligen Feuer-
wehr Stuttgart, Abteilung Wangen. 

„Unser Land braucht Menschen, die 
sich dem Ehrenamt verschreiben und 
sich motiviert engagieren. Mein Dank 
gilt den ehrenamtlichen Helferinnen 
und Helfern, die viele Stunden ihrer 
Freizeit für Ausbildung, Übungen und 
Einsätze investieren, um Menschen in 
schwierigen und lebensbedrohlichen 
Situationen zu helfen. Sie verdienen 
von uns allen Anerkennung und größ-
ten Respekt“, betonte abschließend 
Innenminister Strobl. 

Innenminister Thomas Strobl und der Landesbeauftragte des Malteser 
Hilfsdienstes Edmund Baur (Foto: KD BUSCH) 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
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(ID) Beim Jahresempfang des DRK-
Landesverbands Baden-Württemberg am 
4. Mai in Bad Cannstatt dankte Staats-
sekretär Martin Jäger allen Haupt- und 
Ehrenamtlichen für ihr hohes und selbst-
loses Engagement. 

In seinem Grußwort ging Jäger auf die 
aktuelle Sicherheitslage ein und stellte 
fest, dass trotz annähender Vollbe-
schäftigung, einer florierenden Wirt-
schaft und einer hohen sozialen Absi-
cherung bei vielen Menschen eine 
tiefe Verunsicherung herrsche. Angst-
einflößende Botschaften von Destabili-
sierung, Cyberattacken und von inter-
nationalem Terrorismus würden uns 
ständig in Atem halten.  

In diesem Spannungsfeld werde  eine 
stabile Werteordnung gebraucht. Wir 
alle seien aufgefordert  für unsere 
Freiheit, unseren Frieden und für un-
sere Demokratie einzutreten. „Sie alle, 
die sich beim DRK tagtäglich für ande-
re einsetzen, leben diese Werte; Sie 
leben Menschlichkeit, Hilfsbereit-
schaft, Unparteilichkeit, Neutralität, 
Unabhängigkeit, Freiwilligkeit, Einheit 
und Universalität“, so Staatssekretär 
Martin Jäger. 

Jäger dankte für die unzähligen sozia-
len und sicherheitsrelevanten Aufga-
benfelder des DRK. Er unterstrich 
auch das internationale Engagement.  

Tagtäglich übernähmen die Helferin-
nen und Helfer an zahllosen Orten der 
Welt wichtigen Aufgaben. Damit stehe 
das DRK als Teil der Internationalen 
Rotkreuz- und Rothalbmondbewegung 
als Inbegriff für Humanität und Solida-
rität auch im Ausland. „Sie verhüten 
und lindern menschliches Leiden, Sie 
schützen Leben und Gesundheit und 
Sie verschaffen der Menschenwürde 
Achtung, vor allem in Zeiten und an 
Orten bewaffneter Konflikte. Im 
wahrsten Sinne des Wortes unbezahl-
bar ist das, was Sie in Deutschland, 
aber auch weltweit leisten.“ 

Jahresempfang des DRK-Landesverbands Baden-Württemberg 
Staatssekretär Martin Jäger: „Das Deutsche Rote Kreuz hat einen festen Platz in der Sozial- und Sicherheitsarchitek-
tur unseres Landes“ 

Staatssekretär Martin Jäger bei seiner Ansprache   

Zahlreiche Gäste waren in den Kleinen Kursaal nach Bad Cannstatt gekommen 

Durch die Aufnahme des neuen Straf-
tatbestandes § 114 StGB-E (-E = ver-
abschiedeter Entwurf) werden tätliche 
Angriffe gegen Vollstreckungsbeamte 
schon bei der Vornahme allgemeiner 
Diensthandlungen gesondert unter 
Strafe gestellt. Darüber hinaus liegt 
künftig auch dann ein besonders 
schwerer Fall des Widerstandes vor, 
wenn ohne Verwendungsabsicht eine 
Waffe oder gefährliches Werkzeug bei 
sich geführt wird oder die Tat mit ei-
nem anderen Beteiligten gemein-
schaftlich begangen wird.  
Über die bereits im geltenden Recht 
vorhandene Verweisung kommen die-
se Änderungen auch den Einsatzkräf-

(ID) In unserem Infodienst Nr. 5 hatten wir bereits darüber berichtet, jetzt hat der Bundestag am 27. April 2017 das Gesetz zur Stär-
kung des Schutzes von Vollstreckungsbeamten und Rettungskräften in 2./3. Lesung beschlossen.  

Besserer Schutz von Einsatzkräften der Feuerwehr, des Katastrophenschutzes und 
der Rettungsdienste vor gewalttätigen Übergriffen beschlossen 

ten der Feuerwehren, des Katastro-
phenschutzes und der Rettungsdiens-
te (§ 115 StGB-E) zu Gute. 
Im Rahmen des Anhörungsverfahrens 
zum Gesetzentwurf ist eine weitere 
wichtige Neuregelung zur Behinderung 
von Rettungsleistungen hinzugekom-
men: 
Zukünftig sind allgemeine Verhaltens-
weisen strafbar, durch die Rettungs-
maßnahmen behindert werden, und 
zwar unabhängig davon, auf welche 
Weise die Behinderung geschieht und 
ob die hilfeleistende Person zu den 
Rettungskräften im Sinne des § 115 
Absatz 3 StGB-E gehört. Da diese Vor-
schrift alle Personen schützt, die Hilfe 

leisten oder Hilfe leisten wollen, soll 
sie systematisch nicht bei den Wider-
standsdelikten in §§ 113 ff. StGB ein-
gefügt werden. Sie ergänzt vielmehr 
die Strafvorschrift der unterlassenen 
Hilfeleistung (§ 323c StGB) und kann 
daher sowohl bei einem Blockieren 
von Notfallgassen auf der Autobahn 
als auch bei einer Beeinträchtigung 
der Tätigkeit von Ärzten oder Kranken-
hauspersonal in der Notaufnahme 
greifen. Wer also durch Gaffen an ei-
ner Unfallstelle oder Blockieren der 
Rettungsgasse auf der Autobahn die 
Versorgung von Verunglückten er-
schwert, kann künftig mit bis zu einem 
Jahr Haft bestraft werden. 
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Informative Seminartage im Gästehaus St. Florian am Titisee 

(ID) Das Frühjahrsseminar des Innenmi-
nisteriums für die Feuerwehrtechnischen 
Beamten und die Leiter der Feuerwehren 
in den Stadtkreisen sowie die Vorstands-
mitglieder des Landesfeuerwehrverban-
des bot den über 70 Teilnehmern am 6. 
und 7. April 2017 interessante Einblicke 
und aktuelle Erkenntnisse.  
 
Landesbranddirektor Dr. Karsten Hom-
righausen hatte mit seinem Team des 
Referats 62 und den Bezirksbrand-
meistern ein anspruchsvolles Pro-
gramm zusammengestellt. Neben den 
Informationen zu allgemeinen Themen 
aus den Referaten der Abteilung 6 
„Bevölkerungsschutz und Krisenma-
nagement“ im Innenministerium konn-
ten Referenten der Autorisierten Stelle 
für den Betrieb des Digitalfunks in Ba-
den-Württemberg (ASDBW), vom TÜV-
Süd und von der Unfallkasse Baden-
Württemberg (UKBW) gewonnen wer-
den. Auch der Leiter der Landesfeuer-
wehrschule – Leitender Branddirektor 
Thomas Egelhaaf – nutzte die Gele-
genheit, um über die allgemeine Situa-
tion und das Lehrgangs- und Seminar-
angebot zu berichten.  

Im Mittelpunkt der Tagung standen in 
diesem Jahr Workshops zu aktuellen 
Themenfeldern. Die Fragestellungen 
und die in insgesamt vier Workshops 
erarbeiteten Antworten hierzu laute-
ten: 

Machen landesweit definierte Fahr-
zeugtypen Sinn?  

Die Antwort war klar und eindeutig: 
„Ja“. Die am Workshop Beteiligten, 
aber auch die übrigen Teilnehmer hal-

ten drei Typen von Löschfahrzeugen 
für ausreichend und sprachen sich 
ferner für Sammelbeschaffungen der 
einzelnen Fahrzeugtypen aus. 

Was erwarten die Feuerwehren von 
ihren Leitstellen? 

Erwartungsgemäß lieferte diese Ar-
beitsgruppe eine Vielzahl an Gedan-
ken und Erwartungen. Hierbei wurde 
stets die hohe Bedeutung kompeten-
ter und integrierter Leitstellen für die 
Gefahrenabwehr und Notfallrettung 
deutlich. 

Wie können wir durchgängig und ziel-
gruppengerecht informieren und 
kommunizieren?  

Im Rahmen dieses Workshops wurde 
intensiv und stellenweise emotional 
bewegend diskutiert. Zielkonflikte wur-
den deutlich: Auf der einen Seite ist 
vor allem die elektronische Informa-
tionsflut zu kontrollieren und zu redu-
zieren; auf der anderen Seite müssen 
die für die Aufgabenerledigung unab-
dingbar wichtigen Informationen ihre 
Adressaten in den Kreisen und Ge-
meinden ziel- und zeitgerecht errei-
chen. 

Belastung und Konflikte - überfor-
dert, allein gelassen, zermahlen? 

Dieses „weiche“ Thema stellte sich als 
äußerst diffizil heraus. Dennoch konn-
te als eine der wesentlichen Kernaus-
sagen folgende These erarbeitet wer-
den: „Die Freude an der ehrenamtlich 
geprägten Tätigkeit kann nur erhalten 
werden, wenn das Ehrenamt soweit 
wie möglich – auch durch hauptamtli-

che Unterstützung – insbesondere bei 
der Ressourcenverwaltung entlastet 
wird.“ 

Die weiteren konkreten Ergebnisse der 
vier Workshops sowie die Bewertung 
dieser Ergebnisse durch alle Teilneh-
mer des Seminars werden derzeit 
durch Referat 62 aufgearbeitet. Hier-
über wird gesondert berichtet.  

Bei der Präsentation dieser teilweise 

umfangreichen Ergebnisse war eine 
Aufbruchsstimmung wahrzunehmen, 
die sich nicht zuletzt aus der interakti-
ven Seminargestaltung ergab. Allen 
Führungskräften wurde während des 
Seminars deutlich, dass an der Umset-
zung der ausgearbeiteten Thesen und 
Zielvorstellungen die Führungskräfte 
und Verantwortungsträger auf allen 
Ebenen aktiv mitwirken und mitgestal-
ten müssen. 

Viele formulierte Leitsätze können als 
Wegweiser und Arbeitshilfe bei der 
täglichen Arbeit dienen. Frei nach dem 
Motto: Die Zukunft beginnt sofort! 

Interessante Themen bot das Innenministerium den 
rund 70 Teilnehmern am Frühjahrsseminar am Titisee 
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Abrollbehälter Notfallstation ausgeliefert 

(ID) Der erste Abrollbehälter Notfallstati-
on für den Bevölkerungsschutz in Baden-
Württemberg ist Ende April bei der Lan-
desfeuerwehrschule angeliefert worden. 
 
Zur Vorbereitung und Durchführung 
des von der Landesfeuerwehrschule 
konzipierten Lehrgangs 547 – Multipli-
kator für den Betrieb der Notfallstation 
– steht dieser Behälter jetzt der Semi-
narleitung sowie den Lehrgangsteil-
nehmern zur Verfügung, um die not-
wendige Expertise für die Zielgruppe 
zu gewährleisten und das vorhandene 
Fachwissen zu vertiefen. Die zweitägi-
gen Seminare für Führungskräfte an 
der Landesfeuerwehrschule dienen 
der überörtlichen Aus- und Fortbildung 

der Einsatzkräfte und sind für den 
22./23. Mai und 13./14. Juni 2017 
terminiert. Im Anschluss an die Semi-

nare wird der Behälter an seinen vor-
gesehenen dislozierten Standort in 
einem Regierungsbezirk verbracht. 

Dankenswerterweise haben Vertreter 
der Freiwilligen Feuerwehr Überlingen 
die Endabnahme der ersten drei Be-
hälter beim Hersteller begleitet, so 
dass sich zwei weitere Abrollbehälter 
in der 18. Kalenderwoche auf den Weg 
zu ihren Standorten bei den Feuerweh-
ren in Blaustein und Überlingen ma-
chen konnten. Die noch ausstehenden 
acht Behälter werden nach Fertigstel-
lung sukzessive an die von den Regie-
rungspräsidien gemeldeten Standorte 
ausgeliefert. 

Standort des AB Notfallstation in der Übungshalle der 
Landesfeuerwehrschule  
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Die Zahl der Baustellen für unterirdi-
sche Verkehrsanlagen hat in den letz-
ten zehn Jahren in Baden-Würt-
temberg erheblich zugenommen. Für 
die Sicherheit und den Arbeitsschutz 
in der Bauphase hat das Ministerium 
für Inneres, Digitalisierung und Migrati-
on zusammen mit den zuständigen 
Ministerien für Verkehrsrecht und Ar-
beitsschutz schon 2014 Hinweise für 
Bauherrn, Planer und Behörden gege-
b e n  ( h t t p s : / / w w w . l f s - b w . d e /
Fachthemen/RechtOrganisation/Seiten/
richtlinienhinweise.aspx). 
Im Oktober 2016 wurden diese Hin-
weise um die gemeinsamen Empfeh-
lungen zur Einrichtung von Rettungs-
einheiten erweitert (https://www.lfs-
bw.de/Fachthemen/RechtOrganisation/
Seiten/richtlinienhinweise.aspx). Diese 
empfehlen, wie die Beschäftigten im 
Tunnel als qualifizierte Ersthelfer vor 
Ort tätig werden können und wie die 
Zusammenarbeit mit der Feuerwehr 
und dem Rettungsdienst im Einsatzfall 
verlaufen kann. 
Einen Einblick in diese Präventionsar-
beit vermittelt der stellvertretende 
Kommandant der Feuerwehr Ulm, Rei-
ner Schlumberger, während seiner 
Hospitation beim Referat 62 – Feuer-
wehrwesen – im Innenministerium. Am 
Beispiel des sechs Kilometer langen 

Albabstiegstunnels der Eisenbahn-
Neubaustrecke Ulm–Wendlingen wer-
den nachfolgend Eckpunkte einer Ein-

satz- und Sicherheitsplanung darge-
stellt. Der Eisenbahntunnel beginnt bei 
Dornstadt und endet in der Nähe des 
Hauptbahnhofs Ulm.  

Sicherheit in Hohlraum- und Tunnelbaustellen am Beispiel des Albabstiegstunnels 

Die während der Bauphase geforder-
ten Rettungseinheiten wurden wäh-
rend der zwischenzeitlich abgeschlos-

senen Vortriebsphase durch Beschäf-
tigte der ARGE Albabstieg gestellt. Zwi-
schen Firmen, Aufsichtsbehörden und 
den zuständigen Feuerwehren wurde 
fortwährend der Sicherheits- und Ge-
sundheitsschutzplan abgestimmt und 
angepasst. Die Flucht- und Rettungs-
pläne regeln die Selbst- und Fremdret-
tung. 
Die Feuerwehr Ulm hatte seit Anfang 
2014 die Rettungseinheit bei der Aus-
bildung und bei Übungen unterstützt 
und dadurch selbst wertvolle Erfahrun-
gen gesammelt. Die Rettungseinheiten 
(ca. 60 Mann) standen rund um die 
Uhr mit zwei Staffeln (jeweils fünf Ein-
satzkräfte) und einer Einsatzleitung im 
Nahbereich der Tunnel einsatzbereit. 
Sie wurden an der Ausbildungsstelle 
für das Grubenrettungswesen in Ho-
henpeißenberg (Bayern) und bei der 
Ruhrkohle AG in Saarlouis (Saarland) 
ausgebildet. Die Einweisung in feuer-
wehrtechnische Aufgaben übernahm 
die Feuerwehr Ulm. 
An den sechs Vortriebsstellen standen 
jeweils Flucht- und Rettungscontainer 
für die Mineure im Brandfall als siche-
rer Rückzugsort bereit. Durch befahr-

(ID) Baustellen für unterirdische Verkehrsanlagen stellen die Rettungskräfte zunehmend vor große Herausforderungen. Wie wichtig die 
Einsatz- und Sicherheitsplanung ist, damit Feuerwehr und Rettungsdienst im Einsatzfall als qualifizierte Ersthelfer reibungslos zusam-
menarbeiten können, wird am Beispiel des Albabstiegstunnels deutlich. 

Ein Feuerwehrtrupp steht in einer Tunnelröhre für die Brandbekämpfung bereit 

Einfahrt eines Löschgruppenfahrzeugs in eine Tunnelröhre durch eine Wetterwand (Fotos: Feuerwehr Ulm) 
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bare Wetterwände in den Querschlä-
gen (bauliche Verbindungen zwischen 
den Tunnelröhren im Abstand von 500 
Metern) und teilweise in den Tunnel-
röhren selbst wurden die Rettungs-
weglängen begrenzt und sichere Berei-
che geschaffen. Während der Baupha-
se wurde im Lehrer Tal zusätzlich ein 
380 Meter langer Rettungstunnel vor-
gehalten, um insbesondere externen 
Einsatzkräften ein sicheres Vorgehen 
in die Tunnelbaustelle zu ermöglichen. 
Ende Februar 2017 begann nun der 
Innenschalenausbau. Die Gefähr-
dungsanalyse für die Innenausbaupha-
se ergab, dass ein Einschlussszenario 
für Arbeiter im Tunnel nahezu ausge-
schlossen werden kann. Auf Grundla-
ge des Anforderungsprofils für die 
Selbst- und Fremdrettung in Verbin-
dung mit den baulichen Maßnahmen 
können die Aufgaben der Rettungsein-
heit von der Feuerwehr Ulm und der 
Freiwilligen Feuerwehr Dornstadt über-
nommen werden.  

Die Tunnelröhren sind während der 
Ausbauphase über zwei Portale er-
reichbar. Im Abstand von 500 Metern 
können Personen über die Querschlä-
ge in einen sicheren Bereich der Nach-
barröhre flüchten. Somit bestehen 
während des Innenausbaus für Flucht- 
und Rettungsmöglichkeiten die glei-
chen Bedingungen wie im späteren 
Betrieb. Am Portal Ulm stehen wäh-
rend der Ausbauphase befahrbare 
Wetterwände mit 
Großlüftern bereit; 
diese bewettern die 
beiden Röhren ziel-
gerichtet je nach 
Erfordernis. Bei 
Brandeinsätzen mit 
Menschenrettung 
fahren jeweils zwei 
Löschgruppenfahr-
zeuge mit Staffel-
besatzung (1/5) 
und weitere Son-
derfahrzeuge die 

Portale Ulm, Dornstadt und Lehrer Tal 
an. Die Einsatzleitung obliegt nach 
dem Feuerwehrgesetz der Feuerwehr; 
diese wird am Portal Lehrer Tal von 
Fachberatern und Lotsen der Baustel-
len-Beschäftigten unterstützt. Bis zur 
Fertigstellung des Projektes wird das 
Sicherheitskonzept immer wieder ent-
sprechend dem Baufortschritt und den 
sich ergebenden Veränderungen ange-
passt. 

Die Rettungseinheit mit Tunnelbauarbeitern auf dem Weg ins Freie 

(ID) Während einer Führungskräftefortbil-
dung konnten Einheitsführer des Malte-
ser Hilfsdienstes und deren Stellvertreter 
einen Blick in eines der modernsten La-
gezentren Deutschland werfen. 

Das Lagezentrum der Landesregierung 
im Ministerium für Inneres, Digitalisie-
rung und Migration Baden-Württem-
berg ist eines der modernsten Lage-
zentren der Länder in Deutschland. 
Entsprechend hoch ist das Interesse 
der Kolleginnen und Kollegen aus den 
anderen Ländern und des Bundes sich 
vor Ort zu informieren und Anregungen 
für eigene Planungen und bevorste-
hende Umbauten zu sammeln.  

Zur Lagebewältigung im täglichen 
Dienst und bei besonderen Gefahren-
situationen, oder wenn ein erhebliches 
Informationsaufkommen bzw. ein er-
höhtes Ressourcenmanagement zu 
erwarten und zu verarbeiten ist, setzt 
das Innenministerium auf ein Drei-
Säulen-Modell, das aus dem „24/7- 
Lagedienst“ des Landespolizeipräsidi-
ums, dem Führungsstab des Landes-
polizeipräsidiums und dem Verwal-
tungsstab des Innenministeriums be-
steht und lage- und bedarfsabhängig 
aufwächst. Ergänzt wird dies durch 
den situativen Aufruf des Interministe-
riellen Verwaltungsstabs, wenn die 
Erforderlichkeit besteht, dass schnell 
und unbürokratisch Entscheidungen 

über mehrere Ministerien hinweg zur 
Lagebewältigung herbeigeführt wer-
den müssen. Zudem werden im Lage-
zentrum Informationen gesammelt 
und beurteilt, die einzelfallabhängig 
neben dem Staatsministerium auch 
den Ressorts der Landesregierung zur 
Verfügung gestellt werden. In enger 
Kooperation wird im Innenministerium 
somit bereichsübergreifend „Gefahren-
abwehr auf einer Ebene“ gelebt. Somit 
steht das Lagezentrum der Landesre-
gierung allen beteiligten Stellen – rund 
um die Uhr – als zentraler Partner im 
Ereignisfall zur Verfügung.  

Kürzlich konnte Hans Springer vom 

Lagezentrum der Landesregierung  

Referat 64 – Katastrophenschutz – im 
Rahmen einer Führungskräfte-
Fortbildung Einheitsführer und deren 
Stellvertreter des Malteser-Hilfs-
dienstes aus der Erzdiözese Freiburg 
unter der Leitung des Katastrophen-
schutzreferenten der Malteser und 
Fachberaters im Verwaltungsstab, 
Christoph Klausmann, im Lagezentrum 
begrüßen.  

Die Teilnehmer zeigten sich beein-
druckt von den Möglichkeiten des La-
gezentrums und bedankten sich für 
die interessanten Einblicke in diesen 
zentralen Baustein des Bevölkerungs-
schutzes im Land. 

Die Einheitsführer und deren Stellvertreter des Malteser Hilfsdienstes waren beeindruckt von den Möglichkeiten im 
Lagezentrum der Landesregierung 
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Bilder des Landesempfangs für Helferinnen und Helfer im Bevölkerungsschutz 

Alle Fotos: KD BUSCH 
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Krise und Katastrophe - zwei Begriffe, die häufig synonym verwendet werden und die 
sich doch so wesentlich unterscheiden - eine Erläuterung 

(ID) Krise und Katastrophe, Krisenmanagement und Katastrophenschutz … immer wieder werden diese Worte für Ähnli-
ches aber nicht Gleiches benutzt und synonym verwendet. Sie unterscheiden sich jedoch. Schon von ihrem Wortstamm 
her stehen sie für Unterschiedliches und sollten daher auch konsequent und sachgerecht verwendet werden. 

In unserer Abteilung 6 „Bevölkerungs-
schutz und Krisenmanagement“ gibt 
es zwei Referate, die eben genau die-
se Begriffe in ihrem Namen führen: 
das Referat 64 „Katastrophenschutz“ 
und das Referat 65 „Krisenmanage-
ment“. Wie grenzen wir in der Abtei-
lung die beiden Begriffe voneinander 
ab und wie sind die Aufgaben der Re-
ferate? 
Unter Katastrophe (altgr. καταστροφή 
katastrophé „Umwendung“, aus κατά 
katá „herab-“, „nieder-“ und στρέφειν 
stréphein „wenden“; übertragen auch: 
Vernichtung, Zerstörung) verstehen wir 
ein ungewöhnlich großes Schadener-
eignis, das mit Zerstörung endet; also 
mit Sachschäden, Verletzten oder gar 
mit Toten. Die Katastrophe erfordert 
immer den Einsatz operativer Kräfte 
zur Schadenbegrenzung, -behebung 
oder -minimierung. Sie erfordert den 
Einsatz der „Blaulichtorganisationen“. 
Rechtlich definiert ist die Katastrophe 

in § 1 Abs. 2 des Landeskatastrophen-
schutzgesetzes (LKatSG). 
Dementsprechend ist unser Referat 
64 „Katastrophenschutz“ für alles zu-
ständig, was von den im Katastrophen-
schutz mitwirkenden Einrichtungen 
und Organisationen im Katastrophen-
fall operativ erledigt werden kann. Es 
regelt ebenso die präventiven Maß-
nahmen wie auch die Einsatzmaßnah-
men im Katastrophenfall sowie deren 
Führung und Leitung. Zum Aufgaben-
gebiet des Referates gehört ferner die 
zivil-militärische Zusammenarbeit als 
weiteres Element der Schadenabwehr. 
 
Der Begriff Krise entstammt dem alt-

griechischen Verb krínein, das 
„trennen“ und „(unter)scheiden“ be-
deutet. Die Krise ist die Wende hin 
zum Guten; der Höhepunkt und Wen-
depunkt eines Ereignisses, das als 
bedrohlich empfunden wird. Die Krise 
hat nicht per se Schäden und Verluste 
zur Folge. Max Frisch hat diesen Sach-
verhalt trefflich und mit der dem 
Schriftsteller eigenen Worten beschrie-
ben: 
„Krise ist ein produktiver Zustand. 
Man muss ihr nur den Beigeschmack 
der Katastrophe nehmen.“ 
Dementsprechend versteht unser Re-
ferat 65 „Krisenmanagement“ die Kri-
se als ein Ereignis, das die Regelorga-
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(ID) Mit einer vierten Teilstreitkraft sollen zukünftig speziell geschulte Online-Soldaten neben Heer, Marine und Luftwaffe die Sicher-
heit Deutschlands gegen Angriffe aus dem Netz verteidigen. 

Laptop statt Schützengraben - Bundeswehr stellt Cyberkommando auf 

Die Gefahren drohen nicht mehr nur 
aus der Luft, vom Boden oder vom 
Meer, sondern vor allem auch aus 
dem World Wide Web. Der Cyberraum 
wird von potentiellen Gegnern zuneh-
mend als Kommunikationsmittel und 
als Angriffsfläche genutzt. In der soge-
nannten „hybriden Kriegsführung“ 
haben IT-Attacken allerdings ganz rea-
le Folgen: Angriffsversuche auf Mini-
sterien, Bundesbehörden und die 
Streitkräfte sowie auf kritische Infra-
strukturen wie Stromversorgung oder 
Kommunikationsnetze können die 
Handlungsfähigkeit eines Staates 
empfindlich stören, die Wirtschaft be-
einträchtigen oder die Gesellschaft 
schlimmstenfalls komplett aus dem 
Takt bringen. 

Dass diese Cyber-Angriffe schon längst 
keine Fiktion mehr, sondern Realität 
sind, zeigen die insgesamt rund 

284.000 Hackerangriffe, denen die 
Computernetzwerke der Bundeswehr 
allein in den ersten neun Wochen die-
ses Jahres ausgesetzt waren. Das 
berichtete der Inspekteur des neuen 
Kommandos "Cyber- und Informati-
onsraum (CIR)“, General Ludwig Lein-
hos, bei der Präsentation der neuen 
Einheit durch die Bundesverteidi-
gungsministerin Anfang April in Bonn. 
Er leitet diesen sechsten Organisati-
onsbereich der Bundeswehr und steht 
auf einer Ebene mit den anderen In-
spekteuren der drei genannten Teil-
streitkräfte sowie von Sanitätsdienst 
und Streitkräftebasis (SKB). 

Dass Cyberabwehr auch für die Län-
der und für den Standort Baden-
Württemberg eine wichtige Aufgabe 
ist, hat unser Innenstaatssekretär 
Martin Jäger deutlich bei seinen Ziel-
setzungen herausgestellt. Er sehe 

eine gut funk-
t ion ierende 
Zusammenar-
beit auch mit 
den anderen 
B u n d e s l än -
dern und dem 
Bund als 
wichtige Auf-
gabe an. „Nur 
durch eine Bündelung und Stärkung 
aller staatlichen Behörden bei den 
Cyberkompetenzen kann man sich 
künftig ausreichend gegen Angriffe im 
Cyber- und Informationsraum schüt-
zen“, so Jäger. 

Bis 2021 soll das Kommando voll ein-
satzbereit sein. Dann sollen bis zu 
13.500 Soldaten und Zivilisten in der 
neuen Cybereinheit arbeiten und so-
wohl die Netze als auch die Waffenein-
heiten der Bundeswehr schützen. Da-

Die Führungskommandos der Organisationsbereiche der Streitkräfte 

nisation einer Behörde oder eines Un-
ternehmens mit einer überfordernden 
Situation konfrontiert und diese Situa-
tion sowohl von der Bevölkerung oder 
den Kunden als auch vom Staat oder 
vom Unternehmen selbst als bedroh-
lich empfunden wird.  
 
Das Referat regelt alle nicht operativ 
orientierten Angelegenheiten, die not-
wendig sind, um unsere Landesverwal-
tung bei Krisen oder krisenähnlichen 
Situationen handlungsfähig zu halten. 
Hierzu gehören insbesondere Regelun-
gen für eine Aufbau- und Ablauforgani-
sation der Verwaltung, die schnelle 

und qualifizierte Kompensationsmaß-
nahmen ermöglicht. 
Aus der Erfahrung der Flüchtlingskrise 
haben wir eine Systematik, die „Trias 
des Krisenmanagements“ entwickelt. 
Drei Aufgabenstränge haben sich her-
auskristallisiert: 
 
 die Krisenkommunikation - Wie 

informiere ich zeitnah und vertrau-
ensbildend bzw. -erhaltend die Be-
völkerung? 

 die Krisenkompensation - Wie mil-
dere oder beseitige ich mit ausglei-
chenden Ersatzmaßnahmen die 
bedrohliche Situation bis zum Weg-

fall des bedrohlichen Zustandes 
oder bis zur Anpassung der Regel-
organisation? 

 die Krisenbeseitigung - Wie passe 
ich die Regelorganisation dauer-
haft der krisenauslösenden Ursa-
che an oder wie beseitige ich diese, 
sofern die Krise ohne Steuerung 
dauerhaft weiter bestehen würde? 

 
Diese Trias des Krisenmanagements 
hilft übrigens auch bei alltäglichen 
Herausforderungen. Wer sich dabei 
diese drei Fragen beantwortet, findet 
in aller Regel auch in höchster Not klar 
strukturierte Lösungsansätze. 

Staatssekretär Martin Jäger 
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NINA kann Leben retten. Werben Sie dafür, damit NINA noch bekannter wird. 
Nähere Informationen unter: https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-bevoelkerung/ 

Diesem Appell an Hersteller und An-
wender des Fachausschusses 
„Feuerwehrfahrzeuge, Gerätetechnik 
und Ausrüstung“ des Landesfeuer-
wehrverbandes Baden-Württemberg 
schließt sich das zuständige Referat 
„Feuerwehrwesen und Brandschutz“ 
im Ministerium für Inneres, Digitalisie-
rung und Migration (IM) vollumfänglich 
an. „Wir unterstützen diese Forderung  
und freuen uns, dass Verband und 
Ministerium an einem Strang ziehen. 
Diese Leitlinie ist für künftige Beschaf-
fungsvorhaben wichtig und sichert 
eine nachhaltige und leistungsfähige 
Ausstattung unserer Feuerwehren.“ 

In der Feuerwache Reutlingen konnte 
der Vorsitzende Hans-Joachim Gottuck 
am 25. April 2017 die Mitglieder des 
Fachausschusses begrüßen. Dessen 
Mitglieder sind erfahrene Feuerwehr-
kommandanten und Feuerwehrfüh-
rungskräfte sowie  kompetente Vertre-
ter aus den Regierungsbezirken und 
den verschiedenen Fachgruppen und 

Institutionen (u. a. AGBF, AGHF, AG-
KBM), Vertreter der Unfallkasse  Ba-
den-Württemberg (UKBW), der Feuer-
wehrprüfstelle beim TÜV-Süd und des 
Referates 62 „Feuerwehr und Brand-
schutz“ des Ministeriums für Inneres, 
Digitalisierung und Migration, vertre-
ten durch Ministerialrat Dipl.-Ing. Vol-
ker Velten. 

In der Sitzung wurden auch zukünftige 
technische Entwicklungen im Zusam-
menhang mit der Normungsarbeit  
erörtert, ebenso  wie die Pflege, Prü-
fung und Wartung der Fahrzeuge und 
Geräte im Interesse des Werteerhalts 
und der Sicherheit über die gesamte 
Nutzungsdauer hinweg. 

Am Beispiel einer neuen Automatik-
Drehleiter der Berufsfeuerwehr Reut-
lingen konnten die neuen zusätzlichen 
Einrichtungen und Anbauten an Ret-
tungskörben betrachtet werden. Au-
ßerdem verfügt das Fahrzeug, als ei-
nes der ersten in Baden-Württemberg, 

(ID) In der Feuerwache Reutlingen tagte der Fachausschuss „Feuerwehrfahrzeuge, Gerätetechnik und Ausrüstung“ des Landesfeuer-
wehrverbandes Baden-Württemberg. Der Apell: Feuerwehrtechnik muss beherrschbar und bezahlbar bleiben. 

„Feuerwehrtechnik muss beherrschbar und bezahlbar bleiben!“ 
Tagung des Fachausschusses „Feuerwehrfahrzeuge, Gerätetechnik und Ausrüstung“ des Landesfeuerwehr-
verbandes in Reutlingen 

über eine Abgasreinigungsanlage nach 
EURO VI–Richtlinie.  

Der Vertreter des Innenministeriums im Fachausschuss, Ministe-
rialrat Volker Velten, bei der Sitzung. Er ist gleichzeitig Vertreter 

des Landes im DIN-Fachnormenausschuss „Anforderung an 
Löschfahrzeuge“  

(ID) Wie wichtig das Thema Cybersi-
cherheit ist und wie recht unser 
Staatssekretär hat, mussten wir letz-
ten Freitag durch die Ransomware 
"WannaCry" erfahren. Von den Angrif-
fen waren Unternehmen und Institutio-
nen weltweit und auch in Deutschland 
betroffen. 
Die Weiterverbreitung der Schadsoft-

ware wird durch den Software-Patch 
von Microsoft vom 14. März 2017 
(MS17-010) verhindert. Das Bundes-
amt für Sicherheit in der Informations-
technik (BSI) rät zum Aufspielen die-
ses Patches, sofern nicht bereits ge-
schehen. Informationen zum Schutz 
vor Ransomware hat das BSI in einem 
Dossier zusammengefasst, das auf 

rüber hinaus soll das „CIR“ in Fragen 
der Cybersicherheit als Schnittstelle 
für andere Ministerien des Bundes, für 
die Wirtschaft sowie die internationa-
len Verbündeten dienen. Schon ab Juli 
werden die Kompetenzen des Cyber-
kommandos erweitert. Dann nämlich 
werden das Kommando Strategische 
Aufklärung, das Führungsunterstüt-
zungskommando der Bundeswehr, das 

Zentrum Operative Kommunikation 
und das Zentrum für Geoinformations-
wesen dem Kommando Cyber- und 
Informationsraum unterstellt. 

Wie der „Behörden Spiegel“  in seiner 
Aprilausgabe berichtet, wird an der 
Universität der Bundeswehr in Mün-
chen zudem ein Forschungszentrum 
der deutschen Streitkräfte und des 

Bundes für den Cyber-Raum eingerich-
tet. Dazu wird derzeit der Fachbereich 
„Informatik und Cybersicherheit“ wei-
ter ausgebaut.  

Neben der klassischen Forschung soll 
der neue Fachbereich auch aktives 
Management von Innovationen im 
Bereich Cyber-Abwehr, Digitalisierung 
und IT betreiben. 

der BSI-Webseite heruntergeladen 
werden kann.  
 
Über die etablierten Kanäle von CERT-
Bund, UP KRITIS und Allianz für Cyber-
Sicherheit stellt das BSI Wirtschaft 
und Verwaltung Informationen und 
Handlungsempfehlungen zur Verfü-
gung. 

Aktuelle Hinweise zur Cybersicherheit 

https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-bevoelkerung/�
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(ID) Das letzte „Fräulein vom Amt“ ist schon 1966 in Pension gegangen, Fernmeldeämter haben ausgedient und auch Notrufsäulen und 
öffentliche Feuermelder sind nahezu vollständig aus unserem Straßenbild verschwunden. Abgelöst wurden sie durch Smartphones und 
IP-Telefonie. Untrügliche Zeichen dafür, dass sich das Fernmeldewesen rasant verändert. Die Veränderungen eröffnen uns neue Mög-
lichkeiten. Nachfolgend geben wir Ihnen einen kurzen Überblick, was derzeit im Werden ist.  

Am 17. Mai ist Weltfernmeldetag - was läuft aktuell? 
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Im Rahmen der Umstellung der Tele-
fonnetze auf „Voice-Over-IP (VoIP)“ bis 
voraussichtlich Ende 2018 muss auch 
der Notruf 112 mit all seinen techni-
schen Merkmalen, wie Bevorrechti-
gung oder Seiteneinwahlschutz, vom 
ISDN-Standard in die neue Welt über-
führt werden und in unseren Leitstel-
len verarbeitet werden können. 
Mit dem Ziel, die Zahl der Verkehrsto-
ten zu reduzieren, wird mit dem 
„eCall“ ein System eingeführt, das bei 
einem schweren Verkehrsunfall auto-
matisch einen Notruf aus dem verun-
glückten Pkw absetzt und unter ande-
rem die Standortdaten übermittelt. 
Eine bundeseinheitliche Notruf-App für 
Smartphones mit direktem Zugang zur 
112 soll zukünftig die Hürden für Men-
schen mit Hör- oder Sprachbehinde-
rung deutlich reduzieren und das in 
die Jahre gekommene Notruf-Fax ablö-
sen. Der Übermittlung von Standortda-
ten durch den Anrufer kommt eine 
immer stärkere Bedeutung zu. 
Diese und viele weitere Entwicklungen 
stellen große Herausforderungen bei 
der Umsetzung dar. Sie schaffen aber 
auch neue Möglichkeiten für die Ge-
fahrenabwehr und können die Arbeit 
der Einsatzkräfte unterstützen.  

Die modernen Techniken werden 
nicht nur unsere tägliche Arbeit immer 
weiter verändern, sondern die gesam-
te Gesellschaft. Noch nie waren Infor-
mationen so einfach zu beschaffen 
und problemlos in kürzester Zeit an 
nahezu jeden Ort in der Welt zu über-
mitteln. 
Damit einher gehen leider auch die 
negativen Seiten, wie die Anfälligkeit 
für Cyberangriffe, die rasante Verbrei-
tung von „Fake News“ und Hasskom-
mentaren in sozialen Netzwerken o-
der das unkontrollierte Aufnehmen 
und Verbreiten von Bildern und Videos 
von Einsatzstellen durch „Gaffer“ und 
– wie in einigen Fällen leider zu be-

obachten – durch Einsatzkräfte. Ein 
absolutes No-Go! 
Die Vereinten Nationen erinnern an 
diese Entwicklungen mit all ihren 
Chancen und Risiken am 17. Mai mit 
dem „Weltfernmeldetag“ und dem 
Welttag der Informationsgesellschaft.  
Behalten wir also die Risiken im Auge 
und gehen wir verantwortungsvoll da-
mit um. Aber vor allem: Nutzen wir die 
Möglichkeiten der neuen Technologien 
und begegnen ihnen offen!  
 
INFO: 
Die Leitstellen in Baden-Württemberg 
bearbeiten jährlich weit über acht Milli-
onen Anrufe. 

(ID) Am 13. Mai 2017 wurden 
bei der Leistungsabzeichen-
Abnahme in Hausach im Or-
tenaukreis erstmals die neu 
gestalteten Leistungsabzei-
chen verliehen. Unser LBD Dr. 
Karsten Homrighausen (2. v.l.) 
ließ es sich nicht nehmen, 
gemeinsam mit KBM Bernhard 
Frei (1. v.r.) und dem Schieds-
richterobmann Christian Keller 
(1. v.l.) den erfolgreichen Wett-
bewerbsgruppen die Leis-
tungsabzeichen persönlich zu 
überreichen. Herzlichen Glück-
wunsch an die erfolgreichen 
Wettbewerbsgruppen. 

    Neue Leistungsabzeichen erstmals verliehen 
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Neues zum Rettungsdienst - Bericht aus der 71. LARD-Sitzung  

(ID) 17 der insgesamt 34 Integrierten 
Leitstellen in Baden-Württemberg sind 
inzwischen mit der Technik für den Leit-
stellenanschluss an das Digitalfunknetz 
BOS ausgestattet. Aktuell konnte in der 
Leitstelle Schwarzwald-Baar-Kreis in Vil-
lingen-Schwenningen die Technik einge-
baut werden.  

Die Leitstellen für Rettungsdienst und 
Feuerwehr sind Zentrum der Kommu-
nikation der Einsatzkräfte. Dort wer-
den neben Sprachkommunikation und 
Kurznachrichten auch Statusmeldun-
gen und Positionsdaten der Einsatz-
fahrzeuge über Funk empfangen und 
verschickt. Dieser Strom von Daten 
muss reibungslos über den Digitalfunk 
BOS in den Leitstellen verarbeitet wer-
den können. Außerdem ist die Ver-
schlüsselung der Daten zu gewährleis-
ten. Deshalb werden die Leitstellen 
über eine sogenannte Direktanbin-
dung mit den Vermittlungsstellen des 
Digitalfunknetzes verbunden. Dieser 
Anschluss wird in Baden-Württemberg 
mit der Konzentratorlösung herge-
stellt. Die dafür erforderliche Technik 
wird vom Land Baden-Württemberg 
beschafft. Den Einbau und Anschluss 
der Komponenten übernimmt die Fir-
ma T-Systems im Auftrag des Landes. 

Mit dem Anschluss an die Konzentra-
tortechnik sind für die Land- und 
Stadtkreise die Voraussetzungen ge-
schaffen, ihre Integrierten Leitstellen 
digitalfunkfähig zu ertüchtigen und in 
der Folge den Digitalfunk kreisweit 
vollumfänglich zu nutzen. 

Die Hälfte der nichtpolizeilichen Leitstellen sind in-
zwischen über die Konzentratortechnik an das Digi-
talfunknetz BOS angeschlossen  

Was genau ist die Konzentrator-
technik? 

Bei der eingebauten Technik handelt 
es sich um zwei sogenannte 
„Verschlüsseler“ und einen „Switch“. 
Sie stellen den Transportweg von chif-
frierter Sprache und Daten zwischen 
dem Konzentrator und der Leitstelle 
sicher.  

Die Konzentratortechnik ist die zent-
rale Komponente für die Verarbei-
tung, die Vermittlung und den Trans-
port der Sprach- und Datensignale. 
Um vorhandene Leitstellentechnik für 
den Digitalfunk zu befähigen, sind 
mehrere Schnittstellen erforderlich, 
die wiederum mit dieser Technik reali-
siert werden.  

Die drahtgebundene Konzentrator-
technik koppelt z. B. Sprache und 
Steuerungsdaten über Schnittstelle 
LS1 und LS2 ein und stellt sie so ei-
ner Vielzahl von Anwendern zur Verfü-
gung. Mit dem Einbau der Verschlüs-
selungstechnik wird den Vorgaben 
des BSI (Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik) zur Sicher-
heit bei der Datenübermittlung ent-
sprochen.  

Seite  5  Infodienst  

Einbau der Konzentratortechnik in der Leitstelle  Villin-
gen-Schwenningen. V.l.n.r.: Klaus Schwab (T-Systems) , 

Harald Bloching (Innenministerium) und Kreisbrand-
meister Florian Vetter (LRA Schwarzwald-Baar-Kreis) 

(ID) Nachfolgend Informationen aus der 71. Sitzung Landesausschuss für den Rettungsdienst (LARD) am 8. Mai 2017.  

Digitale Dokumentation 

Dr. Stefan Weiß, Leitender Notarzt im 
Bereichsausschuss Ludwigsburg und 
Oberarzt am Klinikum Ludwigsburg, 
berichtete über die Digitale Dokumen-
tation der Notarzteinsätze und der 
RTW-Einsätze im Rettungsdienstbe-
reich Ludwigsburg in Umsetzung von 
entsprechenden LARD-Beschlüssen. 
Dr. Weiß zeigte eindrücklich die weite-
ren Möglichkeiten dieses digitalen 
Dokumentationssystems auf, an deren 
Entwicklung das Klinikum Ludwigsburg 
und der ASB maßgeblich beteiligt sind. 
Neben der präklinischen Dokumentati-
on werden bereits von der Einsatzstel-
le aus das SQR-BW-konforme Notfall-
protokoll, einschließlich der Vitalpara-
meter, der Diagnose, des EKG-Befunds 
sowie Bildmaterial im Rahmen einer 
Anmeldung des Patienten elektronisch Ein Blick in die 71. Sitzung  des Landesausschusses für den Rettungsdienst 
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an die Klinik übermittelt. Durch die 
Voranmeldung kann die Klinik vor Ein-
treffen der Patienten frühzeitig die 
weitere Versorgung vorbereiten. Die 
Ludwigsburger Lösung kann grund-
sätzlich herstellerunabhängig auf an-
dere Rettungsdienstbereiche übertra-
gen werden. Dieser Weg sollte auch in 
anderen Rettungsdienstbereichen be-
schritten werden.  
Mit der Einführung der flächendecken-
den medizinischen Dokumentation der 
RTW-Einsätze im Jahr 2017 wird zu-
sätzlich zur Leitstellendokumentation 
und notärztlichen Dokumentation die 
dritte Säule des umfassenden und 
landesweiten Qualitätssicherungssys-
tems im Rettungsdienst implemen-
tiert. Ein derart umfassendes und flä-
chendeckendes trägerunabhängiges 
Qualitätssicherungssystem, das die 
Leistungsträger und Kostenträger im 
Rettungsdienst in den letzten Jahren 
aufgebaut haben, ist bisher bundes-
weit einzigartig.  

Förderrichtlinien-Rettungsdienst 
Das Innenministerium überarbeitet 
derzeit die Förderrichtlinien. Eine Ar-
beitsgruppe unter der Federführung 

von Bezirksbrandmeister Frieder Lieb 
(Regierungspräsidium Stuttgart) hatte 
dazu die Grundlagen erarbeitet, die 
nunmehr zusammen mit der für Ret-
tungswachen geltenden neuen DIN 
13049 „Rettungswachen – Bemes-
sungs- und Planungsgrundlage“ bei 
der Fortschreibung berücksichtigt wer-
den sollen. Mit der Überarbeitung wer-
den folgende Ziele verfolgt: 

 Anpassung der Bedarfs- und 
Bemessungsparameter an die 
neue DIN 13049; 

 Konkretisierung der Zweckbin-
dungsfristen und des Grundsat-
zes der Identität; 

 Konzentration der Förderung 
auf Einrichtungen der Notfallret-
tung; 

 Neuregelung des Zahlungsma-
nagements. 

Die neuen Förderrichtlinien sollen zum 
1. Januar 2018 in Kraft treten. 
Weitere Themen waren insbesondere 
ein aktueller Sachstandsbericht der 
Stelle zur trägerübergreifenden Quali-
tätssicherung im Rettungsdienst (SQR-
BW), die Gestaltung der rechtlichen 

Kurz erläutert: 

Der Landesausschuss für den  
Rettungsdienst (LARD) 

Der Landesausschuss für den 
Rettungsdienst (LARD) tagt unter 
Leitung des Ministeriums für Inne-
res, Digitalisierung und Migration.  
Dem LARD gehören nach § 4 des 
Rettungsdienstgesetzes (RDG) ein 
Vertreter des Innenministeriums 
sowie zehn Vertreter der Leis-
tungsträger nach § 2 Abs. 1 RDG 
und der Kostenträger an. Darüber 
hinaus nehmen ein Vertreter der 
Baden-Württembergischen Kran-
kenhausgesellschaft sowie je-
weils ein Vertreter der kommuna-
len Landesverbände mit beraten-
der Stimme an den Sitzungen teil.  
Die Notärzte sind durch die Ar-
beitsgemeinschaft Südwestdeut-
scher Notärzte (agswn) vertreten. 

Erstes Bürgermeister-Seminar an der Akademie für Gefahrenabwehr  

(ID) Wenige Wochen nach dem Umzug der Landesfeuerwehrschule Baden-Württemberg (LFS) an ihren neuen Standort hat die 
„Akademie für Gefahrenabwehr“ an der LFS ihr Veranstaltungsangebot um eine neue Zielgruppe erweitert: Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister. Damit ist die Akademie für Gefahrenabwehr auch einem Wunsch der Feuerwehrkommandanten nachgekommen. 

Hermann Schröder, Leiter der „Abteilung 
Bevölkerungsschutz und Krisenmanage-
ment“ im Innenministerium, gab den 
rund 40 Teilnehmer/innen beim Semi-
nar zum Thema „Bürgermeister/innen 
als Schaltstellen der kommunalen Ge-
fahrenabwehr“ einen vertiefenden Ein-
blick in die Organisation der Gefahrenab-
wehr in Baden-Württemberg und die 
Rolle der Ortspolizeibehörden. 
Dr. Frank Knödler, Leiter der Feuerwehr 
Stuttgart und Präsident des Landesfeu-
erwehrverbandes, erläuterte die Möglich-
keiten zur Stärkung der Freiwilligen Feu-

Rahmenbedingungen für Helfer-vor-Ort
-Systeme sowie ein Bericht zum Pro-
jekt zur Leitstellenstruktur in Baden-
Württemberg.  

erwehren, und LFS-Leiter Thomas Egel-
haaf stellte die verschiedenen Qualifizie-
rungsprogramme von Feuerwehrangehö-
rigen im Ehren- und Hauptamt vor.  
„Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
haben nicht nur für eine leistungsfähige 
Gemeindefeuerwehr Sorge zu tragen, sie 
sind als Leiter der Ortspolizeibehörden 
auch zentrale Schaltstellen der kommu-
nalen Gefahrenabwehr, haben also gro-
ße Verantwortung bei Schadensereignis-
sen und bei der Organisation des Brand-
schutzes in ihrer Kommune“, so die ein-
hellige Aussage der Referenten.  

N e b e n 
g r u n d l e -
g e n d e n 
Kenntnis -
sen über 
die Organi-
sation der 
Gefahren-
abwehr in 
B a d e n -
W ü r t t e m -
berg und 
d e r e n 
rechtlichen 
R a h m e n -

bedingungen seien daher auch fundier-
tes Wissen über die Organisation der 
Feuerwehr im eigenen Wirkungskreis 
von zentraler Bedeutung und für die 
Arbeit eines Bürgermeisters/ einer Bür-
germeisterin nicht zu unterschätzen. 
Dies betonten auch Sebastian Fischer, 
Leiter der Feuerwehr Pforzheim, und 
sein Kollege Bernd Molitor, Feuerwehr-
kommandant aus Bruchsal, die in ihren 
Vorträgen die aus ihrer Sicht zentralen 
Elemente einer guten kommunalen Feu-
erwehrbedarfsplanung erläuterten. 

Aufgrund der äußerst positiven Reso-
nanz aller Beteiligten und der großen 
Nachfrage plant die Akademie für Gefah-
renabwehr, die Veranstaltung erneut 
anzubieten. Der Termin steht noch nicht 
fest, wird aber auf der Homepage der 
Landesfeuerwehrschule bekanntgege-
ben.  

Weitere Informationen: 
Umfassende Informationen zu kommen-
den Veranstaltungen, Seminaren und 
Ansprechpartnern der Landesfeuerwehr-
schule und der Akademie für Gefahren-
abwehr sind zu finden unter: www.lfs-
bw.de. 

http://www.lfs-bw.de�
http://www.lfs-bw.de�
http://www.lfs-bw.de�
http://www.lfs-bw.de�
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Braunsbach ist Phoenix 

(ID) Noch ist lange nicht alles in Braunsbach wieder so wie es war. Sowohl in Privathäusern, ganz besonders aber bei der Infrastruktur 
gibt es noch eine Menge Arbeit. 

Ein Jahr nach dem schrecklichen Er-
eignis, bei dem eine von Wassermas-
sen erzeugte Gerölllawine Straßen, 
Häuser, Autos und das Bachbett quasi 
mechanisch aufgerieben hat, besuch-
ten der Ministerpräsident Winfried 

K r e t s c h m a n n 
und der stellver-
tretende Minis-
terpräsident und 
Minister für In-
neres, Digitali-
sierung und Mig-
ration Thomas 
Strobl den be-
schaulichen Ort 
im Hohenlohi-
schen, der am 
29. Mai 2016 
gegen 20.00 Uhr 
innerhalb weni-
ger Minuten 
deutschlandweit 
bekannt wurde. 
Mit Applaus wur-
de der Minister-
präsident von 

den Bürgerinnen und Bürgern begrüßt, 
und mit Applaus wurde die Feststel-
lung unseres Innenministers „Brauns-
bach ist Phoenix“ gewürdigt. Bürger-
meister Harsch dankte der Landesre-
gierung, dass sie Braunsbach nicht im 
Stich gelassen habe. Bis heute habe 
man im Regierungspräsidium und in 
den Ministerien immer verlässliche 
Ansprechpartner gefunden. 

Beeindruckt zeigte sich die Landes-
spitze von dem, was in Braunsbach 
geleistet wurde. „Braunsbach zeigt, 
dass in einer Krise auch eine Chance 
steckt. Das wurde hier schnell erkannt 
und diese Chance im besten Sinne 
eines neuen Aufbruches ergriffen“, so 
der Ministerpräsident. 
Minister Thomas Strobl erinnerte auch 
daran, dass landesweit bei den Unwet-
tern letztes Jahr vier Menschen ihr 
Leben verloren haben. „Es ist ein Wun-
der, dass in Braunsbach keine Toten 
zu beklagen waren. Hierfür dürfen wir 
dankbar sein“, sagte der Minister. „Ich 

danke auch heute nochmals allen Feu-
erwehrleuten, allen Helferinnen und 
Helfern bei den Hilfsorganisationen 
und dem THW sowie den Polizistinnen 
und Polizisten für ihren großartigen 
und selbstlosen Einsatz an den ver-
schiedenen Einsatzorten überall in 
unserem Land“, so der Minister weiter. 

Weitere Infos unter: https://im.baden-
wuerttemberg.de/de/service/presse-
u n d - o e f f e n t l i c h k e i t s a r b e i t /
pressemitteilung/pid/kretschmann-
und-strobl-besuchen-braunsbach-1/ 
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Ministerpräsident Winfried Kretschmann, Innenminister Thomas Strobl und Bürger-
meister Frank Harsch im Braunsbacher Feuerwehrhaus 

Der Wiederaufbau ist in Braunsbach noch in vollem Gange 
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(ID) Bereits seit März arbeiten sie zusammen in der neuen Integrierten Leitstelle Karlsruhe: Die ILS ist rund um die Uhr mit vier bis 15 
Disponentinnen und Disponenten von Feuerwehr und Rettungsdienst besetzt. Sie nehmen in der Karlsruher Oststadt die Notrufe aus 
dem Stadt- und Landkreis Karlsruhe entgegen und sorgen so in Notfällen für schnelle Hilfe. 

ILS Karlsruhe offiziell der Bestimmung übergeben 

Nach Phasen des Last- und Probebe-
triebes seit Anfang diesen Jahres 
konnte am 18. Mai 2017 die Integrier-
te Leitstelle (ILS) Karlsruhe offiziell 
durch den Innenminister und stellver-
tretenden Ministerpräsidenten Tho-
mas Strobl ihrer Bestimmung überge-
ben werden. Gemeinsam mit dem Vor-
sitzenden des DRK-Kreisverbandes 
Karlsruhe Innenminister a.D. Heribert 
Rech, dem Oberbürgermeister von 
Karlsruhe Frank Mentrup und dem 
Landrat des Landkreises Karlsruhe Dr. 
Christoph Schnaudigel konnten sich 
alle Verantwortlichen ein Bild von Ge-
bäude und Technik machen. 

Mit der ILS Karlsruhe konnte nunmehr 
die Integration von Rettungsdienst und 
Feuerwehr sowie von Stadt- und Land-

kreis zum Ab-
schluss gebracht 
werden. Durch die 
ILS Karlsruhe wer-
den in Stadt- und 
Landkreis rund 
750.000 Einwohner 
mit den Leistungen 
der nichtpolizeili-
chen Gefahrenab-
wehr versorgt. 

Rund 22,4 Millio-
nen Euro hat der 
Neubau in der 
Karlsruher Oststadt 
gekostet. An strate-
gisch günstiger und 
prominenter Stelle 
am südöstlichen 

Stadteingang 
ist ein funktionaler und gleich-
zeitig markanter Komplex 
entstanden, der ein echter 
Hingucker ist. Mit der neuen 
Feuerwache nebenan wird 
das Passivhaus seine Wirkung 
zukünftig erst so richtig entfal-
ten. In der Leitstelle werden 
nunmehr die jährlich rund 
6.000 Feuerwehreinsätze und 
130.000 Einsätze im Ret-
tungsdienst und Kranken-
transport disponiert und ge-
steuert. 

Der stellvertretende Minister-

präsident und Minister für Inneres, 
Digitalisierung und Migration, Thomas 
Strobl, freute sich über das Engage-
ment des Landkreises, der Stadt Karls-
ruhe und des Kreisverbandes des 
Deutschen Roten Kreuzes beim Zu-
standekommen dieses Projektes und 
beglückwünschte die Träger und Nut-
zer der neuen Leitstelle: „Die neue 
Integrierte Leitstelle ist das Herzstück 
des Sicherheitskonzeptes für den 
Stadt- und Landkreis Karlsruhe. Hier 
wird das Zusammenspiel aller Beteilig-
ten der Rettungskette für rund 
750.000 Menschen gewährleistet.“ 

(ID) Das Projekt Leitstellenstruktur in 
Baden-Württemberg schreitet voran. In 
der 3. Sitzung der Lenkungsgruppe 
am 25. April 2017 konnte eine Ver-
ständigung über die im Leitstellensys-
tem originär wahrzunehmen Aufgaben 
erzielt werden. Diese Aufgaben bilden 
– gegliedert in gesetzliche Aufgaben, 
weitere Aufgaben und erforderliche 
betriebsbedingte Aufgaben – die 
Grundlage für die Entwicklung der wei-
teren Projektschritte. Zudem wurde 
festgelegt, dass die Leitstellen zusätz-
liche Serviceleistungen erbringen kön-

nen, sofern die Finanzierung der hier-
für erforderlichen Personal-, Technik- 
und Sachkosten gesichert ist. Einigkeit 
besteht dahingehend, dass die origi-
nären Aufgaben stets vorrangig zu 
bearbeiten sind. Zusätzlich wurde ein 
Katalog von Aufgaben erarbeitet, die 
nach Auffassung der Lenkungsgruppe 
– als leitstellenfremde Leistungen – 
nicht in den Leitstellen bearbeitet wer-
den sollen. 
Ausgehend von diesen Entscheidun-
gen traf sich am 16. Mai 2017 die 
Fachgruppe Aufgaben einer Leitstelle, 

um zu den originären Aufgaben Aufga-
bensteckbriefe zu erstellen und, so-
weit notwendig, Vorschläge zur Pro-
zessoptimierung zu erarbeiten. Der 
Workshop verlief in konstruktiver und 
sachorientierter Atmosphäre und wird 
in einem weiteren Termin im Juni fort-
gesetzt. 

Weitere Informationen zum Projekt 
finden Sie unter: https://im.baden-
wuerttemberg.de/de/sicherheit/
projekt-leitstellenstruktur-in-baden-
wuerttemberg/ 

Neuigkeiten zum Projekt Leitstellenstruktur in Baden-Württemberg 

NINA kann Leben retten. Werben Sie dafür, damit NINA noch bekannter wird. 
Nähere Informationen unter: https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-bevoelkerung/ 

OB Frank Mentrup, Innenminister Thomas Strobl, Innenminister a.D. Heribert Rech 
und Landrat Dr. Christoph Schnaudigel (von links) vor der neuen ILS Karlsruhe 

Einführung in die Technik der neuen ILS 
Fotos: Roland Fränkle - Presseamt Stadt Karlsruhe 
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(ID) Die „Baden-Württemberg“ ist die erste Fregatte des neuen Typs F125; sie wird im Sommer in Dienst gehen. Eine Abordnung der 
Crew Alpha der „Baden-Württemberg“ hat unter ihrem Kommandanten, Fregattenkapitän Markus Venker, zuvor nochmals das Paten-
land der Fregatte besucht. 

Die Crew Alpha der Fregatte Baden-Württemberg zu Besuch im Ministerium für 
Inneres, Digitalisierung und Migration und an der Landesfeuerwehrschule 

Der Amtschef des Innenministeriums, 
Julian Würtenberger, begrüßte die 
Crew und Vertreter des Freundeskrei-
ses am 19. Mai 2017 im Ministerium. 
„Ich freue mich, dass Baden-
Württemberg Patenland und Namens-
geber der Fregatte und Namensgeber 
der gesamten Klasse ist“, so Würten-
berger, „und wünsche den Besatzun-
gen und den vier Fregatten der Baden-
Württemberg-Klasse stets eine Hand-
breit Wasser unterm Kiel.“ 

Fregattenkapitän Markus Venker und 
der Vorsitzende des Freundeskreises 
Fregatte Baden-Württemberg Dirk Bol-
te bedankten sich für die Gastfreund-
schaft. Der Besuch im Innenministeri-
um sei nun zum Abschluss ebenso ein 
Höhepunkt wie der interessante Infor-
mationsaufenthalt an der Landesfeu-
erwehrschule zu Beginn des fünftägi-
gen Aufenthalts. „Die Crew ist von den 
Übungsmöglichkeiten der LFS ebenso 
beeindruckt gewesen wie von der Em-
pathie, mit der der Schulleiter, Ltd. 
Branddirektor Thomas Egelhaaf, seine 
Ausbildungsstätte präsentierte und 
qualifiziert Rede und Antwort stand“, 
so Dirk Bolte. Mit Stolz präsentierte die 
Crew auch die Schiffsglocke, die sie 
zuvor aus den Händen der Taufpatin 
des Schiffes und Gattin des Minister-
präsidenten, Gerlinde Kretschmann, 
entgegen genommen hatte. 

Auf großes Interesse stieß bei der 
Crew auch die Besichtigung des Lage-
zentrums der Landesregierung mit 
den Stabsräumen des Verwaltungs-
stabes, des interministeriellen Verwal-
tungsstabes und des Polizeiführungs-
stabes. Der für die Zivil-Militärische 
Zusammenarbeit (ZMZ) zuständige 
Referatsleiter Stefan Gläser und die 
flüchtlingsstabserprobte Kollegin 
Christina Stumpp gaben informative 
Einblicke in die Stabsarbeit einer Lan-
desbehörde. 

Land und Fregatte - ein Patenschafts-
besuch, der unter dem Motto „Marine 
meets Baden-Württemberg“ von Kon-
takten zwischen Menschen geprägt 
war. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zur Fregatte „Baden-Württemberg“: 

Die vier neuen Fregatten des Typs 
F125 sind mit 150 Meter Länge und 
19 Meter Breite der Stolz der Marine. 
Die Schiffe können bis zu zwei Jahre in 
entfernten Seegebieten bleiben, ohne 
nach Deutschland zurückkehren zu 
müssen. Jede Fregatte verfügt über 
mehrere Crews, die sich abwechseln 
und zum Einsatzort geflogen werden, 
während das Schiff im Einsatzgebiet 
verbleibt. Am Ende werden acht Crews 
- die Crews „Alpha“ bis zur Crew 
„Hotel“ - die vier Fregatten besetzen. 

Die „Baden-Württemberg“ ist als „First 
of Class“ auch Namensgeberin der 
gesamten neuen Klasse; ihr Name: die 
„Baden-Württemberg“-Klasse. Die 
nachfolgenden drei Schiffe sind die 
„Nordrhein-Westfalen“, die „Sachsen-
Anhalt“ und die „Rheinland-Pfalz“. Hei-
mathafen der vier Fregatten ist Wil-
helmshaven. Bis 2020 sollen alle vier 
Fregatten in Dienst sein. 

Die Fregatten sind die modernsten 
Schiffe der Marine. „Diese Fregatte ist 
eindeutig das Schiff in der Marine mit 
den besten Manövriereigenschaften“, 
so Kommandant Markus Venker in 
einem Bericht der „Welt“. Die Fregatte 
zeichnet sich durch einen sehr kleinen 
Wenderadius, durch bis zu 30 Grad 
mögliche Schräglage und durch eine 
Höchstgeschwindigkeit von 26 Knoten 
(48 km/h) aus. Die Fregatte führt un-
ter anderem zwei Bordhubschrauber 
und vier kleinere Einsatzboote mit. 

Die Crew Alpha der Fregatte Baden-Württemberg und Vertreter des Innenministeriums 

MD Julian Würtenberger, Dirk Bolte und Fregattenkapitän Markus Venker (von links) 
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Den Infodienst finden Sie auch zum Download 
auf der Internetseite der Landesfeuerwehr-

schule Baden-Württemberg unter:  
https://www.lfs-bw.de  

Der Nachdruck mit ID gekennzeichneter Bei-
träge ist unter der Quellenangabe des  

Herausgebers erlaubt.  

(ID) In den letzten Ausgaben des Infodienstes haben wir bereits das ISF Bund-Länder-Projekt Warnung der Bevölkerung vorgestellt. Zur 
Steuerung des Projektes trifft sich halbjährlich die ISF Projektgruppe, in der auch das Land Baden-Württemberg vertreten ist. Das letz-
te Treffen fand Ende April 2017 beim Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) in Bonn statt. 

Neues vom ISF Bund-Länder-Projekt Warnung der Bevölkerung 

Auf dem Treffen wurden der aktuelle 
Sachstand der Teilprojekte und das 
weitere Vorgehen diskutiert. Als Vertre-
ter des Landes Baden-Württemberg 
gestalten Sabine Fohler und Holger 
Marschallek, beide vom Referat Kri-
senmanagement, den Prozess im Inte-

resse Baden-Württem-
bergs mit und freuen 
sich über den konstruk-
tiven Fortgang. 

Wichtigster nächster 
Schritt innerhalb des 
Projekts ist die Entwick-
lung einer webbasierten 
MoWaS-Ober f läche . 
Diese Weiterentwick-
lung wird den für die 
Gefahrenabwehr zu-
ständigen Behörden 
eine einfache, schnelle 
und medienbruchfreie 
Eingabe von Warnmel-

dungen ermöglichen. Der offizielle 
Begriff lautet MoWaS vorlagenerstel-
lendes Sende- und Empfangssystem 
(MoWaS vS/E). 

MoWaS vS/E wird im Rahmen und 
während des Forschungsprojektes 

den im Katastrophenschutz mitwirken-
den Leitstellen kostenfrei zur Verfü-
gung gestellt. Die Stadt- und Landkrei-
se wurden gebeten, ihr Interesse bis 
zum 14. Juni anzumelden. Die offiziel-
le Testphase beginnt am 1. Oktober 
2017 und läuft bis zum 30. Septem-
ber 2019. 

Weitere Informationen zum Treffen der 
ISF Projektgruppe und zum ISF Projekt 
„Warnung der Bevölkerung“ finden Sie 
unter:  

https://www.bbk.bund.de/
SharedDocs/Kurzmeldungen/BBK/
DE/2017/Austausch_Laender-
vertreter_u_ISF_Projektgruppe.html 

http://www.bbk.bund.de/DE/Aufga-
benundAusstattung/Krisenmanage-
ment/WarnungderBevoelkerung/ISF/
ISF_node.html  

Alexander Feldmann (mecom), Martin Hollstein (BBK), Sabine Fohler und 
Holger Marschallek vom Innenministerium (von links) 

 Ewiges Lernen - das gilt auch bei der Feuerwehr:  
das Hydrantenschild 

(ID) Dieses abgebildete Schild haben wir bei unserem Termin am 26. Mai 2017 in 
Braunsbach an einem von der Gerölllawine teilzerstörten Gebäude entdeckt. Noch 
nie gesehen, aber vermutlich ein antiquarisches Hydrantenschild. 

Dies Vermutung wurde von einem ehemaligen Kollegen des Lagezentrums, akti-
ven Feuerwehrkameraden und jetzigen Leiter des Polizeireviers Uhingen, Brand-
meister und Polizeioberrat Jürgen Ringhofer, schnell bestätigt. Von seinem „alten“ 
Maschinistenausbilder, Willi Ziegler aus Kirchheim unter Teck, lernte er vor Jahr-
zehnten die Bedeutung kennen: 

Hydrant Nr. 22, der vier Meter vor Gebäudewand im rechten Winkel entfernt ist; 
falls links oder rechts versetzt unter dem Strich noch eine weitere Zahl steht, liegt 
der Hydrant um dieses Maß links bzw. rechts versetzt. 

Sie sehen, auch heute noch alles beim Alten ... 

(ID) Nach dem Umzug der Landesfeu-
erwehrschule (LFS) läuft derzeit paral-
lel zum Lehrgangsbetrieb am neuen 
Standort die Auflösung des bisherigen 
Stammsitzes in der Steinackerstraße. 
Vieles wurde umgezogen und wertvolle 
Exponate an Museen übergeben. Aus-
stattungsgegenstände, die von der LFS 
selbst nicht mehr benötigt werden, 
werden versteigert. 

Schauen Sie hierzu auf das Internet-
portal „Zoll-Auktion“: https://zoll-
auktion.de/auktion/index.php 

Der direkte Erwerb von Gegenständen 
bei der LFS ist nicht möglich. 

Versteigerung von Aus-
stattungsgegenständen 

   der LFS 
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Elf neue Abrollbehälter-Notfallstationen stärken die Sicherheit der Menschen in  

unserem Land 

(ID) Elf Abrollbehälter-Notfallstationen mit einem Gesamtbeschaffungswert von 2,8 Millionen Euro werden bis 

Ende Spätsommer flächendeckend in Baden-Württemberg dem Bevölkerungsschutz zur Verfügung stehen und 

dessen Einsatzfähigkeit und damit die Sicherheit der Bevölkerung weiter stärken. Die ersten beiden Behälter 

wurden dieser Tage an die Feuerwehren der Städte Blaustein und Überlingen ausgeliefert. 

Staatssekretär Martin Jäger dankte bei 

der offiziellen Indienst-Stellung allen 

künftigen Standortkommunen und 

deren Feuerwehren, dass sie diese 

Aufgabe zusätzlich zu ihrem Tagesge-

schäft übernehmen. „Mit der Überga-

be des Abrollbehälters beginnt nun die 

konkrete Arbeit vor Ort. Der Stadt Blau-

stein sowie allen weiteren Standortge-

meinden gilt der Dank, die Abrollbehäl-

ter bei ihrer Feuerwehr unterzubringen 

und einsatzfähig zu halten. Damit ver-

binde ich die Hoffnung, dass er nie 

zum Einsatz kommen muss“, so der 

Staatssekretär. Im Einsatzfall werden 

die AB gemeinsam von drei bis fünf 

Land- und Stadtkreisen bzw. deren 

Einsatzkräften aus den Feuerwehren 

und den sanitätsdienstlichen Hilfsor-

ganisationen betrieben. Lage- und 

objektabhängig unterstützt das THW 

die Einsatzmaßnahmen vor Ort. 

Notfallstationen 

sind Einrichtun-

gen, die nach 

einem Reaktor-

unfall mit Frei-

setzung radioak-

tiver Stoffe zur 

Feststellung ei-

ner Kontamina-

tion und ggf. zur 

Dekontaminati-

on betroffener 

Personen von 

den Ländern 

eingerichtet wer-

den. Grundsätz-

lich werden Not-

fallstationen in 

Sporthallen oder 

Schulen eingerichtet, die bereits über 

geeignete Dusch- und Waschgelegen-

heiten verfügen. In den Notfallstatio-

nen erhalten Betroffene darüber hin-

aus strahlenmedizinische Beratung 

und Hinweise zum weiteren Verhalten. 

Die AB-Notfallstationen führen die Ge-

rätschaften mit, um eine größere An-

zahl mit radioaktiven Stoffen kontami-

nierte Menschen notfallmäßig zu reini-

gen. Auf den AB-Notfallstationen ist 

die für die Einsatzkräfte zum Eigen-

schutz notwendige Schutzkleidung 

ebenso verlastet wie Reinigungsgerät-

schaften und Messgeräte zum Erken-

nen radioaktiver Stoffe. Mit den Rah-

menempfehlungen Notfallstationen 

hat das Land zudem die konzeptionel-

len Vorgaben für die Planung und den 

Betrieb von Notfallstationen vorgelegt. 

Zur Erweiterung des Einsatzspek-

trums wird das Land die AB um die 

Ausstattung für Chemieunfälle ergän-

zen. 

Die Ausstattungen der nun beschaff-

ten AB-Notfallstationen beruhen auf 

einer Stellungnahme der Strahlen-

schutzkommission, die im Zuge der 

Auswertung der Erkenntnisse aus dem 

Reaktorunfall in Fukushima auf Bitten 

der länderoffenen Arbeitsgruppe 

„Fukushima“ des Arbeitskreises V der 

Innenministerkonferenz erstellt wurde. 

Diese hatte beschlossen, einheitliche 

Standards für den Betrieb von Notfall-

stationen zu erarbeiten. Die Strahlen-

schutzkommission hat hierbei zu fol-

genden Themen Stellung genommen: 
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NINA kann Leben retten. Werben Sie dafür, damit NINA noch bekannter wird.  
Nähere Informationen unter: https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-bevoelkerung/ 

(ID) Bei der Verabschiedung von Walter Nock am 1. Juni in Berlin hat Innenminister Thomas Strobl dem lang-

jährigen THW-Landessprecher die Staufermedaille verliehen. 

Hohe Auszeichnung für Walter Nock 

 Richtwerte für die Dekontamination 

von Personen, 

 Messgeräte für Kontaminations-

kontrolle und Schilddrüsenmes-

sung, 

 Lenkung der betroffenen Personen 

in der Notfallstation, 

 Vorgehensweise bei der Dekonta-

mination der betroffenen Perso-

nen, 

 Schutzausrüstungen und -maß-

nahmen für den Schutz der Ein-

satzkräfte, 

 Dekontamination von Tieren und 

Fahrzeugen und 

 Dosisabschätzung. 

Weitere Infos hierzu und die Stellung-

nahme sind einzusehen unter:  

http://www.ssk.de/SharedDocs/

B e r a t u n g s e r g e b n i s s e / 2 0 1 4 /

Notfallstationen.html. 

Die AB-Notfallstationen sind nun so 

gestaltet, dass sie nicht nur bei Reak-

torunfällen, sondern auch bei allen 

anderen Einsätzen mit der Notwendig-

keit der Dekontamination von Men-

schen eingesetzt werden können. 

Fast fünf Jahrzehnte hat Walter 

Nock die Arbeit des Technischen 

Hilfswerks (THW) geprägt. Am 5. 

Juni 1969 trat er in das THW ein 

und wirkte dort zunächst auf loka-

ler Ebene in Biberach/Baden. Von 

1990 bis 2017 war er Landesspre-

cher und hat die Interessen von 

rund 10.000 baden-württember-

gischen THW-Helferinnen und  

-Helfern vertreten. Insgesamt 

sechs Mal wurde er zum Lan-

dessprecher gewählt – ein heraus-

ragender Vertrauensbeweis, den 

auch der stellvertretende Minister-

präsident und Minister für Inneres, 

Digitalisierung und Migration 

Thomas Strobl entsprechend wür-

digte: „Nun, nach Ihrer langen und 

ereignisreichen Zeit als Lan-

dessprecher, sind Sie zum Ehren-

landessprecher auf Lebenszeit er-

nannt – ein Zeichen dafür, dass Ihr 

Rat weiterhin gefragt sein wird.“ 

Die Staufermedaille ist eine beson-

dere persönliche Auszeichnung des 

Ministerpräsidenten für Verdienste 

um das Land Baden-Württemberg 

und seine Bevölkerung. Mit dieser 

hohen Auszeichnung wolle die Lan-

desregierung Walter Nock für sei-

nen außergewöhnlichen Einsatz 

herzlich danken, sagte Minister 

Strobl. „Ihr jahrzehntelanger Ein-

satz für das THW, für seine Helfe-

rinnen und Helfer und für die Men-

schen in Baden-Württemberg, 

2.500 bis 3.000 ehrenamtliche 

Dienststunden jährlich – das ist 

wahrlich ein ehrenamtliches Enga-

gement, das unbezahlbar ist.“ 
Innenminister Thomas Strobl und Walter Nock 

Foto: THW 

Wir werden in einer der nächsten Aus-

gaben des „Infodienstes“ über das 

Konzept der Notfallstationen berich-

ten. Weitere Informationen finden Sie 

auch in der Pressemitteilung unseres 

Ministeriums unter: https://im.baden-

wuerttemberg.de/de/service/presse-

u n d - o e f f e n t l i c h k e i t s a r b e i t /

pressemitteilung/pid/staatssekretaer-

mart in- jaeger- im-ernstfa l l -muss-

s c h n e l l e - u n d - e f f e k t i v e - h i l f e -

gewaehrleistet-sein/. 

Vorführung des neuen Abrollbehälters-Notfallstation 

https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/warnung-der-bevoelkerung/
http://www.ssk.de/SharedDocs/Beratungsergebnisse/2014/Notfallstationen.html
http://www.ssk.de/SharedDocs/Beratungsergebnisse/2014/Notfallstationen.html
http://www.ssk.de/SharedDocs/Beratungsergebnisse/2014/Notfallstationen.html
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/staatssekretaer-martin-jaeger-im-ernstfall-muss-schnelle-und-effektive-hilfe-gewaehrleistet-sein/
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/staatssekretaer-martin-jaeger-im-ernstfall-muss-schnelle-und-effektive-hilfe-gewaehrleistet-sein/
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/staatssekretaer-martin-jaeger-im-ernstfall-muss-schnelle-und-effektive-hilfe-gewaehrleistet-sein/
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/staatssekretaer-martin-jaeger-im-ernstfall-muss-schnelle-und-effektive-hilfe-gewaehrleistet-sein/
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/staatssekretaer-martin-jaeger-im-ernstfall-muss-schnelle-und-effektive-hilfe-gewaehrleistet-sein/
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/staatssekretaer-martin-jaeger-im-ernstfall-muss-schnelle-und-effektive-hilfe-gewaehrleistet-sein/
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/service/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilung/pid/staatssekretaer-martin-jaeger-im-ernstfall-muss-schnelle-und-effektive-hilfe-gewaehrleistet-sein/


 

    Herausgeber:  Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration - Abteilung 6 - Bevölkerungsschutz und Krisenmanagement 

Seite  3  Infodienst  

Nachdem Staatssekretär Jäger bereits 

die Integrierten Leitstellen in Stuttgart 

und in Ulm/Alb-Donau-Kreis besucht 

hat, nutzte er einen Termin in Karlsru-

he, um sich bei der derzeit neuesten 

und mit rund 780.000 zu betreuenden 

Menschen auch einer der großen Inte-

grierten Leitstellen in unserem Land 

über Verbesserungsmöglichkeiten und 

aktuelle Probleme zu informieren. 

Qualifiziert und engagiert vermittelte 

der Karlsruher Feuerwehrchef, Florian 

Geldner, gemeinsam mit dem Leiter 

der Leitstelle, Stefan Sebold vom DRK, 

Chancen der neuen Leitstelle ohne die 

noch anstehenden insbesondere tech-

nischen Herausforderungen zu ver-

schweigen. Geldner lobte dabei insbe-

sondere die positive und konstruktive 

Zusammenarbeit zwischen den an der 

ILS beteiligten Partnern des Stadt- und 

Landkreises Karlsruhe sowie dem 

DRK. 

Deutlich wurde bisher bei allen Termi-

nen, dass die Integration von Feuer-

wehr und Rettungsdienst in einer Leit-

stelle die Voraussetzung einer effizien-

ten Gefahrenabwehr ist. So wie vor Ort 

der Einsatz Hand in Hand laufen muss, 

so muss auch in der Leitstelle das Mit-

einander aller Beteiligten in der Gefah-

renabwehr gelebt werden. 

(ID) Für Staatssekretär Martin Jäger ist die Leitstellenkonzeption in Baden-Württemberg ein Kernthema der 

nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr. „Die Leitstellen sind das Herzstück der nichtpolizeilichen Sicherheit. Wir 

brauchen gut funktionierende und den Anforderungen der Hilfesuchenden gerecht werdende Strukturen und 

Prozessabläufe in unseren Leitstellen“, so Staatssekretär Jäger. 

Staatssekretär im Austausch zur Leitstellenthematik in Karlsruhe 

Informationen zum Projekt Leitstellen-

struktur erhalten Sie immer aktuell 

unter: https://im.baden-wuerttemberg.de/

de/sicherheit/projekt-leitstellenstruktur-in-

baden-wuerttemberg/. 

Staatssekretär Martin Jäger und Amtsleiter Florian Geldner in der ILS Karlsruhe 

(ID) „Alle Menschen können 

helfen, die Arbeit im Be-

völkerungsschutz bekannter 

zu machen und einander die 

helfende Hand zu reichen“, 

wirbt Bundesinnenminister 

Dr. Thomas de Maizière um 

den Einsatz im Ehrenamt. 

Der Bundesminister über-

reicht die „Helfende Hand“ 

in drei Kategorien: „Inno-

vative Konzepte“, „Nach-

wuchsarbeit“ und „Vorbild-

liche Unterstützung des Eh-

renamtes“. Zudem gibt es 

einen Sonderpreis: Die Jury kann da-

mit mehrere Bewerbungen auszeich-

nen, die sie mit Blick auf die Ziele des 

Förderpreises als außergewöhnlich 

wirksam betrachtet, obwohl sie in kei-

ne der drei Kategorien passt. 

Sicher gibt es auch in Baden-

Württemberg geeignete Projekte, die 

gute Chancen auf eine Nominierung 

haben. Weitere Informationen online: 

www.helfende-hand-foerderpreis.de  

-  schauen Sie dort einfach mal rein. 

Bewerbungen können bis zum 30. Juni 

eingereicht werden.  

Jetzt bewerben: Förderpreis „Helfende Hand“ 

Bitte beachten Sie, dass der direkte Versand des Infodienstes per Mail im Juli eingestellt wird. 

Wenn Sie den Newsletter weiterhin erhalten möchten, müssen Sie diesen unter  

www.lfs-bw.de/meldungen/newsletter/Seiten/default.aspx abonnieren. ! ! 

https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/projekt-leitstellenstruktur-in-baden-wuerttemberg/
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/projekt-leitstellenstruktur-in-baden-wuerttemberg/
https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/projekt-leitstellenstruktur-in-baden-wuerttemberg/
http://www.helfende-hand-foerderpreis.de
https://www.lfs-bw.de/meldungen/aktuelles/Seiten/Meldung.aspx?rid=102
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(ID) Die Planung und Durchführung großräumiger Evakuierungen sind komplexe Vorhaben, die eine hohe Orga-

nisationsintensität verlangen und höchste Anforderungen an die planenden Behörden, die Führungsorgane 

sowie die Einsatzkräfte stellen. 

Rahmenempfehlung Evakuierungsplanung bei vfdb-Jahrestagung vorgestellt 
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Insbesondere Ereignisse, die eine 

großräumige oder sogar länderüber-

greifende Evakuierung erfordern, ver-

langen nach einem grenz- und ressort-

übergreifenden partizipativen Ansatz 

in der Planung und Aufgabenwahrneh-

mung sowie in der Beachtung vorhan-

dener Schnittstellen. 

Auf Einladung des vfdb - Vereinigung 

zur Förderung des Deutschen Brand-

schutzes e.V. - hatte Hans Springer 

vom Referat 64 - Katastrophenschutz 

die Gelegenheit, den Teilnehmern der 

diesjährigen Jahresfachtagung in Bre-

men die Intention und Perspektiven 

der „Rahmenempfehlungen über die 

Planung und Durchführung von Evaku-

ierungsmaßnahmen einschließlich der 

Evakuierung für eine erwei-

terte Region" darzustellen. 

Anschließende Fachgesprä-

che mit Tagungsteilnehmern 

zeigten das große Interesse 

an diesem Thema. 

Im Rahmen der vom Arbeits-

kreis V der Innenminister-

konferenz eingesetzten län-

deroffenen Arbeitsgruppe 

Fukushima haben sich die 

Länder erstmalig auf ein-

heitliche Rahmenempfeh-

lungen für großräumige Eva-

kuierungen geeinigt, die die 

konzeptionellen Grundlagen 

zur Vorbereitung der im Ka-

tastrophenschutz und in der 

Gefahrenabwehr zuständi-

gen Behörden und Organisa-

tionen liefern. Da die Federführung in 

der Unterarbeitsgruppe Evakuierungs-

planung bei Baden-Württemberg lag, 

ist es gelungen auch Erkenntnisse 

aus dem schweizerischen 

Fukushima-Prozess in das 

deutsche Konzept zu imple-

mentieren, so dass hier zu-

künftig auch grenzüberschrei-

tend eine „gleiche Sprache“ 

in Sachen Evakuierung reali-

sierbar ist. Darüber hinaus 

haben sich die Länder auf 

einen länderbezogenen ein-

heitlichen Aufnahmeschlüssel 

von 1 Prozent der Wohnbevöl-

kerung geeinigt, mit der die 

Aufnahme von Evakuierten 

sichergestellt werden soll. 

Während bisher vordefinierte Evakuie-

rungen von „Ort A“ nach „Ort B“ das 

Mittel der Wahl waren, sieht die Rah-

menempfehlung die Einrichtung von 

zentralen Anlaufstellen in den Aufnah-

meländern vor, von denen aus eine 

kontrollierte und zielgerichtete Vertei-

lung in die vorgesehenen Aufnahmege-

biete erfolgt. 

Die Rahmenempfehlungen werden 

bundesweit als eine wertvolle Hilfe 

und Erkenntnisquelle für die Katastro-

phenschutzbehörden gesehen, die 

grundsätzlich auch auf viele andere 

Evakuierungsanlässe anwendbar sind. 

Weitere Informationen zur Rahmen-

empfehlung Evakuierungsplanung: 
w w w . b b k . b u n d . d e / S h a r e d D o c s /

D o w n l o a d s / B B K / D E / F I S /

DownloadsRechtundVorschr i f ten/

IMKBeschluesse/200%20TOP%2034%

2 0 A n l g 3 . p d f ; j s e s s i o n i d 

=075CE26D5155BCE7B4CD9D15BA14

2DDD.1_cid330?__blob=publicationFile. 

Hans Springer bei seinem Vortrag auf der vfdb-Jahrestagung 

Foto: Friedrich Kulke 

(ID) Im Bereich der Sicherheit kerntechnischer Anlagen und des Strahlenschutzes hat Deutschland mit acht 

Nachbarstaaten bilaterale Abkommen geschlossen, in denen der Informationsaustausch über grenznahe nu-

kleare Einrichtungen vereinbart wurde. 

Bilaterale Zusammenarbeit im kerntechnischen Notfallschutz 

Mit diesen Staaten wurden gemeinsa-

me Kommissionen bzw. Expertengrup-

pen eingerichtet, in denen Fragen der 

Reaktorsicherheit und des Strahlen-

schutzes erörtert werden. Für Baden-

Württemberg sind dabei natürlich be-

sonders die Deutsch-Französische 

Kommission (DFK) und die Deutsch-

Schweizerische Kommission (DSK) 

relevant. 

Neben den Arbeitsgruppen für Anla-

gensicherheit, Strahlenschutz und Ent-

sorgung radioaktiver Abfälle befasst 

sich die AG 2 der DSK speziell mit dem 

Notfallschutz. Diese traf sich aktuell 

beim Regierungspräsidium Freiburg, 

um Themen des grenzüberschreiten-

den Notfallschutzes zu erörtern. Ne-

ben dem Eidgenössischen Nuklearsi-

cherheitsinspektorat (ENSI) und dem 

Bundesministerium für Umwelt, Natur-

schutz, Bau und Reaktorsicherheit 

(BMUB) sind auch das Bundesamt für 

Strahlenschutz (BfS), das Schweizer 

Bundesamt für Bevölkerungsschutz 

(BABS), der Kanton Aargau und der 

Landkreis Waldshut in dem Gremium 

vertreten. Kolleginnen und Kollegen 

aus dem Ministerium für Inneres, Digi-

talisierung und Migration (Hans Sprin-

ger), dem Umweltministerium (Jürgen 

Ortwein) und vom Regierungspräsidi-

http://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/BBK/DE/FIS/DownloadsRechtundVorschriften/IMKBeschluesse/200%20TOP%2034%20Anlg3.pdf;jsessionid=075CE26D5155BCE7B4CD9D15BA142DDD.1_cid330?__blob=publicationFile
http://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/BBK/DE/FIS/DownloadsRechtundVorschriften/IMKBeschluesse/200%20TOP%2034%20Anlg3.pdf;jsessionid=075CE26D5155BCE7B4CD9D15BA142DDD.1_cid330?__blob=publicationFile
http://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/BBK/DE/FIS/DownloadsRechtundVorschriften/IMKBeschluesse/200%20TOP%2034%20Anlg3.pdf;jsessionid=075CE26D5155BCE7B4CD9D15BA142DDD.1_cid330?__blob=publicationFile
http://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/BBK/DE/FIS/DownloadsRechtundVorschriften/IMKBeschluesse/200%20TOP%2034%20Anlg3.pdf;jsessionid=075CE26D5155BCE7B4CD9D15BA142DDD.1_cid330?__blob=publicationFile
http://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/BBK/DE/FIS/DownloadsRechtundVorschriften/IMKBeschluesse/200%20TOP%2034%20Anlg3.pdf;jsessionid=075CE26D5155BCE7B4CD9D15BA142DDD.1_cid330?__blob=publicationFile
http://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/BBK/DE/FIS/DownloadsRechtundVorschriften/IMKBeschluesse/200%20TOP%2034%20Anlg3.pdf;jsessionid=075CE26D5155BCE7B4CD9D15BA142DDD.1_cid330?__blob=publicationFile
http://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/BBK/DE/FIS/DownloadsRechtundVorschriften/IMKBeschluesse/200%20TOP%2034%20Anlg3.pdf;jsessionid=075CE26D5155BCE7B4CD9D15BA142DDD.1_cid330?__blob=publicationFile
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um Freiburg (Ama Klein, Mathias Kern) 

vertreten die Interessen des Landes in 

der Arbeitsgruppe und fördern mit ih-

rer Expertise den Schutz der Bevölke-

rung in der Grenzregion zwischen Ba-

den-Württemberg und der Schweiz. 

Interessiert zeigten sich die Mitglieder 

der Arbeitsgruppe bei einer Führung 

durch die Integrierte Leitstelle Frei-

burg, die von Dr. Golecki vom Amt für 

Brand und Katastrophenschutz der 

Stadt Freiburg begleitet wurde. An-

schließend verlegte die Gruppe zum 

Feuerwehrhaus der Freiwilligen Feuer-

Seite  5  Infodienst  

wehr Ihringen, wo sie von Stefan Danz-

eisen über die Einsatzmöglichkeiten 

des CBRN-Erkundungskraftwagens 

informiert wurde. Die Teilnehmer zeig-

ten sich beeindruckt vom hohen Enga-

gement und von der Leistungsfähigkeit 

des Ehrenamts. 

Übersicht über die derzeit laufenden Projekte in unserer Abteilung 6 

(ID) An dieser Stelle wollen wir Sie in aller Kürze über die Projekte informieren, an denen wir gerade arbeiten. 

 Rechtsverordnung zu Helfer-vor-Ort-

Systemen: Der Entwurf der Rechts-

verordnung wird in den nächsten 

Wochen in die Anhörung gehen. Mit 

Regelungen zu den Aufgaben, der 

Ausbildung, der Ausstattung, der 

Anerkennung und der Inanspruch-

nahme von Sonderrechten bei der 

Nutzung von Einsatzfahrzeugen wer-

den wir unseren Helferinnen und 

Helfer ein weiteres Stück Klarheit 

und Rechtssicherheit geben. 

 Handlungsempfehlungen für die Aus-

übung der Rechtsaufsicht über die 

Bereichsausschüsse im Rettungs-

dienst: Das Innenministerium beab-

sichtigt, einheitliche Handlungsemp-

fehlungen zur Ausübung der Rechts-

aufsicht über die Bereichsausschüs-

se zu erstellen. Im Hinblick auf ein 

einheitliches Verwaltungshandeln ist 

es Ziel, die mit der Wahrnehmung 

der Rechtsaufsicht über die Be-

reichsausschüsse befassten Behör-

den - dies sind die Landratsämter 

und Bürgermeisterämter der Stadt-

kreise als untere Verwaltungsbehör-

den sowie die Regierungspräsidien 

Tübingen und Freiburg - zu unterstüt-

zen. Eine Arbeitsgruppe des Innenmi-

nisteriums mit Vertretern der Rechts-

aufsichtsbehörden erarbeitet derzeit 

einen entsprechenden Vorschlag. 

Die Rechtsaufsicht über die Be-

reichsausschüsse wurde mit der letz-

ten Änderung des Rettungsdienstge-

setzes Ende 2015 gestärkt.  

 In diesem Zusammenhang wird auch 

der Muster-Bereichsplan überarbei-

tet (Stand 2003): Hierbei sind insbe-

sondere die seither ergangenen Än-

derungen des Rettungsdienstgeset-

zes und des Rettungsdienstplans 

des Landes sowie das implementier-

te neue landesweite Qualitätssiche-

rungssystem einzuarbeiten. 

 Parallel zur Überarbeitung der Richt-

linien des Innenministeriums über 

die Förderung von Investitionen im 

Rettungsdienst, die zum 1.1.2018 

als Neufassung erlassen werden 

sollen, wird derzeit die Einführung 

des Fördermittel-Bearbeitungs- und 

Informations-Systems (FöBIS) für die 

Förderverfahren im Rettungsdienst 

vorbereitet. Antragstellung, Förder-

verfahren und Zahlungsmanagement 

sollen dadurch entsprechend pro-

zessorientiert unterstützt und er-

leichtert werden. 

 Zum 1. Januar 2018 soll die überar-

beitete Fassung der Verwaltungsvor-

schrift über Zuwendungen im Feuer-

wehrwesen (VwV - Z-Feu) in Kraft tre-

ten. Die inhaltliche Gestaltung hat 

das Referat 62 - Feuerwehr und 

Brandschutz federführend übernom-

men. Das Zwei-Säulen-Prinzip der 
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Förderung soll erhalten bleiben. Zum 

einen die Projektförderung mit Fest-

betrags- und Anteilsfinanzierung und 

zum anderen die jährlichen Pau-

schalbeträge pro Kopf der Einsatz- 

und Jugendabteilungen. Die VwV 

wird in den nächsten Wochen in die 

Anhörung gehen. Sie soll den Be-

darfsträgern ein Mehr an Klarheit 

und Transparenz vermitteln und die 

Eigenverantwortung der Bewilli-

gungsstellen für die Förderung stär-

ken. 

 Gemeinsame Hinweise des Ministeri-

ums für Inneres, Digitalisierung und 

Migration und der Unfallkasse Baden-

Württemberg: In der Schlussredakti-

on befinden sich die Hinweise für die 

Prüfung der Fahrzeuge, Ausrüstung 

und Geräte der Feuerwehr. Neben 

Aussagen zu Prüfabläufen werden 

vor allem die Befugnisse von Fach- 

und Sachkundigen sowie von sach-

verständigen Prüfstellen beschrie-

ben. Die Hinweise dienen den Ge-

meinden zur Sicherstellung regelmä-

ßiger Prüfungen auf der Grundlage 

einschlägiger Vorschriften aus dem 

Bereich der Unfallverhütung und des 

Arbeitsschutzes. 

 Verwaltungsvorschrift über die Aus- 

und Fortbildung der Feuerwehrange-

hörigen (VwV-Feuerwehrausbildung): 

Ebenfalls zum 1. Januar 2018 schaf-

fen wir eine aktualisierte Grundlage 

für unser Feuerwehrausbildungswe-

sen in Baden-Württemberg. Die an-

gepassten Regelungen stehen nicht 

zuletzt im Zusammenhang mit der 

Neugestaltung der Lernmöglichkei-

ten an der Landesfeuerwehrschule. 

Eingebunden ist auch das Angebot 

der Akademie für Gefahrenabwehr. 

Hier wird in Kürze das Anhörungsver-

fahren gestartet. 

 Die Verwaltungsvorschrift über Ge-

fahrendurchsagen im Rundfunk wird 

an die Möglichkeiten angepasst, die 

sich durch die Nutzung des Modula-

ren Warnsystems (MoWaS) ergeben, 

beispielweise die Nutzung der Warn-

App NINA. Sie wird zum 1. Januar 

2018 in Kraft treten. 

 Im Rahmen des bundesweiten ISF-

Forschungsprojekts „Warnung der 

Bevölkerung“ wird eine webbasierte 

MoWaS-Oberfläche entwickelt, die 

den Stadt- und Landkreisen in Baden-

Württemberg die Möglichkeit einer 

einfachen, schnellen und medien-

bruchfreien Eingabe von Warnmel-

dungen in das MoWaS-System eröff-

net. Start der zweijährigen Testphase 

ist am 1. Oktober 2017. 

 Im Projekt Leitstellenstruktur in Ba-

den-Württemberg werden durch die 

Fachgruppe Aufgaben einer Leitstelle 

zurzeit detaillierte Beschreibungen 

der Aufgaben im Leitstellensystem 

erarbeitet, die Basis für die weiteren 

Überlegungen sein werden. 

 Anbindung der Leitstellen an den 

Digitalfunk: Bis Ende des Jahres sol-

len 27 von 34 Integrierten Leitstellen 

an das Digitalfunknetz angebunden 

sein. Damit sind die Voraussetzun-

gen geschaffen, dass die Leitstellen-

träger ihre Leitstellen vollumfänglich 

ans Netz nehmen und den Digital-

funk einführen können. 

 26 Mannschaftstransportwagen für 

den Katastrophenschutz: Derzeit 

haben wir die Beschaffung von 26 

MTW für den KatS beauftragt. Bis 

November werden dieses Fahrzeuge 

zur Verteilung an KatS-Einheiten zur 

Verfügung stehen. 

 Richtlinien über Landeshilfen nach 

schweren Naturereignissen und Un-

glücksfällen: Das bisherige Grund-

satzpapier zu Landeshilfen nach 

schweren Naturereignissen aus dem 

Jahr 2010 wird derzeit auf der 

Grundlage der Erfahrungen aus den 

Unwetterereignissen 2016 überar-

beitet. Ziel ist, Betroffenen künftig 

noch schneller und unbürokratischer 

zu helfen. Außerdem soll die Mög-

lichkeit geschaffen werden, außerge-

wöhnlich hart getroffenen Kommu-

nen beim Wiederaufbau finanziell 

unter die Arme zu greifen. 

 Gemeinsam mit den Akteuren der 

psychosozialen Notfallversorgung 

(PSNV) im Land und der Landesfeu-

erwehrschule erarbeiten wir derzeit 

eine Konzeption zur Einrichtung ei-

ner Landeszentralstelle PSNV. Damit 

wollen wir einen Kompetenzstütz-

punkt für alle Fragen rund um die 

PSNV in Baden-Württemberg schaf-

fen. 

Vorsicht beim Umgang mit Leinöl zur Holzpflege 

(ID) Mit Leinöl getränkte Lappen neigen zur Selbstentzündung und sind bei unsachgemäßem Umgang oft Ursa-

che für Brände. Wer Hölzer in Haus und Garten mit Leinöl für den Sommer fit macht, sollte die verwendeten 

Pinsel gut reinigen und die zum Auftragen verwendeten Stofflappen sachgerecht aufbewahren oder entsorgen. 

Mit den sommerlichen Temperaturen 

beginnt auch die Garten- und Terras-

senzeit -  Gartenmöbel aus Hartholz 

oder Holzterrassen werden auf Hoch-

glanz gebracht und mit einem geeigne-

ten Leinöl als Witterungsschutz behan-

delt. Zum Auftragen und zum Nachbe-

handeln werden meist Textilstoffe ver-

wendet, die dann mit dem Öl getränkt 

sind und von denen eine erhebliche 

Brandgefahr ausgeht. Leinöle enthal-

ten Fettsäuren und ungesättigte che-

mische Verbindungen, die mit Sauer-

stoff unter Umständen exotherme Ver-

bindungen eingehen. Die dabei entste-

hende Wärme staut sich in den zusam-

mengeknüllten Stofflappen und kann 

diese letztlich entzünden. 

Wer seine verschmutzte Lappen 

leichtsinnig in den Müll geworfen 

hat oder zusammengeknüllt mit 

dem Leinöl und den behandelten 

Hölzern bis zur Weiterarbeit am 

nächsten Tag lagert, holt sich 

eine tickende Brandbombe ins 

Haus. Die Warn- und Behand-

lungshinweise auf den Behältern 

sollten deshalb genauestens be-

folgt werden. 

Um mit Leinöl getränkte Lappen 

bis zum nächsten Arbeitsgang aufzu-

bewahren, sollten diese in einem 

nichtbrennbaren, luftdicht verschließ-

baren Behälter gelagert und dieser 

möglichst im Freien weitab von brenn-

baren Materialien und Gebäudeteilen 

abgestellt werden. Nicht mehr benötig-

te Lappen sollten ausgebreitet an der 

Luft gut getrocknet und anschließend 

in luftdicht verschlossenen Behältern 

der Schadstoffsammlung zugeführt 

werden. 

Foto: Fotolia 
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Brandschutzforschung 2017 - Forschungsaufträge erteilt 

(ID) Das Innenministerium Baden-Württemberg hat als koordinierendes Bundesland für die Brandschutzfor-

schung dieser Tage wieder Forschungsaufträge mit einem Gesamtvolumen von rund 562.000 Euro an die For-

schungsstelle für Brandschutztechnik beim Karlsruher Institut für Technik und an das Institut der Feuerwehr 

beim Institut für Brand- und Katastrophenschutz Heyrothsberge in Sachsen-Anhalt vergeben. Die Bundesländer 

finanzieren jedes Jahr Forschungsaufträge für aktuelle Themen der Brandschutzforschung. 

Folgende Forschungsaufträge wurden 

vom Forschungsbeirat ausgewählt und 

vom Ausschuss für Feuerwehrangele-

genheiten, Katastrophenschutz und 

zivile Verteidigung (AFKzV) der Innen-

ministerkonferenz beschlossen: 

 Gefährdungslage durch Glasstaub 

bei Einsätzen der technischen Hil-

feleistungen bei Verkehrsunfällen 

 Anwendungsbereiche und -grenzen 

von Ingenieurverfahren bei Nach-

weisen für die Einhaltung der An-

forderungen für die Sicherstellung 

des abwehrenden Brandschutzes 

 Diffusion von Kohlenstoffmonoxid 

durch Baustoffe 

 Löschintensitäten von fluorfreien 

Schaummitteln zur Brandbekämp-

fung bei polaren Flüssigkeiten 

Ferner haben die Forschungseinrich-

tungen wiederum als Daueraufgabe 

die Dokumentalistische Erschließung 

der nationalen und internationalen 

Brandschutz- und Feuerwehrliteratur 

übertragen bekommen. 

Die Brandschutzforschung hat insbe-

sondere zum Ziel, neueste Erkenntnis-

se in der Brandbekämpfung verfügbar 

zu machen und das Risiko für die Feu-

erwehrleute zu reduzieren. 

Die sorgfältig dokumentierten For-

schungsergebnisse werden alle auf 

den Internetseiten der beiden For-

schungseinrichtungen publiziert und 

stehen allen am Brandschutz Interes-

sierten kostenfrei zur Verfügung. 

Die Forschungsberichte stehen bereit 

unter www.ffb.kit.edu/392.php. 

Ebenso interessant ist die Fach-

dokumentation Brandschutzwesen: 

w w w . f a c h d o k u m e n t a t i o n -

brandschutzwesen.de/mlogin.pl. Dort 

bekommen Sie nach einer Stichwort-

suche Fachberichte mit deren Kurzbe-

schreibung zusammengestellt. 

vfdb veröffentlicht Merkblatt zum Fahrertraining für Einsatzkräfte 

(ID) Mit einem Merkblatt zum Fahrertraining für Einsatzkräfte hat die Vereinigung zur Förderung des Deutschen 

Brandschutzes e.V. (vfdb) eine Handlungshilfe erstellt, um durch Ausbildung und Training das Unfallrisiko bei 

Einsatzfahrten zu verringern. Wenngleich für Feuerwehren erstellt, gibt es allen BOS wertvolle Hinweise. 

Nach Angaben der vfdb komme es bei 

der Anfahrt des Einsatzortes alle 19 

Sekunden zu einer kritischen Situati-

on, die nicht selten mit einem Bei-

naheunfall ende. Grund genug, zu han-

deln. Junge Einsatzkräfte gilt es, be-

gründet mit der teilweise noch gerin-

gen Erfahrung und Routine, besonders 

zu schulen. 

Im Merkblatt werden Hinweise für 

Fahrzeugeinweisungen, für Ausbil-

dungs- und Übungsfahrten, 

für Schulungen bei Sonder- 

und Wegerechtsfahrten, für 

Geschicklichkeitstrainings, 

für Fahrsicherheitstrainings 

und für Simulator-Schulun-

gen gegeben. 

Im Merkblatt sind auch 

Schulungsmaßnahmen in 

den Ländern aufgeführt. Für 

Baden-Württemberg ist zu 

ergänzen, dass auf Stadt- 

und Landkreisebene in Ab- 

  stimmung mit der Unfallkas- 

  se Baden-Württemberg Fahr-

sicherheitstrainings angeboten wer-

den. Diese werden regelmäßig von 

den Kreisbrandmeistern organisiert. 

Auch gibt es in Baden-Württemberg 

seit vielen Jahrzehnten das Geschick-

lichkeitsfahren für Fahrer von Einsatz-

fahrzeugen. 

 

Das Merkblatt der vfdb steht zum 

Download bereit unter: www.vfdb.de/

f i leadmin/download/merkb lat t/

MB_06_05_Fahrertraining_Mai_2017.

pdf. 

Die Richtlinien für das Geschicklich-

keitsfahren stehen zum Download 

bere i t  un ter :  ww w. l fs -bw.de/

Fachthemen/RechtOrganisation/

Seiten/leistungsabzeichen.aspx. Fahrsicherheitstraining bei der Feuerwehr 

Foto: LFS 
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In eigener Sache 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Leserinnen und Leser, 
 

heute halten Sie die 12. Ausgabe 
des Newsletter INFODIENST in Ihren 
Händen. Die Abteilung 6 „Bevöl-
kerungsschutz und Krisenmanage-
ment“ im Ministerium für Inneres, 
Digitalisierung und Migration infor-
miert Sie seit dem 1. Februar dieses 
Jahres regelmäßig über aktuelle 
Entwicklungen bei der Feuerwehr, 
im Rettungsdienst, im Katastrophen- 
und Zivilschutz, in der zivil-
militärischen Zusammenarbeit und 
im Krisenmanagement.  
Wir wollen Ihnen mit möglichst kur-
zen, aber aktuellen und interessan-
ten Informationen Ihre Arbeit er-
leichtern. Die Inhalte sind nicht nur 
für die Führungskräfte, sondern für 
alle im Bevölkerungsschutz und in 
der ZMZ Mitwirkenden gestaltet. 
Neben den Angehörigen der im Be-
völkerungsschutz mitwirkenden Ein-
richtungen und Organisationen sind 
die Inhalte im Newsletter aber auch 

für Bürgermeister, Gemeinderats- 
und Kreistagsangehörige, Verwal-
tungsmitarbeiterinnen und -mit-
arbeiter interessant. Vielleicht ist es 
ja auch ein gutes Medium, um die 
Arbeitgeber über die ehrenamtliche 
Arbeit ihrer in einer Organisation 
tätigen Beschäftigten zu informieren 
und damit Verständnis zu mehren. 
Bitte leiten Sie den Newsletter doch 
einfach einmal an diese Adressaten-
kreise weiter. 
Die positive Resonanz, die wir bisher 
erfahren haben, ist uns Verpflich-
tung, die Qualität des INFODIENS-
TES noch weiter zu verbessern. Ger- 
ne greifen wir Ihre Anregungen auf, 
wenn Sie uns diese unter poststel-
le@im.bwl.de mitteilen. 
Und vergessen Sie bitte nicht, den 
Newsletter auf der Homepage unse-
rer Landesfeuerwehrschule zu abon-
nieren. Den direkten Versand stellen 
wir ab der übernächsten Ausgabe 
ein. Am besten gleich durch Ankli-
cken abonnieren:  
https://www.lfs-bw.de/meldungen/
newsletter/Seiten/default.aspx.  
 
Und nun viele interessante Informa-
tionen und noch mehr Spaß beim 
Lesen.  
 
Hermann Schröder  
Leiter der Abteilung 
"Bevölkerungsschutz und Krisen-
management" 

Förderpreis HELFENDE 
HAND – Bewerbungs- 
schluss verlängert 

Ideen und Konzepte zur Förderung des 
Ehrenamtes im Bevölkerungsschutz, 
die das Interesse der Menschen für 
das Ehrenamt im Bevölkerungsschutz 
wecken, zeichnet der Bundesinnenmi-
nister beim Förderpreis HELFENDE 
HAND aus.  

Der jährlich stattfindende Wettbewerb 
wird seit dem Jahr 2009 durchgeführt. 
Die Bewerbungsfrist für 2017 wurde 
jetzt verlängert. Diejenigen, die noch 
nicht dabei sind, haben noch bis zum 
16. Juli Zeit, ihre Bewerbungen abzu-
geben.  

Hier können Sie mitmachen:  

http://bit.ly/1B7cnAe. 

Im INFODIENST bekommen Sie aktuelle 
und interessante Informationen aus der 
Feuerwehr, dem Bevölkerungsschutz, dem 
Rettungsdienst und dem Krisenmanage-
ment. 

Noch schneller und aktueller 
geht es auf dem Twitterkanal des 
Ministeriums für Inneres, Digita-

lisierung  und Migration im Internet unter: 
https://twitter.com/IMbawue. 

Klicken Sie doch mal vorbei. 
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Im Austausch mit den Verantwortlichen vor Ort – 
Erste Leitstellentagung im Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration 

tigkeit und Grundsätze der Disposition 
im Rettungsdienst sowie Melde- und 
Informationsverpflichtungen.  
Einen Schwerpunkt bildete der Vortrag 
von Dr. Lohs, dem Leiter der Stelle zur 
trägerübergreifenden Qualitätssiche-
rung im Rettungsdienst Baden-
Württemberg (SQR-BW). Er unterstrich 
nachdrücklich die Wichtigkeit der Da-
tenerfassung und -auswertung als 

Grundlage für weitere Verbesserungen 
im Rettungsdienst. 
Die verschiedenen Beiträge haben 
verdeutlicht, dass die Einhaltung recht-
licher Vorgaben sowie die Erfüllung 
von aktuellen Qualitäts- und Sicher-
heitsanforderungen wesentliche 
Grundlagen für die zielgerichtete Auf-
gabenwahrnehmung der Leitstellen für 
Feuerwehr und Rettungsdienst bilden.  

120 Teilnehmer aus dem ganzen Land haben sich bei der ersten Leitstellentagung im Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Mig-
ration über aktuelle Leitstellen-Themen informiert. 

Am 21. Juni 2017 fand im Ministerium 
für Inneres, Digitalisierung und Migrati-
on die erste Tagung mit den Verant-
wortlichen der Integrierten Leitstellen 
für Feuerwehr und Rettungsdienst 
statt. Ministerialdirigent Hermann 
Schröder konnte im Konferenzsaal des 
Ministeriums rund 120 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer aus dem ganzen 
Land begrüßen.  
Der Abteilung 6 des Innenministeriums 
war es ein wichtiges Anliegen, den 
direkten Austausch mit den Leitstel-
lenverantwortlichen vor Ort zu intensi-
vieren und sie bei ihrer verantwor-
tungsvollen Tätigkeit bestmöglich zu 
unterstützen. Auf der Agenda standen 
Informationen über das Projekt Leit-
stellenstruktur in Baden-Württemberg, 
über neue Entwicklungen zur Informa-
tions- und Cybersicherheit mit Auswir-
kungen auf die Leitstellen und über 
Möglichkeiten der Warnung der Bevöl-
kerung. Auf großes Interesse stießen 
auch allgemeine Themen zu Feuer-
wehr und Rettungsdienst, wie die 
rechtliche Einordung der Leitstellentä-

Die erste Leitstellentagung fand großes Interesse bei den Verantwortlichen der Integrierten Leitstellen 

Führungswechsel beim Kommando Spezialkräfte (KSK) in Calw 

(ID) Mit dem Kommandowechsel am 23. Juni 2017 in der Graf-Zeppelin-Kaserne löste Brigadegeneral Alexander Sollfrank seinen Vor-
gänger, Brigadegeneral Dag Baehr, als Kommandeur der Eliteeinheit der Bundeswehr ab. General Baehr leitete die Einheit seit 2013. 
Innenminister Thomas Strobl dankte Dag Baehr für seine hervorragende Arbeit und für die gute Zusammenarbeit mit dem Land. 

Der Stellvertretende Ministerpräsident 
und Innenminister sieht die Bundes-
wehr als bewahrendes Element unse-
rer Freiheit und Demokratie. „Die Lan-
desregierung freut sich, Soldatinnen 
und Soldaten im Land beheimaten zu 
dürfen. Baden-Württemberg steht je-
derzeit als verlässlicher Partner bereit, 
um bei der derzeit angedachten Auf-

stockung der Bundeswehr neue Ein-
heiten willkommen zu heißen“, so Mi-
nister Strobl. 
Nicht nur mit Blick auf die bereits ab-
solvierten und künftigen gemeinsa-
men Übungen schätzt das Ministerium 
die gute Zusammenarbeit mit der Bun-
deswehr. Gemeinsam arbeiten beide 
Partner – insbesondere im ständigen 

v.l.n.r. Brigadegeneral Baehr, Generalmajor Marlow, 
Brigadegeneral Sollfrank Bilder: Bundeswehr/KSK 

Miteinander zwischen Abteilung 6 und 
dem Landeskommando – daran, die 
Fähigkeiten und die Einsatzkommuni-
kation im Interesse der Sicherheit der 
Bürgerinnen und Bürger unseres Lan-
des weiter zu optimieren und den ak-
tuellen Entwicklungen sowie den da-
mit verbundenen Herausforderungen 
anzupassen.  

Innenminister Thomas Strobl bei seiner Ansprache 
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Blackout – 
Landesverwaltung im Gespräch für den Fall eines längerdauernden Stromausfalls 

(ID) Deutschland verfügt über eines der zuverlässigsten Stromnetze in Europa. Im Jahr 2015 waren die Menschen in Deutschland 
durchschnittlich nur rund 13 Minuten ohne Strom. Aufgrund der großen Abhängigkeit unserer Gesellschaft von einer funktionierenden 
Stromversorgung ist es aber notwendig, für den Fall eines längerdauernden Stromausfalls vorzuplanen. 

Ein längerdauernder Stromausfall, ein 
sogenannter „Blackout“, hätte gravie-
rende Auswirkungen auf unser tägli-
ches Leben, insbesondere wenn die-
ser nicht nur eine kleine Region, son-
dern ganz Baden-Württemberg, 
Deutschland oder Europa beträfe. Te-
lefonnetz, Mobilfunknetz und Internet 
fielen aus. Der öffentliche Personen-
nahverkehr würde nicht mehr funktio-
nieren. Die öffentliche Wasserversor-
gung stünde nicht mehr zur Verfügung. 
Sehr wahrscheinlich würde die Le-
bensmittelversorgung in relativ kurzer 
Zeit zusammenbrechen. Und, und, … 

Die Abteilung 6 des Innenministeriums 
hatte die für die Krisenbewältigung 
Zuständigen aller Ministerien eingela-
den, um anknüpfend an bestehende 
Regelungen die Planungen für den Fall 
eines Blackouts weiter voranzutreiben. 
Ziel ist es, die Entscheidungs- und 
Handlungsfähigkeit der Landesverwal-
tung auch in Krisensituationen sicher-
zustellen und konkrete Maßnahmen 
vorzuplanen. 

Der Workshop fand – thematisch pas-
send – beim Strom-Verteilnetzbetrei-
ber Netze BW in Esslingen am Neckar 
statt. Die Teilnehmer erhielten vor Ort 
wertvolle Einblicke in die Planungen 
und die Arbeit der Netze BW, in die in 
Esslingen angesiedelte Netzleitstelle 
und das Vorgehen der Netze BW bei 
einem Stromausfall. Beeindruckend 
und beruhigend waren die Ausführun-
gen zum Krisenmanagement der 
EnBW Energie Baden-Württemberg, 
der Netze BW und der TransnetBW. 
Die TransnetBW betreibt das Übertra-
gungsnetz in weiten Teil Baden-
Württembergs, das das Verteilnetz mit 
den Kraftwerken im Land verbindet 
und in das europäische Verbundnetz 
eingebunden ist.  

Staatssekretär Martin Jäger unter-
strich in seinen grundsätzlichen Aus-
führungen die große Bedeutung einer 
gemeinsamen Vorbereitung der ge-
samten Landesverwaltung auf mögli-
che Krisenszenarien. Das Szenario 
Stromausfall böte aufgrund seiner 
Auswirkungen auf die gesamte staatli-

che und kommunale Verwaltung gute 
Möglichkeiten, sich umfassend auf 
eine denkbare Krisensituation vorzu-
bereiten. 

Abteilungsleiter Hermann Schröder 
stellte zum Ende der Veranstaltung 
fest, dass der Austausch mit maßgebli-
chen Akteuren der Stromwirtschaft zu 
einer noch besseren Zusammenarbeit 
in einer Krisensituationen beigetragen 
hat. Mit dem Workshop sei der Ansatz 
des vernetzten Krisenmanagements in 
der Landesverwaltung konsequent 
weiterverfolgt worden.  

 

Wer sich auf einen Stromausfall bes-
ser vorbereiten will, ... 

Musternotfallplan Stromausfall: 
http://bit.ly/2smckwD. 

Krisenhandbuch Stromausfall: 
http://bit.ly/2tkzQhL. 

Teilnehmer des Workshops  

http://bit.ly/2smckwD�
http://bit.ly/2tkzQhL�
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Innenministerium im Dialog mit dem neuen THW-Landesbeauftragten für Baden-
Württemberg 

(ID) Am 26. Juni 2017 war der neue 
THW-Landesbeauftragte für Baden-
Württemberg, Dietmar Löffler, zu Gast 
im Innenministerium. Gemeinsam mit 
dem THW-Referatsleiter Einsatz, Jens 
Sandmann, wurde in vertrauensvoller 
und konstruktiver Atmosphäre die Mit-
wirkung des THW im Bevölkerungs-
schutz erörtert. 
Neben dem Abteilungsleiter der Abtei-
lung 6 "Bevölkerungsschutz und Kri-
senmanagement" Ministerialdirigent 
Hermann Schröder nahmen seitens 
der Abteilung 6 Ministerialrat Stefan 
Gläser als Referatsleiter "64 – Kata-
strophenschutz" und unser Landes-
branddirektor Dr. Karsten Homrighau-
sen an den Gesprächen teil.  
Im Mittelpunkt des Austauschs stan-
den die Themen "Ausfall Kritischer 
Infrastruktur" und "Stabsarbeit". v.l.n.r.  Stefan Gläser, Jens Sandmann, Hermann Schröder, Dietmar Löffler und Dr. Karsten Homrighausen 

(ID) Mit dem Bun-
deswet tbewerb 
sollen hervorra-
gende kommunale Aktivitäten zur In-
tegration von Zuwanderern und zur 
Förderung des Zusammenlebens mit 
der Bevölkerung vor Ort initiiert, identi-
fiziert und prämiert sowie in der Öf-
fentlichkeit bekannt gemacht werden. 
Alle deutschen Städte, Gemeinden, 
Kreise und Kommunalverbände sind 
zur Teilnahme eingeladen.  
Integrationsaktivitäten Dritter (z. B. 
von Wohlfahrtsverbänden, Schulen, 
Kindertagesstätten, Jugendeinrichtun-
gen, Sportvereinen, Migrantenselbstor-
ganisationen) können als Bestandteil 
der Bewerbung einer Kommune be-
rücksichtigt werden – so der Aus-
schreibungstext. Unter Dritte dürften 
auch Organisationen und Einrichtun-
gen des Bevölkerungsschutzes fallen. 
Wer also eine herausragende Aktivität 
im Verbund mit einer Kommune hat, 
kann sich zur Teilnahme anmelden. 
Start des Wettbewerbs war am 12. 
Juni 2017; Bewerbungsschluss ist am 
31. Dezember 2017. 
Für die prämierten Wettbewerbsbeiträ-
ge stellt das Bundesministerium des 
Innern insgesamt bis zu 1 Mio. Euro 
zur Verfügung. Weitere Informationen 
unter:  http://bit.ly/2sbWY2B. 

(ID) Im beschaulichen Odenwaldstädt-
chen Schönau trafen sich rund 280 inte-
ressierte Feuerwehrleute aus ganz 
Deutschland, um Aktuelles zur Wald-
brandbekämpfung und zur Bekämpfung 
von Vegetationsbränden zu erfahren. 
Veranstaltet wurde das Symposium von 
@fire – Internationaler Katastrophen-
schutz Deutschland e.V.  

Neben Fachvorträgen konnten sich die 
Teilnehmer bei praktischen Vorführun-
gen ein Bild von einer ebenso effekti-
ven wie auch einfachen Vorgehenswei-
se bei Vegetationsbränden machen. 
Der für den Bevölkerungsschutz und 
das Krisenmanagement zuständige 
Abteilungsleiter, Hermann Schröder, 
nutzte die Veranstaltung für interes-
sante Gespräche mit den Verantwortli-
chen von @fire. Sein Statement: "@fire 
ist eine professionelle ehrenamtliche 
Organisation, die in Vergessenheit 

Lehrreiches Symposium Wipfelfeuer von @fire –  
diesmal in Baden-Württemberg  

geratenes Wissen bei der Vegetations-
brandbekämpfung wieder aufleben 
lässt und dies mit weltweit moderns-
ten Erkenntnissen kombiniert. Die Feu-
erwehren können hiervon nur profitie-
ren. Wir werden mit @fire im Gespräch 
bleiben." 

@fire ist eine gemeinnützige Organisa-
tion, die weltweit schnelle Nothilfe 
nach Naturkatastrophen leistet. Die 
über 150 Helfer sind in der Wald-
brandbekämpfung sowie dem Suchen 
und Retten von Verschütteten nach 
Erdbeben speziell ausgebildet. Alle 
arbeiten ehrenamtlich und unentgelt-
lich. Die Helfer sind vornehmlich Ange-
hörige von Berufsfeuerwehren, Freiwil-
ligen Feuerwehren und Rettungsdiens-
ten, die sich zusätzlich ehrenamtlich in 
der internationalen Hilfe engagieren. 
Weitere Infos unter www.at-fire.de. 

Ebenso einfach wie wirkungsvoll sind die eingesetzten 
Gerätschaften. Die verwendete Hacke hat eine erstaun-
liche Eindringwirkung in schwierigen Bodenstrukturen 

Disziplin und Ausdauer sind gefragt. Einfach und schnell 
werden Schutzschneisen geschlagen, die den Bränden 
Einhalt gebieten  

Bundeswettbewerb 
„Zusammenleben Hand 
in Hand – 
Kommunen gestalten“ 

http://bit.ly/2sbWY2B�
http://www.at-fire.de�
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Eine interessante Baumaßnahme und das Einsatzkonzept für Feuerwehr, 
Rettungsdienst und Polizei 

(ID) Der im Mai dieses Jahres begonnene 
Ausbau der BAB 6 zwischen dem Auto-
bahnkreuz Weinsberg und der Anschluss-
stelle Wiesloch-Rauenberg stellt die 
nicht-polizeiliche Gefahrenabwehr vor 
große Herausforderungen. Aus dem Re-
gierungspräsidium Stuttgart berichtet 
Bezirksbrandmeister Dipl.-Ing. Frieder 
Lieb. 
 
So erstreckt sich der Streckenab-
schnitt über zwei Landkreise, einen 
Stadtkreis, zwei Rettungsdienstberei-
che sowie zwei Regierungsbezirke. 
Ausbau, Erhaltung, Betrieb und Finan-
zierung des 47 km langen Teilstücks 
der BAB 6 werden für die nächsten 30 
Jahre durch eine öffentlich-private-
Partnerschaft (ÖPP) gewährleistet. 
Hierzu wurde zwischen dem Regie-
rungspräsidium Stuttgart als öffentli-
chem Auftraggeber und der „ViA6 
West“ als privates Konsortium die Zu-
sammenarbeit vertraglich geregelt. 

Im Rahmen der Ausbaumaßnahmen  
sollen etwa 25 km Autobahn, 36 Brü-
cken und 43 sonstige Bauwerke im 
laufenden Verkehr ausgebaut werden. 
Hinzu kommt der Ausbau von vier 
Rastanlagen, Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen zur Kompensation be-
bauter Flächen sowie Erhaltungsmaß-
nahmen. 

Die Fertigstellung dieser komplexen 
Baumaßnahmen ist für Juni 2022, die 
Fertigstellung der Landschaftspflege-
arbeiten ist für September 2023 ge-

plant. Anschließend wird die Autobahn 
bis Ende 2046 durch den privaten 
Betreiber erhalten und betrieben, da-
nach geht die Verantwortung wieder 
auf die beiden zuständigen Regie-
rungspräsidien über. 

Diese Baumaßnahmen stellen die zu-
ständigen Sicherheitsbehörden vor 
große einsatztaktische Herausforde-
rungen. Noch im Mai 2017 trafen sich 
deshalb Vertreter der Regierungspräsi-
dien Stuttgart und Karlsruhe, der be-
troffenen Stadt- und Landkreise, der 
Feuerwehren, der Integrierten Leitstel-
len, der Polizeipräsidien, der Rettungs-
dienste und der „ViA6 West“ im Feuer-
wehrhaus der Stadt Sinsheim zu einer 
Besprechung  über das Einsatzkon-
zept. Dieses Konzept wurde unter Fe-
derführung des Regierungspräsidiums 
Stuttgart in enger Abstimmung mit den 
zuständigen Behörden und Organisati-
onen mit Sicherheitsaufgaben entwi-
ckelt und beschreibt die grundsätzli-
che Vorgehensweise aller betroffener 
Blaulichtorganisationen, insbesondere 
Feuerwehr, Rettungsdienst und Poli-
zei.  

Eine erfolgreiche Einsatzbewältigung 
hängt hier wesentlich von einer organi-
sations- und bereichsübergreifenden, 
koordinierten Alarm- und Einsatzpla-
nung  ab. Kommunikation und verläss-
liche Zusammenarbeit aller Beteiligten 
sind insbesondere in den beengten 
Baustellenbereichen mit Richtungsver-

kehr Grundlage für eine erfolgreiche 
Schadenbekämpfung. Auch eine enge 
Zusammenarbeit mit der „ViA6 West“ 
ist fundamental, um die Einsatzkräfte, 
die Führungs- und Lagezentren und 
die Integrierte Leitstellen über Verän-
derungen auf der Baustelle, gesperrte 
Zu- und Abfahrten oder nicht befahrba-
re Baufelder auf dem aktuellen Stand 
zu halten. 

Speziell für Unfallereignisse im 
Baustellenbereich oder für bestimmte 
Bauabschnitte außerhalb der befahre-
nen Autobahn hat die „ViA6 West“ ein 
eigenes entsprechendes Rettungs-
wegekonzept mit 157 Lotsenpunkten 
erstellt. Jeder Lotsenpunkt erhält da-
bei ein entsprechendes unverrückba-
res und gut erkennbares Lotsenpunkt-
schild. Zusätzlich gibt es Lotsenpunkt-
blätter, welche weitere Details aufwei-
sen. Dieses Konzept soll ein schnelles 
und gezieltes Erreichen der Unfallstel-
le auf den entsprechenden Baufeldern 
im Bereich der Gesamtstrecke ermögli-
chen.  

Die Veranstaltung fand eine äußerst 
positive Resonanz. Alle Beteiligten 
wissen jetzt, welche besonderen Auf-
gaben in den nächsten fünf Jahren auf 
sie zukommen werden. Im Laufe des 
Jahres 2017 wird es eine weitere Ein-
satzbesprechung geben, bei der die 
mit dem vorliegenden Einsatzkonzept 
gemachten Einsatzerfahrungen ausge-
wertet werden sollen. 

Das Modell des Neubaus der Neckarbrücke im Zuge des 6-streifigen Ausbaus der Autobahn 6 zwischen der Anschlussstelle Wiesloch-Rauenberg und dem Autobahnkreuz Weinsberg  
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(ID) Als Zeichen des Dankes und der Anerkennung wird der Stellvertretende Ministerpräsident und Minister für Inneres, Digitalisierung 
und Migration, Thomas Strobl, dem Ministerrat die Einführung des Feuerwehr-Ehrenzeichens in Bronze, für eine 15-jährige Dienstzeit in 
der Einsatzabteilung vorschlagen. 

„Die Feuerwehren im Land leisten ei-
nen außergewöhnlichen Einsatz. 365 
Tage im Jahr, 7 Tage in der Woche, 24 

Stunden am Tag sind die Frauen und 
Männer der Feuerwehr zur Stelle, 
wenn man sie braucht. Dieser ehren-

amtliche Einsatz ist alles andere als 
selbstverständlich. Für eine 25, 40 
und 50-jährige Dienstzeit in der Ein-
satzabteilung werden die Feuerwehr-
angehörigen bisher schon mit einem 
Ehrenzeichen gewürdigt. Ich werde 
dem Ministerrat nun die Einführung 
eines weiteren Ehrenzeichens für die 
15-jährige Dienstzeit in der Einsatzab-
teilung vorschlagen: das Feuerwehr-
Ehrenzeichen in Bronze. Es soll ein 
Zeichen des Dankes und der Anerken-
nung sein“, verkündete der Stellvertre-
tende Ministerpräsident und Minister 
für Inneres, Digitalisierung und Migrati-
on, Thomas Strobl in Stuttgart. 

Der Präsident des Landesfeuerwehr-
verbandes Dr. Frank Knödler war sicht-
lich erfreut darüber, da der Landesfeu-
erwehrverband die Schaffung dieser 
weiteren Ehrungsstufe angeregt hatte. 
Mit der Stiftung einer Ehrungsstufe in 
Bronze setze das Land kontinuierlich 
Maßnahmen zur Förderung und Aner-
kennung des Ehrenamtes um. „Im 
Sinne der Zielrichtung unseres Strate-
giepapiers „FREIWILLIG.stark!“ ist das 
Land vorbildlich unterwegs. Die Stif-
tung der Ehrungsstufe Bronze ist ein 
weiterer Mosaikstein bei der Vielzahl 
von Maßnahmen, die durch das Land 
bereits umgesetzt wurden. Hierfür ge-
bührt Ihnen und Ihren Mitarbeitern der 
Dank der baden-württembergischen 
Feuerwehren“, so Knödler an den In-
nenminister gerichtet. 

Durch die neue Auszeichnung in Bron-
ze soll das besondere ehrenamtliche 
Engagement in einer Einsatzabteilung 
der Feuerwehr öffentlich wertge-
schätzt werden. Das Ehrenamt in einer 
Freiwilligen Feuerwehr ist ein besonde-

Innenminister Thomas Strobl bei der Präsentation des neuen Feuerwehr-Ehrenzeichens, eingerahmt von Dr. Frank 
Knödler, Präsident des Landesfeuerwehrverbandes (links) und von Landesbranddirektor, Dr. Karsten Homrighausen, 

sowie Hermann Schröder, Leiter der Abteilung 6—Bevölkerungsschutz und Krisenmanagement 

Das Feuerwehr-Ehrenzeichen in Bronze für eine  
15-jährige  Dienstzeit in der Einsatzeinheit 

Bitte lesen Sie auf der nächsten Seite weiter. 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
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Hintergrund:  

Mit einem neugestifteten Feuer-
wehr-Ehrenzeichen in Bronze sol-
len zukünftig 15 Jahre pflichttreuer 
Dienst in einer Einsatzabteilung 
öffentlich wertgeschätzt werden. 
Weiter ist es im Sinne der Wert-
schätzung beabsichtigt, neben dem 
jeweiligen Ehrenzeichen im Original 
anstelle der Feld- / „Interims-
spange“ ein Bandschnallenoberteil 
auszugeben. Die im Vergleich zur 
Feldspange etwas kleinere Band-
schnalle wird dabei zukünftig das 
entsprechende Kreuz in Miniatur-

ausführung tragen. Neben der 
Bandschnalle ist auch die Ausgabe 
eines Pin für den Zivilanzug beab-
sichtigt.  

Das Original-Ehrenzeichen, die 
Bandschnalle mit einem einteiligen 
Unterteil und der Pin sollen voraus-
sichtlich ab Mitte des Jahres 2018 
für alle Ehrenzeichen in einem be-
sonderen Behältnis mit dem neuen 
Feuerwehr-Signet und der Bezeich-
nung des Ehrenzeichens den zu 
Ehrenden ausgehändigt werden. 

res; die Ehrung wird nicht für Mitglied-
schaft ausgesprochen, sondern für 
langjährigen Einsatzdienst, bei dem 

eine Gefährdung von Leben und Ge-
sundheit der Einsatzkräfte nie völlig 
ausgeschlossen werden kann. 

Hätten Sie es gewusst? 
(ID) Am 4. Juli, vor 63 Jahren, sendete 
die Deutsche Presse-Agentur die 14. 
Blitzmeldung ihrer Geschichte. 

Was meinen Sie, wie viele Blitzmeldun-
gen es bis heute geworden sind? Sie 
haben bestimmt falsch geraten. Stand 
16. Juli 2017 sind es nur 60! 

Und was merkte der dpa-Nachrichten 
Chef Froben Homburger in Twitter auf 
die Frage nach 140 Zeichen an: 
„Tweets sind im Vergleich zu dpa-
Blitzen geschwätzig.“ 

Bitte beachten Sie, dass der Versand des Infodienstes per Mailverteiler nach dieser Ausgabe eingestellt  
wird. Wenn Sie den Newsletter weiterhin erhalten möchten, müssen Sie diesen unter  

www.lfs-bw.de/meldungen/newsletter/Seiten/default.aspx abonnieren. 

(ID) „Tiefes Vertrauen und ein ausge-
prägtes Sicherheitsgefühl in einen 
Staat sind wichtige Voraussetzungen 
für Freiheit und Demokratie. Neben 
der Polizei, den Feuerwehren, dem 
THW und den Hilfsorganisationen 
DRK, ASB, JUH, MHD, DLRG sowie den 
Bergwachten ist vor allem auch die 
Bundeswehr wichtiges Element einer 
funktionierenden Sicherheitsarchitek-
tur.“ Damit verband Hermann 
Schröder den Dank und die Wertschät-
zung an den Inspekteur der Streitkräf-
tebasis, Generalleutnant Martin 
Schelleis, anlässlich der Veranstaltung 
in Blaubeuren und beim Multinationa-
len Kommando Operative Führung in 
Ulm. 

Bei der Dinner Speech überbrachte 
Schröder den herzlichen Dank von 
Minister Thomas Strobl für die hervor-
ragende Zusammenarbeit mit der 
Streitkräftebasis und dem  Landes-
kommando Baden-Württemberg. Her-
ausragende Ereignisse seien ebenso 
die Unterstützung der Bundeswehr 
während des Flüchtlingszustroms 
2015 wie auch jüngst die gut funktio-
nierende Zusammenarbeit bei der GE-

ALUMNI-Veranstaltung der Streitkräftebasis 
Bei der 5. ALUMNI-Veranstaltung der Streitkräftebasis überbrachte der Leiter der Abteilung 6 – Bevölkerungsschutz und Krisenma-
nagement im Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration, Hermann Schröder, den Dank des Stellvertretenden Ministerpräsi-
denten und Innenministers Thomas Strobl, für die hervorragende Zusammenarbeit. 

TEX- Übung 2017 gewesen.  
Die Teilnehmer der zweitägigen Veran-
staltung erhielten umfassende Einbli-
cke in die neuesten Entwicklungen der 
Bundeswehr und deren weltweiten 
Herausforderungen. So ist die Bundes-
wehr derzeit in 17, meist langjährigen, 
Einsätzen überall auf dem Globus tä-

Interessante Themen wurden bei der ALUMNI-Veranstaltung in einer hochrangig besetzten Podiumsdiskussion erör-
tert. Mit dabei der Inspekteur Streitkräftebasis, Generalleutnant Martin Schelleis (2. v. r) 

tig.  
Neben dem Inspekteur gab General-
leutnant Hans-Werner Wiermann, 
Deutschlands militärischer Vertreter 
bei NATO und EU in Brüssel, unter 
dem Themenblock "Brüsseler Spitzen" 
einen umfassenden Überblick über die 
aktuelle militärisch relevante Weltlage. 

https://www.lfs-bw.de/meldungen/aktuelles/Seiten/Meldung.aspx?rid=102�
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 Reserve 

(ID) Die Reserve ergänzt und ver-
stärkt die Fähigkeiten der Bundes-
wehr. In Baden-Württemberg gibt es 
rund 11.000 Reservisten. Davon sind 
360 in die drei Kompanien der Regio-
nalen Sicherungs- und Unterstüt-
zungskräfte (RSU) beordert. Diese 
RSU-Einheiten üben ihre originären 
Aufgaben im Heimatschutz aus und 
stellen darüber hinaus eine wichtige 
Ressource für subsidiäre Unterstüt-
zungsleistungen der Bundeswehr bei 
Naturkatastrophen und besonders 
schweren Unglücksfällen.  
 
Im Zeitraum März bis Oktober 2013 
wurden die drei regionalen Siche-
rungs- und Unterstützungskompanien 
„Odenwald“ (Walldürn), Oberrhein 
(Bruchsal) und „Schwäbische 
Alb“ (Stetten am Kalten Markt) offizi-
ell in Dienst gestellt. 

Damit steht es allen Reservisten of-
fen, sich als Beorderte ehrenamtlich 
auch im Bevölkerungsschutz zu en-
gagieren. 

Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr e.V. 

(ID) Der Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr (VdRBw) hat mehr 
als 115.000 Mitglieder. Der Verband vertritt die Reservisten in allen militärischen 
Angelegenheiten. Sie sind: Reservisten der Bundeswehr (ordentliche Mitglieder), 
aktive Soldaten (außerordentliche Mitglieder), Personen ohne Wehrdienst 
(fördernde Mitglieder). Der Verband gliedert sich in 16 Landesgruppen. 

Der Verband hat als Auftrag 

 Betreuung aller Reservisten der Deutschen Bundeswehr 
 Aus- und Fortbildung aller Reservisten 
 Mittler in der Gesellschaft 

Die Landesgruppe Baden-Württemberg  
gliedert sich in neun Kreisgruppen: 

 Rhein-Neckar-Odenwald RNO 
 Franken FR 
 Mittlerer Oberrhein MO 
 Mittlerer Neckar MN 
 Ostwürttemberg/Alb-Donau OAD 
 Baden-Südwest BSW 
 Schwarzwald-Baar-Heuberg SBH 
 Neckar-Alb NA 
 Bodensee-Oberschwaben BO 
 
Weitere Infos unter 
https://www.reservistenverband.de/Startseite 

(ID) Beim Wechsel im Amt des Landesvorsitzenden des Reservistenverbandes Baden-Württemberg dankte der Abteilungsleiter für Be-
völkerungsschutz und Krisenmanagement im Innenministerium, Hermann Schröder, dem langjährigen Vorsitzenden, Stabsfeldwebel 
d.R. Hans Blümlein. Insbesondere für das große Engagement in der Flüchtlingskrise. 

Oberstleutnant d.R. Joachim Fallert ist neuer Landesvorsitzender des Reservisten-
verbandes – Dank an Vorgänger Stabsfeldwebel d.R. Hans-Jürgen Blümlein. 

Bei der diesjährigen Landesdelegier-
tenversammlung des Reservistenver-
bandes Baden- Württemberg am 1. Juli 

übergab Stabsfeldwebel d.R. Hans-
Jürgen Blümlein nach langjähriger er-
folgreicher Tätigkeit den Landesvorsitz 

v.l.n.r.: Oberstleutnant d.R. Joachim Fallert, der scheidende Landesvorsitzende Stabsfeldwebel Hans-Jürgen Blümlein, 
Abteilungsleiter Hermann Schröder und der Kommandeur des Landeskommandos BW, Oberst Christian Walkling  

an Oberstleutnant d. R. Joachim Fal-
lert. Der Kommandeur des Landes-
kommandos, Oberst Christian Walkling  
und der Abteilungsleiter 6 im Innenmi-
nisterium, Hermann Schröder, dank-
ten dem scheidenden Vorsitzenden 
und wünschten seinem Nachfolger viel 
Glück und Erfolg.  

Mit Blick auf die derzeit vorhandene 
weltweite Lage und die damit verbun-
denen Gefahren unterstrich Schröder 
die Bedeutung eines hohen Sicher-
heitsniveaus in allen staatlichen Berei-
chen und in der Wirtschaft. Internatio-
naler Terrorismus, Verletzlichkeit kriti-
scher Infrastrukturen und Bedrohun-
gen durch Cyberangriffe sind neue 
Herausforderungen, die uns asymmet-
rische Bedrohungslagen bescheren. Er 
dankte bei dieser Gelegenheit den 
Reservistinnen und Reservisten sowie 
dem Landeskommando für das große 
Engagement bei der Bewältigung der 
Flüchtlingskrise. 

https://www.reservistenverband.de/Startseite�
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Projekt Leitstellenstruktur in Baden-Württemberg 
4. Sitzung der Lenkungsgruppe am 4. Juli 2017 

Zwischenziel erreicht: Fundierte Aufgabenbeschreibung erstellt 

(ID) In der 4. Sitzung der Lenkungsgruppe konnte durch die Verabschiedung einer fundierten Aufgabenbeschreibung das erste 
gesteckte Zwischenziel des Leitstellenprojektes erreicht werden. Die zur Beschreibung der Aufgaben von der Fachgruppe Auf-
gaben einer Leitstelle erarbeiteten Aufgabensteckbriefe wurden erörtert und unter Einbeziehung der Vorschläge der Vertreter 
der Lenkungsgruppe als Grundlage für die weitere Projektentwicklung beschlossen. 
Auf diesen Beschluss aufbauend beauftragte die Lenkungsgruppe die Projektgeschäftsstelle, Vorschläge für Eckpunkte einer 
Leitstellenstruktur und zugehöriger Prozesse zu erarbeiten. Dabei sollen technische und organisatorische Aspekte miteinbezo-
gen werden. Die Vorschläge sollen im September 2017 der Lenkungsgruppe vorgestellt werden.  
Weitere Informationen zum Projekt Leitstellenstruktur finden Sie unter: https://im.baden-wuerttemberg.de/de/sicherheit/
projekt-leitstellenstruktur-in-baden-wuerttemberg/. Dort finden Sie alle Ergebnisse. 

(ID) Zur positiven Außendarstellung 
und zur Stärkung der Aufgabenidenti-
fikation der Mitwirkenden im Bevöl-
kerungsschutz, hat das Referat 64.-
Katastrophenschutz - ein einheitli-
ches kombiniertes Signet entworfen, 
das neben dem Stauferlöwen im 
Kreis den Schriftzug „Baden-
Württemberg Bevölkerungsschutz“, 
umfasst.  

Der Bevölkerungsschutz in Baden-
Württemberg wird im Wesentlichen 
von ehrenamtlichen Kräften getragen, 
die sich mit ihrer Aufgabe identifizie-
ren und mit 
hohem En-
g a g e m e n t 
und Einsatz-
bereitschaft 
bei der Sa-
che sind. 
Alle Mitwirkenden eint das gemeinsa-
me Ziel, sich und ihre Kompetenz in 
Krisen- und Notsituationen zum Schutz 
der Bevölkerung einzubringen. Die im 

Bevölkerungsschutz mitwirkenden 
Organisationen haben jeweils für Ihre 
Bereiche eigene, identitätsstiftende 
Leitbilder und Leitgedanken 
entwickelt, die die Identifizie-
rung mit der Aufgabe und der 
Zugehörigkeit zur Organisati-
on prägen. Unter Bevölke-
rungsschutz wird üblicher-
weise der Katastrophen-
schutz und der Zivilschutz zusammen-
gefasst. In unserer Abteilung 6 verste-
hen wir alle operativen Einrichtungen 
und Organisationen darunter; also 
auch die Feuerwehr und den Rettungs-

dienst. 

 
Für das Ministerium für 
Inneres, Digitalisierung 
und Migration Baden-
Württemberg ist die 

Stärkung und Förderung des Ehren-
amts eine wichtige Aufgabe. Zur positi-
ven Außendarstellung und zur Stär-
kung der Aufgabenidentifikation der 

EHT als Formel für den Bevölkerungsschutz 
Identifikation durch Engagement – Hilfsbereitschaft – Teamgeist  

Mitwirkenden im Bevölkerungsschutz, 
hat das Referat 64 – Katastrophen-
schutz - ein einheitliches kombiniertes 

S i g n e t 
entwor-
fen, das 
n e b e n 
d e m 
Staufer-
l ö w e n 

im Kreis den Schriftzug „Baden-
Württemberg Bevölkerungsschutz“, 
umfasst. Ergänzt wird dieses durch die 
p o s i t i v  b e s e t z t e n  A t t r i b u t e 
„Engagement – Hilfsbereitschaft – 
Teamgeist“, mit denen sich alle 
„Bevölkerungsschützer“ leicht identifi-
zieren können. Denn diese drei Eigen-
schaften kennzeichnen überzeugend 
die innere Einstellung der Helferinnen 
und Helfer, den Sinn, unter Zurückstel-
lung persönlicher Bedürfnisse Verant-
wortung für andere zu übernehmen, 
und im Ergebnis die Bereitschaft, sich 
gemeinschaftlich für den Schutz der 
Bevölkerung, einzusetzen.  
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NINA kann Leben retten.  
Werben Sie dafür, damit NINA 

noch bekannter wird. 

Nähere Informationen unter:  

https://im.baden-
wuerttemberg.de/de/sicherheit/ 

warnung-der-bevoelkerung/ 

Da aber in den letzten Tagen persön-
lich mehrmals beobachtet, muss es an 
dieser Stelle gesagt werden: Die Ein-
haltung der Vorschriften unserer Stra-
ßenverkehrsordnung sollte Selbstver-
ständnis sein. Dies gilt umso mehr, 
wenn Sie mit einem Dienstfahrzeug 
unterwegs sind. Dabei spielt der Vor-
bildcharakter mindestens so eine gro-
ße Rolle, wie das Wissen, dass das 

(ID) Das Einhalten der Straßenverkehrsordnung ist etwas so Selbstverständliches, dass 
es eigentlich schon peinlich ist, es ansprechen zu müssen. 

(ID) Die Lach-, Gleichgültigkeits- und 
Traurigkeitsgesichter, als Smileys oder 
Emojis bezeichnet, sind keine Erfin-
dung des IT-Zeitalters.  

Wer hätte das gedacht, dass sie der 
edlen Buchdruckkunst zu verdanken 
sind und mindestens schon 1893 ver-
wendet wurden.  

Im Kreisblatt des Kreises Malmedy ist 
als "Setzerscherz" zu entnehmen, wie 
man aus einfachen Linien und Klam-
mern das Bild eines menschlichen 
Gesichtes herstellen kann. 

    Wer hätte das gedacht      

Smileys im Kreisblatt für den Kreis Malmdey 1893 

Fehlverhalten bei Nutzung eines als 
Feuerwehr-, THW- oder organisations-
eigenen Fahrzeuges dem Ruf der Orga-
nisation oder der Einrichtung schadet. 
 
Also: beim Fahren mit organisations- 
oder einrichtungseigenen Fahrzeugen 
immer ganz konsequent und strikt die 
Vorschriften der Straßenverkehrsord-
nung einhalten.  

Seit einigen Tagen steht die Ausgabe 
2/2017 BEVÖLKERUNGSSCHUTZ des 
BBK mit dem Schwerpunktthema 
„Management besonderer Schadens-
lagen“ als Download auf der BBK-
Homepage bereit. Mit interessanten 
Beiträgen unterschiedlicher Autoren 
wird der Massenanfall von Verletzten 
(MANV) im Rahmen einer Bedrohungs-
lage näher beleuchtet. 
Neben einer Einführung in das Thema 
von Kollegen des BBK finden Sie in 
der gelungen Broschüre unter ande-
rem die Darstellung des „5-Punkte-
Plans der Deutschen Gesellschaft für 
Unfallchirurgie“ (B. Friemert, BwK 
Ulm), einen Beitrag über „Die Rolle der 
Krankenhäuser bei der Bewältigung 

von Bedrohungslagen“ (Th. Wurmb, 
Uni Würzburg), einen Bericht über den 
Anschlag auf den Berliner Weihnachts-
markt (D. Cwojdzinski + Chr. Höpfner, 
Berlin), über den Amoklauf in Mün-
chen (Rudi Cermak und Jürgen Ter-
stappen) und einen Vorschlag zum 
„Management besonderer Schadens-
lagen“ (M. Helm + B. Hossfeld, BwK 
Ulm). 
 
Wir empfehlen Ihnen eine Blick in das 
neue Heft zu werfen. Unter nachfol-
gendem Link können sie die Publikati-
on entweder herunterladen oder be-
stellen. 

Download unter: 
http://kurzelinks.de/vgv9  

Ausgabe 2 des Magazins Bevölkerungsschutz erschienen 

(ID) Die neueste Ausgabe des Magazins des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) mit dem Titelthema 
Medizinisches Management besonderer Lagen steht auf der Internetseite des BBK zum Download oder Bestellen bereit. 

(ID) Sie begleiten uns schon seit geraumer Zeit durch den Alltag. Ob in E-Mails, auf dem Smartphone 
oder Tablett-PC. Die Smileys sind aus  der technisierten und mobilen IT-Welt nicht mehr wegzudenken. 
Aber wussten Sie auch, dass sie keine Erfindung der Neuzeit sind? 

Bild: BBK 
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(ID) Der Umzug in die neuen Gebäude liegt schon ein paar Wochen zurück. Jetzt haben Finanzministerin Edith Sitzmann und der Stell-
vertretende Ministerpräsident und Innenminister Thomas Strobl die Landesfeuerwehrschule in einem Festakt am 26. Juli offiziell ihrer 
Bestimmung übergeben. 

Innenminister Thomas Strobl brachte 
es auf den Punkt: „Hier ist unter einem 
Dach der Sachverstand für alle takti-
schen, technischen und didaktischen 
Fragestellungen der Feuerwehren im 
Land vereint. Wir bündeln mit der neu 
etablierten Akademie für Gefahrenab-
wehr die Führungskräfteausbildung im 
Bevölkerungsschutz und im Krisenma-
nagement. Damit leistet die Landes-
feuerwehrschule einen wichtigen, ja 
geradezu unersetzlichen Beitrag für 
die Sicherheitsarchitektur in Baden-
Württemberg.“ 

Die Landesfeuerwehrschule ist die 
zentrale Aus- und Fortbildungseinrich-
tung der Feuerwehren im Land. Sie 
deckt in rund 70 Lehrgängen und Se-
minaren das gesamte Spektrum der 
Feuerwehr- und Katastrophenschutz-
ausbildung ab. Jährlich werden mehr 
als 6.500 Fach- und Führungskräfte 
geschult. 

Mitte der 1990er Jahre wurde die Feu-

erwehr-Übungsanlage im Gewerbege-
biet Bruchsal seiner Bestimmung über-
geben. Der Schulbetrieb wurde seit 
dieser Zeit an den zwei Standorten, in 
der Steinackerstraße im südöstlichen 
Stadtbereich und Im Wendelrot in 
Bruchsal, nahe der Autobahn, durch-
geführt. Die Gebäude in der Steina-
ckerstraße stammten größtenteils aus 
den 1960er Jahren und waren stark 
sanierungsbedürftig. Eine Sanierung 
wäre nicht wirtschaftlich gewesen. 
Durch die Zusammenführung auf dem 
Gelände Im Wendelrot kann die Lie-
genschaft in der Steinackerstraße nun 
aufgegeben werden. Das Areal dient 
der städtebaulichen Entwicklung und 
soll für Wohnbebauung zur Verfügung 
stehen. 

Die Neubauten haben eine zentrale 
Wärmeversorgung. Zudem gibt es ei-
nen Nahwärmeverbund zwischen den 
Gebäuden der Landesfeuerwehrschu-
le. Ein gasbetriebenes Blockheizkraft-
werk deckt den Wärmebedarf. Der 
dabei produzierte Strom wird für den 
Eigenbedarf verwendet und darüber 
hinaus in das öffentliche Stromnetz 
eingespeist. 

Das Innenministerium finanzierte die 
neuen Gebäude im Wert von 39 Millio-
nen Euro aus der Feuerschutzsteuer. 
Weitere rund 5 Millionen Euro wurden 
in die Ausstattung investiert. Die Ge-
bäude waren im April 2017 fertigge-
stellt und bereits von den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Landes-
feuerwehrschule bezogen worden. 

Vor rund 500 Gästen konnten nun der 
Stellvertretende Ministerpräsident 

Thomas Strobl und die auch für Bau 
und Liegenschaften zuständige Fi-
nanzministerin Edith Sitzmann drei 
neue Gebäude dem Nutzer, der Lan-
desfeuerwehrschule und den Feuer-
wehrfrauen und -männern übergeben. 

Damit ist die 1993 begonnene Ge-
samtkonzeption "Neubau der Landes-
feuerwehrschule" abgeschlossen. Er-
freut zeigten sich daher auch die an 
der Entwicklung beteiligten ehemali-
gen Minister a.D. Heribert Rech und 
Reinhold Gall. Gleiches gilt für den 
heutigen Abteilungsleiter im Innenmi-
nisterium, Hermann Schröder, der als 
ehemaliger Schulleiter die ursprüngli-
che Idee des damaligen Landesbrand-
direktors Ulrich Kortt zum Bau einer 
Feuerwehr-Übungsanlage umsetzte 
und der dann als Landesbranddirektor 
die Idee der Zusammenlegung entwi-
ckelte und vom Ministerium aus be-
gleitete. Der heutige Schulleiter 
Thomas Egelhaaf konnte nun das Ge-
samtkonzept abschließen und zeich-
net für den Bau der Unterkünfte, der 
Lehrsäle und Büros sowie der Kantine 
verantwortlich. 

Bau und Didaktik wurden in ein Kon-
zept zusammengeführt. Einig waren 
und sind sich auch alle Beteiligten, 
dass dies nur in der hervorragenden 
Zusammenarbeit zwischen Nutzer und 
Bauamt ermöglicht werden konnte. 

Dank zu sagen gilt es heute an alle 
Beteiligten auf Seiten der Landesfeu-
erwehrschule und auf der Bauseite bei 
Vermögen und Bau Amt Bruchsal so-
wie in den beiden zuständigen Ministe-
rien. 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
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(ID) „Schutz des Unternehmens in Krisensituationen“ lautete das Motto des diesjährigen Stuttgarter Sicherheitskongresses. Experten 
aus Wirtschaft und Verwaltung stellten in Vorträgen und einer begleitenden Fachausstellung dar, wie Unternehmen Risiken und Kri-
sensituationen beherrschen können, die von Terror, Cyberangriffe, Großschadenereignisse oder Stromausfälle ausgehen.  

9. Stuttgarter Sicherheitskongress der IHK Region Stuttgart 

In seinem Eröffnungsvortrag „Den 
Wirtschaftsstandort gemeinsam schüt-
zen – Krisenmanagement im Land 
Baden-Württemberg“ gab Hermann 
Schröder, Leiter der Abteilung Bevölke-
rungsschutz und Krisenmanagement 
im Innenministerium von Baden-
Württemberg, ei-
nen Einblick in das 
K r i s e n m a n a g e -
ment der Landes-
verwaltung. Er be-
nannte die Trias 
aus Krisenkommu-
nikation, Krisen-
kompensation und 
Krisenbeseitigung als Basis für ein 
erfolgreiches Krisenmanagement. Den 
von der Krise Betroffenen muss die 
aktuelle Lage ehrlich dargestellt und 
erklärt werden (Krisenkommuni-
kation). Es müssen Maßnahmen ergrif-
fen werden, um die von der Krise über-
forderte Regelorganisation einer be-
troffenen Einrichtung zu unterstützen 
(Krisenkompensation). Gleichzeitig 
müssen Maßnahmen ergriffen werden, 
um wieder zur Regelorganisation zu-
rückkehren zu können (Krisen-
beseitigung). 

Darüber hinaus adressierte er in sei-

nem Vortrag die Bedeutung des The-
mas „Cybersicherheit“ und gab den 
Teilnehmern einen Überblick über die 
Angebote und Bemühungen des Innen-
ministeriums hierzu. Unter anderem 
verwies er auf die Beratungsangebote 
von Landeskriminalamt (LKA) zum 

Thema Cyberkriminalität 
und Landesamt für Verfas-
sungsschutz (LfV) zum The-
ma Wirtschaftsspionage. 
LKA und LfV waren mit In-
formationsständen eben-
falls auf dem Sicherheits-
kongress vertreten. 

Zum Abschluss seines Vor-
trags hob Hermann Schröder hervor, 
dass die Landesverwaltung über wir-
kungsvolle Strukturen verfüge, um 
auch im Krisenfall handlungsfähig zu 
sein. Die Bewältigung von Lagen, die 
Verwaltung und Wirtschaft betreffen, 
wie beispielsweise einen längerdau-
ernden, großflächigen Stromausfall 
(„Blackout“) sei jedoch nur gemein-
sam möglich. Entscheidend sei, dass 
die Unternehmen selbst präventiv tätig 
werden, Krisenszenarien vorplanen 
und ihre Selbsthilfefähigkeit aus-
bauen. Jeder muss sich im Falle des 
Stromausfalls selbst weitestgehend 

schützen und handlungsfähig machen. 

In weiteren Vorträgen kamen unter 
anderem Arne Schönbohm, Präsident 
des Bundesamts für Sicherheit in der 
Informationstechnik (BSI – Impulsvor-
trag „Herausforderungen der Digitali-
sierung für Staat, Wirtschaft und Ge-
sellschaft“), und Dr. Bernd Calaminus 
von der EnBW Energie Baden-
Württemberg („Blackout aus Sicht ei-
nes Energieversorgers und Auswirkun-
gen auf Unternehmen“), zu Wort. 

v.l.n.r. Ulrich Mayer, Heike Grolmus und Karl-Friedrich Fecht, alle vom Landesamt für Verfassungsschutz, Sabine Fohler, Hermann Schröder und Dr. Christian Kohl, alle vom  
Innenministerium und ganz rechts Holger Triebsch von der IHK Region Stuttgart  

Unmittelbar vor seinem Vortrag auf 
dem Sicherheitskongress war BSI-
Präsident Arne Schönbohm in der 
Radiosendung SWR1 Leute zu Gast 
bei Wolfgang Heim. 
Link zum Nachhören: 

http://kurzelinks.de/krto. 

http://kurzelinks.de/krto�
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(ID) Abwechslungsreich wie das Wetter war das Sommerfest des DLRG-Landesverbandes Baden-Württemberg. Der Leiter der Abteilung 
6 - Bevölkerungsschutz und Krisenmanagement, Hermann Schröder, überbrachte die Grüße von Innenminister Thomas Strobl. 

Tolles Sommerfest des DLRG Landesverbandes Württemberg - punktgenau erfolgte 
so etwas wie die Simulation eines Starkregens - Cyber lässt grüßen  

Während Abteilungsleiter Hermann 
Schröder in seiner Grußadresse den 
Dank und die Anerkennung des Stell-
vertretenden Ministerpräsidenten und 
Ministers Thomas Strobl überbrachte 
und dabei auch auf die aktuellen Be-
drohungslagen wie Terroranschläge 
und Cyberattacken einging, hatte man 
den Eindruck, dass der Präsident des 
DLRG Landesverbandes Württemberg, 
Armin Flohr, sich die Möglichkeiten 
der Cyberwelt und der perfekten virtu-
al reality zu Nutze machte. Denn nur 
so ist es zu erklären, dass just wäh-
rend seiner Rede sich innerhalb von 

nicht mal fünf Minuten der Sonnen-
schein in einen sintflutartigen Starkre-
gen mit eindrucksvollen Hagelkörner 
verwandelte, um fünf Minuten später 
das Fest wieder in schönstem Sonnen-
licht erstrahlen zu lassen. Eine perfek-
te Demonstration, wie schnell die 
DLRG im Einsatz gefordert sein kann. 

Hautnah - im wahrsten Sinne des Wor-
tes - verspürte jeder, welche Macht 
Wassermassen entwickeln können, 
wenn sie konzentriert niedergehen. 
Zwischen Faszination und Bedrohung 
war das gewittrige Naturschauspiel. 
Ein Szenario, das uns in Deutschland 
immer häufiger trifft und das auch die 
Kräfte der DLRG neben dem Wasser-
Rettungsdienst fordert. Wenn irgend-
wo im Land Menschen nach Über-
schwemmungen der Hilfe des Bevöl-

kerungsschutzes bedürfen, dann sind 
auch die Frauen und Männer der 
DLRG gefragt. 

Das Innenministerium hat der DLRG 
übrigens insgesamt 11 Hochwasser-
boote zur Verfügung gestellt. Mit die-
sen Booten können innerhalb von Ort-
schaften auch im Niedrigstwasserbe-
reich Menschen gerettet oder versorgt 
werden. Wenn der Hochwasserstand 
in Innerortsstraßen so stark schwankt, 
dass ständig zwischen fahrfähigem 
Wasserstand und nicht mehr fahrfähig 

 
 

 

 

 

 

 

 

Die Deutsche Lebens-Rettungs-
Gesellschaft e.V. (DLRG) ist mit rund 
1.400.000 Mitgliedern und Förderern die 
größte freiwillige Wasserrettungsorgani-
sation der Welt. Seit ihrer Gründung im 
Jahr 1913 hat sie es sich zur Aufgabe 
gemacht, Menschen vor dem Ertrinken zu 
bewahren. 

In Baden-Württemberg gibt es zwei DLRG-
Landesverbände (LV) den LV Baden und 
den LV Württemberg. Siehe hierzu 
https://baden.dlrg.de und https://
wuerttemberg.dlrg.de. 

Die DLRG ist die Nummer Eins in der 
Schwimm- und Rettungsschwimmausbil-
dung in Deutschland. Von 1950 bis zum 
Jahr 2015 hat die DLRG über 22 Millio-
nen Schwimmprüfungen und über vier-
einhalb Millionen Rettungsschwimmprü-
fungen abgenommen. 

Die Kernaufgaben der DLRG sind: 

■ Schwimmausbildung 
■ Aufklärung 
■ Wasserrettungsdienst und 
■ sie wirkt in Baden-Württemberg 

im Katastrophenschutz mit. 
 

Im Katastrophenschutz stellen die beiden 
Landesverbände den Fachdienst Wasser-
rettung. 

Der Fachdienst Wasserrettung rettet, 
sichert und evakuiert Personen bei Ein-
satzlagen im, am, auf oder unter Wasser. 
Er leistet anderen Fachdiensten bei die-
sen Einsatzlagen technische Unterstüt-
zung. Die Wasserrettungszüge werden in 
der Regel kreisübergreifend zusammen-
gestellt. 

Die Wasserrettungszüge können je nach 
Schadenlage durch weitere Einheiten wie 
Strömungsrettung, Hochwasser- und 
Mehrzweckboote, Tauchen, Sanität, Tech-
nik und Logistik ergänzt werden.  

Weitere Infos zum Fachdienst Wasserret-
tung erhalten Sie aus der Verwaltungsvor-
schrift  

http://kurzelinks.de/4g6c und der zuge-
hörigen Anlage: http://kurzelinks.de/
c6xw. 

wechseln muss, können die Mann-
schaften aus dem Boot steigen und 
auf den fest angebrachten Rädern das 
Boot leicht auf der Straße schieben. 
Nach Aussage des Präsidenten Flohr 
eine hervorragende Beschaffung.  

Nach den Grußworten und einer ein-
drucksvollen Übung des Wasser-
Rettungsdienstes blieb ausreichend 
Raum für fachliche und persönliche 
Gespräche im großen Kreise der DLRG
-Familie und deren Förderer.  

… während der Begrüßungsrede des Präsidenten  
Armin Flohr 

Erste skeptische und sorgenvolle Blick des auf Sicher-
heit bedachten Abteilungsleiters 6 im Innenministerium 

Herrliches Wetter beim Sommerfest des DLRG Landes-
verbandes Württemberg am Max-Eyth-See in Stuttgart 

… und keine zwei Minuten später öffnet der Himmel 
seine Schleusen 

https://baden.dlrg.de�
https://wuerttemberg.dlrg.de�
https://wuerttemberg.dlrg.de�
https://wuerttemberg.dlrg.de�
https://wuerttemberg.dlrg.de�
http://kurzelinks.de/4g6c�
http://kurzelinks.de/c6xw\Imsf003\ia6510$\Dokumente\CDR�
http://kurzelinks.de/c6xw\Imsf003\ia6510$\Dokumente\CDR�
http://kurzelinks.de/c6xw\Imsf003\ia6510$\Dokumente\CDR�
http://kurzelinks.de/c6xw\Imsf003\ia6510$\Dokumente\CDR�


 

    Herausgeber:  Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration - Abteilung 6 - Bevölkerungsschutz und Krisenmanagement 

Seite  5  Infodienst  

(ID) Der Landesbeirat für den Katastrophenschutz hat sich am 20. Juli 2017 zu seiner 35. Sitzung im Ministerium für Inneres, Digitali-
sierung und Migration getroffen. Unter Vorsitz von Hermann Schröder, Leiter der „Abteilung Bevölkerungsschutz und Krisenmanage-
ment“, befasste sich das Gremium mit aktuellen Fragen des Bevölkerungsschutzes. 

35. Sitzung des Landesbeirates für den Katastrophenschutz 

Landesbranddirektor Dr. Karsten Hom-
righausen informierte den Beirat über 
den Entwurf eines Hinweispapiers zum 
Einsatz der nichtpolizeilichen Gefah-
renabwehr bei Terrorlagen. Weitere 
aktuelle Themen waren die für Herbst 
2017 vorgesehene Einrichtung einer 
Landeszentralstelle Psychosoziale 
Notfallversorgung bei der Landesfeu-
erwehrschule in Bruchsal sowie Infor-
mationen zum Umsetzungsstand der 

Die Teilnehmer der 35. Sitzung des Landesbeirates für den Katastrophenschutz 

im August 2016 vom Bund beschlos-
senen Konzeption Zivile Verteidigung. 
 
Der Beirat begrüßte die von Referats-
leiter Katastrophenschutz Stefan Glä-
ser vorgenommene Ankündigung, zu-
sammen mit den im Fachdienst Sani-
tät und Betreuung tätigen Hilfsorgani-
sationen eine Konzeption für den Be-
treuungsdienst zu erarbeiten. Die kon-
stituierende Sitzung einer entspre-

Der Landesbeirat für den Kata-
strophenschutz ist nach § 8 des 
Landeskatastrophenschutzgeset-
zes in grundsätzlichen Fragen des 
Katastrophenschutzes zu hören. 
Ihm gehören Vertreter der kom-
munalen Landesverbände, der 
Landesorganisationen der im Ka-
tastrophenschutz mitwirkenden 
Träger der Katastrophenhilfe und 
des Landesfeuerwehrverbandes 
an. Weitere Mitglieder sind Vertre-
ter des Technischen Hilfswerks, 
des Landeskommandos Baden-
Württemberg sowie der Kirchen.  

Ein Blick in den Tagungsraum während der Beiratssitzung 

chenden Arbeitsgruppe soll nach der 
Sommerpause erfolgen. Weiteres The-
ma der Beiratssitzung waren die ver-
schiedenen, vom Ministerium verfolg-
ten Ansätze zur Anerkennung des Eh-
renamts im Bevölkerungsschutz. Ab-
schließend informierte sich der Beirat 
über das im Aufbau befindliche TCRH 
Training Center Retten und Helfen des 
Bundesverbandes Rettungshunde in 
Mosbach.  
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    Seminar für hauptamtliche Gerätewarte 
In Asperg /Landkreis Ludwigsburg trafen sich über 100 hauptamtliche Gerätewarte aus Baden-Württemberg, um sich über aktuelle 
Themen zu Technik und persönlicher Schutzausrüstung auszutauschen. 

Baden-Württemberg unterstützt seit 
Jahren den Aufbau von Feuerwehren 
in Rumänien, die dort unter schwieri-
gen Rahmenbedingungen für den 
Brandschutz sorgen. Dieser Tage 
konnte ein außer Dienst gestelltes und 
altgedientes Löschgruppenfahrzeuges 
LF 8/6 an die Gemeinde Lenauheim 
im Banat übergeben werden. Das 
Fahrzeug war zuvor viele Jahre in der 
Ausbildung an der Landesfeuerwehr-
schule eingesetzt und unzählige Feuer-
wehrangehörige erwarben auf diesem 
Fahrzeug ihre Qualifikation zum Grup-
penführer. Was kann dem Fahrzeug 
Besseres passieren, als nun als Ein-
satzfahrzeug noch wertvollen Dienst 
leisten zu können? 

Der unter anderem für die Kultur und 
Geschichte der Deutschen im östli-
chen Europa zuständige Abteilungslei-
ter, Ministerialdirigent Herbert 
Hellstern (er war bis Oktober 2015 
auch für den Bevölkerungsschutz zu-
ständig), übergab gemeinsam mit 
Schulleiter Thomas Egelhaaf an eine 

Zusammenarbeit mit Feuerwehren im Banat  

Abordnung der Gemeinde Lenauheim 
unter der Leitung von Bürgermeister 
Ilie Suciu das Fahrzeug. Dieser dankte 
herzlich für die wichtige Unterstützung. 
Der Übergabe wohnten auch der stell-
vertretende Bundesvorsitzende der 
Landsmannschaft der Banater Schwa-
ben, Jürgen Griebel, und der Vorsitzen-
de der Heimatortsgemeinschaft 

Lenauheim, Werner Griebel, bei. 

Das Fahrzeug hat nach der Übergabe 
wohlbehalten die lange Fahrt in des-
sen neuen Wirkungsbereich gemeis-
tert und steht dort zur Gefahrenab-
wehr und zum Schutz der Bürgerinnen 
und Bürger von Lenauheim zur Verfü-
gung.  

v.l.n.r. Jürgen Griebel, Ilie Suciu, Thomas Egelhaaf, Herbert Hellstern und Werner Griebel 
Foto: Griebel 

(ID) Die Unterstützung des Aufbaus der Feuerwehren in Rumänien durch Baden-Württemberg hat dieser Tage eine Fortsetzung erfah-
ren. An der Landesfeuerwehrschule wurde ein außer Dienst gestelltes Löschgruppenfahrzeug LF 8/6 an die Gemeinde Lenauheim im 
Banat übergeben. 

Bei sommerlichen Temperaturen tra-
fen sich am 19. Juli in Asperg im Land-
kreis Ludwigsburg über 100 hauptamt-
liche Gerätewarte aus ganz Baden-
Württemberg. Bei dem eintägigen Se-
minar wurden die Gerätewarte über 
aktuelle Themen zu Technik und per-
sönlicher Schutzausrüstung informiert. 

Nach der Begrüßung durch Marc-
Andre Meyle (Regierungspräsidium 
Stuttgart), Stefan Fritz als Hausherr 
und Kommandant der Feuerwehr As-
perg und Kreisbrandmeister Andy Dor-
roch (Ludwigsburg) begann das Semi-
nar mit Frank Obergöker (Unfallkasse 
Baden-Württemberg). Frank Obergöker 
gab wichtige Hinweise zur Wartung, 
Prüfung, Aussonderung und Pflege der 
persönlichen Schutzausrüstung. Hin-
weise zur Neubeschaffung von persön-
licher Schutzausrüstung rundeten sei-
nen Vortrag ab. Martin Leutzbach (TÜV 
Süd) informierte über aktuelle Entwick-
lungen in der Fahrzeugtechnik und der 
Fahrzeugwartung. Breiten Raum nahm 

auch das künftige Verfahren bei der 
wiederkehrenden Fahrzeugprüfung 
und der Neufahrzeugabnahme ab 
2018 ein. Abschließend erläuterte 
Marc-Andre Meyle, welche Richtlinien 
bei dem Einbau und der Nutzung von 
Blaulichtanlagen an Feuerwehrfahr-
zeugen in Baden-Württemberg zu be-
achten sind. 

Während der Mittagspause konnte der 
Fuhrpark der Feuerwehr Asperg und 
insbesondere der neu in Dienst ge-
stellte Gerätewagen Atemschutz/ 
Strahlenschutz des Landkreises Hei-
denheim besichtigt werden. Das neue 
Logistik- und Einsatzkonzept wurde 
durch die Gerätewarte der Feuerwehr 
Heidenheim vorgestellt. 

Die hauptamtlichen Gerätewarten haben in Asperg/Krs. Ludwigsburg getagt 
Bild: RP Stuttgart 
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Prüfung der Ausrüstung und Geräte der Feuerwehr 

(ID) Der Ministerrat hat die neue Förderrichtlinie zur Gewährung von Landeshilfen nach schweren Naturereignissen und Unglücksfällen 
gebilligt. Sie tritt am 1. Januar 2018 in Kraft. 

Landeshilfen nach schweren Naturereignissen und Unglücksfällen neu geregelt 
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Schwere Naturereignisse und Un-
glücksfälle sind in Baden-Württemberg 
glücklicherweise nicht alltäglich. Aber 
wenn sie eintreten, wie zuletzt die Un-
wetter im Mai/Juni 2016, sind die Aus-
wirkungen immens und die Betroffe-
nen stehen bei der Schadensbewälti-
gung vor großen Herausforderungen. 
Einsatzkräfte gehen an ihre Belas-
tungsgrenzen, Bürger helfen Bürgern, 
aber auch finanzielle Unterstützung tut 
Not. Deren Abwicklung hat mit Hilfe 
insbesondere der Referate 16 der Re-
gierungspräsidien und der Stadt- und 
Landkreise auch bei der Bewältigung 
der Unwetterfolgen 2016 funktioniert, 
die Hilfen konnten rasch und unbüro-
kratisch an die Geschädigten ausbe-
zahlt werden. Bei der Sonderhilfe für 
Braunsbach engagierte sich das im 
Innenministerium zuständige Referat 
65 Krisenmanagement und das für die 
Fachförderung zuständige Regierungs-
präsidium Stuttgart. Ausgehend von 
den Erfahrungen 2016, insbesondere 
auch aus Braunsbach - einer kleinen 
Gemeinde im Landkreis Schwäbisch 
Hall, die durch die Unwetter schwer 
geschädigt wurde - wurde das Ministe-
rium für Inneres, Digitalisierung und 
Migration durch Ministerratsbeschluss 
vom 08.11.2016 beauftragt, mit den 
berührten Ressorts Regularien für die 
künftige Gewährung von Landeshilfen 
nach schweren Naturereignissen und 
Unglücksfällen zu erarbeiten, mit den 
kommunalen Landesverbänden abzu-

stimmen und bis spätestens ab dem 
Jahr 2018 die Voraussetzungen zur 
Umsetzung dieser Regularien zu schaf-
fen.  
Dieser Auftrag wurde durch das zu-
ständige Referat 64 Katastrophen-
schutz im Innenministerium erfüllt. Der 
Ministerrat hat die neue Förderrichtli-
nie am 25.07.2017 gebilligt. Sie tritt 
am 1. Januar 2018 in Kraft. Im Lan-
deshaushalt sind zunächst 30 Mio. 
Euro eingeplant. Die Finanzierung er-
folgt solidarisch mit der kommunalen 
Seite, die für die Hälfte der eingeplan-
ten Mittel einsteht. 
Die Förderrichtlinie hat zwei Förderbe-
reiche: 
Soforthilfen für Private 
Wie bisher, aber klarere Regelungen 
und raschere und unkomplizierte Ab-
wicklung. 
Neu: Soforthilfen auch für kleine Un-
ternehmen der gewerblichen Wirt-
schaft, der Land- und Forstwirtschaft 
und Angehörige freier Berufe. 
Landeshilfen für Kommunen 
Neu: Die Erfahrungen aus Braunsbach 
haben deutlich gemacht, dass Ge-
meinden bei der Bewältigung der Un-
wetterfolgen häufig an ihre Grenzen 
stoßen oder sogar mit der Schadens-
behebung finanziell überfordert sind. 
Da bestehende Fachförderprogramme 
in manchen Fällen ebenfalls nicht grei-
fen, wird das Instrument der Landes-
hilfen eingeführt.  

(ID) Die Unfallkasse Baden-Württemberg 
(UKBW) und das Ministerium für Inneres, 
Digitalisierung und Migration haben die 
die gemeinsamen Hinweise für die Prü-
fung der Ausrüstung und Geräte veröf-
fentlicht. Diese können von der Internet-
präsenz der Landesfeuerwehrschule un-
ter http://kurzelinks.de/bbqg abgerufen 
werden. 

Neben Aussagen zu Prüfabläufen wer-
den vor allem die Befugnisse von Fach
- und Sachkundigen sowie von sach-
verständigen Prüfstellen beschrieben. 
Die Hinweise dienen den Gemeinden 
zur Sicherstellung regelmäßiger Prü-
fungen auf der Grundlage einschlägi-
ger Vorschriften aus dem Bereich der 
Unfallverhütung und des Arbeitsschut-
zes. Die Verantwortung für die Durch-
führung wiederkehrender Prüfungen 

liegt bei den Ge-
meinden als Träger 
der Feuerwehr. 
 
Da die Feuerwehr 
täglich „Sicherheit 
für unsere Bürgerin-
nen und Bürger“ 
bietet, kann erwar-
tet werden, dass 
die Organisation 
selbst stets mit 
Fahrzeugen und 
Geräten unterwegs 
ist, die regelmäßig 
gepflegt, gewartet und geprüft werden. 
Eine entsprechende Dokumentation 
sorgt für Transparenz und Rechtssi-
cherheit. In diesem Zusammenhang 
empfiehlt sich wie auf anderen Tätig-

keitsfeldern eine interkommunale Zu-
sammenarbeit, um den personellen 
und finanziellen Aufwand insgesamt 
und für jede Gemeinde wirtschaftlich 
zu gestalten. 

Fahrzeuge und technisches Gerät müssen stets gepflegt und gewartet werden 

Die Soforthilfe in Zahlen: 
Höhe der Soforthilfen:  

 500 Euro/Person, max. 2.500 
Euro/Haushalt 

 max. 5.000 Euro pro kleinem 
Unternehmen der gewerbli-
chen Wirtschaft, der Land- und 
Forstwirtschaft und Freiberuf-
ler 

 Generell gilt: max. 50% des 
geltend gemachten Schadens 
können als Soforthilfe gewährt 
werden. 

Einkommens-/Umsatzgrenzen: 

 max. 25.600 Euro/Ledige bzw. 
51.200 Euro/Verheiratete     
(jeweils zu versteuerndes Ein-
kommen);  

 max. 2 Mio. Euro/kleine Unter-
nehmen der gewerblichen 
Wirtschaft, der Land- und 
Forstwirtschaft und Freiberuf-
ler 

Voraussetzungen: 

Ob nach einem Schadensereignis die 
Voraussetzungen für die Gewährung 
von Soforthilfen vorliegen, entschei-
det der Innenminister im Einverneh-
men mit dem Ministerpräsidenten.  

http://kurzelinks.de/bbqg�
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(ID) Bereits zum 17. Mal engagiert sich Familie Fischer für die Blutspende und lädt jeden, der in der ersten Ferienwoche bei ihrer Akti-
on am Eingang des Parks eine Blutspende leistet, kostenfrei zum Besuch ihres Erlebnisparks Tripsdrill ein. 49.000 Menschen machten 
seit 2001 hiervon Gebrauch. Dreimal so hoch als bei sonstigen Blutspendeaktionen ist der Anteil der Erstspender. Ein wahrlich beein-
druckendes Ergebnis. 

Der Präsident des DRK Landesverban-
des Baden-Württemberg, Dr. Lorenz 
Menz, und Abteilungsleiter Hermann 
Schröder aus dem Innenministerium 
waren bei der diesjährigen Eröffnung 
anwesend. Hermann Schröder über-
brachte die herzlichen Grüße des kurz-
fristig verhinderten Innenministers und 
Schirmherrn, Minister Thomas Strobl.  

Sein Dank galt dem Blutspendedienst 
Baden-Württemberg / Hessen für sein 
enormes Engagement bei der Bereit-
stellung ausreichender Blutreserven. 
Sein Dank galt aber besonders der 
Familie Fischer für ihre doch außerge-
wöhnliche Bereitschaft, ihren Erlebnis-
park eine Woche lang ganz in den 
Dienst der Blutspendenden zu stellen. 
Last but not least würde auch hier 
nichts ohne das Ehrenamt gehen. So-
wohl Dr. Lorenz Menz als auch Her-

mann Schröder stellten den Dank an 
die zahlreichen Ehrenamtlichen in den 
Mittelpunkt ihrer Grußworte. Diese 
Ehrenamtlichen sind es, die über das 
ganze Jahr hinweg überall in unserem 
Land die örtlichen Blutspendeaktionen 
erst ermöglichen. Sie sind Garant für 
einen funktionierenden Bevölkerungs-
schutz und für eine effektive Blutspen-
denorganisation. 

Gerade in den Sommerferien können 
immer wieder Versorgungslücken ent-
stehen, wenn viele Spender im Urlaub 
sind oder wegen der Hitze dem Spen-
den fernbleiben. Zudem dürfen Men-
schen nach Reisen in Länder, in denen 
das Risiko einer Malaria- oder Virusin-
fektion besteht, für mehrere Wochen 
nicht spenden. Dem DRK zufolge wer-

den täglich zwischen 1.700 und 1.800 
Blutspenden im Land benötigt. Die 
Spender sind im Durchschnitt 44 Jah-
re alt und zu 60 Prozent männlich. Das 
liege wohl auch daran, dass Männer 
sechs Mal und Frauen nur vier Mal im 
Jahr spenden dürften. 

Wie wäre es, wenn unsere im Bevölke-
rungsschutz engagierten Organisatio-
nen und Einrichtungen bei der nächs-
ten örtlichen Blutspendeaktion ge-
schlossen "rote Farbe bekennen" und 
den DRK-Ortsverband durch ihre soli-
darische Teilnahme unterstützen wür-
den? Wir fänden das toll. 

Einen interessanten Artikel dazu fin-
den Sie unter folgendem Link:  
http://kurzelinks.de/r8n4. 

Bild: Fotolia 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
http://kurzelinks.de/r8n4�
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In Baden-Württemberg bereits über 1.000 Notfallsanitäter ausgebildet 

(ID) Die Einführung des höherqualifizier-
ten Ausbildungsberufs Notfallsanitäter 
stellt die Bundesländer seit 2014 vor 
eine besondere Herausforderung – in 
Baden-Württemberg ist die Umsetzung 
bereits in vollem Gange. 

Mit der Einführung des Berufsbildes 
der Notfallsanitäterin / des Notfallsan-
itäters durch Bundesgesetz (Notfall-
sanitätergesetz, NotSanG) wurde eine 
zeitnahe Umsetzung auf Landesebene 
erforderlich, um hierdurch bedingte 
vorübergehende Engpässe im Ret-
tungsdienst zu vermeiden. Mit der 
neuen dreijährigen Ausbildung, die die 
bisherige zweijährige Ausbildung zum/
zur Rettungsassistenten/-in ablöst, 
wird den Erfordernissen des modernen 
Rettungsdienstes Rechnung getragen. 
Das entwickelte Ausbildungskonzept 
vermittelt eine hohe fachliche Kompe-
tenz und integriert ausgewogen theo-
retische und praktische Inhalte, um 
den Absolventen eine optimale Vorbe-
reitung auf ihren spannenden und 
verantwortungsvollen Beruf zu ermögli-
chen. Für bisherige Rettungsassisten-
ten wurden Übergangsregelungen er-
arbeitet. 

Aufgrund der Vorgaben des Heilprakti-
kergesetzes (HeilprG) und des Betäu-
bungsmittelgesetzes (BtMG) bestehen 
aktuell noch Unklarheiten hinsichtlich 
der praktischen Umsetzbarkeit der 
erworbenen Kompetenzen. Das Innen-

ministerium setzt sich auch auf Bun-
desebene dafür ein, Rechtssicherheit 
für die ausgebildeten Notfallsanitäter 
zu schaffen. 

In Baden-Württemberg konnten seit 
der Einführung des NotSanG 2014 
mittlerweile über 1.000 Absolventen 
erfolgreich die Prüfung zum/zur Not-
fallsanitäter/-in ablegen, die meisten 
davon im Rahmen einer Ergänzungs-
prüfung (Rettungsassistent/-in mit ent-
sprechenden Voraussetzungen). Da-
rüber hinaus werden ca. 530 Auszubil-
dende dem Rettungsdienst in den 
nächsten beiden Jahren als dann 
hochqualifizierte Fachkräfte zur Verfü-
gung stehen. Aufgrund des großen 
Interesses und Bedarfs werden bereits 

konkrete Überlegungen angestellt, die 
Ausbildungskapazitäten weiter auszu-
bauen. 

Das Referat 63 – Rettungsdienst – 
dankt den beteiligten Institutionen 
angesichts dieser positiven Entwick-
lung. Die DRK-Landesschulen in Bühl, 
Ellwangen, Karlsruhe, Pfalzgrafenwei-
ler, Ravensburg, Sinsheim und Stutt-
gart, die Franz-Anton-Mai-Schule des 
ASB in Mannheim, das mobile-medic-
Lehrinstitut für Notfallmedizin in Den-
kendorf sowie das ProMedic-
Rettungsdienst-Bildungszentrum in 
Karlsruhe leisten hier gemeinsam mit 
dem zuständigen Regierungspräsidi-
um Karlsruhe ganz hervorragende Ar-
beit. 

Tiere in der Wohnung? Aufkleber und Notfallkarte „informieren“ Feuerwehr, Polizei 
und Rettungsdienst 

(ID) Feuerwehr, Polizei und Rettungsdienst haben im Einsatz häufig mit Tieren zu tun, auch wenn sie nicht Ursache des Alarms sind. Für 
die Einsatzkräfte ist es hilfreich, bereits vor dem Betreten einer Wohnung zu erfahren, ob und gegebenenfalls welche Haustiere sich 
hinter der Tür aufhalten. Dies dient gleichermaßen der Rettung der Tiere und dem Schutz der Einsatzkräfte.  

In Kooperation zwischen Deutschem 
Feuerwehrverband (DFV), Schweizeri-
schem Feuerwehrverband (SFV) und 
Österreichischen Bundesfeuerwehrver-
band (ÖBFV) sind Aufkleber und Not-
fallkarten entstanden. 

Der Aufkleber informiert Einsatzkräfte 
über Art und Anzahl der Haustiere in 
der Wohnung oder im Haus. Er ist zum 
Anbringen an Haustür oder Türrahmen 
gedacht. Die Notfallkarte im Scheck-
kartenformat können die Tierbesitzer 
in ihren Ausweispapieren mit sich tra-
gen; sie soll nach einem Unfall darauf 
aufmerksam machen, dass sich Hau-
stiere im Haushalt befinden und je-

mand kontaktiert wird, der sich um 
diese kümmert.  

Wir bitten Sie, diese Informationen an 
alle Einsatzkräfte weiterzuleiten. Ein 
In format ionsf i lm s teht  unter 
www.save-my-pet.com online.  

Haustierbesitzer können einen Infor-
mationsflyer mit Aufkleber und Not-
fallkarte für 8,50  Euro  pro Stück 
beim Versandhaus des DFV 
(www.feuerwehrversand.de) erwer-
ben. 

Bild: Fotolia 

www.save-my-pet.com�
www.feuerwehrversand.de�
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(ID) Die Landesfeuerwehrschule (LFS) führt auf der Mobilen Übungseinrichtung für Binnengewässer (MÜB) Lehrgänge für baden-
württembergische Feuerwehrangehörige durch, die auf Binnenschiffen zum Einsatz kommen. Sie üben dabei insbesondere das Vorge-
hen vom Land und vom Mehrzweckboot (MZB) aus auf Binnenschiffe sowie vielfältige Einsatzmaßnahmen auf dem Schiff selbst. Geeig-
net sind die Lehrgänge insbesondere für Feuerwehren, die Rhein und Neckar als Einsatzgebiet haben. 

Ausbildung auf der MÜB 

Derzeit sind für die eintägigen Spätjah-
reslehrgänge (insbesondere Entwi-
ckeln auf Havarist, Maschinenraum-
brand, Technische Hilfeleistung) noch 
wenige Restplätze verfügbar. Die Lehr-
gänge finden im September in Mann-
heim und im November in Straßburg 
statt. 

Nähere Informationen zu den Lehrgän-
gen und Terminen gibt es auf der 
Homepage der LFS unter: https://
w w w . l f s - b w . d e / m e l d u n g e n /
aktuelles/Seiten/Meldung.aspx?
rid=138. Neben den Übungsmöglich-
keiten, Hinweisen zur Ausbildung und 
zu den länderübergreifend abgestimm-
ten taktischen Grundsätzen stehen 

dort auch Informationen zu den Bu-
chungsmöglichkeiten dieser einmali-
gen Übungsanlage zur Verfügung. 

Das für die Ausbildung auf der MÜB 
zuständige Centre de formation inter-
national dédié au risque fluvial et à 
l ’ incendie (https://www.crerf -
mueb.eu) bietet auch Lehrgänge für 
alle anderen im Bevölkerungsschutz 
mitwirkenden Organisationen und Ein-
richtungen an. Im Juni hat beispiels-
weise das THW hiervon Gebrauch ge-
macht. Wer Interesse hat, kann direkt 
mit der Landesfeuerwehrschule unter 
poststelle@fws.bwl.de Kontakt auf-
nehmen.  

Bilder der Mobilen Übungseinrichtung für Binnengewässer (MÜB) in Aktion  
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(ID) Der Schwarzwaldverein hat mit hohem Aufwand eine Datenbank von über 15.000 Wegepunkten im Schwarzwald erstellt, die es 
den Integrierten Leitstellen jetzt einfacher macht, im Notfall den Aufenthaltsort von Personen im fremden und unwegsamen Gelände 
zu ermitteln. Der Amtschef des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration, Ministerialdirektor Julian Würtenberger, hatte 
die Schirmherrschaft für dieses Projekt übernommen. 

"Ich danke allen Beteiligten, dass mit 
der Nutzung der Wegepunktedaten-
bank des Schwarzwaldvereins durch 
die Integrierten Leitstellen ein weiteres 
Stück Sicherheit für die Menschen in 
unserem Land entstanden ist", so der 
Amtschef des Innenministeriums, Mi-
nisterialdirektor Julian Würtenberger, 
an Bergwacht und Schwarzwaldverein 
gerichtet. "Als gebürtiger Freiburger 
und bekennender Schwarzwälder hat 
mich die Idee des Vorsitzenden der 
Bergwacht, Adrian Probst, überzeugt, 
so dass ich gerne die Schirmherrschaft 
für diese gute Sache übernommen 
habe. Gerade in Waldgebieten, wo sich 
wegen des wachsenden Tourismus 
immer mehr Menschen mit fehlender 
Ortskenntnis im unwegsamen Gelände 
aufhalten, ist es mit Hilfe der Wege-
punktedatenbank des Schwarzwald-
vereins nun für die Integrierten Leit-

stellen einfacher, schnell und zuverläs-
sig den Aufenthaltsort Verunfallter zu 
ermitteln und gezielt Hilfe zu schi-
cken." 

Große Anerkennung erntete der Vorsit-
zende des Schwarzwaldvereins, Georg 
Keller. Er stellt die mit hohem Aufwand 
des Schwarzwaldvereins erstellte Da-
tenbank und das entsprechende On-
lineprogramm von über 15.000 Wege-
punkten im Schwarzwald den Integrier-
ten Leitstellen kostenfrei zur Verfü-
gung. Die Land- und Stadtkreise sowie 
das DRK als Träger der Leitstellen grei-
fen das Angebot gerne auf. Der Vertre-

ter des DRK-Landesverbandes Baden, 
Axel Lietz-Hellriegel, hatte für seine 
Kreisverbände organisatorische und 
rechtliche Fragestellungen geklärt und 
damit mit dazu beigetragen, dass die 
für das Gebiet des Schwarzwaldes 
zuständigen Integrierten Leitstellen 
das System ab sofort nutzen können.  

Bergwacht-Vorsitzender Adrian Probst 
dankte dem Amtschef des Innenminis-
teriums, Ministerialdirektor Julian Wür-
tenberger, in dreifacher Hinsicht. So 
könne nicht nur das neue Orientie-
rungssystem heute eingeführt werden. 
Dank organisatorischer und finanziel-

v.l.n.r. Klemens Ficht, Regierungsvizepräsident, RP Freiburg, Georg Keller, Vorsitzender Schwarzwaldverein, Axel Lietz-
Hellriegel, DRK-Landesverband Baden, Adrian Probst, Vorsitzender Bergwacht, Ministerialdirektor Julian Würtenberger, 

Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration 

Lesen Sie bitte weiter auf S. 2 
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ler Unterstützung des Innenministeri-
ums wurde in den letzten Wochen mit 
Hilfe des Digitalfunks eine Kommuni-
kationslücke am Feldberg geschlos-
sen. Durch die Ausstattung der Berg-
wacht-Fahrzeuge mit einem geografi-
schen Ortungssystem ist deren Einsatz 
in der weitläufigen Schwarzwaldland-
schaft jetzt wesentlich erleichtert und 
sicherer geworden.  

Der Landesleiter Rettungsdienst der 
Bergwacht, David Hierholzer, und der 
Systemverantwortliche des Schwarz-
waldvereins, Patrick Schenk, machten 
in ihren Präsentationen die Vorteile 
eines schnelleren Auffindens Verletz-
ter und anderer Hilfebedürftiger deut-
lich. Sie unterstrichen aber auch, dass 
alles nur funktioniere, wenn auch die 

Besucher unseres schönen Schwarz-
waldes künftig mit offenem Auge die 
Landschaft genießen und an den We-
gepunktschildern einen Blick auf die 
aktuelle Standortbezeichnung werfen 
würden. Nur dann seien sie in der La-
ge, im Notfall der über 112 angewähl-
ten Integrierten Leitstelle ihre aktuelle 
Position mitzuteilen. 

Also Augen auf bei den Wanderungen 
im Schwarzwald. Die Standortbezeich-
nung steht an jedem Wegepunkt mittig 
auf den Wegweisern. Waldnutzer soll-
ten diese Bezeichnungen künftig be-
wusst wahrnehmen und sich die Na-
men einprägen.  

Wer mit Kindern unterwegs ist, kann 
daraus ein kurzweiliges Orientierungs-
spiel machen. 

Der auf den Schildern ablesbare Wegepunktname 
ermöglicht eine eindeutige Standortbestimmung und die 

Ermittlung der Koordinaten 

Rettungsgasse bei Schrittgeschwindigkeit und Stau!  
Nicht erst wenn Polizei, Rettungsdienst oder Feuerwehr kommen 

(ID) Schon seit den 80er Jahren sind Autofahrer verpflichtet auf Autobahnen und Außerortsstraßen mit mindestens zwei Fahrspuren 
eine Rettungsgasse zu bilden. Bisher galt dies sobald der Verkehr stockte. Aber was bedeutet stockender Verkehr? Klarheit brachte 
nun die Änderung des §11 der StVO. 

Seit 1.1.2017 schreibt die StVO vor, 
dass  d ie  Ret tungsgasse  be i 
„Schrittgeschwindigkeit oder Fahrzeu-
gen im Stillstand“ gebildet werden 
muss. 
§11 Absatz (2) StVO regelt:  
„Sobald Fahrzeuge auf Autobahnen 
sowie auf Außerortsstraßen mit min-
destens zwei Fahrstreifen für eine 
Richtung mit Schrittgeschwindigkeit 
fahren oder sich die Fahrzeuge im Still-
stand befinden, müssen diese Fahr-
zeuge für die Durchfahrt von Polizei- 
und Hilfsfahrzeugen zwischen dem 
äußerst linken und dem unmittelbar 
rechts daneben liegenden Fahrstreifen 
für eine Richtung eine freie Gasse bil-
den." 
Schrittgeschwindigkeit ist die Ge-
schwindigkeit von etwa 7 bis 10 km/h. 
Leider funktioniert dies noch viel zu 
selten. Jeder weiß wohl jetzt, was eine 
Rettungsgasse ist, aber wohl noch 
nicht, dass diese sofort und immer 
gebildet werden muss.  
Wenn die Rettungsgasse erst bei Annä-
herung von Einsatzfahrzeugen gebildet 
wird, bedarf es hierzu zu viel Zeit und 
die Anfahrt dauert unnötig lang.  
Die stehenden Fahrzeuge müssen ihre 
Position verändern, was in jedem Fall 
Zeit kostet; oft ist eine Umpositionie-
rung gar nicht mehr möglich.  

Lassen Sie uns Angehörige von Feuer-
wehr, THW oder einer Hilfsorganisation 
Vorbild sein und es besser machen. 
Immerhin wissen wir am allerbesten, 
wie wichtig eine schnelle Hilfe sein 
kann.  
Jeder, der diese Zeilen liest, sollte 
künftig vorbildlich handeln und bei 
Schrittgeschwindigkeit sofort die Ret-
tungsgasse bilden. Denken Sie an die-
se Zeilen und verdrängen Sie nicht 
einfach Ihr schlechtes Gewissen. 
 
Werben Sie bitte dafür auch in den 
kommunalen Mitteilungsblättern und 
Ihren Organisationsmedien. Danke.  

Die Anfahrt dauert unnötig lange, wenn die Rettungsgasse erst bei der Annäherung des Rettungsfahrzeug gebildet wird 

Die Rettungsgasse 

Denken Sie daran: Bei einem Stau 
auf mehrspurigen Straßen sind alle 
Autofahrer verpflichtet, die Ret-
tungsgasse freizumachen. Dabei 
ist die Rettungsgasse immer zwi-
schen dem linken und den übrigen 
Fahrstreifen zu bilden.  

Fahren Sie also auf dem linken 
Fahrstreifen, so weichen Sie nach 
links aus. Sind Sie auf einem der 
übrigen Fahrstreifen unterwegs, so 
fahren Sie nach rechts. 

Quelle: ADAC 

Bild: Fotolia 
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Broschüre „UNIFORM-VOLLENDET“ für Feuerwehrangehörige überarbeitet 
Überarbeitete Auflage elektronisch im Internet verfügbar  

Hinweise für ein einheitliches Erschei-
nungsbild erhalten Feuerwehrangehö-
rige seit Herbst 2016 in der Broschüre 
„UNIFORM-VOLLENDET“. Moderne 
Materialien, eine fortschrittliche Be-
kleidungstechnik und hoher Trage-
komfort stärken das Gemeinschafts-
gefühl der Feuerwehrangehörigen. Ein 
einheitliches Erscheinungsbild ist ne-
ben der besonderen Schutzkleidung 
für den Einsatz bei allen anderen An-
lässen wichtig und führt zur besonde-
ren Wahrnehmung in der Öffentlich-
keit. 

Viele Details gilt es im Rahmen eines 
einheitlichen Auftretens zu beachten. 

Nach der ersten vergriffenen Auflage 
wurde die Broschüre redaktionell 
überarbeitet. Diese 2. Auflage ist aus-
schließlich elektronisch verfügbar.  
Auf der Internetseite der Landesfeuer-
wehrschule können Sie die neue Bro-
schüre  unter folgendem Link herun-
terladen:  

http://kurzelinks.de/yzu8. 

Die Matrix „Die neue Feuer-
wehrbekleidung im Überblick“ wurde 
ebenfalls überarbeitet und steht unter 
folgendem Link auf der Seite der Lan-
desfeuerwehrschule zur Verfügung: 

http://kurzelinks.de/aqu4. 

Tatsächlich ergaben Untersuchungen 
im Auftrag der Wasserversorger, dass 
es in der Vergangenheit in signifikan-
ter Weise zu derartigen Fällen im Zu-
sammenhang mit Einsätzen und Übun-
gen der Feuerwehr gekommen war.  

Zur Vermeidung von Beeinträchtigun-
gen des Trinkwassers bzw. des Rohr-
netzes bei Löschwasserentnahmen 
hat ein Gemeinschaftsausschuss des 
Deutschen Instituts für Normung (DIN) 
und des Deutschen Vereins des Gas- 
und Wasserfaches e.V. (DVGW) techni-
sche Regeln in einem Beiblatt zum 
Arbeitsblatt W 405-B1 – Ausgabe Juni 

    Wasserhygiene bei Löschwasserentnahme beachten! 
(ID) Die Feuerwehr entnimmt in der Regel das Löschwasser zur Brandbekämpfung aus Hydranten der öffentlichen Sammelwasserver-
sorgung. Unter ungünstigen Umständen können durch Löschwasserentnahmen mittels Standrohr beim Fehlen geeigneter Sicherungs-
einrichtungen Verunreinigungen in das Rohrnetz gelangen. 

2016 beschrieben.  

Im Anhang B dieses Beiblattes werden 
alle Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
der Löschwasserentnahme von der 
Organisation im Vorfeld bis hin zu den 
Maßnahmen am Einsatzort im Hinblick 
auf die möglichen Gefährdungen und 
Auswirkungen aufgeschlüsselt. In ei-
ner Matrix werden Einschätzungen zur 
Eintrittswahrscheinlichkeit, zum dazu-
gehörigen Schadensausmaß und eine 
entsprechende Risikoklasse zugeord-
net. 

Den möglichen Gefährdungen und 
Auswirkungen werden abhelfende 
technische und organisatorische Maß-
nahmen und Ziele gegenübergestellt. 
Die zusammenfassende Darstellung 
bietet einen Überblick sowohl über die 
kurzfristig als auch über die längerfris-
tig zu realisierenden Maßnahmen. Die 
Verfasser des DVGW-Beiblattes wer-
ben für eine partnerschaftliche Zusam-
menarbeit von Feuerwehr und Versor-
gungsunternehmen, um praktikable 
Kompromisse zu finden, damit den 
Erfordernissen der schnellen Brandbe-
kämpfung und dem Schutz von Trink-
wasser und Rohrnetz gleichermaßen 
Rechnung getragen wird. 

Gleiches gilt sinngemäß für alle ande-
ren Organisationen mit Sicherheitsauf-

gaben, wenn sie für ihre Einsatzzwe-
cke Wasser aus Hydranten der öffentli-
chen Wasserversorgung entnehmen. 
Sie sollten über ihre spezifische Hand-
habung Informationen einholen. 

Die Beschaffung entsprechender Tech-
nik wie zum Beispiel Systemtrenner, 
Rückflussverhinderer oder Vakuum-
brecher soll schrittweise im Zuge von 
Neu- und Ersatzbeschaffungen bei den 
Feuerwehren erfolgen. Einige ge-
brauchstaugliche Geräte wie zum Bei-
spiel Rückflussverhinderer sind bereits 
auf dem Markt, andere Armaturen und 
Bauteile sollen normiert werden. Beim 
Fahrzeugbau (Löschwassertank) sind 
konstruktive Lösungen angedacht, die 
standardisiert und zertifiziert werden 
sollen. 

Das Beiblatt zum Arbeitsblatt DVGW W 
405-B1 mit dem Titel „Vermeidung von 
Beeinträchtigungen des Trinkwassers 
und des Rohrnetzes bei Löschwasser-
entnahmen“ sowie die Fachempfeh-
lungen der Arbeitsgemeinschaft der 
Leiter der Berufsfeuerwehren (AGBF-
Bund im Deutschen Städtetag) und 
dem Deutschen Feuerwehrverband 
finden Sie im Internet auf den Seiten 
des Deutschen Vereins des Gas– und 
Wasserfaches unter  

http://kurzelinks.de/e3ge. 

(ID) Die Broschüre zur Nutzung der Feuerwehrbekleidung wurde redaktionell überarbei-
tet und steht jetzt im Internet zum Download zur Verfügung. 

Standrohr mit angeschraubtem Systemtrenner als 
sicherer Schutz des Trinkwassernetzes bei der  

Löschwasserentnahme  

Bild: LFS 

http://kurzelinks.de/yzu8.�
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Hinweise für Einsätze von Einsatzkräften des Bevölkerungsschutzes bei Terror- und 
Amoklagen 

(ID) Immer wieder werden europaweit Einsatzkräfte der polizeilichen und nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr mit Terror- und Amoklagen 
konfrontiert. Deutschland war in München und Berlin aktuell betroffen. Dankenswerterweise haben die zuständigen Behörden das je-
weilige Einsatzgeschehen aufgearbeitet. Andere anerkannte Institutionen, wie beispielsweise das Team des Bundeswehrkrankenhau-
ses Ulm, haben aus den Geschehnissen ebenfalls auf Fachebene angepasste taktische Varianten entwickelt. 

Die Abteilung 6 "Bevölkerungsschutz 
und Krisenmanagement" hat unter 
Leitung von Landesbranddirektor Dr. 
Karsten Homrighausen und mit Unter-
stützung der Landesfeuerwehrschule 
die „Hinweise des Ministeriums für 
Inneres, Digitalisierung und Migration 
für die nichtpolizeiliche Gefahrenab-
wehr bei Einsätzen im Zusammenhang 
mit Terror- oder Amoklagen“ erstellt. 
Die Einsatzkräfte der Behörden und 
Organisationen mit Sicherheitsaufga-
ben (BOS) sollen damit für entspre-
chende Einsatzlagen und die damit 
verbundenen Herausforderungen sen-
sibilisiert werden. Zudem sollen sie   
ihnen eine adäquate Einsatzvorberei-
tung ermöglichen. 
Die Hinweise sind mit der Abteilung 3 
„Landespolizeipräsidium“ abgestimmt.  
Der Entwurf dieser Hinweise wurde am 
20. Juli 2017 den Mitgliedern des Lan-
desbeirats für den Katastrophen-
schutz vorgestellt. Mit der Abstimmung 

ist sichergestellt, dass gleiche Begriffe 
und abgestimmtes beziehungsweise 
ineinander verzahntes Vorgehen ge-
währleistet ist. Das Landespolizeipräsi-
dium hat für den polizeilichen Bereich 
ein „Taktisches Konzept für das Vorge-
hen der Erstkräfte zur Bewältigung von 
lebensbedrohlichen Einsatzlagen“ er-
arbeitet, das insbesondere mit der 
Definition der Räume eine wesentliche 
Schnittstelle zu den oben genannten 
Hinweisen darstellt. 
Zeitgleich haben am 2. August 2017 
der für den Bevölkerungsschutz zu-
ständige Abteilungsleiter, Ministerialdi-
rigent Hermann Schröder, die "Hin-
weise für die nichtpolizeiliche Gefah-
renabwehr“ und Landespolizeipräsi-
dent Gerhard Klotter das "Taktische 
Konzept" der Polizei unterzeichnet und 
den jeweils nachgeordneten Dienst-
stellen im Land bekannt gemacht. 
Stellv. Ministerpräsident und Minister 

für Inneres, Digitalisierung und Migrati-
on Thomas Strobl: „Ein entscheiden-
der Punkt ist die Frage: Ist das Krisen-
management im Bund und in den Län-
dern in der Lage, eine Terror- oder 
Amoklage zu bewältigen? Sind die 
Kommunikationswege klar? Wer trifft 
wann welche Entscheidung? Mir ist 
wichtig, dass die Einsatzkräfte der 
polizeilichen und der nichtpolizeilichen 
Gefahrenabwehr, die mit Terror- und 
Amoklagen konfrontiert sind, dieselbe 
Sprache sprechen. Gemeinsame takti-
sche Konzepte und Hinweise, gleich-
lautende Begriffsdefinitionen und eine 
gemeinsame Vorgehensweise sind im 
Einsatzfall ganz entscheidend für eine 
erfolgreiche Bewältigung der Lage und 
eine effektive Gefahrenabwehr.“ 

"Wir wollen mit dieser zeitgleichen 
Unterzeichnung und Freigabe zum 
Ausdruck bringen, dass eine effektive 
und effiziente Gefahrenabwehr - ob 

Landespolizeipräsident Gerhard Klotter (li.), Innenminister Thomas Strobl und der Leiter der Abteilung Bevölkerungs-
schutz und Krisenmanagement, Ministerialdirigent Hermann Schröder, bei der Vorstellung des taktischen Konzepts 

bzw. der Hinweise bei Einsätzen im Zusammenhang mit Terror- oder Amoklagen 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
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Umgang mit „Event-Recordern“ im Rettungsdienst 

(ID) Der Rettungsdienst oder Ersthelfer können auf Notfallpatienten treffen, die im Bereich des Brustkorbs mobile Aufzeichnungsgeräte 
tragen, so genannte "Event-Recorder“. Wie sollen Rettungsdienst und Ersthelfer damit umgehen? 

Bei Patienten mit Herzrhythmusstörun-
gen, Schlaganfällen unklarer Genese 
und unklaren Synkopen reicht oftmals 
ein 24-h-EKG nicht aus, um Hinweise 
auf die Ursache des Beschwerdebildes 
zu erhalten, da Arrhythmien durchaus 
auch seltener auftreten können. In 
diesen Fällen ist eine Langzeiterfas-
sung der Herztätigkeit über mehrere 
Tage oder gar Wochen erforderlich, die 
durch ein mobiles Aufzeichnungsgerät 
erfolgen kann.  

Diese Geräte, „Event-Recorder“ ge-
nannt, speichern das EKG meist nur 
für wenige Minuten. Bei vom Gerät 
selbst erkannten Auffälligkeiten sowie 
auf bewussten Knopfdruck des Patien-
ten erfolgt die Speicherung dieser Epi-
sode (beispielsweise für eine Zeitspan-
ne von 5 min vor und nach dem Ereig-
nis) dauerhaft, um eine spätere Aus-
wertung durch den Arzt zu ermögli-
chen. Patienten werden im Vorfeld 
instruiert, bei entsprechender Sympto-

matik (z. B. Synkope) den Auslöse-
knopf zu betätigen. 

Event-Recorder dürften vielen Mitar-
beitern des Rettungsdienstes bereits 
bekannt sein, doch gerade Ersthelfer 
werden sich beim Anblick der Geräte 
ggf. die Frage nach dem korrekten 
Umgang damit stellen (siehe Bericht 
der Zeitschrift „Rettungsdienst“ in der 
Ausgabe 8/2017). Daher hierzu einige 

Hilfeleistungslöschboot „Pamina 1“ geht in Karlsruhe in den Probebetrieb  

Das Hilfeleistungslöschboot (HLB) 
„Pamina 1“ hat seinen Probe- und Aus-
bildungsbetrieb aufgenommen. Das 
neue HLB wurde am 25. August von 
Bürgermeister Klaus Stapf und Feuer-
wehrkommandant, Branddirektor Flori-
an Geldner, unter Beisein von Bezirks-
brandmeister Jürgen Link auf baden-
württembergischer Seite und den Ver-
tretern aus Rheinland-Pfalz, Ministeri-
aldirigent Eric Schaefer und Ministeri-
alrat Rainer Karn, bei einem regiona-
len Pressetermin erstmals der Öffent-
lichkeit vorgestellt. Die In-Dienst-
Stellung mit Schiffstaufe soll im Spät-
jahr erfolgen. 

Das HLB ist ein gemeinsames Projekt 
der Stadt Karlsruhe, mit finanzieller 
Beteiligung des Landes Baden-
Württemberg und des Landes Rhein-
land-Pfalz. Das HLB "Pamina 1" 
schließt die Lücke zwischen den bei-
den benachbarten Standorten der Feu-
erlöschboote Straßburg/Kehl und 
Mannheim. 

Das HLB „Pamina1“ ist schnell und 

wendig und für Hilfeleistungs- und 
Brandeinsätze gleichermaßen gebaut. 
Neben der recht umfangreichen stän-
digen Beladung kann eine einsatzbe-
zogene Zusatzbeladung mitgeführt 
werden. Durch seine besondere Aus-

(RPKA) „Pamina 1“ heißt das neue Hilfeleistungslöschboot (HLB), das Ende August seinen Probe- und Ausbildungsbetrieb aufgenom-
men hat. Bei einem regionalen Pressetermin wurde das Boot jetzt der Öffentlichkeit vorgestellt. Die offizielle In-Dienst-Stellung soll im 
Spätjahr erfolgen. 

stattung kann es auch nachts und bei 
unsichtigem Wetter eingesetzt werden. 
Über die Konzeption und die Leis-
tungsmöglichkeiten des HLB werden 
wir Sie im Rahmen seiner In-Dienst-
Stellung im INFODIENST informieren. 

Das Hilfeleistungslöschboot „Pamina 1“ in voller Fahrt         Bild: Dr. Pulm (BF KA) 

mit polizeilichen oder nichtpolizeili-
chen Einsatzkräften - dann am erfolg-
versprechendsten  ist, wenn bereits im 
Vorfeld Konzepte, Sprachgebrauch, 
Rollen und Schnittstellen zwischen 
allen Beteiligten definiert und einver-
nehmlich aufeinander abgestimmt 
sind. Auch kommt einer adäquaten 
Vorbereitung und hier vor allem der 
gegenseitigen Unterstützung durch 
Verbindungspersonen eine zentrale 
Bedeutung zu", so Klotter und 

Schröder unisono. Diese Grundplanun-
gen gilt es nun durch die Verantwortli-
chen vor Ort im Dialog weiter zu kon-
kretisieren. Denn die gegenseitige 
Kenntnis bereits vor einem derartigen,  
hoffentlich nie eintretenden, Ereignis 
ist ein wesentlicher Garant für ein ge-
meinsames und koordiniertes Vorge-
hen aller zur unmittelbaren Gefahren-
abwehr notwendigen und eingesetzten 
Einheiten - unabhängig davon, welcher 
Organisation die Einsatzkräfte angehö-

ren. 

Die Hinweise des Ministeriums für 
Inneres, Digitalisierung und Migration 
für die nichtpolizeiliche Gefahrenab-
wehr bei Einsätzen im Zusammenhang 
mit Terror- oder Amoklagen sind auf 
der Homepage der Landesfeuerwehr-
schule Baden-Württemberg unter fol-
gendem Link eingestellt: 
 
http://kurzelinks.de/u4uy. 

Lesen Sie bitte weiter auf S. 3 

http://kurzelinks.de/u4uy�
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Anregungen:  

1. Sollte das Gerät über einen Knopf 
verfügen, so sollte dieser vom Hel-
fer rasch betätigt werden, damit 
das EKG aufgezeichnet und dauer-
haft gespeichert werden kann. 
Eine eventuelle Sorge vor einem 
Schaden durch Drücken des Knop-
fes ist unbegründet. Eine notwen-
dige Reanimation sollte dadurch 
nicht verzögert werden.  

2. Die Tatsache, dass ein solches 
Gerät getragen wird, kann einen 
Hinweis auf die Ursache des aktu-
ellen Notfalls geben, mit dem der 
Rettungsdienst oder Ersthelfer 
gerade konfrontiert ist (bspw. 
Herzrhythmusstörung, Synkope 
oder Schlaganfall).  

3. Das Gerät sollte wenn möglich 
nicht entfernt werden, außer falls 
eine Defibrillation durchgeführt 
wird. 

Quelle: Patienteninformation Vorhofflimmern - Herz aus 
dem Takt, Kompetenznetz Vorhofflimmern e.V.  

Mitte Oktober ermöglicht die Landes-
feuerwehrschule in Bruchsal erstmals 
allen Interessierten einen Einblick in 
die neuen Räumlichkeiten, die „Im 
Wendelrot 10“ entstanden sind. Ne-
ben der Möglichkeit zur Besichtigung 
dieser bundesweit vorbildgebenden 
Bildungseinrichtung im Bevölkerungs-
schutz gibt es zahlreiche Mitmachan-
gebote und Aktionsflächen. Das Team 
der Landesfeuerwehrschule freut sich, 
dass auch viele Organisationen aus 
der großen „Blaulichtfamilie“ ihre Ein-
satzmöglichkeiten darstellen werden 
und speziell für Kinder und Familien 
ein abwechslungsreiches Programm 
bieten. 
Los geht es ab 11:00 Uhr. Parkmög-
lichkeiten stehen im angrenzenden 
Gewerbegebiet zur Verfügung, und die 
Anbindung an den ÖPNV ist natürlich 
auch gegeben. Speisen und Getränke 
zu familienfreundlichen Preisen wer-
den an verschiedenen Stellen angebo-
ten. 
Ein Besuch lohnt sich in jedem Fall - 
für Helferinnen und Helfer im Bevölke-
rungsschutz, deren Familien und 
Freunde, aber auch alle anderen Inte-
ressierten sind herzlich eingeladen!  

Tag der offenen Tür am 15. Oktober 2017 an der Landesfeuerwehrschule 

(LFS) Diesen Termin sollten Sie sich schon mal notieren. So häufig kommt es nämlich nicht vor, dass die Landesfeuerwehrschule in 
Bruchsal die Öffentlichkeit zu einem Tag der offenen Tür einlädt. Das Team der Landesfeuerwehrschule bietet ein attraktives Pro-
gramm, ganz speziell für Kinder und Familien. Interessierte haben die Möglichkeit zur Besichtigung der Bildungseinrichtung. 

 Weitere Informationen mit dem detaillierten Programm in Kürze unter: 
 
https://www.facebook.com/LandesfeuerwehrschuleBW/ 

www.lfs-bw.de 

und in der nächsten Ausgabe des Infodienstes 

Landesfeuerwehrschule Baden-Württemberg, Im Wendelrot 10, 76646 Bruchsal 

https://www.facebook.com/LandesfeuerwehrschuleBW/�
http://www.lfs-bw.de�
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DRK Bundeswettbewerb 2017 mit erfolgreichen Mannschaften aus Baden-
Württemberg 

     DRK-Bereitschaft Baienfurt-Baindt gewinnt die Qualifikation zur DRK-Europameisterschaft in Erster Hilfe 

(ID) Die DRK-Bereitschaft Baienfurt-Baindt hat beim DRK-Bundeswettbewerb in Ibbenbüren die Qualifikation zur DRK-Europameister-
schaft gewonnen. Zwei weitere DRK-Gruppen aus dem Land haben sich hervorragend präsentiert. 

Jede der 17 teilnehmenden Gruppen 
beim Bundeswettbewerb ist Spitze. 
Haben sie doch zuvor als beste Rot-
kreuzgruppe auf Landesebene  ihre 
besondere Leistungsfähigkeit schon 
unter Beweis gestellt. So konnten am 
16. September 2017 die DRK-
Bereitschaft Zell im Wiesental für den 
Landesverband Badisches Rotes 
Kreuz, die DRK-Bereitschaft Baienfurt-
Baindt für den DRK Landesverband 
Baden-Württemberg und das Jugend-
rotkreuz Friedrichshafen in Ibbenbü-
ren ihr Können unter Beweis stellen. 
Allen herzlichen Glückwunsch.  
Die sechs Männer und Frauen aus 
Baienfurt-Baindt konnten sich neben 
dem vierten Platz im Bundeswettbe-
werb über einen besonderen Sieg freu-
en. Sie gingen in den für die Europäi-
schen Meisterschaften in Erster Hilfe  
"First Aide Convention Europe" (kurz 
FACE) relevanten Wettbewerbsteilen 

als Sieger hervor und werden das 
Deutsche Rote Kreuz bei der FACE 
2018, die voraussichtlich in Norwegen 
stattfinden wird, vertreten. Eine tolle 
Leistung - Chapeau! 
Die Abteilung 6 - Bevölkerungsschutz 
und Krisenmanagement gratuliert den 

Siegern und darüber hinaus aber auch 
allen DRK-Helferinnen und Helfern, die 
sich bei den Bereichsentscheiden und 
dem Landeswettbewerb 2017 gemes-
sen haben. Jeder musste hier seine 
Leistungsfähigkeit in unterschiedli-
chen Bereichen unter Beweis stellen. 

Die erfolgreichen DRK-Gruppen aus Baienfurt-Baindt, Zell im Wiesental und Friedrichshafen. 
Fotos: Martin Niemczyk, DRK Landesverband Westfalen-Lippe 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
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Die Bedeutung der Normungsarbeit im Feuerwehr-
wesen aus Sicht des Innenministeriums 

(ID) Das Deutsche Institut für Normung e.V. (DIN) feiert in diesem Jahr das 100-jährige 
Bestehen. Dieses Jubiläum gibt Anlass, die Normungsarbeit im Feuerwehrwesen zu be-
leuchten.  

Normen sind in unseren Industrielän-
dern nicht mehr wegzudenken. Sie 
stellen Regeln der Technik dar und 
dienen der  Vereinheitlichung eines 
Produktes, eines Systems oder eines 
Verfahrens. Mit dieser  Vereinheitli-
chung werden vor allem Kompatibili-
tät, Sicherung der Qualität, Wirtschaft-
lichkeit und Rechtssicherheit gewähr-
leistet. Die  standardisierten Anforde-
rungsbeschreibungen ermöglichen in 
vielen Fällen erst eine effektive und 
effiziente Verständigung zwischen Nut-
zer und Anbieter. Durch die Mitarbeit 
von Feuerwehrangehörigen in den Nor-
mengremien (Vertreter der öffentli-
chen Hand) kann erreicht werden, 
dass die  Akzeptanz für die Industrie-
produkte  im Feuerwehrbereich erhöht 
wird. 
Der Beschaffung normgerechter Aus-
stattung liegt das Gebot der Wirt-
schaftlichkeit zu Grunde. Nicht zuletzt 
deshalb können finanzielle Zuwendun-
gen des Landes für kommunale Be-
schaffungen nach der Verwaltungsvor-
schrift über die Zuwendungen im Feu-
erwehrwesen (VwV-Z-Feu) gewährt 

werden. Gleichzeitig wird über das 
Zuwendungsverfahren ein landeswei-
ter Standard geschaffen, der die Zu-
sammenarbeit mehrerer Gemeinde-
feuerwehren an Einsatzstellen nach  
einheitlichen technisch-taktischen 
Grundsätzen ermöglicht und darüber 
hinaus für die Ausbildung im Feuer-
wehrbereich eine unersetzliche ein-
heitliche Grundlage bildet.  
Für Normungsvorhaben im „Brand- 
und Katastrophenschutz“, „Vorbeu-
gender Brandschutz“ und der 
“Technischen Hilfeleistung“ ist der 
Fachnormenausschuss Feuerwehrwe-
sen (FNFW) im DIN zuständig. Als Teil 
des DIN kooperiert der FNFW mit wei-
teren Normenausschüssen, wie dem 
„Normenausschuss  Bauwesen 
(NABau)“ oder dem „Normen-
ausschuss Rettungsdienst und Kran-
kenhaus (NARK)“. Des Weiteren betei-
ligt sich der FNFW an europaweiten 
und internationalen Normungsvorha-
ben.  
Koordiniert durch einen Lenkungsaus-
schuss gliedert sich der FNFW in sechs 
Fachbereiche (FB):  

■ FB 01 – Handbetätigte Geräte 
für die Brandbekämpfung 

■ FB 02 – Brandmelde- und Feu-
eralarmanlagen 

■ FB 03 – Ortsfeste Brandbe-
kämpfungsanlagen 

■ FB 04 – Ausrüstung für die Feu-
erwehr 

■ FB 05 – Sicherheit und Schutz 
des Gemeinwesens 

■ FB 06 – elektrische Betriebs-
mittel 

 
Diese Fachbereiche untergliedern sich 
wiederum in Arbeitsausschüsse (AA), 
welche ein Themengebiet bearbeiten. 
Baden-Württemberg war schon immer 
in den Fachbereichen und Arbeitsaus-
schüssen sehr gut vertreten. Im Len-
kungsausschuss des FNFW (NA 031 
BR) stellt seit Jahrzehnten  der Leiter 
des  Feuerwehrreferates im Innenmi-
nisterium einen der  vier Ländervertre-
ter. Mitgewirkt haben in dieser Zeit  
die ehemaligen Landesbranddirekto-
ren Ulrich Kortt und Hermann 
Schröder sowie deren langjähriger 
Vertreter Rolf Schmid. Seit einem Jahr 

Helfende Hand: Jetzt für den Publikumspreis abstim-
men -  Drei Projekte aus Baden-Württemberg sind  
nominiert. 
15 Projekte hoffen auf Auszeichnung für ehrenamtliches Engage-
ment im Bevölkerungsschutz. 

(ID) Nachdem auch in diesem Jahr 
wieder zahlreiche Bewerbungen für 
den Förderpreis „Helfende Hand“ aus 
allen Teilen Deutschlands eingegan-
gen waren, hat die Jury die nun 15 
nominierten Projekte für die Endaus-
scheidung und für den Publikums-
preis bekannt gegeben. Darunter 
auch drei Projekte aus Baden-
Württemberg. 

 
Am 27. November 2017 werden die 
Preise im Bundesministerium des In-
nern durch Minister Thomas de      
Maizière verliehen. Wählen Sie Ihr 
Lieblingsprojekt beim Publikumspreis.  
Hier können Sie sich über die Projekte 
informieren und Ihre Stimme für Ihren 
Favoriten abgeben:  

http://www.helfende-hand-
foerderpreis.de/startseite/
abstimmen.html 
Mitmachen ist Ehrensache. Und am 
besten gleich abstimmen. 

Lesen Sie bitte weiter auf S. 3 

Rettungsgasse 
Geht doch! 
 
(ID) Ein positives Beispiel für die Ret-
tungsgasse. Fotografiert während der 
Anfahrt auf der A5 im Bereich Wein-
garten von Patrick Grünewald und 
von ihm dankenswerterweise zur 
Verfügung gestellt für den Infodienst.  

Und nicht vergessen: Nicht erst, 
wenn Sie vorne Rauch sehen und Sie 
hinter sich das Mehrklanghorn hören. 
Rettungsgasse immer SOFORT bei 
Staubildung freihalten! 

Foto: Patrick Grünewald 

http://www.helfende-hand-foerderpreis.de/startseite/abstimmen.html�
http://www.helfende-hand-foerderpreis.de/startseite/abstimmen.html�
http://www.helfende-hand-foerderpreis.de/startseite/abstimmen.html�
http://www.helfende-hand-foerderpreis.de/startseite/abstimmen.html�
http://www.helfende-hand-foerderpreis.de/startseite/abstimmen.html�
http://www.helfende-hand-foerderpreis.de/startseite/abstimmen.html�
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bekleidet  Landesbranddirektor Dr. 
Karsten Homrighausen diese Funkti-
on. 
 
In Arbeitsausschüssen innerhalb der 
Fachbereiche wird  die Facharbeit ge-
leistet. Der Arbeitsausschuss 02 
„Bauliche Anlagen und Einrichtun-
gen“ (NA 031-04-02 AA) ist traditionell 
baden-württembergisch geprägt. Hier  
wurde die DIN 14097 „Feuerwehr-
übungshäuser“ federführend von dem 
damals für das Bauwesen an der Lan-
desfeuerwehrschule zuständigen Mit-
arbeiter, Oberamtsrat Manfred 
Baumann, erarbeitet. Für die später 
entstandenen weiteren Teile der 
Norm, die sich mit gas- und holzbefeu-
erten Brandübungsanlagen beschäftig-
ten, konnte sich  Ministerialdirigent 
Hermann Schröder, seinerzeit Leiter 
der Landesfeuerwehrschule in Bruch-
sal, maßgeblich einbringen. Seit eini-
gen Jahren hat Bezirksbrandmeister 
Frieder Lieb, RP Stuttgart, den Vorsitz 
als sogenannter Obmann für den Ar-
beitsausschuss übernommen. 
 
Den Fachbereich 04 „Ausrüstung für 
die Feuerwehr“ (NA 031-04 FBR) leite-
te während seiner aktiven Dienstzeit 
der Leiter der Feuerwehr Freiburg, 
Leitender Branddirektor a.D. Gernot 
Schneider. 
 
In den Arbeitsausschüssen waren be-
ziehungsweise sind zurzeit tätig: 
■ NA 031-04-01 AA „Begriffe und 

Bildzeichen“: OBR Dr. Martin 
Reiter, LFS 

■ NA 031-04-05 AA „Feuer-
löschpumpen“: BD Christian 
Schwarze, BF Stuttgart 

■ NA 031-04-06 AA „Allgemeine 
Anforderungen an Löschfahr-

zeuge“: früher MR a.D. Rolf 
Schmid; heute MR Volker Velten 
– IM BW und Dipl.-Ing. Martin 
Leutzbach, Feuerwehrprüfstelle 
beim TÜV-Süd 

■ NA 031-04-07 AA „Sonstige 
Fahrzeuge“: BBM Jürgen Link, 
RP Karlsruhe 

■ NA 031-04-08 AA „Hubrettungs-
fahrzeuge“: BBM Adrian Wibel, 
RP Freiburg 

■ NA 031-06-01 AA „Elektrische 

Dominik Röske, der Vertreter des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und 
Energie (BMWi) stellte eine aktuell 
beschlossene Änderung des Telekom-
munikationsgesetzes dar. Voraussicht-
lich im Laufe des Jahres 2018 wird der 
telefonische Vermittlungsdienst für 
Personen mit Sprach- und Hörbehinde-
rung „jederzeit“ – also rund um die 
Uhr - erreichbar sein. Die betroffenen 
Personen können den Vermittlungs-

Aktuelle Entwicklungen beim barrierefreien Notruf 

(ID) Menschen mit Sprach- und Hörbehinderungen benötigen bei einem Notruf oft besondere Unterstützung. Bei der Ausweitung des 
telefonischen Vermittlungsdienstes für diese Personengruppe und der Entwicklung einer funktionalen „Notruf-App“ gibt es aktuell Fort-
schritte. Diese und verschiedene weitere Punkte standen auf der Tagesordnung der 80. Sitzung des AIuK (siehe Info-Box) in Düsseldorf.  

Betriebsmittel“: BOAR Michael 
Melioumis, LFS 

 

Allen gemeinsam war und ist die Moti-
vation und Überzeugung, einen kon-
struktiven Beitrag für den Erhalt der 
Leistungsfähigkeit sowie für die techni-
sche Weiterentwicklung unserer Feuer-
wehren zu leisten, und zwar über das 
normale Dienstgeschäft an ihrer 
Dienststelle hinaus. 

Eine Übersicht über die aktuellen Projekte der Arbeitsausschüsse im FNFW finden 
Sie auf der Internetseite  

http://www.din.de/de/mitwirken/normenausschuesse/fnfw/aktuelles  

oder unter diesem QR-Code:   
Tipp für die Arbeit mit Normen: 

NORM2GO ist 
eine kosten-
lose App für 
Android und 
iOS, die eine 
vor l iegende 
DIN-Norm auf Aktualität prüft. 

dienst via Internet oder App anrufen 
und über eine Videoverbindung ihr 
Anliegen in Gebärdensprache vorbrin-
gen. Der Vermittlungsdienst nimmt bei 
einem Notruf Kontakt mit der zuständi-
gen Leitstelle auf. Die Dolmetscher 
des Vermittlungsdienstes übersetzen 
die Gebärdensprache für die Leitstelle 
in Wort oder Schrift. 

Weiter berichtete Röske über den 

Sachstand zur Einführung einer Notruf-
App. Die wesentliche Herausforderung 
bei der Entwicklung einer funktionalen 
App ist das zielgerichtete Routing von 
Zusatzinformationen an die zuständige 
Leitstelle und die Eröffnung eines 
Kommunikationsweges, der die Barrie-
refreiheit so gut wie möglich gewähr-
leistet. Das Konzept sieht vor, dass 
der Anrufer nach der Eingabe weniger 
Grunddaten in einen textbasierten 

 
Seite  3  Infodienst  
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Landeshilfen für die Erdbebenopfer in Nepal erfolgreich eingesetzt 

Im April und Mai 2015 wurde Nepal 
von zwei starken Erdbeben erschüt-
tert. Es starben mehr als 9.000 Men-
schen und über 22.000 Menschen 
wurden verletzt. Die Beben zerstörten 
oder beschädigten über eine halbe 
Million Häuser. Die für diese Region 

typischen Gesundheitsposten erlitten 
hohe Schäden. Die Erdbeben gelten 
als die schwerste Katastrophe in der 
Geschichte Nepals. 

Unmittelbar nach dem Erdbeben sagte 
das Land Baden-Württemberg deshalb 
kurzfristig zu, gemeinnützigen und 
verlässlichen Hilfsorganisationen für 
Soforthi l fe und Wiederaufbau 
100.000 Euro zur Verfügung zu stel-
len. Das Innenministerium war vom 

Ministerrat beauftragt 
worden, Soforthil-
femaßnahmen bzw. 
nachhaltige Entwick-
lungsprojekte dafür 
auszuwählen. 

Über Malteser Interna-
tional wurden in Koor-
dination mit den nepa-
lesischen Behörden 
zwei Gesundheitspos-
ten für den Wiederauf-
bau ausgewählt. Bei-
de liegen in Regionen, 
die am stärksten von 
den Erdbeben betrof-
fen waren.  

In Zusammenarbeit 
mit nepalesischen 
Partnerorganisationen 

konnten die Gesundheitsposten in 
Pagretar (Region Sindhulpalchowk) 
und in Bhalche (Region Nuwakot) von 
Malteser International wieder errichtet 

(ID) Mit Unterstützung der Landesregierung konnte Malteser International zwei Gesundheitsstationen für ca. 25.800 Menschen in Ne-
pal wieder aufbauen. Feierlich wurden diese nun im Sommer übergeben.  

werden. Dabei wurden für diese Pro-
jekte 85.000 Euro der Landeshilfen 
eingesetzt. 

In den neuen Gebäuden befinden sich 
Räume für die Sprechstunde, Gebur-
ten, Sterilisierung, Wundbehandlung, 
ein Wartebereich, Lagerraum und 
Empfang. Zusätzlich gibt es ein Zim-
mer zur Übernachtung für eine Heb-
amme. Die Gebäude sind barrierefrei 
und verfügen über eine Rampe für 
Menschen mit Gehbehinderungen. Die 
Wasserversorgung wird durch einen 
Wassertank sichergestellt, eine Solar-
platte sorgt auch während Stromaus-
fall für die Versorgung mit Strom. 

Die Unterstützung der nepalesischen 

Chat mit der zuständigen Leitstelle 
eintreten kann. Da die Anwendung 
webbasiert ist, benötigt die Leitstelle 
dazu lediglich einen Internetzugang 
und einen gängigen Internetbrowser. 
Das BMWi hat den Beginn eines ca. 
siebenmonatigen Pilotprojektes im 
Herbst dieses Jahres angekündigt. Im 
Projekt ist auch eine praktische mo-
dellhafte Erprobung in verschiedenen 
Leitstellen für ca. zwei bis drei Monate 
vorgesehen.  
Hierzu hat das BMWi am 22. Septem-
ber eine Pressemitteilung veröffent-
licht: http://kurzelinks.de/8oku 

 
Was ist der AIuK? 

AIuK steht für Arbeitskreis Informations- und 
Kommunikationstechnik. Das Gremium arbeitet 
dem Arbeitskreis V „Feuerwehrange-
legenheiten, Rettungswesen, Katastrophen-
schutz und zivile Verteidigung“ der Ständigen 
Konferenz der Innenminister und –senatoren 
der Länder zu. Seine Aufgabe ist die Behand-
lung aktueller Themen der Informations- und 

Kommunikationstechnik der nichtpolizeilichen 
BOS.  

Der AIuK bewertet technische und rechtliche 
Neuerungen, nimmt fachliche Einschätzungen 
aktueller Entwicklungen vor und erarbeitet 
bundesweite Positionen zu Themen der Infor-
mations- und Kommunikationstechnik. Er setzt 
sich außerdem für eine praxisgerechte Umset-
zung von Regelwerken ein (vgl. Konformitätsbe-
wertung von Leitstellen im eCall-

Anerkennungsverfahren). 

Ein vergleichbares Gremium existiert auch im 
Bereich der Polizei. Der AIuK setzt sich aus 
Vertretern der Landes-Innenministerien und      
-senate, dem Bundesministerium des Innern 
und des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie zusammen. Als Vertreter des Ministeri-
ums für Inneres, Digitalisierung und Migration 
Baden-Württemberg wirkt Andreas Schmidt 
vom Referat 65 im AIuK mit. 

Gesundheitsposten Bhalche während des Baus 
Bildnachweis: RSDC/Malteser International  

Der Arbeitskreis Informations- und Kommunikationstechnik tagte zuletzt in Düsseldorf. 
In einer Sitzungspause stellten sich die Mitglieder dem Fotografen. 

Pagretar Gesundheitsposten nach der Fertigstellung  
Bildnachweis: Malteser International  

Lesen Sie bitte weiter auf S. 5 

http://kurzelinks.de/8oku�
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Behörden bei Ausschreibungen, 
Grundstücksprüfungen und Genehmi-
gungsverfahren wurde von Malteser 
International als durchweg positiv ge-
schildert. Große Herausforderungen 
für das Arbeiten vor Ort waren die Ent-
legenheit der Orte (Bhalche liegt in 

1.800 m Höhe), die schlechte Anbin-
dung und die häufigen Regenfälle so-
wie Erdrutschgefahren.  
Es gilt ein großer Dank an dieser Stelle 
Malteser International für ihren Ein-
satz im Erdbebengebiet, durch wel-
chen der Wiederaufbau der beiden 
Gesundheitsposten in Pagretar und 
Bhalche möglich wurde und die Bevöl-

Wassertank und Solarplatte  
Bildnachweis: Malteser International  kerung von sieben Dörfern wieder Zu-

gang zu medizinischen Leistungen in 
einer sicheren Umgebung hat.  
Die übrigen Mittel der Landeshilfe für 
Nepal gingen mit 10.000 Euro an ein 
vom nepalesischen Honorarkonsulat 
eingerichtetes Spendenkonto sowie 
mit 5.000 Euro an eine Privatinitiative. 

Baden-Württemberg hat für Soforthilfe und Wiederauf-
bau 100.000 Euro bereitgestellt.  

Bildnachweis: Malteser International  

Am 22. September endete der diesjäh-
rige Führungslehrgang II im Rahmen 
der Ausbildung zum höheren feuer-
wehrtechnischen Dienst an der Lan-
desfeuerwehrschule. Insgesamt 56 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus 
dem gesamten Bundesgebiet lernten 
die Grundlagen des Vorbeugenden 
Brandschutzes kennen, bearbeiteten 
komplexe Aufgabenstellungen im The-
menbereich der Methodik und Didak-
tik und erweiterten Ihre Kompetenzen 

Rekordbeteiligung am Führungslehrgang II 
(LFS) Mit einer Rekordbeteiligung fand der diesjährige Führungslehrgang II für den höheren feuerwehrtechnischen Dienst an der Lan-
desfeuerwehrschule statt. 

in der Leitung von Einsätzen bei Groß-
schadenlagen. Eine anstrengende 
aber auch interessante Fortbildung in 
der modular aufgebauten Aus- bzw. 
Fortbildung zum höheren feuerwehr-
technischen Dienst. Dieses Jahr mit 
einer Rekordteilnehmerzahl. 
Die Landesfeuerwehrschule wünscht 
allen Brandreferendarinnen und –
referendaren sowie den Aufstiegsbe-
amten weiterhin einen guten Zusam-
menhalt in der Gruppe und viel Erfolg 

Die Lehrgangsteilnehmerinnen und –teilnehmer  trafen sich zum gemeinsamen Abschlussbild. 
Bild: LFS 

bei den nächsten Ausbildungsab-
schnitten sowie der Laufbahnprüfung 
im März 2018.  
Bei Interesse an einer Laufbahnausbil-
dung im höheren feuerwehrtechni-
schen Dienst steht Ihnen die Schullei-
tung der Landesfeuerwehrschule ger-
ne zur Verfügung.  
Weitere Informationen zu Vorausset-
zungen, Bewerbung und Ablauf der 
Ausbildung sind auch zu finden unter: 
www.igbref.de. 

Feierliche Übergabe und Eröffnungsfeier 
Bildnachweis: Malteser International  

http://www.igbref.de�
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Ein Jahr Warn-App NINA in Baden-Württemberg 
(ID) Seit einem Jahr setzt Baden-Württemberg die Warn-App NINA zur amtlichen Warnung vor Gefahren ein. Der Roll-out der webbasier-
ten MoWaS-Systeme in den Stadt- und Landkreisen ermöglicht zukünftig eine noch schnellere und medienbruchfreie Warnung der Be-
völkerung bei Gefahrenlagen. 

mittels MoWaS erfolgreich eine bun-
desweite Warnmeldung umgesetzt und 
so einen maßgeblichen Beitrag zur 
zielgerichteten Bevölkerungswarnung 
geleistet haben. 

Mehr als zwei Millionen Menschen 
nutzen bundesweit inzwischen die 
Warn-App NINA. Etwa 400.000 Mal 
wurden Orte in Baden-Württemberg 
hinzugefügt, um dort bei Gefahrenla-
gen gewarnt zu werden. Mit deutlich 
steigender Tendenz: Vor einem Jahr 
lag die Zahl der aktiven Nutzer bei 
knapp einer Million; in rund 180.000 
Fällen hatten Nutzer eingestellt, dass 
sie Warnungen für einen Ort in Baden-
Württemberg empfangen möchten.  

Gemeinsam arbeiten Bund und Länder 
an der ständigen Fortentwicklung des 
Systems. Auf Fax- oder E-Mail-
Anforderung der zuständigen Behörde 
hin lösen bislang das Lagezentrum der 
Landesregierung bzw. die Feuerwehr 
Reutlingen entsprechende Warnmel-
dungen aus. Dort stehen die beiden 
MoWaS-Sende- und Empfangsstatio-
nen des Landes. Um den Meldeweg 
abzukürzen, wurde vom Bund in Zu-
sammenarbeit mit den Ländern eine 
ergänzende, webbasierte MoWaS-
Oberfläche entwickelt, die ab Oktober 
2017 im Rahmen einer Testphase für 
die Integrierten Leitstellen bei den 
Stadt- und Landkreisen freigeschaltet 
wird. Damit können die Warnmeldun-
gen dann direkt in den Leitstellen in 
das System eingeben werden und 

Seit einem Jahr setzt Baden-
Württemberg zur amtlichen Warnung 
der Bevölkerung landesweit erfolgreich 
auf das im gesamten Bundesgebiet 
verfügbare satellitengestützte modula-
re Warnsystem MoWaS des Bundes. 
Mit dem System wird unter anderem 
d ie  Warn-App NINA (Not fa l l -
Informations- und Nachrichten-App) 
des Bundesamts für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe ausge-
löst. NINA ist die einzige App, die flä-
chendeckend in ganz Baden-
Württemberg von den zuständigen 
Behörden der Gemeinden, Städte, 
Kreise und des Landes zur amtlichen 
Warnung eingesetzt werden kann.  
In der Bilanz des ersten Jahres zeigt 
sich deutlich der Sicherheitsgewinn für 
die Menschen in Baden-Württemberg. 
Seit dem Start am 7. Oktober 2016 
sind 30 Warnmeldungen über MoWaS 
abgesetzt worden. Gewarnt wurde bei-
spielsweise bei Bränden, Gefahrstoff-
austritten, Bombenfunden oder Trink-
wasserverunreinigungen. Besonders 
zu erwähnen ist eine überregionale 
Lebensmittelerpressung, bei der die 
baden-württembergischen Behörden 

müssen lediglich durch eine MoWaS-
Sende- und Empfangsstation freigege-
ben werden. Die Eingabe erfolgt somit 
medienbruchfrei und damit deutlich 
einfacher und schneller. In der jetzt 
beginnenden Testphase, die bis zum 
30. September 2019 läuft, können die 
Kreise kostenlos mit einer sogenann-
ten MoWaS vS/E-Station (vorla-
generstellendes Sende- und Emp-
fangssystem) ausgestattet werden. 29 
baden-württembergische Stadt- und 
Landkreise haben ihre Teilnahme an 
der Testphase zugesagt und werden 
jetzt nach einer entsprechenden Ein-
führung an das MoWaS-System ange-
bunden. 
NINA kann Leben retten. Helfen Sie 
bitte mit, dass NINA noch bekannter 
wird. Zum Beispiel durch Veröffentli-
chungen in Gemeindeblättern und 
anderen Publikationen. Dafür haben 
wir Ihnen auf der Homepage des Mi-
nisteriums für Inneres, Digitalisierung 
und Migration Baden-Württemberg ein 
Medienpaket, bestehend aus Info-
Flyer, Anzeigentext, Plakat und 
Spaltenfüller zum Download zusam-
mengestellt. Sie finden es unter fol-
gender Adresse: https://im.baden-
wuerttemberg.de/de/sicherheit/
warnung-der-bevoelkerung/. 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
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Willi Dongus in den Ruhestand verabschiedet  

(ID) Der langjährige Geschäftsführer des Landesfeuerwehrverbandes Baden-
Württemberg Willi Dongus ist bei einer Feierstunde in der Gärtringer Schwarzwaldhalle 
in den Ruhestand verabschiedet worden. 

Am 22. September 2017 wur-
de der langjährige Geschäfts-
führer des Landesfeuerwehr-
verbandes Baden-Württem-
berg, Willi Dongus, in den 
Ruhestand verabschiedet. Im 
Rahmen einer feierlichen 
Veranstaltung in der Gärtrin-
ger Schwarzwaldhalle waren 
unter anderem hochrangige 
Vertreter der Feuerwehren 
sowie Repräsentanten aus 
Politik, Verwaltung und Wirt-
schaft zugegen. Die Landes-
verwaltung war durch Ministe-
rialdirigent Prof. Hermann 
Schröder, Landesbranddirektor Dr. 
Karsten Homrighausen sowie den 
Leiter der Landesfeuerwehrschule 
Thomas Egelhaaf und die vier Be-
zirksbrandmeister Frieder Lieb, Jür-
gen Link, Siegfried Hollstein und 
Adrian Wibel vertreten. 

Prof. Schröder bescheinigte dem 

scheidenden Geschäftsführer, Spuren 
im Landesfeuerwehrverband hinterlas-
sen und sein hohes Engagement in 
den 38 Jahren seiner Tätigkeit immer 
zum Wohle der Feuerwehren einge-
setzt zu haben. 

Nachfolger von Willi Dongus ist der 
Böblinger Gerd Zimmermann. 

Der Leiter der Abteilung 6 – Ministerialdirigent Prof. Hermann 
Schröder (re.) und Landesbranddirektor Dr. Karsten Homrighausen (li.) 

verabschieden den langjährigen Geschäftsführer des Landesfeuer-
wehrverbandes Baden-Württemberg Willi Dongus. 

Herzlichen Glückwunsch 
(ID) Die Landesdirektorin der Bereitschaften des 
DRK-Landesverbands Baden-Württemberg, Renate 
Kottke, feierte am 18. September ihren 70. Ge-
burtstag. Referatsleiter Stefan Gläser überbrachte 
bei der vom Landesverband ausgerichteten Feier-
stunde die Glückwünsche des Ministeriums für 
Inneres, Digitalisierung und Migration und würdigte 
die Jubilarin für ihr langjähriges Wirken und ihre 
zahlreichen Verdienste für das gute und vertrau-
ensvolle Miteinander im Bevölkerungsschutz. 

Auf Einladung des Behördenspiegels 
nahm Hans Springer am 13. Europä-
ischen Katastrophenschutzkongress 
in Berlin teil. Unter Leitung und Mo-
deration von Jens Naumann vom 
BBK berichtete er über die planeri-
schen Herausforderungen von Mas-
senevakuierungen am Beispiel eines 
KKW-Unfalls. Dabei lag der Schwer-
punkt auf der von der Innenminister-
konferenz zur Anwendung im Kata-
strophenschutz beschlossenen Rah-
menempfehlung für die Planung und 
Durchführung von Evakuierungs-

13. Europäischer Katastrophenschutzkongress in Berlin 
(ID) In Berlin fand am 19. und 20. September der 13. Europäische Katastrophenschutzkongress statt. Im Fachforum A1 – Großräumige 
Evakuierungen berichtet Hans Springer vom Referat Katastrophenschutz des Innenministeriums über die planerischen Herausforderun-
gen von Massenevakuierungen am Beispiel eines KKW-Unfalls. 

maßnahmen einschließlich der Evaku-
ierung für eine erweiterte Region.  

Weiterer Input zu diesem komplexen 
Themenfeld kam von Dr. Stefano 
Bruno vom Schweizer Bundesamt für 
Bevölkerungsschutz, der einen Über-
blick zu den Planungen großräumiger 
Evakuierungen in unserem Nachbar-
land gab. Interessante Einblicke in das 
internationale Normungswesen ge-
währte Professor Duncan Shaw von 
der University of Manchester, der über 
die Entwicklung und die Ziele des ISO-

Plakat  Quelle: BBK 

Prof. Dr.-Ing. Harald Müller und Prof. Hermann 
Schröder vor der Büste des badischen Ingenieurs 
Johann Gottfried Tulla, der im 19. Jahrhundert die 

Rheinbegradigung durchführte. 

Bestellung zum Professor 

(ID) Der Präsident des Karlsruher 
Instituts für Technologie KIT – vor-
mals Technische Universität Karlsru-
he – Prof. Dr.-Ing. Holger Hanselka 
hat mit Wirkung vom 10. August 
2017 den Leiter der Abteilung 6 
„Bevölkerungsschutz und Krisenma-
nagement“ und ehemaligen Landes-
branddirektor, Hermann Schröder, 
zum Honorarprofessor des KIT be-
stellt. 
 
Hochschulen können nach § 55 Lan-
deshochschulgesetz Personen zu 
Honorarprofessoren ernennen, wenn 
diese hervorragende fachbezogene 
Leistungen in der beruflichen, wis-
senschaftlichen oder künstlerischen 
Praxis und die pädagogische Eignung 
nachweisen. Hermann Schröder lehrt 
am Institut für Massivbau und Bau-
stofftechnologie des KIT bei Prof Dr.-
Ing. Harald Müller „Praktischen 
Brandschutz“.  
Wir gratulieren unserem Abteilungs-
leiter und neu bestellten Professor 
sehr herzlich. 
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Fünfte Sitzung der Lenkungsgruppe Leitstellenstruktur 
Diskussion der vorgeschlagenen Eckpunkte — Einrichtung der Fachgruppe Workflow beschlossen  

(ID) Erstmals hat die Lenkungsgruppe im Projekt Leitstellenstruktur die zur Diskussion gestellten Eckpunkte künftiger Leitstellen erör-
tert. Die Lenkungsgruppe hat die Einrichtung der Fachgruppe „Workflow“ beschlossen. 

Standards 22315 – Sicherheit und 
Schutz des Gemeinwesens – Massene-
vakuierung und die daraus resultieren-
den Ergebnisse für die planenden Be-
hörden referierte. Abschließend stellte 
Professor Dr. Stefan Ruzika von der 
Technischen Universität Kaiserslautern 
Ergebnisse aus dem Forschungsprojekt 

zur mathematischen Modellierung und 
Optimierung bei der Evakuierung des 
Umfelds kerntechnischer Anlagen vor. 
Dabei konnte er überzeugend und an-
schaulich darlegen, dass die Evakuie-
rung eines vorgeplanten Bereichs 
rechnerisch, unter Berücksichtigung 
festgelegter Parameter, in einem vor-

gegebenen Zeitfenster durchführbar 
ist.  

Die Rahmenempfehlung Evakuierungs-
planung finden Sie unter folgendem 
Link auf der Internetseite des BBK:  
http://kurzelinks.de/7mko. 

Die Lenkungsgruppe des Projektes Leit-
stellenstruktur traf sich unter Vorsitz 
von Ministerialdirigent Prof. Hermann 
Schröder am 21. Oktober 2017 im Mi-
nisterium für Inneres, Digitalisierung 
und Migration zu ihrer fünften Sitzung. 
Im Mittelpunkt der Beratung stand die 
Erörterung von Eckpunkten, die auf 
Grundlage der Aufgabensteckbriefe und 
unter Einbeziehung technischer und 
organisatorischer Aspekte und zugehöri-
ger Prozesse erarbeitet wurden. 

Zuvor präsentierten das Forschungs-
zentrum Informatik (FZI) aus Karlsruhe 
und das Beratungsunternehmen Be-
raSys GmbH aus Ettlingen gemeinsam 
die Studie zu Entwicklungsperspektiven 
Integrierter Leitstellen in Baden-

Württemberg zu Qualität und Wirtschaft-
lichkeit. Das FZI und BeraSys haben von 
2011 bis 2014 im Auftrag des DRK 
Kreisverbandes Emmendingen und des 
Landkreises Emmendingen die Entwick-
lungsperspektiven Integrierter Leitstel-
len  am Beispiel Emmendingen unter-
sucht. In der sich anschließenden Dis-
kussion haben die Lenkungsgruppen-

mitglieder die Erkenntnisse aus der 
Studie, insbesondere die Bewertungs-
kriterien für die Leitstellentätigkeit, die 
Ausbildung der Disponenten und die 

bessere Vernetzung der 
Leitstellen erörtert.  

Unter dem Tagesord-
nungspunkt 3 wurden die 
auf der Grundlage der 
Aufgabensteckbriefe und 
unter Einbeziehung tech-
nischer und organisatori-
scher Aspekte und zuge-
höriger Prozesse entwi-
ckelten Vorschläge zu den 
Eckpunkten einer Leitstel-
lenstruktur vorgestellt und 
erörtert.  

Die Eckpunkte bilden die Grundlage 
für die weitere Projektarbeit und wer-
den nun im Projektverlauf weiter aus-
gearbeitet. Während bei einer Vielzahl 
der vorgetragenen Eckpunkte, wie zum 
Beispiel Redundanzen, Vorgaben zur 
Sicherheit (Cyberangriffe etc.) und Leit-
stellen mit Sonderaufgaben bei Groß-
schadenlagen eine grundsätzliche Eini-

Frau Völker-Stahl von BeraSys und Herr Dr. Rashid vom FZI präsentieren ihre 
gemeinsame Studie. 

gung erzielt werden konnte, besteht 
bei der inhaltlichen Ausgestaltung ein-
zelner Punkte weiterer Diskussionsbe-
darf.  

Bei der Erörterung des vorgeschlage-
nen Eckpunktes Aufteilung in Funktio-
nen innerhalb der Leitstelle (Calltaker, 
Dispatcher, Lagedienstführer, Admi-
nistrator) kam die Lenkungsgruppe 
überein, den Punkt Funktionsauftei-
lung in Calltaker und Dispatcher in 
einer Fachgruppe zu vertiefen, und hat 
die Einrichtung der Fachgruppe Work-
flow beschlossen. Sie soll sich mit der 
Frage befassen, wie die in den Leitstel-
len eingehenden Anrufe zielgerichtet 
angenommen, verarbeitet und in den 
Folgeprozess eingespeist werden sol-
len.  
Die in der Lenkungsgruppe vertrete-
nen Organisationen entsenden hierzu 
Teilnehmer für die Fachgruppe, insbe-
sondere Personen mit Berufserfahrung 
in der Leitstellentätigkeit. Die Fach-
gruppe Workflow tagt am 10. Oktober 
2017. 

Ein Blick in die Tagungsrunde. 

  Studie präsentiert 

  Eckpunkte diskutiert 

   Einrichtung einer Fachgruppe be-
schlossen 

  

  

http://kurzelinks.de/7mko�
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„In Krisen Köpfe UND VERFAHREN kennen“ 
Die für den Bevölkerungsschutz und das Krisenmanagement zuständigen Abteilungen aus BW und NRW im 
konstruktiven Austausch 

(ID) Zum Meinungsaustausch trafen sich die für die Stabsarbeit zuständigen Kolleginnen und Kollegen des Ministeriums für Inneres, 
Digitalisierung und Migration mit ihren Kolleginnen und Kollegen aus Nordrhein-Westfalen in Stuttgart. Auf der Tagesordnung stand 
auch die Besichtigung der Lageräume im Landeslagezentrum. 
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Nichts ist so gut, dass es nicht noch 
verbessert werden könnte. Dies gilt für 
das bisher schon gute Miteinander 
zwischen den Kolleginnen und Kolle-
gen aus dem nordrhein-westfälischen 
und dem baden-württembergischen 
Innenministerium. So trafen sich die 
nordrhein-westfälische Abteilungsleite-
rin, Cornelia de la Chevallerie, und 

Abteilungsleiter Prof. Hermann 
Schröder mit den für die Stabsarbeit 
zuständigen Kolleginnen und Kollegen 
der beiden Abteilungen zum best-
practice-Austausch.  

Neben dem Besuch des Lagezentrums 
der Landesregierung in Stuttgart stan-
den aktuelle Themen auf der Tages-

ordnung: Wie binden wir die Öffentlich-
keit und die Sozialen Medien in die 
Stabsarbeit ein? Wie stellen wir die 
länderübergreifende und die landesin-
terne Kommunikation der Verwaltun-
gen auch bei einem großflächigen Aus-
fall der IuK-Infrastruktur sicher? Wie 
sind Zugangsberechtigungen in den 
Verwaltungsstabsbereichen geregelt? 

Bei seinem Besuch in Bruchsal zeigte 
sich Staatssekretär Martin Jäger be-
eindruckt von der hohen Qualität der 
dort gelebten Ausbildung und Lehre. 
„Wir müssen als Landesregierung alles 
daran setzen, dass wir auch zukünftig 
die bei der Feuerwehr, den Hilfsorgani-
sationen und dem THW tätigen Män-
nern und Frauen die bestmögliche 
Ausbildung zuteil werden lassen, die 
sie bei ihrer ebenso schwierigen wie 
oft auch gefährlichen Arbeit brau-
chen“, so Staatssekretär Jäger. „Alle 
im Bevölkerungsschutz Mitwirkenden 
sind Garant für die Sicherheit der Bür-
gerinnen und Bürger in unserem Land. 
Sie sind Spiegelbild und Vorbild zu-
gleich für eine funktionierende Symbi-
ose zwischen bürgerlichem Engage-
ment und staatlicher Fürsorge.“ Damit 
brachte der Staatssekretär seine 
Hochachtung und seinen Dank sowohl 
für die rund 500.000 Helferinnen und 
Helfer im Bevölkerungsschutz als auch 
für das 100 Köpfe starke Team an der 
Landesfeuerwehrschule zum Aus-
druck.  
Beeindruckt zeigte sich der Staatssek-
retär von den multifunktionalen Räu-
men und den im Gebäude verteilten 
Lerninseln; denn diese Lerninseln ste-
hen im besonderen Maße für ein zeit-
gemäßes didaktisches Konzept. Gera-
de eine zeit- und zielgruppengerechte 
Ausbildung, aber auch die Möglichkeit 
in kleinen Gruppen Lerninhalte selbst 
zu erarbeiten sind wesentliche Garan-
ten für einen nachhaltigen Erfolg. 
Der Leiter der Landesfeuerwehrschule, 
Leitender Branddirektor Thomas Egel-

Staatssekretär Martin Jäger informierte sich an der Landesfeuerwehrschule 

(ID) Stillstand ist Rückschritt; dass dies auch zukünftig nicht für die Landesfeuerwehrschule und die dort angegliederte Akademie für 
Gefahrenabwehr in Bruchsal gilt, muss Selbstverständnis unseres politischen Handelns für die Feuerwehren und den gesamten Bevöl-
kerungsschutz in Baden-Württemberg sein. 

haaf, verstand es hervorragend beim  
Durchgang durch die neuen Räumlich-
keiten die Verbindung von baulicher 
Konzeption mit didaktischem Konzept 
herzustellen. Man spürte, welch Enga-
gement und welch Sachverstand not-
wendig gewesen sein mussten, um die 
„neue Landesfeuerwehrschule“ zu 
errichten. Übrigens ein Bauprojekt, 
dass sowohl zeitlich als auch vom Fi-
nanzvolumen mit einer Punktlandung 
realisiert wurde. 
Staatssekretär Jäger interessierte sich 
bei seinem Besuch an der LFS beson-
ders auch für anstehende Herausfor-
derungen an die Ausbildung und die 

Organisation der Feuerwehren. In kon-
struktiver Runde mit seinem Abtei-
lungsleiter, Prof. Hermann Schröder, 
dem Landesbranddirektor Dr. Karsten 
Homrighausen und dem Schulleiter 
Thomas Egelhaaf ließ sich der Staats-
sekretär unter anderem über die Aus-
lastung und den Ausbildungsbedarf 
der Landesfeuerwehrschule, die Nach-
wuchsgewinnung bei Freiwilligen und 
Berufsfeuerwehren, die anstehenden 
Änderungen in der Verwaltungsvor-
schrift Feuerwehrausbildung und die 
Absicherung von Feuerwehrangehöri-
gen bei Unfällen im Feuerwehrdienst 
informieren. 

v.l.n.r. Schulleiter Thomas Egelhaaf, Landesbranddirektor Dr. Karsten Homrighausen und Staatssekretär Martin Jäger. 
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Gemeinsame Katastrophenschutzübung des Ministeriums für Inneres, Digitalisie-
rung und Migration, der Regierungspräsidien Stuttgart und Tübingen sowie dreizehn 
Stadt- und Landkreisen  

(RPS / RPT) Flächenbrände, Hochwasser oder andere Großschadenlagen machen vor Grenzen und Zuständigkeiten nicht Halt und er-
fordern das Zusammenwirken vieler Behörden und Einheiten des Katastrophenschutzes aus unterschiedlichen Hilfsorganisationen. 
Daher haben die Regierungspräsidien Stuttgart und Tübingen gemeinsam mit dem Innenministerium sowie dreizehn Stadt- und Land-
kreisen die Katastrophenschutzübung „Heißer Süden“ geplant.  

Die Übung gliedert sich in einen Stabs-
rahmenübungsanteil am Freitag, den 
13. Oktober, sowie einen Vollübungs-
anteil am Samstag, den 14. Oktober.  

Als fiktiver Rahmen dieser Übung wird 
eine langanhaltende Hitzewelle mit 
Temperaturen von über 40° Celsius 
angenommen. Ausgehend davon 
kommt es zu lokalen Stromausfällen, 
Trinkwasserknappheit, gesundheitli-
chen Problemen bei Mensch und Tier 
sowie zu einer großflächigen Wald-
brandlage.  

Stabsrahmenübung 

In Folge der Hitze sinken die Wasser-
stände, es kommt zu Engpässen bei 
der Trinkwasserversorgung. Die Küh-
lung der Kraftwerke über Flüsse funkti-
oniert nur noch eingeschränkt, die 
Stromversorgung bricht in Teilen zu-
sammen. Durch trockene Böden bil-
den sich Risse in Gebäuden und Stra-
ßen. Bei Unfällen mit Tankzügen und 
in Störfallbetrieben werden gefährliche 
Stoffe und Güter freigesetzt und be-

drohen Menschen und Umwelt. 
Der Übungsschwerpunkt für die Ver-
waltungsstäbe liegt hier insbesondere 
in der Zusammenarbeit über Verwal-
tungsebenen hinweg. 

Erstmalig wird auf Ebene der Regie-
rungspräsidien eine gemeinsame 
Übungssteuerung mit Vertretern der 
Verwaltungsstabsbereiche beider Be-
hörden eingesetzt.  

Vollübungsanteil 

Im Naturpark Schönbuch wird ein 
großflächiger Waldbrand angenom-
men, der mit Realfeuer an mehreren 
Stellen dargestellt wird. Im Waldgebiet 
müssen noch Personen gesucht und 
aus unwegsamem Gelände gerettet 
werden. Nahezu zeitgleich ereignen 
sich ein Busunfall, eine Gasflaschen-
explosion in einem Zeltlager und ein 
Verkehrsunfall in einer Menschenmen-
ge. Weiterhin kentert ein Boot mit 
mehreren Insassen und in einer Ju-
genddisco ereignet sich ein Rauchgas-
unfall. Übungsschwerpunkt ist hier die 

kreisübergreifende Zusammenarbeit 
von Einsatzkräften unterschiedlicher 
Hilfsorganisationen. 

Zahlen und Fakten 

■ Zehn Einsatzstellen 

■ 350 Einsatzfahrzeuge 

■ 20 km Löschwasserleitung 

■ 2.300 Einsatzkräfte 

■ 200 Verletztendarsteller 

■ Zehn Verwaltungsstäbe 

■ 16 Katastrophenschutzbehör-
den 

Die Einsatzstellen sind für nicht üben-
de Personen nicht anfahrbar, so dass 
ein Mitverfolgen der Übungsteile für 
die Öffentlichkeit nicht vorgesehen ist. 
Weiterhin bitten wir von Besuchen der 
Schadenstellen abzusehen. Aus Si-
cherheitsgründen ist es zwingend er-
forderlich, die Absperrungen zu beach-
ten und die Zufahrtswege freizuhalten. 
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Kolleginnen und Kollegen aus Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg bei der gemeinsamen Besichtigung der Lageräume im Landeslagezentrum. 

Welche rechtlichen Wirkungen haben 
Entscheidungen des interministeriel-
len Verwaltungsstabes unter dem 
Blickwinkel der Ressortzuständigkeit?  

Zahlreiche Hinweise und Informatio-
nen konnten im offenen Dialog ausge-
tauscht werden und sollen im weiteren 
Dialog vertieft werden. Alle Beteiligten 

waren sich darüber einig, dass in wei-
teren Treffen der hier begonnene, kon-
struktive Dialog fortgesetzt werden 
soll. 
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Einladung zum Tag der offenen Tür an der Landesfeuerwehrschule 
(ID) Die Landesfeuerwehrschule Baden-Württemberg öffnet die Tore für die Öffentlichkeit. Am Sonntag, dem 15. Oktober 2017, können 
Jung und Alt beim Tag der offenen Tür einen Blick hinter die Kulissen der modernen Bildungseinrichtung in Bruchsal werfen. Für die 
Besucherinnen und Besucher ist ein buntes Programm vorbereitet. Spiel und Spaß kommen dabei auch nicht zu kurz. 

Im April hat die Landesfeuerwehrschu-
le (LFS) ihr neues Domizil auf dem 
Gelände der bisherigen Feuerwehr-
Übungsanlage „Im Wendelrot“ bezo-
gen. Mit der Einweihung am 25. Juli 
wurde die neue Landesfeuerwehrschu-
le offiziell ihrer Bestimmung überge-
ben. 
Jetzt, da jeder der rund 100 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, die Fahrzeu-
ge und die Ausrüstungsgegenstände 
ihr Plätzchen gefunden haben, ist es 
an der Zeit, den tollen Neubau der 
Öffentlichkeit vorzustellen. Dazu öffnet 
die Landesfeuerwehrschule am Sonn-
tag, dem 15. Oktober 2017, von 11.00 
Uhr bis 17.00 Uhr die Tore zu einem 
Tag der offenen Tür. 

Wir laden ein zu einem Rundgang 
durch die Neubauten, gewähren Einbli-
cke in die vielfältigen Aufgaben der 
Landesfeuerwehrschule und möchten 
Ihnen schon jetzt die Landesfeuer-
wehrschule etwas näher vorstellen. 

Die LFS ist die zentrale Aus- und Fort-
bildungseinrichtung der Feuerwehren 
im Land. Gemeinsam mit der Akade-
mie für Gefahrenabwehr deckt sie in 
rund 70 Lehrgängen und Seminaren 
Themen der Feuerwehr- und Katastro-
phenschutzausbildung ab. Jährlich 
werden mehr als 6.500 Fach- und Füh-
rungskräfte geschult.  
Nach den Worten von Innenminister 
Thomas Strobl anlässlich der offiziel-
len Eröffnung, hat die Schule eine gro-
ße Bedeutung für die Sicherheitsarchi-
tektur im Land und ist ein einzigarti-
ges, über die Landesgrenzen hinaus 
bekanntes Kompetenzzentrum. Die 
neuen Gebäude für Schulung, Unter-
kunft und Verpflegung bieten mit den 
zusätzlichen 10.000 Quadratmetern 
viel Platz. 
Theoretische Aus- und Fortbildung, 
unterrichtet von 41 Ausbilderinnen 
und Ausbildern, finden in den 21 Lern-
räumen statt, die wir Ihnen gerne zei-
gen wollen. Daneben stehen spezielle 
Übungsräume (z.B. Strahlenschutz-
Übungs-anlage, Chemie-Labor oder der 
Interlab-Schulungsraum) zur Besichti-
gung offen. Ob bei technikorientierten 
oder Laufbahnlehrgängen, Fortbil-
dungsseminaren oder Sonderveran-
staltungen – jede Ausbilderin und je-
der Ausbilder ist auf seinem Gebiet ein 
ausgewiesener Experte. 

Neben guten Lehrkräften ist für eine 
gute Ausbildung auch jede Menge 
Technik notwendig. Rund 40 Feuer-
wehrfahrzeuge verschiedenster Typen 
stehen zur Verfügung. Hochmodern 
ausgestattete Lernräume und eine 
Reihe von Fachräumen bieten beste 
Voraussetzungen für die  Praxisausbil-
dung. Medienoptimierte Planübungs-

räume dienen der Taktikschulung. 
Eine spezielle Simulationssoftware für 
Führungskräfte sorgt im so genannten 
„Interlab“ für eine Übungsumgebung 
mit Erfahrungen für die spätere Praxis. 
Im Gefahrstoff- und Strahlenschutzla-
bor wird hautnah das Gefühl für Ge-
fahren, Messgeräte und Schutzklei-
dung vermittelt. Die Demonstrations-
anlage für den vorbeugenden Brand-
schutz lässt Löschanlagen erleben und 
gibt einen Eindruck in die brandschutz-
technisch wichtigen Komponenten 
eines Gebäudes; in der Lehrleitstelle 
wird Ausbildung zur Wirklichkeit. Ein 
wichtiger Teil der praxisnahen Ausbil-
dung ist die moderne Übungsanlage, 
die den neuesten feuerwehrtechni-
schen und didaktischen Erkenntnissen 
entspricht. Mittelpunkt der Übungsan-
lage ist die Übungshalle für eine ganz-
jährige witterungsunabhängige Ausbil-
dung. 

Auf der Grundlage von klaren Zielvor-
stellungen unterliegen die methodi-
schen und didaktischen Grundlagen 
der Feuerwehrausbildung seit Jahren 
einem konsequenten Wandel und wer-
den stetig aktualisiert. Dabei verfolgt 
die LFS als Kompetenzzentrum der 
Feuerwehren sehr aufmerksam die 
sich ständig verändernden Bildungsin-
halte des Feuerwehrwesens. Genauso 
intensiv setzt sie sich mit den aus For-
schung und Wissenschaft immer kon-
kreter werdenden Grundlagen und 
Erkenntnissen zeitgemäßer Erwachse-
nenbildung auseinander. Die rich-
tungsweisende methodisch-didak-
tische Ausrichtung betont die Schule 
als Lernraum, in dem die Angehörigen 
der Feuerwehren unter Anleitung der 
Ausbildungskräfte die notwendigen 

  Jede Menge Technik   

  Die LFS in Zahlen, Daten, Fakten   

  Feuerwehrausbildung im Wandel   
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Kenntnisse und wichtigen Erfahrungen 
für ihre zukünftige Funktion als Füh-
rungskraft sammeln können. „Lehren 
und Unterrichten“ im Sinn von 
„belehren“ weicht bewusst der Bereit-
stellung exemplarisch ausgesuchter 
und gezielt arrangierter Lernsituatio-
nen. Das Lernen ist handlungsorien-
tiert und über weite Strecken gemein-
schaftlich. 

Dabei versteht sich die LFS als eine 
Einrichtung, in der Feuerwehrangehöri-
ge gezielt Erfahrungen sammeln, re-
flektieren und sich gemeinsam auf 
Führungsaufgaben vorbereiten kön-
nen. Das Leitmotiv „Miteinander le-
ben, miteinander lernen und miteinan-
der arbeiten“ umschreibt ein Ambiente 
des gemeinsamen Lernens, der Be-
gegnung, der Kommunikation in viel-
fältigster Form und der gegenseitigen 
Wertschätzung. Das gilt gleicherma-
ßen für die bis zu 210 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer, die  von Montag 
bis Samstag im Internatsbetrieb unter-
gebracht sind und für die knapp 100 
Beschäftigten der Landesfeuerwehr-
schule. Sie alle freuen sich darauf, 
Ihnen ihren Arbeitsplatz zeigen zu kön-
nen und beantworten gerne Ihre Fra-
gen. 

Neben der Information kommen am 
Tag der offenen Tür Spiel und Spaß 
nicht zu kurz. Ein Gewinnspiel, Mit-
machstationen für Jung und Alt sowie 
eine Hüpfburg für Kinder sorgen für 
Unterhaltung. In unterschiedlichen 
Ausstellungen zeigen wir Ihnen Feuer-
wehrfahrzeuge und die Spezialfahrzeu-
ge der Feuerwehren. Wir präsentieren 
Ihnen außerdem die Einsatzmöglich-
keiten der Organisationen im Bevölke-
rungsschutz. 
Bei großen Einsatzübungen am Feuer-
wehr-Übungshaus zeigen wir Ihnen 
realistisch die Vorgehensweise bei der 
Brandbekämpfung. 
Und wenn Sie es ganz genau wissen 
wollen, dann nehmen Sie doch an ei-
nem der Experimentalvorträge in den 
Laboren der Landesfeuerwehrschule 
teil. Und last but not least hat die LFS 
natürlich auch an Ihr leibliches Wohl 
gedacht. Zu familienfreundlichen Prei-
sen versorgen wir Sie mit Speisen und 
Getränken.  
Die Landesfeuerwehrschule freut 
sich auf Ihren Besuch! 

„Miteinander leben, miteinander 
lernen und miteinander arbeiten“  

  

Spiel und Spaß kommen am      
Sonntag nicht zu kurz 
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„Katastrophen machen keinen Halt an Grenzen“ 
Katastrophenschutzgroßübung „Heißer Süden“ im Naturpark Schönbuch 

(ID) Großschadenlagen werden simuliert; der stellvertretende Ministerpräsident und Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration 
Thomas Strobl ist vor Ort dabei; zwei Regierungsbezirke und mehrere Landkreise üben gemeinsam für den Ernstfall. 

Am 13. und 14. Oktober 2017 fand 
die gemeinsame Katastrophenschutz-
großübung der Regierungspräsidien 
Stuttgart und Tübingen mit den Land-
kreisen Böblingen, Esslingen, Reutlin-
gen und Tübingen statt. Unterstützt 
wurden die von den fiktiven Unglücken 
betroffenen vier Landkreise von Ein-
heiten aus den Landkreisen Boden-
seekreis, Göppingen, Heidenheim, 
Hohenlohe, Ostalbkreis, Ravensburg, 
Rems-Murr-Kreis und Zollernalbkreis 
sowie dem Stadtkreis Ulm. 

Ausgangspunkt war eine langanhalten-
de Hitzewelle, bei welcher es zu loka-
len Stromausfällen, Trinkwasserknapp-
heit, gesundheitlichen Problemen bei 
Mensch und Tier sowie zu einer groß-
flächigen Waldbrandlage kam. Am 13. 
Oktober war eine Stabsrahmenübung 
vorgeschaltet, bevor am Samstag da-
nach die Übung vor Ort zu Land, zu 
Wasser und in der Luft unübersehbar 
war. Um die Situation so real wie möglich 

darzustellen, wurden über dem ge-
samten Schönbuch an acht unter-
schiedlichen Brandstellen Realfeuer 
angezündet und deren Bekämpfung 
geübt. Zudem wurde die Versorgung 
einer großen Anzahl von Verletzten – 
teils Schwerverletzten – im Rahmen 
eines Massenanfalls von Verletzten 
(MANV) geübt. Dabei mussten an vier 
unterschiedlichen Einsatzorten jeweils 
rund 50 Verletzte mit Verletzungen 
unterschiedlichen Schweregrades 
sachgerecht versorgt und in Kliniken 
transportiert werden. 

An der Übung nahmen ca. 2.300 Ein-
satzkräfte, u. a. aus der Feuerwehr, 
des Deutschen Roten Kreuzes, des 

Malteser Hilfsdienstes, des Bundes-
verbandes Rettungshunde, der Deut-
schen Lebensrettungsgesellschaft, der 
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk, 
der Bergwacht, der Bundeswehr und 
der Polizei, mit 350 Einsatzfahrzeugen 
teil. Auch das Zusammenspiel mit Kli-
niken, Landwirten, Forst und Natur-
schutz wurde geübt.  

Ein Hubschrauber der Bundeswehr mit 
einem angehängten Löschwasserbe-
hälter kam ebenso zum Einsatz wie die 
vorgehaltenen Einsatzfahrzeuge des 
Bevölkerungsschutzes Baden-Würt-
temberg, die von den jeweiligen Hilfs-
organisationen eingesetzt werden. 

Der Schwerpunkt lag dabei auf der  

Lesen Sie bitte weiter auf S. 2 

Innenminister Thomas Strobl vor Ort an einer der Einsatzstellen. 
Quelle: S. Schmid 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
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Jahresempfang für die Streitkräfte 
Eine gute Gelegenheit zum Austausch in der guten Stube der Landesregierung, dem Marmorsaal im Neuen 
Schloss 

(ID) Im Marmorsaal des Neuen Schlosses in Stuttgart fand am 18. Oktober 2017 der diesjährige Empfang des Ministerpräsidenten für 
die Streitkräfte statt. Finanzministerin Edith Sitzmann begrüßte in diesem Jahr rund 150 Vertreterinnen und Vertreter der Bundeswehr 
und der befreundeten Streitkräfte aus Europa und den USA sowie Vertreter aus Polizei, Politik, Wirtschaft und Verwaltung im Neuen 
Schloss in Stuttgart.  

Für die im Land stationierten Streit-
kräfte richten im jährlichen Wechsel 
die Landesregierung und die Bundes-
wehr einen Empfang aus. Finanzminis-
terin Edith Sitzmann begrüßte in Ver-
tretung des Ministerpräsidenten rund 
150 Vertreterinnen und Vertreter der 
Bundeswehr sowie der befreundeten 
Streitkräfte aus Europa und den USA 
sowie Vertreter aus Polizei, Politik, 
Wirtschaft und Verwaltung im Neuen 
Schloss in Stuttgart. In ihrer Ansprache 
dankte die Ministerin der Bundeswehr 
im Land ausdrücklich für ihre schnelle 
und unbürokratische Unterstützung, 
als zahlreiche Flüchtlinge auch nach 
Baden-Württemberg kamen. Für die 
professionelle und wirkungsvolle Un-
terstützung der Bürgerinnen und Bür-
ger in Notlagen sprach die Ministerin 
der Bundeswehr ihren Dank aus. 

Innenstaatssekretär Martin Jäger nutz-
te als Repräsentant des für die zivil-
militärische Zusammenarbeit (ZMZ) 
zuständigen Innenministeriums die 
Gelegenheit, den zahlreich erschienen 
militärischen Repräsentanten den 
Dank und die Wertschätzung seines 
Hauses zum Ausdruck zu bringen. In 
seiner Begleitung konnten der Abtei-
lungsleiter 6, Prof. Hermann Schröder, 
der Referatsleiter für Krisenmanage-
ment, Michael Willms, und die stellv. 

Referatsleiterin Katastrophenschutz, 
Anke Graf, interessante Gespräche 
und wertvolle Kontakte pflegen gemäß 
dem Motto „In Krisen Köpfe kennen“. 
Dieses Motto leitet vor allem auch die 
seit Jahren hervorragende Zusammen-
arbeit mit dem Landeskommando un-
ter dessen Kommandeur Oberst Chris-
tian Walkling.  

Im Katastrophenschutzreferat bei der 

Abteilung 6 laufen die Fäden der zivil-
militärischen Zusammenarbeit im 
Land zusammen. Hier wird insbeson-
dere der enge und vertrauensvolle 
Austausch mit dem Landeskommando 
Baden-Württemberg der Bundeswehr 
(s. Infodienst Ausgabe 3/2017) ge-
pflegt, denn die Bundeswehr ist wichti-
ges und unverzichtbares Mitglied in 
der  baden -wür t temberg ischen 
„Bevölkerungsschutz-Familie“. 

Finanzministerin Edith Sitzmann mit Generalleutnant Frederick B. Hodges, Oberkommandierender der US-Streitkräfte 
für Europa (l.), und dem Staatssekretär im baden-württembergischen Innenministerium, Martin Jäger (r.). 

Quelle: Jochen Detscher 

Zusammenarbeit von haupt- und eh-
renamtlichen Einsatzkräften.  

Der stellvertre-
tende Minister-
präsident und 
Minister für In-
neres, Digitali-
sierung und Mig-
ration Thomas 
Strobl war an 
einer der Ein-
satzstellen in 
der Nähe von 
Ammerbuch vor 
Ort und zeigte 
s i c h  b e e i n -
druckt: „Kata-
strophen ma-
chen keinen Halt 
an Grenzen. 
Deshalb muss 

die reibungslose Zusammenarbeit 
aller Behörden und Organisationen zu 

jeder Zeit gewährleistet sein. Solche 
Übungen sind unerlässlich. Ich konnte 
mir einen Eindruck davon verschaffen, 
wie unter schwierigen Bedingungen, in 
schwierigem Gelände schnell und ef-
fektiv gearbeitet wurde, um Menschen 
aus einer Notlage zu retten und ihnen 
zu helfen. Mein großer Dank und Res-
pekt gilt den über zweitausend betei-
ligten Einsatzkräften, die auch im 
Ernstfall bereit wären, ihre Gesundheit 
und ihr Leben zur Rettung anderer 
einzusetzen.“ 

Die Auswertung der Übung wird für die 
Katastrophenschutzbehörden und alle 
Beteiligten gewinnbringende Erfah-
rungswerte liefern, die wiederum der 
gesamten Bevölkerung zu Gute kom-
men. 

Quelle: J. Link, RP Karlsruhe 
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Thomas Egelhaaf erhält Deutsches Feuerwehr-
Ehrenkreuz in Silber 

„Unsere Jugendfeuerwehren leisten 
eine tolle Jugendarbeit. Mit den beiden 
aktuellen Projekten der Jugendfeuer-
wehr Baden-Württemberg, dem Wer-
teprojekt „KaReVeTo“ und der Brand-
schutzaufklärungskampagne, stellen sie 
dies damit wieder einmal in hervorra-
gender Weise unter Beweis“, so Staats-
sekretär Martin Jäger beim Besuch des 
Infostandes der Jugendfeuerwehr Ba-
den-Württemberg während der Ver-
bandsversammlung des LFV in Fried-
richshafen. Er dankte Landesjugendlei-
ter Thomas Häfele und den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Geschäfts-
stelle für ihre unermüdliche Arbeit. 

Bei der Brandschutzaufklärungskam-
pagne werden mit Plakaten und Falt-
blättern Verhaltenshinweise zu 
„NOTRUF ABSETZEN“, „RICHTIG GRIL-
LEN“ und „RICHTIGEM UMGANG MIT 
DEM FEUERLÖSCHER“ gegeben. Das 
Besondere daran: Die Hinweise werden 

nicht nur in 
Deutsch sondern 
auch in englischer 
und arabischer 
Sprache gegeben. 
Damit sollen gezielt 
Menschen, insbe-
sondere Kinder, 
mit Fluchterfah-
rung angesprochen 
werden, um nicht 
zuletzt Berührungs-
ängste abzubauen 
und mitzuhelfen, 
diese Menschen in 
unserer Gesell-
schaft zu integrie-
ren. Die Jugend-
feuerwehr Baden-
Württemberg ist 
wieder einmal auf 
einem zukunftsweisenden Weg. 

Die Materialien können auf der Home-

page der Jugendfeuerwehr herunterge-
laden werden: 
http://kurzelinks.de/vrma. 

(ID) Bei der diesjährigen Verbands- 
und Vereinsversammlung des Landes-
feuerwehrverbandes wurde unserem 
Leiter der Landesfeuerwehrschule, 
Ltd. Branddirektor Thomas Egelhaaf, 
eine hohe Ehre zuteil. Er wurde für 
seine Verdienste um das Feuerwehr-
wesen mit dem Deutschen Feuerwehr-
Ehrenkreuz in Silber geehrt. Die Aus-
zeichnung überreichten der Präsident 
des Deutschen Feuerwehrverbandes, 
Hartmut Ziebs, und der Präsident des 
Landesfeuerwehrverbandes Baden-

Württemberg, Dr. Frank 
Knödler. 
Thomas Egelhaaf trat 1988 
in die Jugendfeuerwehr 
Stuttgart ein. Nach seinem 
Studium des Bauingenieur-
wesens machte er sein 
Hobby zunächst als Brand-
referendar des Landes Ba-
den-Württemberg und dann 
als Ausbilder an der Lan-
desfeuerwehrschule zum 
Beruf. Sein Weg führte ihn 
zum Regierungspräsidium 
Freiburg, wo er ab Dezem-
ber 2008 als Bezirksbrand-

meister die Geschicke der Feuerweh-
ren in Südbaden wesentlich mitgestal-
tete. Ob seines erfolgreichen Wirkens 
war es nicht überraschend, dass er 
nach zunächst kommissarischer Lei-
tung ab Mitte 2011 mit der Leitung 
der Landesfeuerwehrschule in Bruch-
sal beauftragt wurde. Thomas Egel-
haaf steht für eine Fortentwicklung der 
Feuerwehrausbildung hin zu zielgerich-
tetem und praxisgerechtem Handeln. 
Er steht für Wertschätzung, Kollegiali-
tät und Kameradschaft. 

Anerkennung für Arbeit der Jugendfeuerwehren durch Staatssekretär Jäger 

(ID) Staatssekretär Martin Jäger machte sich während der Verbandsversammlung des Landesfeuerwehrverbandes am Infostand der 
Jugendfeuerwehr Baden-Württemberg ein Bild von den aktuellen Projekten. 

Staatssekretär Martin Jäger (3.v.r.) gemeinsam mit Landesbranddirektor Dr. Karsten 
Homrighausen (1.v.r.) im Austausch mit Landesjugendleiter Thomas Häfele (2.v.r.) und 

Tobias Sushil Paeper, Brigitte Jahn, Franziska Fliß (v.l.). 

Hartmut Ziebs, Präsident des Deutschen Feuerwehrverbandes, Ltd. Brand-
direktor Thomas Egelhaaf und Dr. Frank Knödler, Präsident des Landes-

feuerwehrverbandes (v.l.n.r.). 

Krisenmanagement 

(ID) Abteilung 6 im Austausch mit 
der Führungsakademie Baden-
Württemberg und der Hochschule 
für öffentliche Verwaltung Kehl zur 
lageorientierten Führung in der 
Verwaltung. 
Unter der Leitung von Ministerialdi-
rektor a.D. Dr. Herbert O. Zinell und 
dem ehemaligen Generalsekretär 
der Führungsakademie Baden-
Württemberg, Thomas E. Berg, be-
suchten Studierende des 1. bis 3. 
Semesters des Bachelor-Studien-
ganges der Hochschule Kehl die 
Lageräume der polizeilichen und 
nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr 
im Innenministerium. Am Beispiel 
der Flüchtlingskrise und der ver-
heerenden Zerstörung von Brauns-
bach im Mai letzten Jahres wurde 
mit Ministerialdirigent Prof. Her-
mann Schröder die Trias des Kri-
senmanagements – Krisenkommu-
nikation, Krisenkompensation und 
Krisenbeseitigung – diskutiert. 
Braunsbachs Bürgermeister Harsch 
gab dabei einen beeindruckenden 
Einblick in seine Arbeit und die zu 
bewältigenden Herausforderungen 
nach dem Unwetterereignis.  

http://kurzelinks.de/vrma�
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Neu: Landeszentralstelle Psychosoziale Notfallversorgung an der Landesfeuerwehr-
schule 

Auf Einladung des Kommandeurs im 
Kommando Territoriale Aufgaben der 
Bundeswehr Generalmajor Jürgen 
Knappe trafen sich rund 200 hochrangi-
ge und praxiserfahrende Akteure aus 
Deutschland, Österreich und der 
Schweiz zum Informations- und Erfah-
rungsaustausch. In zahlreichen Work-
shops und Gesprächen diskutierten die 
Teilnehmer über aktuelle Themen insbe-
sondere des grenzüberschreitenden 
Katastrophenschutzes. 

Beraten wurden dabei unter anderem 
grundsätzliche Fragen der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit wie zum 
Beispiel der jeweilige Austausch von 
Lagebildern. Aber auch fachspezifische 
Themen wie die Behandlung von 
Traumafolgestörungen nach belasten-
den Einsätzen, der Schutz kritischer 
Infrastrukturen und die Einbindung von 
Spontanhelfern wurden anhand von 
Beispielen aus den teilnehmenden Län-
dern präsentiert. Der stellvertretende 
Abteilungsleiter und Referatsleiter Kata-
strophenschutz des Innenministeriums 
Baden-Württemberg, Leitender Ministe-
rialrat Stefan Gläser, berichtete in ei-
nem Workshop über die Planungsgrund-
lagen für großräumige Evakuierungen 

mit besonderem Bezug zu grenzüber-
schreitenden Ereignissen. Ergänzt wur-
den die Workshops durch Besuche 
unter anderem bei der Katastrophen-
schutzbehörde und verschiedenen 
Dienststellen der Polizei in Hamburg, 
die den Teilnehmern einen interessan-
ten Einblick in die Tätigkeit dieser Stel-
len boten. 

Baden-Württemberg war durch die im 
Bevölkerungsschutz mitwirkenden 
Gruppierungen hochrangig vertreten. 
Teilgenommen haben (im Bild v.l.n.r.) 
Landesbranddi-
rektor Dr. Karsten 
Homrighausen, 
die Katastrophen-
schutzreferenten 
André Kühner von 
der Johanniter-
Unfall-Hilfe und 
Christoph Klaus-
mann vom Malte-
ser Hilfsdienst, 
der Präsident des 
DLRG-Landesver-
bandes Württem-
berg Armin Flohr 
(neben ihm der 
Kommandeur der 

Führungsakademie Konteradmiral 
Carsten Stawitzki), Vizepräsident Heinz-
Jürgen Thöne von der DLRG Baden, 
Carmen Egle und Jens-Olaf Sandmann 
vom THW-Landesverband Baden-
Württemberg sowie Landespolizeidi-
rektor Ralph Papcke und Referatsleiter 
Stefan Gläser aus dem Ministerium für 
Inneres, Digitalisierung und Migration. 
Das Landeskommando Baden-
Württemberg war durch Oberstleut-
nant Frank Peter Thomas und Oberst-
leutnant Gunnar Kozlowski vertreten. 

(ID) An der Landesfeuerwehrschule wurde 
vor Kurzem die Landeszentralstelle für 
die Psychosoziale Notfallversorgung ein-
gerichtet. Sie soll zu einem reibungslo-
sen und koordinierten Einsatz der Hilfsor-
ganisationen und Kirchen beitragen. 

Ein Unglück mit Sach- und Personen-
schäden stellt für Verletzte, Betroffe-
ne, Angehörige, Hinterbliebene oder 
Zeugen eine große psychische Belas-
tung dar. Zudem können auch ehren-
amtliche und hauptberufliche Einsatz-
kräfte der Feuerwehren, des Rettungs-
dienstes, der Polizei sowie des Zivil- 
und Katastrophenschutzes nicht nur 
physisch, sondern auch psychisch 
durch Einsatzsituationen besonders 
belastet sein. 

Damit die in den Stadt- und Landkrei-
sen wie auch regional tätigen PSNV-

Organisationen ihre psychologische 
und seelsorgerische Betreuung und 
Begleitung noch zielgerichteter anbie-
ten können, wurde zum 6. Oktober 
2017 nach Beschluss des Landesbei-
rats für den Katastrophenschutz eine 
Landeszentralstelle Psychosoziale Not-
fallversorgung an der Landesfeuer-
wehrschule eingerichtet. Aufgaben 
sind neben der strategischen Unter-
stützung der in der PSNV tätigen Orga-
nisationen bei auftretenden Fachfra-
gen die Förderung der Netzwerkarbeit 
zwischen den PSNV-Organisationen 
sowie die Abstimmung der Inhalte in 
der Aus- und Fortbildung von PSNV-
Führungskräften. Die Landeszentral-
stelle PSNV wird zudem im Einsatzfall 
auf Anforderung die Hilfsorganisatio-
nen, die Kirchen und die Feuerwehren 
unterstützen – insbesondere durch die 

Koordination beim überregionalen 
Einsatz. 

Zusätzlich ist die Landeszentralstelle 
als zentraler Kompetenzstützpunkt im 
Land insbesondere auch Geschäfts-
stelle des ebenfalls neu gegründeten 
Fachbeirats PSNV. Durch ihn sind die 
in der PSNV tätigen Organisationen 
und Einrichtungen fachlich repräsen-
tiert. Der Fachbeirat begleitet die Ar-
beit der Landeszentralstelle PSNV, er 
fördert und unterstützt diese und ist 
Garant für organisationsübergreifende, 
landeseinheitliche Regelungen. 

Die Konzeption Landeszentralstelle 
Psychosoziale Notfallversorgung Ba-
den-Württemberg vom 06. Oktober 
2017 steht auf der Homepage der LFS 
unter http://kurzelinks.de/gjj2 zum 
Download bereit. 

Erster Trinationaler Workshop Zivil-Militärische Zusammenarbeit 

(ID) Wie Hilfsorganisationen, Behörden und Militär über Ländergrenzen hinweg gemeinsam im Ernstfall zusammenarbeiten können, 
darum ging es beim dreitägigen „1. Trinationalen Workshop – Zivil-Militärische Zusammenarbeit“ vom 17. bis 19. Oktober in der Füh-
rungsakademie der Bundeswehr in Hamburg. 

http://kurzelinks.de/gjj2�
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ren vor Ort in 
den einzel-
nen Leitstel-
len oft indivi-
duell ver-
schieden ge-
löst werden 
müssen. 
Im Quartal 3/ 
2017 wurde 
die Konzen-
tratortechnik 
in sechs Inte-
grierten Leit-
stellen einge-
baut. Zum 
A b s c h l u s s 
des 3. Quar-
tals 2017 sind damit bis jetzt bereits 
23 Leitstellen in Baden-Württemberg 
über die Konzentratortechnik an das 

(ID) Wie berichtet, stellt der Einbau der 
so genannten „Konzentratortechnik“ 
durch das Land einen wesentlichen Bau-
stein für die Anbindung der Integrierten 
Leitstellen an die Netzinfrastruktur des 
Digitalfunks BOS dar. 

Mit dieser Anbindung werden die Vo-
raussetzungen geschaffen, damit die 
Leitstellenträger ihre Leitstellentech-
nik an die Verarbeitung von Daten aus 
dem Digitalfunknetz anpassen kön-
nen. Nach Umsetzung dieser beiden 
Schritte können die Leitstellen vollum-
fänglich im Digitalfunk BOS arbeiten. 
Damit sind die Voraussetzungen für 
die kreisweite Nutzung des Digital-
funks BOS geschaffen. 
Bei der Umsetzung müssen zum Teil 
anspruchsvolle technische Herausfor-
derungen bewältigt werden, die auf-
grund der unterschiedlichen Struktu-

Digitalfunknetz BOS angeschlossen. 
Damit laufen die Anschlussarbeiten 
planmäßig.  

Die Anbindung der Leitstellen an den Digitalfunk schreitet voran 
Eine kurze Zwischenbilanz  
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Teambildung für die Notfallstation 

(ID) Vom 04. bis 05.10.2017 fand im Feuerwehrhaus Blaubeuren das erste dezentral ausgerichtete, interdisziplinäre Seminar für Multi-
plikatoren in der Notfallstation statt.  

Nach dem Motto „Notfallstation geht 
vor Ort“ konnte die Seminarleitung von 
der Landesfeuerwehrschule um Birgit 
Kritter, Peter Comes und Torsten Rö-
nisch Teilnehmer aus dem gesamten 
Regierungsbezirk Tübingen begrüßen. 
Kreisbrandmeister Ralf Ziegler hatte in 
Abstimmung mit Anika Schmid vom 
Regierungspräsidium Tübingen (RPT) 
alle Vorbereitungen getroffen, um ein 
erfolgreiches Seminar durchzuführen. 
Neben Gerd Wagner vom RPT zeigten 
sich Vertreter von unteren Katastro-
phenschutzbehörden, der Feuerweh-
ren, der Hilfsorganisationen, des THW, 
der PSNV und der Polizei interessiert 
an diesem neuen Seminarformat. 
Das gesamte Fach- und Erfahrungswis-
sen der beteiligten Organisationen 
spiegelte sich in diesem Seminar ge-
bündelt wider und so konnten alle am 
Betrieb der Notfallstation beteiligten 
Stellen direkt erfahren, welche Aufga-
benstellungen und Problemfelder die 
jeweils andere Institution zu bewälti-
gen hat. Neben allgemeinen Hinwei-
sen zu Planung und Betrieb der Not-
fallstation konnte die Seminarleitung 
das Thema Strahlenschutz und das 
damit verbundene hohe Schutzniveau 
für die Einsatzkräfte verdeutlichen. 
Denn nur wenn die mitwirkenden Ein-
satzkräfte sicher sind, während ihrer 

Arbeit in der Notfallstation nicht ge-
fährdet zu sein, können sie der hilfesu-
chenden Bevölkerung wirksam helfen. 
Wichtig ist in diesem Zusammenhang 
auch, dass Notfallstationen aus-
schließlich im von einem kerntechni-
schen Unfall nicht betroffenen Bereich 
eingerichtet werden. 
Interessiert zeigten sich die Teilneh-
mer an den von der Strahlenschutz-
kommission (SSK) empfohlenen Maß-
nahmen für den Betrieb der Notfallsta-
tion, wie die Richtwerte und die Hin-
weise zur Dekontamination, den Ein-

satz von Messtechnik, die persönliche 
Schutzausstattung für das Betriebs-
personal sowie das objektabhängige 
Personenlenkungskonzept. Workshop-
Charakter hatte die Einweisung in die 
auf den Abrollbehältern Notfallstation 
vorhandene Messtechnik, bei der die 
Teilnehmer organisationsübergreifend 
die unterschiedlichen Messgeräte per-
sönlich ausprobieren konnten und so 
einen Eindruck von der substanziellen 
Arbeit der Messteams bekamen. Paral-
lel erörterten Vertreter der Polizei die 
Aufgaben des Einsatzabschnitts Funk-

Die Seminarteilnehmer beim Gruppenbild. 

Lesen Sie bitte weiter auf S. 7 
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(ID) Material für die Bewältigung akuter Notlagen in Baden-Württemberg und in anderen Bundesländern sowie im Ausland wird in der 
zentralen Landesvorhaltung Katastrophenschutz des DRK in Kirchheim/Teck vorgehalten.  
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tionssicherung und die Möglichkeiten 
der Unterstützung der Stationsleitung. 
Besondere Bedeutung kommt im Ge-
samtkomplex Notfallstation auch dem 
Bereich der Psychosozialen Notfallver-
sorgung (PSNV) zu. Die Schnittstellen 
und die Notwendigkeit einer engen 
Abstimmung zwischen dem eingesetz-
ten Personal der Kreisauskunftsbüros 
und der Polizei im Zuge der Vermissten-
sachbearbeitung kamen dabei deutlich 
zum Vorschein. Vertreter des Techni-
schen Hilfswerks schilderten die Unter-
stützungsmöglichkeiten für die Stati-
onsleitung insbesondere im Rahmen 
der Führung und der Kommunikation. 
Für die Fortbildungsveranstaltung wur-
de der Abrollbehälter Notfallstation 
(AB) von seinem Standort bei der Feu-
erwehr Blaustein nach Blaubeuren 

verbracht. So konnten die Teilnehmer 
am zweiten Seminartag die Ausstat-
tung des Abrollbehälters konkret in 
Augenschein nehmen und anhand des 
modular aufgebauten Konzepts aus 
der Rahmenempfehlung Notfallstation 
die jeweiligen Teilstationen in der 
Fahrzeughalle der Feuerwehr Blaubeu-
ren aufbauen. Besonders beeindru-
ckend war dabei, dass dies ohne in-
tensive Einweisung, aber mit großem 
Engagement der Seminarteilnehmer 
möglich war. Abschließend wurde jede 
Teilstation mit ihren Aufgaben und 
dem zur Verfügung stehenden Materi-
al von dem zugeordneten Stationsper-
sonal vorgestellt. Dabei zeigte sich, 
wie bedeutsam das Zusammenwirken 
der einzelnen Elemente der Notfallsta-
tion zu einem Ganzen ist und wie das 

teamorientierte Vorgehen zum Erfolg 
führte. 
Während des Seminars und im Semi-
narhotel bot sich den Teilnehmern 
zudem viel Zeit, um Kontakte zu knüp-
fen und Möglichkeiten des Zusammen-
wirkens in der Notfallstation zu be-
sprechen. Alle Teilnehmer begrüßten 
ausdrücklich den integrativen und in-
terdisziplinären Ansatz des Seminars. 
Besonderer Dank gebührt hier noch 
einmal Anika Schmid (RPT) und Kreis-
brandmeister Ralf Ziegler sowie der 
Seminarleitung für die ausgezeichnete 
Vorbereitung sowie der Feuerwehr 
Blaubeuren für ihre Gastfreundschaft. 
Weitere Seminare sind im März 2018 
im Bezirk Freiburg, im Mai im Bezirk 
Karlsruhe und im Oktober im Bezirk 
Stuttgart geplant.  

Besuch im DRK-Zentrallager 

Vertreter der Referate Katastrophen-
schutz sowie Technik und Haushalt 
des Innenministeriums besuchten auf 
Einladung des DRK-Landesverbands 
Baden-Württemberg das „Zentral-
lager“, um sich einen Überblick über 
die vorgehaltenen Ressourcen und die 
Möglichkeiten der Einsatzunterstüt-
zung zu verschaffen. DRK-Abteilungs-
leiter Katastrophenschutz Michael 
Uibel stellte das Betriebspersonal vor, 
das ein reibungsloses Ressourcenma-
nagement für den Ereignisfall sicher-
stellt, und gab einen Überblick zu den 
vorgehaltenen Ausrüstungsgegenstän-
den. Feldbetten, Decken, Hygienesets, 
Handtücher sowie Behelfsbekleidung 
werden in Hochregalen gelagert und 

können wie in einem Logistikzentrum 
im Bedarfsfall mit dem Gabelstapler 
entnommen und auf bereitgestellte 
Fahrzeuge verladen werden. Neben 
unzähligen anderen Ausrüstungsge-
genständen, wie technischen Kompo-
nenten, Essgeschirr und Pflegeaus-
stattung, werden auch beheizbare 
Großzelte für den Wintereinsatz vorge-
halten.  

Den Besuch des Innenministeriums in 
Kirchheim/Teck, nutzten auch Sascha 
Koffer und Ralf Rothe vom DRK-
Landesverband Badisches Rotes 
Kreuz zur Information und zu Gesprä-
chen mit den Mitarbeitern des Kata-
strophenschutzreferats. Insbesondere 
während der Bewältigung der Flücht-

lingslage leistete das DRK-Zentrallager 
eine wichtige und tatsächlich 
„zentrale“ Aufgabe. Hier wurden vor-
handene Ressourcen gelagert, konfek-
tioniert und umgeschlagen. Das hoch-
motivierte Personal aus dem Ehren- 
und Hauptamt leistete damit einen 
wesentlichen Beitrag zur Lagebewälti-
gung. Bis heute lagern auch Ressour-
cen des Landes im Zentrallager und 
werden von den hilfreichen Geistern, 
unter Leitung von Manfred Lechler, 
mitverwaltet. Auch für den Einsatz von 
Notfallstationen steht Behelfskleidung 
im Bedarfsfall bereit. Alle Besucher 
zeigten sich von der Einrichtung und 
dem Leistungsspektrum beeindruckt. 
Die stellvertretende Referatsleiterin 
Anke Graf bedankte sich bei den An-
wesenden und beim Landesverband 
für die Unterstützung und das hohe 
Engagement. „Gut, dass wir eine so 
wichtige Einrichtung im Land haben.“ 

Die Besucher beim DRK in Kirchheim/Teck. 

Ein Blick in das Zentrallager. 
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Rund 15.000 Besucher kamen auf 
Einladung der Landesfeuerwehrschule 
zum Tag der offenen Tür auf das Ge-
lände der Schule. Viele auswärtige 
Autokennzeichen wurden auf den 
Parkplätzen rund um das Areal „Im 
Wendelrot“ gesichtet. Selbst Feuer-
wehrkameraden aus Friedrichshafen 
war der Weg nach Bruchsal nicht zu 
weit gewesen. 
Schon um 11.00 Uhr pilgerten unzähli-
ge Besucherinnen und Besucher zum 
neuen Standort der Landesfeuerwehr-
schule im Bruchsaler Industriegebiet 

Großer Andrang beim Tag der offenen Tür der Landesfeuerwehrschule 
15.000 Besucherinnen und Besucher blickten hinter die Kulissen der Feuerwehrausbildung 

(ID) Viele Besucherinnen und Besucher trafen sich am Sonntag, dem 15. Oktober beim Tag der offenen Tür in Bruchsal. Die Landesfeu-
erwehrschule hatte zum großen Familienprogramm eingeladen und Groß und Klein aus Nah und Fern kamen, um einen Blick hinter die 
Kulissen der neuen Bildungseinrichtung der Feuerwehr des Landes Baden-Württemberg zu werfen. Am Ende des Tages, so schätzte 
Schulleiter Thomas Egelhaaf, hatten rund 15.000 Besucher der Schule ihre Aufwartung gemacht. 

„Im Wendelrot“, um einen Blick auf 
Baden-Württembergs modernste Feu-
erwehr-Bildungseinrichtung zu werfen. 
Aber nicht nur die Feuerwehr konnte 
sich präsentieren. Auch die Organisati-
onen im Bevölkerungsschutz, der Bun-
deswehr und der Polizei nutzten die 
Gelegenheit, ihr Können an verschie-
denen Standorten auf dem Gelände 
unter Beweis zu stellen. 
Bei verschiedenen Mitmachaktionen 
und Vorträgen konnten sich die Gäste 
über das Ausbildungsspektrum der 
Schule informieren. 

Ein regelrechter Run auf die Ausgabe-
stellen der Verpflegung setzte zur Mit-
tagszeit ein. 
Am Ende des Tages konnte Schulleiter 
Thomas Egelhaaf konstatieren: „Wir 
sind glücklich, dass sich unser großer 
Aufwand vollauf gelohnt hat. Vielen 
Dank an alle Kolleginnen und Kolle-
gen, Kameradinnen und Kameraden 
sowie Helferinnen und Helfer, die uns 
dabei so toll unterstützt haben.“ 
Nachfolgend und auf der nächsten 
Seite sehen Sie einige Impressionen in 
Bildern vom Tag der offenen Tür.  
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Universitätsklinikum Heidelberg initiiert Katastrophenschutzübung und stellt sich 
besonderer Herausforderung 
Rund 400 Einsatzkräfte und 69 Patientendarsteller waren dabei. Übungsverlauf und Koordinierung funktio-
nierten reibungslos 

(ID) Das Universitätsklinikum Heidelberg hat sich einer ganz besonderen Herausforderung gestellt. An drei Übungsorten wurde mit rund 
400 Einsatzkräften und 69 Patienten eine Katastrophenschutzübung initiiert. Über vier Stunden wurden taktisches Verhalten, Kommu-
nikation, Zusammenarbeit und Koordinierung der verschiedenen Einsatzkräfte geübt. Fazit: Das Uniklinikum Heidelberg ist für den 
Ernstfall gut gerüstet. 

Eine groß angelegte Katastrophen-
schutzübung des Universitätsklini-
kums Heidelberg mit drei Übungsorten  
— am Neckar, in der Chirurgischen 
Klinik und in der Kopfklinik — wurde 
erfolgreich gemeistert und brachte 
wertvolle Erkenntnisse. „Es ist schon 
eine Besonderheit, wenn ein  Klinikum 
eine solche Übung selbst initiiert und 
plant. Wenn dann das Uniklinikum 
auch noch die Patientenaufnahme und 
den gesamten Klinikprozess innerhalb 
des Hauses bis in den OP und letztlich 
bis zur Aufnahme auf der Station übt, 
ist dies ein ebenso herausforderndes 
wie herausragendes Übungsszenario“, 
so Abteilungsleiter Prof. Hermann 
Schröder, der gemeinsam mit Oberbür-
germeister Prof. Eckart Würzner, dem 

Chef der Feuerwehr Heidelberg, Dr. 
Georg Belge, und Dr. Thomas Schell 
aus dem Referat Rettungsdienst des 
Innenministeriums vor Ort die vierstün-
dige Übung verfolgte.  
Bei nasskalten Temperaturen zeigten 
die 400 Einsatzkräfte von Feuerwehr, 
Malteser Hilfsdienst, DLRG, Leitenden 
Notärzten Rhein Neckar Heidelberg, 
Technischem Hilfswerk (THW), Polizei 
und Kreisverbindungskommando der 
Bundeswehr, dass das Zusammen-
spiel auch bei widrigsten Verhältnissen 
und schwierigsten Einsatzlagen funkti-
oniert. Galt es doch 69 Verletzte von 
einem mitten auf dem Neckar liegen-
den Personenschiff zu retten, auf ei-

nem Behandlungsplatz erstzuversor-
gen, ins Klinikum zu transportieren 
und dort umgehend ärztlich zu versor-
gen. 
Geübt wurden taktisches Verhalten, 
Kommunikation, Zusammenarbeit und 
Koordinierung der verschiedenen Ein-
satzkräfte. Für die Chirurgische Klinik 
war die Beurteilung des Verletzungs-
grades der Patienten ein wichtiger 
Übungsschwerpunkt. In der Kopfklinik 
kam die effiziente Evakuierung zweier 
Stationen als besondere Herausforde-
rung hinzu. „Diese Übung trägt dazu 
bei, dass das Universitätsklinikum 
Heidelberg gemeinsam mit den Part-
nern für einen Ernstfall gut vorbereitet 

v.l. n. r.: Dr. Georg Belge, Amtsleiter der Berufsfeuerwehr Heidelberg, 
Jürgen König, Leiter der Abteilung Sicherheit und Ordnung am Uniklinikum Heidelberg, Prof. Dr. med. Erik Popp, Ober-

arzt der Klinik für Anästhesiologie der Universität Heidelberg, Leiter der Sektion Notfallmedizin, Edgar Reisch, Pflegedi-
rektor des Universitätsklinikums Heidelberg, Dr. Christiane Tödter, Leiterin der Personalabteilung des Universitätsklini-

kums Heidelberg, Prof. Hermann Schröder, Abteilungsleiter im Innenministerium. 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
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Glück im Unglück, wenn dieser Notarzt zur Hilfe eilt 
Prof. Dr. med. Matthias Helm mit dem Bundesverdienstkreuz am Bande ausgezeichnet 

ist“, resümierte Jürgen König, Leiter 
der Abteilung Sicherheit und Ordnung 
am Universitätsklinikum Heidelberg.  
Dass im Klinikum die große Verletzten-
anzahl zeitnah und optimal versorgt 
werden konnte, dafür sorgte ein Kata-
strophenstab des Klinikums unter dem 
Leiter der Sektion Notfallmedizin, Prof. 
Dr. Erik Popp. Gemeinsam mit dem 
Geschäftsführer der Klinik Service 
Gesellschaft, Edgar Reisch, sorgte er 
dafür, dass die Verletzten schneller 
ärztlicher Hilfe zugeführt werden konn-
ten. Hierzu wurden auch die gesamten 
Möglichkeiten der zum Uniklinikum 
gehörenden Kliniken genutzt. So könn-
ten beispielsweise im äußersten Fall 
insgesamt  47 Operationssäle einge-
bunden werden. Dass dabei ein kom-
plexes organisatorisches Räderwerk 
funktioniert, dafür sorgt der klinikinter-
ne Katastrophenstab, dem der Vor- stand des Klinikums und — je nach 

Schadenslage — die betroffenen Chef-
ärzte der Abteilungen angehören. Dies-
mal waren folgende Kliniken mit ihren 
Ärztlichen Direktoren aktiv an der 
Übung beteiligt: Anästhesie mit Prof. 
Weigand, Chirurgie mit Prof. Ulrich 
(Vertreter des Ärztl. Direktors), Herzchi-
rurgie mit Prof. Karck, Unfallchirurgie 
mit Prof. Schmidmaier und Radiologie 
mit Prof. Kauczor.  

(ID) Für seine herausragenden Leistungen in der Notfallmedizin und sein großes Engagement in der zivil-militärischen Zusammenar-
beit, in der Nachwuchsförderung sowie als Begründer zahlreicher notfallmedizinischer Weiterentwicklungen hat Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier dem Oberstarzt und Leitenden Arzt der Sektion Notfallmedizin am Ulmer Bundeswehrkrankenhaus, Prof. Dr. 
med. Matthias Helm, das Bundesverdienstkreuz am Bande verliehen. Der Leiter der Abteilung Bevölkerungsschutz und Krisenmanage-
ment beim Innenministerium, Prof. Hermann Schröder, hat die Auszeichnung in einer Feierstunde überreicht. 

Mit den drei Worten „Glück im Un-
glück“ sind die Überzeugung, die Lei-
denschaft und die herausragenden 
Kompetenzen des Arztes, Prof. Dr. 
med. Matthias Helm, dem Nächsten zu 
helfen, zwar am treffendsten beschrie-
ben, seine Leistungen gehen aber weit 
darüber hinaus. In Fachkreisen gilt der 
Oberstarzt und Leitende Arzt der Sekti-
on Notfallmedizin am Bundeswehr-
krankenhaus Ulm als Gestalter der 
Notfallmedizin. Er wird in einem Atem-
zug mit dem großen Notfallmediziner 
und seinem Mentor Prof. Dr. med. Dr. 
h.c. mult. Friedrich Wilhelm Ahnefeld 
genannt. Christoph 22 und eine per-
fekte interdisziplinäre Notfallaufnah-
me, ein permanent in Bereitschaft 
gehaltener 2. Arzt für den Ulmer RTH, 
Mitarbeit im Bereichsausschuss, Ga-
rant für eine zivil-militärische Zusam-
menarbeit, erfolgreicher Hochschulleh-

Bild: Universitätsklinikum Heidelberg                                                                                   Einblicke in das Übungsszenario. 

 Eine für alle interessan-
te Erkenntnis aus der 
Übung:  
Bei einem massenhaf-
ten Zugang von Verletz-

ten in ein Klinikum mit verschiede-
nen Klinikbereichen müssen diesem 
Klinikum ggf. für interne Verlegun-
gen zusätzliche Rettungsmittel von 
außen zugeführt werden.  

v.l.n.r.: Harald Bloching, Referat Krisenmanagement, Prof. Hermann Schröder, Prof. Dr. med. Matthias Helm,  
Kathleen Adler, Leiterin Referat Rettungsdienst , Oberfeldarzt Dr. med. Björn Hossfeld. 

Lesen Sie bitte weiter auf S. 3 

Dr. Georg Belge, Amtsleiter der Berufsfeuerwehr  
Heidelberg, beim Interview. 

Bild: Sylvi Thierbach 
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Förderpreis „Helfende Hand“ – Vier erste Preise gehen nach Baden-Württemberg 
Preisträger kommen aus dem Rems-Murr-Kreis, aus Karlsruhe und aus Kronau 

(ID) Beim Förderpreis „Helfende Hand“ des Bundesinnenministeriums hat die Jugendfeuerwehr aus dem Rems-Murr-Kreis gleich zwei-
mal einen 1. Platz belegt. Der HelfenKannJeder e.V. erhielt in der Kategorie Nachwuchsarbeit den ersten Preis. In der Kategorie 
„Unterstützung des Ehrenamtes“ erhielt die Firma MP-SOFT-4-U GmbH aus Kronau den ersten Preis.  
Mit dem Förderpreis Helfende Hand zeichnet das Bundesministeriums des Innern seit 2009 jährlich Ideen und Konzepte aus, die das 
Interesse der Menschen für das Ehrenamt im Bevölkerungsschutz wecken. 
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rer und Förderer des Nachwuchses, Begrün-
der zahlreicher notfallmedizinischer Weiter-
entwicklungen und beachteter Fachautor. 
Dies alles vereint Prof. Dr. Helm in seiner 
Person. „Sie sind dem Innenministerium 
über viele Jahre hinweg ein fachkundiger 
und geschätzter Mitstreiter, dessen Rat wir 
sehr schätzen. Herzlichen Dank auch für 
Ihre aktuelle Arbeit, mit der Sie wertvolle 
Hinweise und Regeln für den Einsatz des 
rettungsdienstlichen Personals bei einem 
Massenanfall von Verletzten mit Verdacht 
auf terroristischem Hintergrund gegeben 
haben. Ein Stück mehr Sicherheit für die 
Menschen in unserem Land“, so Abteilungs-
leiter Prof. Hermann Schröder, bevor er ge-
meinsam mit dem stellvertretenden Inspek-
teur des Sanitätsdienstes, Generalstabsarzt 
Dr. Stefan Schoeps, und dem Chef des Bun-
deswehrkrankenhauses Ulm, Generalarzt Dr. 
Ralf Hoffmann, dem engagierten Notarzt 
und Notfallmediziner Matthias Helm das ihm 
vom Bundespräsidenten verliehene Bundes-
verdienstkreuz am Bande überreichte. v..l.n.r.: Generalstabsarzt Dr. Stefan Schoeps, Stellvertretender Inspekteur des Sanitätsdienstes, 

Prof. Dr. med. Matthias Helm und Generalarzt Dr. Ralf Hoffmann. 

Gleich viermal gratulierte Bundesinnen-
minister Thomas de Maizière den Preis-
trägern aus Baden-Württemberg zu den 
Erfolgen, die sie beim Förderpreis 
„Helfende Hand“ errungen haben. Mit 
dem Projekt „Jugendfeuerwehr trifft In-
dustrie“ überzeugte das Kooperations-
projekt der Jugendfeuerwehr Rems-Murr 
mit ortsansässigen Firmen aus dem 
Rems-Murr-Kreis die Jury in der Katego-
rie „Innovative Konzepte“ und heimste 
den mit 8.000 Euro dotierten ersten 
Platz ein. Das Projekt kam zudem bei 
der Bevölkerung so gut an, dass mit 500 
Stimmen Vorsprung die meisten Stim-
men auf der Internetseite der 
„Helfenden Hand“ erzielt wurden und 
damit der begehrte Publikumspreis 
ebenfalls in den Rems-Murr-Kreis ging. 

Beim Projekt „Jugendfeuerwehr trifft 
Industrie“ haben jugendliche Feuerwehr-
leute gemeinsam mit Lehrlingen lokaler 
Unternehmen Dinge entwickelt und ge-
fertigt, die für den Feuerwehralltag nütz-
lich sind – beispielsweise Seil- oder 
Schlauchwickelmaschinen oder Koffer, 
in denen Handys solarbetrieben aufgela-
den werden können. Das Projekt läuft 
bereits seit 2013 und wird auch zukünf-
tig weiterlaufen. Es kann problemlos 
sowohl auf andere Vereine als auch an-
dere Tätigkeiten übertragen werden. 

Der erste Preis in der Kategorie Nach-
wuchsarbeit ging an den HelfenKannJe-

der e.V. aus Karlsru-
he. Mit ihrer Personal-
gewinnungsplattform 
„Helf-o-Mat“ gelingt es 
dem Verein, eine 
nachhaltige Basis zur 
Personalgewinnung 
ohne die Herbeifüh-
rung von Konkurrenz-
situationen zwischen 
den Organisationen 
um die immer knap-
per werdenden freiwil-
ligen Mitmacher zu 
schaffen. Zielgruppe 
sind Bürgerinnen und 
Bürger, die bereit sind, in einer Einsatz-
organisation mitzuwirken. Die Besucher 
der Internetplattform erfahren, welche 
Organisationen es gibt und welche am 
besten zu ihnen passen. 
 
Der dritte Preisträger kommt aus 
Kronau. Die Firma MP-SOFT-4-U hat eine 
App für mobile Endgeräte entwickelt, die 
nicht nur die komplette Atemschutz-
Überwachung übernehmen kann, son-
dern auch bei der Ausbildung und Belas-
tungsübung von Atemschutzgeräteträ-
gern unterstützend eingesetzt werden 
kann. 
 
Innenminister Thomas Strobl zeigte sich 
außerordentlich erfreut über diese vier 
ersten Plätze der Preisträger und sagte: 

„Baden-Württemberg ist das Land des 
Ehrenamtes, in dem sich vier Millionen 
Menschen für die gute Sache engagie-
ren, davon allein 300.000 im Bevölke-
rungsschutz. Das Ehrenamt ist ein Rück-
grat der Gesellschaft. Und es zeigt sich 
auch: Baden-Württemberg ist das Land 
der innovativen Wirtschaft. Ich gratuliere 
den Gewinnern zu ihrem großartigen 
Erfolg und empfehle die Projekte zur 
Nachahmung.“ 

Der Innenminister wird bei nächster Ge-
legenheit die Preisträger noch ganz per-
sönlich zu ihrem Erfolg beglückwün-
schen. 
Mehr zu den Projekten und den Preisträ-
gern finden Sie im Internet unter: 
www.helfende-hand-foerderpreis. 

Bild: Mike Auerbach     Die Preisträger beim Gruppenbild im Bundesinnenministerium. 

Bild: Sylvi Thierbach 

http://www.helfende-hand-foerderpreis�
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Katastrophenschutzübung „Heißer Süden“– Digital- und Analogfunk im Einsatz  

Das Ministerium für Inneres, Digitalisie-
rung und Migration hat als Ersatz für 
altersbedingt auszusondernde Fahrzeu-
ge insgesamt 26 neue MTW beschafft. 
Es handelt sich hierbei um Fahrzeuge 
des Typs VW Crafter mit einem zulässi-
gen Gesamtgewicht von 3,5 t.  

Bis Ende des Jahres können 24 Fahr-
zeuge an die im Katastrophenschutz 
mitwirkenden Hilfsorganisationen aus-
geliefert werden. Bei zwei weiteren 
Fahrzeugen handelt es sich um Crafter 
der neuen Generation, diese werden 
erst im Laufe des Jahres 2018 zur Ver-
fügung stehen.  

Mit dieser Ersatzbeschaffung kann die 
Ausstattung der Katastrophenschutzein-
heiten in Baden-Württemberg weiter 
verbessert werden. 

(ID) Bei der Katastrophenschutzübung 
„Heißer Süden“ konnten wertvolle Hin-
weise für den Funkverkehr gewonnen 
werden. 

Das Szenario der Katastrophenschutz-
übung sah vier Übungsschwerpunkte 
im Waldgebiet des Schönbuch vor. Für 
Martin Lange vom Landratsamt Böblin-
gen als Koordinator für die Kommuni-
kation stellte das Szenario daher eine 
besondere Herausforderung dar, da 
die Funkausleuchtung im Analogfunk 
im Schönbuch nur unzureichend ist. 
Martin Lange setzte bei seiner Kom-
munikationsplanung erfolgreich auf 
eine Kombination aus Analog- und 
Digitalfunk BOS. 

Nutzung des Analogfunks: Um die vier 
Einsatzabschnitte mit relaisfähigem 
Sprechfunk versorgen zu können, ka-
men drei Weitverkehrstrupps des 
Technischen Hilfswerks (THW) zum 
Einsatz (siehe Infobox). Sie konnten 
mit ihren 40 Meter hohen mobilen 
Antennenträgern (Bild), die auf Mast-
kraftwagen montiert sind, Relaisstel-
len aufbauen und so die Sprechfunk-
kommunikation für drei Einsatzab-
schnitte herstellen. Im Einsatz waren 
die Weitverkehrstrupps aus Ofterdin-
gen, Potsdam und Lehrte. 

Nutzung des Digitalfunks BOS: Für die 
Kommunikation der Einsatzabschnitts-

leitungen mit der Technischen Einsatz-
leitung in Bebenhausen wurde erfolg-
reich der Digitalfunk BOS eingesetzt. 
Die neue Funktechnik bietet eine hohe 
F lächenabdeckung  in  Baden-
Württemberg. Auch im Schönbuch er-
möglicht er eine flächendeckende 
Sprechfunkverbindung, ohne dass 
zusätzliche Infrastruktur aufgebaut 
werden muss. 

Darüber hinaus bietet das Rufgruppen-
konzept des Digitalfunks BOS eine 
bedarfsgerechte Anzahl nutzbarer Ruf-
gruppen. Die vom Analogfunk bekann-
te „Kanalknappheit“ gehört im Digital-
funk endgültig der Vergangenheit an. 

Gemeinsam mit Martin Lange machte 
sich Andreas Schmidt vom Referat 65 
des Innenministeriums vor Ort ein Bild 
von den Kommunikationsstrukturen.  

 

Neue Mannschaftstransportwagen (MTW) für den Katastrophenschutz  

(ID) 26 neue Mannschaftstransportwagen hat das Innenministerium als Ersatz für Fahrzeuge beschafft, die altersbedingt ausgesondert 
werden müssen. Dies bedeutet eine weitere Verbesserung der Ausstattung der Katastrophenschutzeinheiten in Baden-Württemberg. 

Blick in die Abnahmehalle des Lieferanten.  

 Das THW verfügt bundesweit über fünf Weitverkehrstrupps (WVTr). Sie 
sind jeweils Teil von Führungs- und Kommunikationseinheiten (FK). 
Ein Weitverkehrstrupp ist in Baden-Württemberg beim THW-
Ortsverband Ofterdingen stationiert.  
Neben dem Mastkraftwagen mit einem 40 Meter-Antennenträger ge-
hört insbesondere ein Container für die Unterbringung der IuK-Technik 

zur Ausstattung.  
Die Weitverkehrstrupps können analoge Relaisstellen aufbauen und Richtfunkver-
bindungen zu festen oder weiteren mobilen Stellen herstellen. Außerdem verfügen 
sie über eine Telefonanlage mit 32 Nebenstellenanschlüssen, die mit der Weitver-
kehrstechnik gekoppelt werden kann. 

Mastkraftwagen mit 40 Meter hohem Antennenträger. 
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arbeiterinnen und -mitarbeiter als Mul-
tiplikatoren geschult. Deren Aufgabe 
wird es nun sein, die Disponenten in 
den Leitstellen mit der neuen webba-
sierten Oberfläche von MoWaS ver-
traut zu machen. Wir danken allen 

(ID) Insgesamt 54 Leitstellenmitarbeite-
rinnen und -mitarbeiter haben bei eintägi-
gen Schulungen im Innenministerium das 
Rüstzeug als Multiplikator erhalten, um 
die Disponenten in den Leitstellen mit 
der neuen webbasierten Oberfläche von 
MoWaS vertraut zu machen. 

In Kürze werden webbasierte Oberflä-
chen von MoWaS (MoWaS vS/E) den 
an einem zweijährigen Pilotprojekt 
teilnehmenden Stadt- und Landkrei-
sen in ihren Integrierten Leitstellen zur 
Verfügung stehen. Damit können die 
Disponentinnen und Disponenten der 
Integrierten Leitstellen Warnmeldun-
gen der für die Gefahrenabwehr zu-
ständigen Behörden direkt in MoWaS 
eingeben. Am Pilotprojekt beteiligen 
sich bisher 31 Stadt- und Landkreise. 

Im Zuge des Rollouts wurden in sechs 
ganztägigen Schulungen im Innenmi-
nisterium insgesamt 54 Leitstellenmit-

Multiplikatoren, dass sie diese Aufga-
be wahrnehmen. 

54 Multiplikatoren im Innenministerium auf dem MoWaS-System geschult 
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Brandbekämpfung von Lithium-Ionen-Batterien (Akkus) und Lithium-Metall-Batterien  

(ID) Die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder, Arbeitskreis V, Ausschuss für Feuerwehrangelegenheiten, 
Katastrophenschutz und zivile Verteidigung hat beim Karlsruher Institut für Technologie (KIT) – Forschungsstelle für Brandschutztech-
nik – einen Forschungsauftrag zur Brandbekämpfung von Lithium-Ionen-Batterien (Akkus) und Lithium-Metall-Batterien in Auftrag ge-
geben. Der Bericht zum Forschungsauftrag wurde dieser Tage veröffentlicht. 

Aufgrund ihres hohen Energiespeicher-
vermögens sind Lithium-Metall-
Batterien (Lithium-Primärbatterien) 
und Lithium-Ionen-Batterien (Lithium-
Sekundärbatterien, Akkus) heute bei 
unterschiedlichen Anwendungen für 
elektrische Verbraucher weit verbrei-
tet. 
Im Falle eines Brandes, insbesondere 
bei größeren Mengen dieser Batterien, 
ist mit der Kontamination eines größe-
ren Bereiches oder Lagerabschnittes 
mit korrosiven und toxischen Stoffen 
zu rechnen. Deswegen sind eine 
schnelle Brandbekämpfung sowie bau-
liche und anlagentechnische Brand-
schutzmaßnahmen unabdingbar. 
Von entscheidender Bedeutung ist 
hierbei die schnelle und sichere 
Branddetektion vor allem in Räumen 
und Lagerbereichen. 
Den Forschungsbericht des Karlsruher 
Instituts für Technologie  finden Sie im 
Internet unter http://kurzelinks.de/
x8f1. 

Sabine Fohler und Holger Marschallek vom Referat 65 bei der Schulung der MoWaS-Multiplikatoren. 

 Informationen zur webbasierten 
Oberfläche MoWaS vS/E finden 
Sie im ID 19/2017. 

 Hinweise für Feuerwehr, Rettungsdienst und Polizei  

Bei Bränden von Lithium-Ionen Batterien ist Wasser zur Kühlung und 
Brandbekämpfung durch die Feuerwehreinsatzkräfte unter Beachtung 
bestimmter Randbedingungen geeignet: 

■ Der Thermal Runaway (Thermisches Durchgehen) insbesondere von großen 
Batterien kann nur sehr bedingt gestoppt werden. 

■ Mindestabstände beim Löschen gemäß DIN VDE 0132 sind zu beachten. 
■ Ausreichend große Wassermenge einsetzen. 
■ Mögliche Bildung von Wasserstoff bzw. Knallgas insbesondere in geschlos-

senen Räumen berücksichtigen. 
■ Eine direkte Kühlung eingebauter Batterien z. B. in einem Fahrzeug ist  

schwer bzw. kaum möglich. Dies führt ggf. zu einer Erhöhung des Wasserbe-
darfs. 

■ Der Einsatz geeigneter Additive und Netzmittel kann hier helfen, den Was-
serbedarf zu reduzieren und den Löscherfolg zu beschleunigen. 

Einsatz von Löschgasen: 
■ Thermal Runaway kann nicht gestoppt werden. 
■ Nur sehr geringe Kühlwirkung. 
■ Verhinderung der Entzündung benachbarter Brandlast durch Inertisierung 

bzw. Sauerstoffreduktion ist nach ersten Erkenntnissen möglich. 
 
Weitere Informationen unter: https://www.lfs-bw.de/Fachthemen/Einsatztaktik-
fuehrung/Sonstiges/Documents/LithiumIonenAkkus.pdf. 

http://kurzelinks.de/x8f1�
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(ID) Der direkte Austausch mit den Leitstellenverantwortlichen der Stadt- und Landkreise sowie der Hilfsorganisationen wurde am 16. 
November 2017 bei der 2. Leitstellentagung des Innenministeriums mit rund 120 Teilnehmern fortgesetzt. Schwerpunkte waren Infor-
mationen zum Leitstellenprojekt, zur Informationssicherheit, zur Luftrettung und Hinweise zu Einsätzen bei Terror- oder Amoklagen.  
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2. Leitstellentagung des Innenministeriums 

Die Herausforderungen für die Einsatz-
kräfte bei Einsatzlagen mit terroristi-
schem Hintergrund unterscheiden sich 
von der klassischen Taktik. Landes-
branddirektor Dr. Karsten Homrighau-
sen informierte über die vom Innenmi-
nisterium hierzu herausgegebenen 
Hinweise für Einsätze bei Terror- oder 
Amoklagen.  

Diese Hinweise können auf der Home-
page der Landesfeuerwehrschule   
h t t p s : / / w w w . l f s - b w . d e /
F a c h t h e m e n / E i n s a t z t a k t i k -
f u e h r u n g / S o n s t i g e s / S e i t e n /
hinweiseterroramoklagen.aspx her-
untergeladen werden.  

 Taktische Medizin: 
Die rettungsdienstliche Versorgung bei Terroranschlägen kann sich 
von klassischen MANV-Lagen unterscheiden:  
Nicht der Patient allein, sondern die taktische Lage kann das Han-
deln bestimmen. 

Oberste Ziele sind: 

■ Sicherstellen des Überlebens einer möglichst hohen Zahl an Menschen. 
■ Minimierung der Gefährdung für die Einsatzkräfte und Helfer. 
Bei einem Terroranschlag muss immer mit einem zweiten Anschlag auf die Helfer 
(„second hit“) gerechnet werden. Die Verletzten bei einem Anschlag mit Explosiv-
stoffen haben oft extreme lebensbedrohliche Blutungen.  
Daher gilt: 
■ „stopp the bleeding“ (Blutung stoppen, bspw. mit Tourniquet) 
■ „clear the scene“ (Verletzte und Einsatzkräfte möglichst schnell von der 

unmittelbaren Einsatzstelle entfernen) 
Weitere Informationen finden Sie hier: 
■ TREMA - Tactical Rescue & Emergency Medicine Association: tremaonli-

ne.info 
■ Deutsche Gesellschaft für Anästhesiologie & Intensivmedizin (DGAI) – AG 

„Taktische Medizin“: http://www.ak-notfallmedizin.dgai.de/
arbeitsgruppen/taktik.html 

Die 2. Leitstellentagung fand bei den Teilnehmern großes Interesse. In der ersten Reihe von rechts die Referenten Dr. Jörg Braun, Prof. Dr.  Matthias Helm und Dietmar Gehr. 

Prof. Hermann Schröder bei der Begrüßung der  
Tagungsteilnehmer. 

Prof. Dr. med. Matthias Helm, Oberst-
arzt am Bundeswehrkrankenhaus in 
Ulm, berichtete über die Erfordernisse 
und Erfahrungen bei diesen Einsatzla-
gen. Die Konzepte aus dem militäri-
schen Bereich liefern eine gute Grund-

lage, die auf den zivilen Bereich über-
tragen werden kann (siehe Infobox). 
Dr. Jörg Braun und Dietmar Gehr von 
der Deutschen Rettungsflugwacht in-
formierten über die Grundsätze des 
Einsatzes der Luftrettung.  
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https://www.lfs-bw.de/Fachthemen/Einsatztaktik-fuehrung/Sonstiges/Seiten/hinweiseterroramoklagen.aspx\Imsf003\ia6510$\Dokumente\CDR�
https://www.lfs-bw.de/Fachthemen/Einsatztaktik-fuehrung/Sonstiges/Seiten/hinweiseterroramoklagen.aspx\Imsf003\ia6510$\Dokumente\CDR�
https://www.lfs-bw.de/Fachthemen/Einsatztaktik-fuehrung/Sonstiges/Seiten/hinweiseterroramoklagen.aspx\Imsf003\ia6510$\Dokumente\CDR�
https://www.lfs-bw.de/Fachthemen/Einsatztaktik-fuehrung/Sonstiges/Seiten/hinweiseterroramoklagen.aspx\Imsf003\ia6510$\Dokumente\CDR�
https://www.lfs-bw.de/Fachthemen/Einsatztaktik-fuehrung/Sonstiges/Seiten/hinweiseterroramoklagen.aspx\Imsf003\ia6510$\Dokumente\CDR�
https://www.lfs-bw.de/Fachthemen/Einsatztaktik-fuehrung/Sonstiges/Seiten/hinweiseterroramoklagen.aspx\Imsf003\ia6510$\Dokumente\CDR�
http://www.ak-notfallmedizin.dgai.de/arbeitsgruppen/taktik.html�
http://www.ak-notfallmedizin.dgai.de/arbeitsgruppen/taktik.html�
http://www.ak-notfallmedizin.dgai.de/arbeitsgruppen/taktik.html�
http://www.ak-notfallmedizin.dgai.de/arbeitsgruppen/taktik.html�


 

    Herausgeber:  Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration - Abteilung 6 - Bevölkerungsschutz und Krisenmanagement 

In Foren, Blogs und Veröffentlichungen 
beherrscht seit einiger Zeit das The-
ma, ob Multitools von Einsatzkräften 
im Einsatz mitgeführt werden dürfen, 
die öffentliche Diskussion. Und wie 
verhält es sich, wenn der Retter sich 
auf dem Heimweg von der Arbeit bzw. 
dem Einsatz nach Hause oder auf dem 
Weg zur Arbeit oder zum Einsatz befin-
det? Mit dieser Thematik hat sich auf 
Anfrage das Innenministerium be-
schäftigt und eine Stellungnahme erar-
beitet. 

Es gibt unterschiedliche Arten von Mul-
titools, daher muss in jedem Einzelfall 
geprüft werden, ob ein Gegenstand 
unter das Waffengesetz fällt. Häufig 
haben Multitools eine oder mehrere 
einhändig feststellbare Klingen, so-
dass es sich regelmäßig um Einhand-
messer nach dem WaffG handeln dürf-
te. Bestehen Zweifel darüber, ob ein 
Gegenstand vom Waffengesetz erfasst 
wird oder wie er einzustufen ist, so 
entscheidet hierüber nach § 2 Abs. 5 
WaffG und § 48 Abs. 3 WaffG das Bun-
deskriminalamt (BKA). Im Jahr 2008 
hat das BKA entschieden, dass auch 
Werkzeugmesser, häufig als Multitool 
bezeichnet, die Definition des Ein-
handmessers erfüllen, wenn sie mit 
einhändig feststellbaren Klingen aus-
gestattet sind. 

Nach § 42a Abs. 1 Nr. 3 WaffG ist es 
verboten, Messer mit einhändig fest-

Über 300 angehende Notfallsanitäter beginnen ihre Ausbildung beim DRK 

(ID) 306 angehende Notfallsanitäter boten ein beeindruckendes Bild bei der offiziellen Begrüßung in Herrenberg und zum Start ihrer 
Ausbildung beim DRK in Baden-Württemberg. Die Auszubildenden haben am 1. Oktober ihre dreijährige Ausbildung an insgesamt neun 
DRK-Schulstandorten in Baden-Württemberg begonnen. Das DRK hat damit seine Ausbildungskapazitäten ausgeweitet. 

stellbarer Klinge (Einhandmesser)  
oder feststehende Messer mit einer 
Klingenlänge über 12 cm zu führen. 
Die Absätze 2 und 3 des § 42a regeln 
hierzu für den Alltag erforderliche Aus-
nahmen, um den sozialadäquaten 
Gebrauch von Messern nicht durch 
das Führverbot zu beeinträchtigen. 
Nach Nr. 42a.3 der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschrif t  zum WaffG 
(WaffVwV) wird beispielsweise das 
Mitführen nützlicher Gebrauchsmes-
ser im Rettungswesen als sozialadä-
quat und damit als berechtigt angese-
hen. Die Aufzählung der berechtigten 
Interessen in § 42a Abs. 3 WaffG ist 
nicht abschließend.  

Unter Rettungswesen im Sinne der 
WaffVwV sind insbesondere die Aufga-
benbereiche von Feuerwehr, Rettungs-
dienst und Katastrophenschutz zu 
verstehen. Da Nr. 42a.3 WaffVwV von 
„Rettungswesen“ und nicht explizit von 
beruflichen Einsatzkräften spricht, gilt 
die Ausnahme nach unserer Auffas-
sung sowohl für hauptamtliche als 
auch für ehrenamtliche Einsatzkräfte 
während des Einsatzes.  

Allerdings sehen wir für den Einsatz 
eines solchen dem Waffengesetz un-
terliegenden Multitools in der Regel 
keine zwingende Indikation. Wir emp-
fehlen daher dringend, auf das Mitfüh-
ren von Einhandmessern sowie von 
Messern mit einer Klinge über 12 cm 

zu verzichten.  
Sollten Einhandmesser oder Messer 
mit einer Klinge über 12 cm aus sach-
lichen Gründen ausnahmsweise not-
wendig sein, weisen wir darauf hin, 
dass diese nur während des Dienstes 
unter die Regelung nach Nr. 42a.3 der 
WaffVwV fallen; hierzu zählt nicht die 
Fahrt zum Dienst oder die Rückfahrt 
vom Dienst nach Hause. Gleiches gilt 
für ehrenamtliche Kräfte auf dem Weg 
zum Einsatz oder auf dem Heimweg 
nach einem Einsatz. Außerhalb des 
dienstlichen Umgangs ist das Messer 
in einem verschlossenen Behältnis 
aufzubewahren und vor dem Zugriff 
Unberechtigter zu schützen. Nach alle-
dem sollten derartige Gegenstände 
nicht zur persönlichen Ausstattung 
gehören, sondern allenfalls zur Fahr-
zeugausstattung. 
Sofern Multitools außerhalb von Fahr-
zeugausstattungen als erforderlich 
angesehen werden, sollte auf die am 
Markt verfügbaren Multitools ohne 
Einhandmesser-Funktion zurückgegrif-
fen werden. 

Multitool im Einsatz zulässig? 
Innenministerium empfiehlt Verzicht auf das Mitführen von Einhandmessern 

(ID) In der Diskussion um die Zulässigkeit von sogenannten Multitools im Einsatz wurde das Ministerium für Inneres, Digitalisierung 
und Migration jetzt um eine Prüfung und Stellungnahme gebeten. Im Ergebnis wird der Verzicht auf das Mitführen eines Multitools mit 
Einhandmesser-Funktion empfohlen.  
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Bild: DRK-Landesschule Baden-Württemberg gGmbH  

Das Führen von Messern 
mit einhändig feststellba-
rer Klinge (Einhandmesser) 
oder feststehende Messer 

mit einer Klingenlänge über 12 cm 
sind nach dem Waffengesetz verbo-
ten. 
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Einen Monat liegt die bezirksübergreifende Katastrophenschutzübung „Heißer Süden 2017“ nun zurück, in mehreren Beiträgen wurde 
auch hier im Infodienst über die größte KatS-Übung in Baden-Württemberg seit den 1980er Jahren berichtet. 
An dieser Stelle möchten wir die Gelegenheit nutzen und uns direkt bei den über 2.300 eingesetzten Einsatzkräften der Behörden und 
Hilfsorganisationen für ihr Engagement bedanken. In der folgenden Bilderauswahl soll der Schwerpunkt auf den einzelnen Organisatio-
nen und ihrer vielseitigen Beiträge zum Übungserfolg liegen. 
 
Bildernachweis: BRH P. Göttert, DLRG Bez. RT, FW Stadt HN A. Reber, MHD K.-L. Ruatti, RP Stuttgart B. Henzler, M.-A. Meyle 
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Fotonachlese „Heißer Süden 2017“ 
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Projekt SIRENE des BMVI 
 
Auf der Internetseite des Bundesministe-
riums für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur (BMVI ) finden Sie einen Beitrag zum 
Thema „Beschleunigung von Sicherheits-
und Rettungseinsätzen durch Grüne Wel-
len und optimiertes Routing“. 

Das Projekt wurde vom BMVI mit Projekt-
partnern im September 2017 gestartet 
und soll mit einem Gesamtvolumen von 
über 2,5 Millionen Euro bis in das Jahr 
2020 laufen. Untersucht werden dabei 
Möglichkeiten, wie Sicherheits- und Ret-
tungseinsätze in urbanen Gebieten be-
schleunigt werden können. Dafür soll ei-
nerseits ein für Einsatzfahrzeuge optimier-
tes Navigationssystem entwickelt werden, 
welches auch kurzfristige Verkehrsände-
rungen in die Routenplanung mit einbe-
zieht. Andererseits sollen Ampelanlagen 
bei Bedarf ein Sonderprogramm zur Bevor-
zugung der Einsatzkräfte schalten, damit 
diese schneller zu ihrem Zielort gelangen.  
 
Näheres zum Projekt finden Sie unter: 
http://kurzelinks.de/fuuo. 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 
 
wenige Tage nur noch und das alte Jahr ist zu En-
de. Zeit, um zurück zu blicken auf die vergangenen 
Monate, die uns auch in diesem Jahr wieder in 
Atem gehalten haben. Rückschau bedeutet, sich 
das Vergangene bewusst zu machen und sich auf 
das Neue zu freuen. Erst dann wird deutlich, wie 
reich das Jahr an Momenten war; trotz aller Heraus-
forderungen, die uns abverlangt worden sind. 

Ihnen allen, ob Sie ehrenamtlich oder im Hauptberuf zur Stelle waren, möchte ich 
danke sagen. Danke dafür, dass Sie sich für Ihre Mitmenschen stark gemacht 
haben, dass Sie geholfen haben, wenn es nötig war und dass Sie da waren, viel-
leicht auch nur um zu trösten, wenn keine Hilfe mehr möglich war. 

Der Schutz der Bevölkerung ist unsere gemeinsame Sache. Diese Aufgabe so gut 
wie möglich zu erledigen, ist unsere Verpflichtung. Ohne das Engagement jedes 
Einzelnen wird es aber nicht gehen. Ich freue mich deshalb besonders über die 
große Zahl der genannten und ungenannten Helferinnen und Helfer, die sich 
tagtäglich ehrenamtlich für den Bevölkerungsschutz einsetzen. Auch im nächsten 
Jahr wollen wir an dieser Stelle wieder über Ihre große Leidenschaft zur Hilfe am 
Nächsten berichten. 

Seit dem 1. Februar informieren wir Sie mit dem „Infodienst“ über aktuelle The-
men und Nachrichten aus der Feuerwehr, dem Bevölkerungsschutz, dem Ret-
tungsdienst und dem Krisenmanagement. Seit der ersten Ausgabe haben fast 
2.400 Leserinnen und Leser unseren Newsletter abonniert. Ein, wie ich finde, 
toller Erfolg, zeigt er doch, dass wir mit unserer Themenauswahl richtig liegen. 
Dies ist uns Verpflichtung und Ansporn zugleich, Sie auch im neuen Jahr aktuell 
und kompetent zu informieren. 

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie frohe und gesegnete Weihnachten. Freuen 
Sie sich über einige ruhige und besinnliche Stunden im Kreise Ihrer Lieben. All 
denen, die über die Feiertage für Ihre Mitmenschen da sind, danke ich von gan-
zem Herzen. Achten Sie auf sich und Ihre Kameradinnen und Kameraden, Kolle-
ginnen und Kollegen und kehren Sie gesund von Ihren Einsätzen nach Hause 
zurück. 

Für das neue Jahr wünsche ich Ihnen viel Glück und Erfolg. Vor allem aber Ge-
sundheit. 

Ihr 

 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
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Länder und Deutscher Feuerwehrverband (DFV) schaffen gemeinsam eine Stelle zur 
Mitwirkung bei ISO- und CEN-Verfahrensnormen im Feuerwehrwesen und im Kata-
strophenschutz 
Vereinbarung bei der Innenministerkonferenz unterzeichnet 

„Die Unterzeichnung der Vereinbarung 
zwischen dem DFV und den Ländern 
zur Einrichtung dieser hauptamtlichen 
Stelle ist ein ganz wichtiger Schritt: Wir 
schaffen damit gute Voraussetzungen 
für Sicherheitsstandards im Bevölke-
rungsschutz und wir werden damit der 
Bedeutung gerecht, die Verfahrensnor-
men im Feuerwehrwesen und im Kata-
strophenschutz haben. Das Land Ba-
den-Württemberg nimmt hier weiterhin 
eine besondere Verantwortung wahr: 
Wir haben diese wichtige Arbeit bisher 
schon durch den Leiter unserer Lan-
desfeuerwehrschule geschultert und 
übernehmen nun auch die Koordinati-
on der künftigen hauptamtlichen Ar-
beit. Das ist eine wichtige Grundlage, 
die die Länder gemeinsam mit dem 
DFV schaffen. Wir danken dem DFV 
und seinem Präsidenten, Hartmut 
Ziebs, dass wir diese Herausforderung 
gemeinsam annehmen“, sagte der 
stellvertretende Ministerpräsident und 
Minister für Inneres, Digitalisierung 
und Migration, Thomas Strobl, bei der 
Unterzeichnung des Übereinkommens. 

Die Aktivitäten hin zu weltweiten (ISO) 
und europäischen (CEN) Standardisie-
rungen werden immer größer und Nor-
men entstehen. Insbesondere die Nor-
mungsvorhaben des ISO/TC 292 im 
Zivil- und Katastrophenschutz sind für 
den Bevölkerungsschutz von großer 
Bedeutung, legen sie doch Sicherheits-
standards fest und haben sie Einfluss 
auf die internationale Wettbewerbsfä-
higkeit. 

So wird aktuell das Normvorhaben 
„Sicherheit von Städten“ intensiv bear-
beitet, das eine standardisierte Risiko-
bewertung vorsieht, welches am Ende 
zu einem Sicherheits-Ranking führt. 
Dieses Sicherheits-Ranking kann bei 
der Vergabe von internationalen Groß-
veranstaltungen mitentscheidend 
sein. Hier gilt es, die ehrenamtlichen 
Strukturen darzustellen und zu verhin-
dern, dass hauptamtliche Strukturen 
per se besser als ehrenamtliche be-
wertet werden. 

Bei der ISO 22320:2011-11 „Sicher-
heit und Schutz des Gemeinwesens“ 
ist es gelungen, das Subsidiaritätsprin-
zip und die Führungsorganisation der 
FwDV 100 einzubringen. Wichtig, um 
das deutsche System nicht durch 
nachfolgende Normen in einen ständi-
gen Änderungsprozess zu zwingen. 
Normen gibt es in diesem Bereich be-
reits für Massenevakuierungen, für die 
Warnung der Bevölkerung, für die 
Durchführung von Katastrophen-
schutzübungen und für die Einbindung 
von Spontanhelfern. 

Deutsche Interessen konnten bisher 
nur sehr moderat aufgrund von Einzel-
aktivitäten, wie beispielsweise von 
Prof. Ernst-Peter Döbbeling, einge-
bracht werden. Das Bundesamt für 
Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe hatte über mehrere Jahre 
deutsche Interessen vertreten oder es 
wurde von den Ländern im Nebenamt 
begleitet. So vertrat der baden-
württembergische Schulleiter Thomas 
Egelhaaf die Länderinteressen in den 
letzten Jahren neben seiner eigentli-
chen Aufgabe. Der zwischenzeitlich 

immer größer werdende Aufwand lässt 
eine „ehrenamtliche“ Bearbeitung 
nicht mehr zu, wodurch alle für 
Deutschland relevanten Belange mit 
Sicherheit nicht mehr erkannt werden 
können. Daher haben die Länder und 
der Deutsche Feuerwehrverband be-
schlossen, eine Stelle gemeinsam zu 
finanzieren. Der DFV mit seinen Lan-
desverbänden bringt sich hier mit 50 
Prozent Stellenanteil herausragend 
ein. 

Baden-Württemberg hat die Etatisie-
rung der Stelle im Haushaltsplan über-
nommen und wird die Koordination 
der künftigen Arbeit übernehmen. So 
informierte der hierfür im Innenminis-
terium zuständige Abteilungsleiter, 
Prof. Hermann Schröder, vor einigen 
Tagen auch den Präsidialrat des DFV 
über die Aufgaben und die künftige 
Abstimmungs- und Zusammenarbeit 
zwischen dem Ländergremium AK V 
und dem DFV.  

Mit der Besetzung der Stelle ist Mitte 
2018 zu rechnen. 

Ein Blick in die Sitzung des Präsidialrates des DFV in Fulda. 

(ID) Bei der Innenministerkonferenz am 7./8. Dezember in Leipzig haben die Minister und Senatoren der Länder eine Vereinbarung un-
terzeichnet, die die Einrichtung einer hauptamtlichen Stelle zur Mitwirkung bei CEN- und ISO- Verfahrensnormen im Feuerwehrwesen 
und im Katastrophenschutz vorsieht. 
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(Quelle: BBK) Das Szenario der achten länder- und ressortübergreifenden Krisenmanagementübung, die im November 2018 durchge-
führt wird, befasst sich mit dem Thema „Gasmangellage in Süddeutschland“. 
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LÜKEX 2018: Gasmangellage in Süddeutschland 

Das Szenario 
 
Im Szenario wird eine besonders kalte 
Winterperiode angenommen. Durch 
eine polare Kaltfront sinken die Tem-
peraturen auf bis zu -25 °C. Aufgrund 
dieser langanhaltend extremen Wet-
terbedingungen sinken die Füllstände 
der Gasspeicher im Szenario. In der 
fiktiven komplexen Lage kommen viele 
technische, wirtschaftliche und wetter-
bedingte Faktoren hinzu, die zusam-
men zu einem Gasengpass führen. In 
der Übung werden davon beispielswei-
se durch Reduzierung oder Abschal-
tung der Gaszufuhr Industriekunden 
betroffen sein, vereinzelt auch Heiz- 
und Stromkraftwerke, ebenso Kran-
kenhäuser, Pflegeeinrichtungen und 
die Lebensmittelindustrie. Infolgedes-
sen wird in der fiktiven Übungslage 
auch die Bevölkerung betroffen sein, 
so kann es durch die niedrigen Tempe-
raturen vermehrt zu Krankheitsfällen 
kommen. Erst Ende des Winters wird 
im Szenario eine Entspannung der 
Lage durch steigende Temperaturen 
und Flüssiggaslieferungen angenom-
men. 
 
Wer übt mit? 
 
Neben den intensiv übenden Ländern 
Baden-Württemberg und Bayern betei-
ligen sich Rheinland-Pfalz, Saarland, 

Berlin, Brandenburg, Thüringen, Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Hessen aktiv 
an der Übung. Wesentliche Akteure 
auf Bundesebene sind neben dem 
Bundesministerium des Innern die 
Bundesnetzagentur im Geschäftsbe-
reich des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Energie, die Bundesanstalt 
für Ernährung und Landwirtschaft, das 
Bundesministerium für Gesundheit, 
das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur, das Bundes-
presseamt sowie das Auswärtige Amt.  
 
In Baden-Württemberg sind das Minis-
terium für Inneres, Digitalisierung und 
Migration sowie das Ministerium für 
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft 
Baden-Württemberg an LÜKEX 2018 
hauptbeteiligt. Auch alle anderen Mini-
sterien werden im Interministeriellen 
Verwaltungsstab gefordert sein. 

Neben Behörden auf Bundes- und Lan-
desebene ist die privatwirtschaftliche 
Gasbranche ein wichtiger Partner für 
die Übung. Die Gasbranche ist als Teil 
der Energiewirtschaft einer der neun 
Sektoren der Kritischen Infrastruktu-
ren (KRITIS), die bedeutende Versor-
gungssysteme unserer Gesellschaft 
sind. 

 
 
Die Ziele der Übung  
 

Im Fokus der Übung stehen die Notfall-
mechanismen der Gaswirtschaft sowie 
die Risiko- und Krisenkommunikation. 
Eine besondere Herausforderung stellt 
die länder- und ressortübergreifende 
bzw. bundesweite Koordination der 
Entscheidungsprozesse zur Aufrechter-
haltung der Gasversorgung und des 
Bevölkerungsschutzes unter Einbezie-
hung der Hilfsorganisationen dar. 

LÜKEX ist die Abkürzung für Länderübergreifende Krisenmanagementübung 
(Exercise) und die Bezeichnung für regelmäßig stattfindende Übungen in der 
Bundesrepublik Deutschland. Ziel von LÜKEX ist es, das gemeinsame Manage-
ment des Bundes und der Länder in nationalen Krisen aufgrund von außerge-

wöhnlichen Gefahren- und Schadenslagen auf strategischer Ebene zu verbessern. Die 
LÜKEX Übungen werden im jeweiligen Zwei-Jahres-Rhythmus durchgeführt, wobei die 
Übung 2015 wegen der Flüchtlingssituation abgesagt wurde und die jetzige Übung  
LÜKEX 2018 von 2017 wegen der Bundestagswahl verschoben wurde. Eine zusätzliche 
Übung 2005 diente der Vorbereitung der Fußball-WM im Jahr 2006 in Deutschland. 

Jahr Bedrohungslage 

2018 Gasmangellage 

2015 Bewältigung einer Sturmflut an der Nordsee 

2013 durch Lebensmittel übertragene, virale Epidemie 

2011 Cyber-Terrorismus, Infizierung wichtiger IT-Systeme durch PC-Viren 

2009 / 2010 großflächige, terroristische CBRN-Bedrohung (Schmutzige Bombe) 

2007 Grippe-Pandemie 

2005 Gefahrenquellen durch Weltmeisterschaft / Großveranstaltungen 

2004 Stromausfall, Flut, terroristische Bedrohung auf See 
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Grünes Licht für überarbeitete Zuwendungsrichtlinie Feuerwehrwesen 

(ID) Das Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Migration (Innenministerium) hat die überarbeitete Verwaltungsvorschrift über 
Zuwendungen für das Feuerwehrwesen (VwV Zuwendungen Feuerwehrwesen – VwV-Z-Feu) fertiggestellt und mit den Ressorts und 
Verbänden abgestimmt.  

Die Verwaltungsvorschrift wird die bis-
herige Verwaltungsvorschrift des In-
nenministeriums über Zuwendungen 
für das Feuerwehrwesen vom 18. Ja-
nuar 2011 (GABl. 2011, 94), geändert 
durch Verwaltungsvorschrift vom 23. 
März 2015 (GABl. 2015, S. 137) erset-
zen, die zum 31. Dezember 2017 au-
ßer Kraft tritt.  

Die neue VwV sieht vor, dass die 
Grundzüge der Förderung (Pauschal- 
und Investitionsförderung) unverän-
dert bleiben. Die Zuwendungen wer-
den weiterhin als Projektförderung 
insbesondere für Investitionen der 
Gemeinden und Landkreise auf dem 
Gebiet des Feuerwehrwesens gewährt. 
Dies geschieht in Form von Zuschüs-
sen als Festbeträge bzw. wo diese 
nicht möglich sind im Wege der An-
teilsfinanzierung. Daneben gibt es die 
Pauschalförderungen nach der Zahl 
der Feuerwehr- und Jugendfeuerwehr-
angehörigen. Dieses System hat sich 
insgesamt bewährt. Auch der Gemein-
detag Baden-Württemberg und der 
Landesfeuerwehrverband Baden-Würt-
temberg haben sich im Vorfeld aus-
drücklich für eine Beibehaltung ausge-
sprochen. 

Änderungen ergeben sich im Entwurf 
der VwV-Z-Feu im Wesentlichen in fol-
genden Punkten: 

■ Investitionen werden künftig erst ab 
einem Einzelbeschaffungswert von 
über 20.000 Euro (bisher: 15.000 
Euro) über die Investitionsförderung 
gefördert. Die Investitionen mit ei-
nem Einzelbeschaffungswert bis zu 

20.000 Euro sind mit dem jährli-
chen Pauschalbetrag abgedeckt. 

■ In der Folge wird die sogenannte 
„Kleinförderpauschale“ um 5 Euro 
auf 90 Euro für jeden Angehörigen 
der Einsatzabteilung erhöht. 

■ Der jährliche Pauschalbetrag für 
Angehörige der Jugendfeuerwehr 
wird von 36 Euro auf 40 Euro er-
höht. Die Jugendarbeit ist wesentli-
cher Garant des Nachwuchses in 
den Feuerwehren und soll damit 
honoriert werden. 

■ Die Gemeinden mit einer Abteilung 
Berufsfeuerwehr können auf Antrag 
nach wie vor anstelle der Festbe-
trags- beziehungsweise Anteilsfinan-
zierung für Investitionen einen Pau-
schalbetrag erhalten, und zwar in 
Höhe von 1.000 Euro pro Angehöri-
gen der Abteilung Berufsfeuerwehr 
und Jahr anstatt bisher von 950 
Euro. 

Bei der Festsetzung der Festbeträge in 
der Anlage des Entwurfs der VwV-Z-Feu 
ergeben sich folgende wesentliche 
Änderungen: 

■ Die Festbeträge für Neufahrzeuge 
beinhalten künftig auch die Bela-
dung und den Mehrbedarf für ein 
überörtliches Einsatzgebiet. Dabei 
wurden die Festbeträge insgesamt 
an die aktuelle Preisentwicklung 
angepasst. Gelistet sind in der Anla-
ge alle normierten Feuerwehrfahr-
zeuge sowie drei nicht genormte 
Fahrzeugtypen entsprechend einer 
Baurichtlinie Baden-Württemberg. 

■ Die Förderung von Kommandowa-
gen entfällt. 

■ Die Festbeträge zur Förderung von 
Gebrauchtfahrzeugen mit einem 
Alter ab 18 Monate wurden aus den 
„Hinweisen zur Anwendung der VwV-
Z-Feu“ übernommen.  

■ Neu aufgenommen wurde als Son-
derfördermaßnahme die Ersatzbe-
schaffung von fest eingebauten 
Funkgeräten im Rahmen der Einfüh-
rung des Digitalfunks in Feuerwehr-
häusern und Feuerwehrfahrzeugen. 
Die Kommunen sollen bei den 
durch die Einführung des Digital-
funks notwendigen Ersatzbeschaf-
fungen unterstützt werden. 

Die in der Verwaltungsvorschrift ge-
nannten und auf der Internetseite der 
Landesfeuerwehrschule unter www.lfs-
bw.de Fachthemen/Recht, Organisati-
on und Hinweise/Verwaltungsvor-
schriften/VwV-Z-Feu abgelegten Vor-
drucke werden entsprechend der end-
gültigen Verwaltungsvorschrift aktuali-
siert und auf der Homepage der Lan-
desfeuerwehrschule eingestellt.  

Eine Arbeitshilfe stellt eine FAQ-Liste 
mit typischen Fragen und entspre-
chenden Antworten dar, die ebenfalls 
auf den Internetseiten der Landesfeu-
erwehrschule eingesehen werden 
kann. 

Die VwV-Z-Feu wird im Gemeinsamen 
Amtsblatt Baden-Württemberg Nr. 13 
vom 29.12.2017 veröffentlicht werden 
und zum 01. Januar 2018 in Kraft 
treten. 

Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
stellt Leitfaden „Treibstoffversorgung bei Stromausfall“ vor 

Mit den technischen, organisatorischen 
und rechtlichen Problemen der Treib-
stoffversorgung und den damit verbunde-
nen Lösungsvorschlägen befasst sich der 
neue Leitfaden „Treibstoffversorgung bei 
Stromausfall“ des Bundesamtes für Bevöl-
kerungsschutz und Katastrophenhilfe 
(BBK). Er wurde am 14. Dezember in Ber-

lin der Öffentlichkeit vorgestellt. Eine infor-
mative Broschüre! 

Den Leitfaden finden Sie auf der Internet-
präsenz des BBK unter http://
kurzelinks.de/op2l. Die Pressemitteilung 
zum Thema finden sie hier: http://
kurzelinks.de/ctzw. 

(ID) Eine Schlüsselrolle kommt bei einem Blackout, also dem Ausfall der Stromversorgung, der 
Treibstoffversorgung zu. Mit der Veröffentlichung eines Leitfadens hat das Bundesamt für Bevöl-
kerungsschutz und Katastrophenhilfe jetzt, eigenen Angaben zufolge, eine erhebliche Lücke in 
der Treibstoffversorgung geschlossen. 

http://kurzelinks.de/3uip�
http://kurzelinks.de/3uip�
http://kurzelinks.de/3uip�
http://kurzelinks.de/3uip�
http://kurzelinks.de/ctzw�
http://kurzelinks.de/ctzw�
http://kurzelinks.de/ctzw�
http://kurzelinks.de/ctzw�
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Leitstellenstruktur Baden-Württemberg 
Lenkungsgruppe beschließt Eckpunktepapier 

(ID) Die letzte Lenkungsgruppensitzung im Projekt Leitstellenstruktur Baden-Württemberg fand am 6. Dezember im Innenministerium 
statt. Ziel war der Beschluss eines Eckpunktepapiers ,in dem sich die Mitglieder der Lenkungsgruppe darüber einig waren, dass die 
Vernetzung der Integrierten Leitstellen ein wichtiges Element der zukünftigen Struktur ist.  

In dieser 7. Sitzung der Lenkungsgrup-
pe wurde auf Grundlage der bisherigen 
Ergebnisse und Erörterungen das Eck-
punktepapier für die Leitstellenstruk-
tur der Integrierten Leitstelle beschlos-
sen. Unter Leitstellenstruktur werden 
die landesweite Aufbauorganisation 
und die Ablauforganisation zwischen 
den einzelnen Integrierten Leitstellen 
und innerhalb der Integrierten Leitstel-
le verstanden. Die Eckpunkte basieren 
auf den von den Integrierten Leitstel-
len wahrzunehmenden Aufgaben. Sie 
sollen Grundlage der weiteren Erarbei-
tung von technischen und organisatori-
schen Lösungen sein. 

Die Mitglieder der Lenkungsgruppe 
sind sich darin einig, dass die Vernet-

zung der Integrierten Leitstellen unter-
einander ein wichtiges Element der zu-
künftigen Struktur ist. Hierzu wurden 
bereits erste Überlegungen zu einer 
Cloud-Lösung angestellt und der Aus-
tausch mit Fachleuten gesucht. 

Unter anderem sieht die Lenkungs-
gruppe daneben bei der Koordination 
und Vermittlung des Krankentranspor-
tes Verbesserungspotential. Hier soll 
eine Optimierung unter Einbeziehung 
technischer und logistischer Gesichts-
punkte und unter Berücksichtigung 
der Patientenströme erfolgen.  

Das Eckpunktepapier der Lenkungs-
gruppe ist auf der Homepage des In-
nenministeriums zum Download einge-
stellt. 

Dank der Landesregierung an die Feuerwehrangehörigen – Feuerwehren in Politik 
und Gesellschaft hoch angesehen 

(ID) Erstmals in der Geschichte des Landes war die Feuerwehr das gesetzte Thema in der Landespressekonferenz am 19.12.2017 in 
Stuttgart. Vorausgegangen war eine Sitzung des Ministerrates; in dieser berichtete der stellvertretende Ministerpräsident und Minister 
für Inneres, Digitalisierung und Migration, Thomas Strobl, über die Entwicklung des Feuerwehrwesens in Baden-Württemberg. 

In der letzten Landespressekonferenz 
vor Weihnachten bedankte sich Minis-
terpräsident Winfried Kretschmann 
ausdrücklich bei den Menschen in der 
Feuerwehr, die, so der Ministerpräsi-
dent:  „(…) im Land hervorragende 
ehrenamtliche Arbeit in oftmals kriti-
schen Situationen leisten. Ohne ihr 
Engagement wäre ein umfassender 
Katastrophenschutz nicht annähernd 
leistbar. Sie sind gemeinsam mit allen 
hauptamtlichen Feuerwehrkräften ein 
ganz wichtiger Baustein der Sicher-
heitsarchitektur unseres Landes.“ 

Neben der ehrenamtlichen Ausübung 
einer kommunalen Pflichtaufgabe gilt 
es vor allem nicht zu vergessen, 

 „(…) dass dieses Ehrenamt mit Gefah-
ren verbunden ist. Die Feuerwehran-
gehörigen bringen sich bei ihren Ein-
sätzen häufig in die Gefahr, selbst an 
Körper und Seele verletzt zu werden. 
Diesen Einsatz gilt es wertzuschät-
zen“, so Innenminister Thomas Strobl. 

„Zum anderen, und das ist ganz wich-
tig, hat das Land Baden-Württemberg 

entscheidend dazu beigetragen, dass 
die Feuerwehrangehörigen bei allen 
Einsätzen, Übungen und Diensten um-
fangreich sozial abgesichert sind. 
Auch hier sind wir in Baden-
Württemberg vorbildlich.“ 

Aufkommen aus der Feuerschutz-
steuer stark angestiegen – auch in 
Zukunft vollumfängliche Verwendung 

für die Feuerwehren 

Parallel zur positiven Entwicklung der 
allgemeinen Steuereinnahmen in Ba-
den-Württemberg sind auch die Ein-
nahmen aus der bundesweit erhobe-
nen Feuerschutzsteuer in den letzten 
Jahren stetig angewachsen. Und diese 
Entwicklung setzt sich nach der aktuel-
len Steuerschätzung weiter fort.  

Ministerpräsident Winfried Kretschmann und Innenminister Thomas Strobl in der Landespressekonferenz. 

Lesen Sie bitte weiter auf S. 6 
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Ausgehend von einem Volumen von 
48,5 Mio. Euro in 2011 stiegen die 
Einnahmen aus der Feuerschutzsteuer 
im Jahre 2017 auf rund 62 Mio. Euro 
und sollen in Zukunft weiter ansteigen; 
prognostiziert sind 70 Mio. Euro im 
Jahre 2022. Ein Anstieg um über 45 
Prozent. 

Diese Finanzmittel sollen auch zukünf-
tig vollumfänglich für die Feuerwehren 
des Landes eingesetzt werden; die 
Zweckbindung soll nach Aussagen des 
stellvertretenden Ministerpräsidenten 
und Innenministers, Thomas Strobl, 
auch künftig erhalten bleiben. 

Überprüfung der Lehrgangskapazitä-
ten an der Landesfeuerwehrschule 
bereits beauftragt 

Wie bereits im Sommer des Jahres 
durch Innenminister Strobl angekün-
digt, wird derzeit das Lehrgangsange-
bot der Landesfeuerwehrschule den 

Bedarfen der 
F e u e r w e h r e n 
g e g e n ü b e r g e -
stellt und einer 
Prüfung unterzo-
gen. Sofern ein 
zusätzlicher Ka-
pazitätsbedarf 
der Landesfeuer-
wehrschule er-
mittelt werden 
sollte, ist auch 
eine bauliche 
und personelle 
Erweiterung in 
Betracht zu zie-
hen. Eine zentrale Aussage des Staats-
sekretärs Jäger bereits im Oktober 
2017 im Rahmen seiner Rede bei der 
Versammlung des Landesfeuerwehr-
verbandes in Friedrichshafen war: 
„Wenn wir mehr Schule benötigen, 
dann wird es mehr Schule geben!“ 
Somit sind aktuelle Forderungen in 

diese Richtung bereits seit geraumer 
Zeit in der konkreten Planung und Um-
setzung. 

Ausführliche Informationen hierzu fin-
den Sie unter: http://kurzelinks.de/
xafi.  

Bild: Michael Karl / MKKD 

Tourniquets für den Katastrophenschutz 

Alle Krankentransportwagen und Gerä-
tewagen Sanität werden mit jeweils 
zwei Tourniquets ausgestattet, die 
Abrollbehälter MANV und der Groß-
raumrettungswagen mit je fünf.  

Damit stehen neben dem Rettungs-
dienst auch den Einsatzeinheiten des 
Katstrophenschutzes – der aktuellen 
Gefährdungslage entsprechend – die-
se Abbindesysteme für Amputations-
verletzungen zur Verfügung.  

(ID) Das Innenministerium Baden-Württemberg hat als Ergänzung der auf landes- und bundeseigenen Fahrzeugen und Abrollbehältern 
des Katastrophenschutzes vorhandenen Ausstattung insgesamt 850 Tourniquets beschafft und ausgeliefert. 

 

Das Tourniquet ist ein Abbinde-
system zur schnellen und effek-
tiven Blutstillung bei lebensbe-
drohlichen Blutungen an Armen 
oder Beinen. Hierdurch wird ein 
fortdauernder und unkontrol-
lierbarer Blutverlust vermieden, 
bis eine ausreichende Blutstil-
lung auf andere Art und Weise 
möglich ist.  

(ID) Das Landgericht Bonn hat mit ei-
nem Urteil vom 15. November dem 
Deutschen Wetterdienst (DWD) unter-
sagt, seine WarnWetter-App in der jet-
zigen Form entgeltfrei zu verbreiten. 
Der DWD hat zwar Berufung gegen die 
erstinstanzliche Entscheidung des 
Landgerichts eingelegt. Er ist aber ver-
pflichtet, zunächst das vorläufig voll-
streckbare Urteil umzusetzen. Die kos-
tenlose Version der WarnWetter-App 
kann daher nur noch inhaltlich stark 
eingeschränkt angeboten werden. Al-
lerdings bietet der DWD für berechtig-
te Nutzer aus dem Bereich Bevölke-
rungsschutz einen kostenfreien Zu-

Reduzierte Warninformationen für 4,9 Millionen WarnWetter-App-Nutzer 

Berechtigte Nutzer aus dem Bereich Bevölkerungsschutz erhalten kostenfreien Zugang 

gang zum vollen Leistungsspektrum 
der WarnWetter-App. Berechtigt sind 
haupt- oder ehrenamtlich in einer 
deutschen gemeinnützigen Organisati-
on im Auftrag eines öffentlichen 
Rechtsträgers im Bereich von Kata-
strophen- und Bevölkerungsschutz 
Tätige, die das Angebot der kosten-
freien WarnWetter-App ausschließlich 
für die haupt- bzw. ehrenamtliche Tä-
tigkeit nutzen. Siehe hierzu auch die 
detaillierten Nutzungsbedingungen, 
die bei der Anmeldung akzeptiert wer-
den müssen. 

Eine Registrierung ist unter https://

www.warnwetterapp.de/registrierung/
form möglich. Geben Sie dabei unbe-
dingt genau Ihre Dienststelle an, damit 
Sie zugeordnet werden können. So-
bald eine Freigabe erfolgt, bekommen 
Sie einen Code zugeschickt.  

Hinweis: Auf den Leistungsumfang der 
WarnApp NINA hat das Urteil keine 
Auswirkungen  
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Austausch mit dem SWR zum Thema Warnung der Bevölkerung 

Eindrucksvoll war die Einfahrt des Hil-
feleistungslöschbootes PAMINA 1 in 
das Becken II des Karlsruher Rheinha-
fens zur Schiffstaufe und Segnung.  

„Wir danken der Stadt und der Feuer-
wehr Karlsruhe, dass sie mit diesem 
Boot die Flotte der baden-württem-
bergischen Löschboote auf dem Rhein 
komplettiert“, so Staatssekretär Mar-
tin Jäger. „Mit der PAMINA 1 und des-
sen Schwesterbooten in Mannheim 
sowie in Straßburg/Kehl haben wir die 

Sicherheit auf unserem Rheinab-
schnitt noch einmal wesentlich verbes-
sert.“  

Die PAMINA 1 wird von der Berufsfeu-
erwehr Karlsruhe betrieben. Zurzeit 
läuft noch die Einweisung und Schu-
lung der Bootsmannschaft. 

Zur Namensgebung: PAMINA steht für 

die grenzüberschreitende Kooperation 
zwischen den Regionen Südpfalz (PA), 
Mitt lerer  Oberrhein (MI)  und 
Nordelsass (NA) rund um die Metropo-
le Karlsruhe. 

Das Land Rheinland-Pfalz wird drei 
weitere Boote gleichen Typs beschaf-
fen und damit ihre  Löschbootflotte 
erneuern.  

Schiffstaufe und Segnung des Hilfeleistungslöschbootes PAMINA 1  

(ID) Die Schiffstaufe und Segnung des Hilfeleistungslöschbootes PAMINA 1 fand in Anwesenheit von Innenstaatssekretär Martin Jäger 
im Karlsruher Rheinhafen statt. 

Nach der Schiffstaufe und Segnung von Pamina 1. In der Bildmitte von links: Innenstaatssekretär Randolf Stich, Rhein-
land-Pfalz, Innenstaatssekretär Martin Jäger und der Oberbürgermeister der Stadt Karlsruhe Dr. Frank Mentrup, einge-

rahmt von der Besatzung und den Geistlichen. 

PAMINA 1 zeigt, was sie kann. „Wasser Marsch!“ aus 
allen Rohren. Bild: Branddirektion Karlsruhe. 

Seit der Einführung von MoWaS in 
Baden-Württemberg hat die Zahl der 
Warnmeldungen stetig zugenommen. 
Vor allem die kommunale Ebene nützt 
die Möglichkeit immer häufiger, bei 
Bränden, Trinkwasserverunreinigun-
gen und anderen Gefahrenlagen ent-
sprechende Warnmeldungen und Hin-
weise über MoWaS an die Medien wie 
den SWR zu steuern. Durch den Roll-
out der webbasierten MoWaS-
Oberflächen in den Integrierten Leit-
stellen wird diese Entwicklung noch 
weiter zunehmen. Anlass genug, sich 
mit dem SWR über die bisherigen Er-
fahrungen zum Thema Warnung der 
Bevölkerung auszutauschen und Ab-
sprachen bezüglich der zukünftigen 
Nutzung zu treffen. 

Von links: Sabine Fohler und Holger Marschallek (Referat Krisenmanagement, Innenministerium), Eva Lippok (Leitung 
Zentrale Programmaufgaben), Christoph Schwarz-Demandt (Teamleiter der Verkehrsredaktion) sowie Alexander Kurz 

(technischer Ansprechpartner für das interne Nachrichten-Verteilsystem), SWR. 
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In der „guten Stube“ des Landes, dem 
Neuen Schloss in Stuttgart, hat Innen-
minister Thomas Strobl das neu gestif-
tete Bevölkerungsschutz-Ehrenzeichen 
an Menschen verliehen, die sich in 
besonderer Weise um den Bevölke-
rungsschutz verdient gemacht haben. 
Er würdigte damit das Engagement 
und den Einsatz derer, die sich für 
andere und für die Belange des Bevöl-
kerungsschutzes stark gemacht ha-
ben. „Diejenigen, die heute im Mittel-
punkt stehen, ragen in ganz besonde-
rer Weise aus den Reihen der Men-
schen hervor, die diese Ehrung verdie-
nen. Oft bringen sie sich mit einem 
Einsatz auch selber in Gefahr, jeder 
Einsatz ist oftmals ein Risiko für die 
Gesundheit, manchmal sogar lebens-
bedrohend – es sind Helden unserer 
Gesellschaft. Diesen Einsatz für unser 
Land kann man nicht hoch genug wert-
schätzen. Deshalb haben wir das Be-
völkerungsschutz-Ehrenzeichen gestif-
tet“, sagte der Stellvertretende. Minis-

terpräsident und Innenminister 
Thomas Strobl. 
 
Mit  dem Bevölkerungsschutz -
Ehrenzeichen 2017 wurden ausge-
zeichnet: 
Eva-Maria Agster, Notfallseelsorge,  
Karl-Eugen Altdörfer, Arbeiter-
Samariter-Bund, 
Franz Arnold, Landeskommando Ba-
den-Württemberg, 
Dieter Burkhardt, Bergwacht Schwarz-
wald, 
Klemens Ficht, Regierungspräsidium 
Freiburg, 
Armin Flohr, Deutsche Lebens-
Rettungs-Gesellschaft Landesverband 
Württemberg, 
Armin Guttenberger, Deutsches Rotes 
Kreuz-Bergwacht Württemberg, 
Markus Jaugitz, Bundesanstalt Techni-
sches Hilfswerk, 
Christoph Klausmann, Malteser Hilfs-
dienst, 

Innenminister Thomas Strobl bei der Festansprache im Neuen Schloss in Stuttgart. 

Lesen Sie bitte weiter auf S. 2 

(ID) Das Bevölkerungsschutz Ehrenzeichen wurde von Innenminister Thomas Strobl am 9. Dezember zum ersten Mal verliehen. Es wur-
de geschaffen, zur Anerkennung und Würdigung von besonderen Verdiensten um den Bevölkerungsschutz.  

    Bevölkerungsschutz-Ehrenzeichen zum ersten Mal verliehen 
     Verleihung an Menschen, die sich um den Bevölkerungsschutz verdient gemacht haben 

 
Liebe Leserinnen und Leser, 
 

das Jahr neigt sich nun seinem Ende 
zu. Neue Herausforderungen erwarten 
uns. Mit 24 Ausgaben des INFO-
DIENSTES haben wir versucht, Sie 
zeitnah und qualifiziert zu informie-
ren. Wir hoffen, es ist uns gelungen. 

Wir danken Ihnen allen für Ihr Interes-
se an unserer Arbeit und für Ihr Enga-
gement im Bevölkerungsschutz, gleich 
an welcher Stelle.  

Wir wünschen Ihnen einen guten 
Rutsch ins neue Jahr und ein glückli-
ches, friedvolles 2018 und verab-
schieden uns für dieses Jahr mit ei-
nem „Ehrungs-INFODIENST“. 

 

Ihre  

Abteilung 6 - die Abteilung für Bevöl-
kerungsschutz und Krisenmanage-
ment im Innenministerium 

EHRUNGEN 

mailto:poststelle@im.bwl.de�
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Dr. Frank Knödler, Landesfeuerwehr-
verband Baden-Württemberg,  
Georg Kolb, Malteser Hilfsdienst, 
Renate Kottke, Deutsches Rotes Kreuz 
Landesverband Baden-Württemberg,  
André Kühner, Johanniter-Unfallhilfe 
Landesverband Baden-Württemberg,  
Gerhard Lai, Landesfeuerwehrverband 
Baden-Württemberg, 
Günther-Martin Pauli, Zollernalbkreis 
Dieter Sprich, Landesverband Badi-
sches Rotes Kreuz,  
Heinz-Jürgen Thöne, Deutsche Lebens-
Rettungs-Gesellschaft Landesverband 
Baden,  
Christiane Voß, Deutsches Rotes 
Kreuz Kreisverband Reutlingen, 
Jürgen Weinreuter, Bundesverband 
Rettungshunde und 
Hermann Wiederle, Katastrophen-
schutzeinheit Veterinärzug Freiburg. 

Ministerialdirektor Julian Würtenberger zeichnet ehrenamtsfreundliche Arbeitgeber 
im Bevölkerungsschutz aus 

(ID) 38 Arbeitgeber hat Ministerialdirektor Julian Würtenberger Anfang Dezember bei einer Feierstunde im Innenministerium ausge-
zeichnet. Sie unterstützen das ehrenamtliche Engagement ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf vielfältige Art und Weise. 34 
davon waren bei dem Empfang im Innenministerium anwesend und erhielten ihre Auszeichnung persönlich überreicht. 

Bevölkerungsschutz-Ehrenzeichen: 
Zur Anerkennung und Würdigung von besonderen Verdiensten um den 
Bevölkerungsschutz stiftet der Innenminister des Landes Baden-
Württemberg ein Bevölkerungsschutz-Ehrenzeichen. Die Ehrung wird an 
Personen vergeben werden, die sich in besonderer Weise um den Bevöl-

kerungsschutz verdient gemacht haben oder die besonders mutiges und entschlosse-
nes Verhalten im Bevölkerungsschutzeinsatz gezeigt haben. Die Auszeichnung ist trag-
bar in Form einer Bandschnalle oder einer Anstecknadel. Darüber hinaus erhalten die 
zu Ehrenden eine Urkunde und eine Medaille. Das Bevölkerungsschutz-Ehrenzeichen 
kann an Angehörige der zur Mitwirkung im Bevölkerungsschutz des Landes Baden-
Württemberg anerkannten Hilfsorganisationen, der Feuerwehren und des Technischen 
Hilfswerks sowie an Personen, die keiner der genannten Organisationen und Einrich-
tungen angehören, sich aber gleichwohl um den Bevölkerungsschutz im Land verdient 
gemacht haben, verliehen werden. Die Auszeichnung 
wird jährlich vergeben und ist auf eine Zahl von 20 pro 
Jahr limitiert. Vorschläge für die Vergabe der Auszeich-
nung können von den Landesverbänden der im Bevöl-
kerungsschutz des Landes Baden-Württemberg mitwir-
kenden Hilfsorganisationen, dem Landesfeuerwehr-
verband, den Katastrophenschutzbehörden und den 
Städten und Gemeinden eingereicht werden. Die Ent-
scheidung über die Verleihung der Auszeichnung trifft 
der Innenminister. 

„Das Ehrenamt ist die tragende Säule 
des Bevölkerungsschutzes im Land. 
Deshalb danke ich den Arbeitgebern, 
die das ehrenamtliche Engagement 
ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
für den Bevölkerungsschutz unterstüt-
zen. Die Arbeitgeber leisten damit ei-
nen Beitrag, der nicht hoch genug ge-
schätzt werden kann. So können sich 
unsere Bürgerinnen und Bürger darauf 
verlassen, dass im Notfall Hilfe 
kommt“, sagte Julian Würtenberger, 

Ministerialdirektor im Ministerium für 
Inneres, Digitalisierung und Migration 
bei der Feierstunde in Stuttgart. 
Das Land vergibt deshalb als Zeichen 
der Wertschätzung und als Ausdruck 
der Anerkennung für die vielfältige 
Unterstützung des Bevölkerungsschut-
zes durch Arbeitgeber die Auszeich-
nung „Ehrenamtsfreundlicher Arbeitge-
ber im Bevölkerungsschutz“. 34 Arbeit-
geber erhielten die Auszeichnung  
durch den Ministerialdirektor persön-

lich. 

Würtenberger wies darauf hin, dass 
eine Förderung des Ehrenamts auch 
Vorteile für die Arbeitgeber hat: 
„Ehrenamtlich engagierte Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sind teamfähig, 
belastbar und zuverlässig. Sie leben 
eine Wertekultur, die eine Vorbildwir-
kung auch im gesamten Betrieb entfal-
tet.“ 
 

Folgende Unternehmen wurden ausge-
zeichnet: 

 Arnold Umformtechnik GmbH & 
Co. KG, Forchtenberg-Ernsbach, 

 Balluff GmbH, Neuhausen auf 
den Fildern, 

 Bauunternehmen Metzger, Wil-
helmsdorf, 

 Bilgram Chemie GmbH, Ostrach, 
 Boßert Elektronic GmbH, Wims-

heim, 
 Catalent Germany Eberbach 

GmbH, Eberbach, 
 dias GmbH Niederlassung Stutt-

gart, Sindelfingen, 
 Dilo Machines GmbH, Eber-

bach, 
 EDEKA Handelsgesellschaft 

Südwest mbH, - Logistik-
Standort Ellhofen, 

Ministerialdirektor Julian Würtenberger bei seiner Ansprache. 
Lesen Sie bitte weiter auf S. 3 
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Hohe und besondere Anerkennung für Göppinger Malteser Kreisbeauftragten  
Edmund Baur mit Feuerwehr-Ehrenkreuz in Silber ausgezeichnet 

(ID) Einmal im Jahr ehrt der Deutsche Feuerwehrverband bei einer bundesweiten Veranstaltung verdiente Feuerwehrangehörige. Dabei 
werden Persönlichkeiten aus dem Gesamtspektrum der Feuerwehr geehrt. Bei der diesjährigen Ehrungsveranstaltung im Deutschen 
Feuerwehrmuseum in Fulda wurde eine ganz besondere Ehrung vorgenommen: 

 ELBO Gebäudetechnik GmbH & 
Co. KG, Bietigheim-Bissingen, 

 E T H - m e s s t e c h n i k  g m b h , 
Gschwend, 

 Franz-Kessler GmbH, Bad Buch-
au, 

 Gabur GmbH, Grünkraut, 
 Garten- und Landschaftsbau 

Palmer GmbH & Co. KG, Stutt-
gart, 

 Grüner und Mühlschlegel Bau-
unternehmen GmbH & Co. KG, 
Biberach/Riß, 

 Harro Höfliger Verpackungsma-
schinen GmbH, Allmersbach im 
Tal, 

 Firma Hartner, Sanitär, Heizung, 
Flaschnerei, Stuttgart, 

 Hirschmann Automation and 
Control GmbH, Neckartenzlin-
gen, 

 Holzbau Faßnacht GmbH & Co. 
KG, Horb am Neckar, 

 ISTW Planungsgesellschaft 
mbH, Ludwigsburg, 

 Liebherr-Werk Ehingen, Ehin-
gen/Donau, 

 Maler Albert GmbH, Stuttgart, 
 McDonald’s Restaurant Nagold, 

ash Systemgastronomie GmbH, 
 MEVA Schalungs-Systeme 

GmbH, Haiterbach, 
 Mosca GmbH, Waldbrunn, 
 mrm² Automatisierungstechnik 

gmbH, Bad Ditzenbach, 
 Optik Linde GmbH, Welzheim, 
 Pumpenfabrik Wangen GmbH, 

Wangen im Allgäu, 
 RAFI Eltec GmbH, Überlingen, 
 Rempp Küchen GmbH, Wild-

berg, 
 RENGER Kunststoffspritzteile 

GmbH & Co. KG, Inzigkofen-
Engelswies, 

 RIEGLER & Co. KG, Bad Urach 
 SAP SE, Walldorf, 
 SEW-EURODRIVE GmbH & Co. 

KG, Fertigungswerk Graben-
Neudorf, 

 Stadtwerke Karlsruhe GmbH, 
Karlsruhe, 

 SWP Stadtwerke Pforzheim 
GmbH & Co. KG, Pforzheim 

 Willi Unvericht Elektrotechnik, 
Ellhofen und 

 ZF Friedrichshafen AG, ZF Ser-
vices, Friedrichshafen. 

 
Hilfsorganisationen und Kommunen 
hatten die Ehrungsvorschläge einge-
reicht, die vom Ministerium für Inne-
res, Digitalisierung und Migration ge-
würdigt wurden. 

Feierstunde im Innenministerium 

Kein Feuerwehrmann sondern ein 
„Malteser“ aus Baden-Württemberg wur-
de geehrt. Der langjährige Vizepräsident 
des  Malteser Hilfsdienstes e.V. und 
Göppinger Kreisbeauftragte, Edmund 
Baur, wurde für seine besonderen Ver-
dienste um die organisationsübergrei-
fende Zusammenarbeit zwischen Feuer-
wehr und Malteser Hilfsdienst im Kreis 
Göppingen, in Baden-Württemberg und 
bundesweit geehrt. Der Präsident des 
Deutschen Feuerwehrverbandes, Hart-
mut Ziebs, überreichte Baur das Deut-
sche Feuerwehr-Ehrenkreuz in Silber als 
Zeichen der Anerkennung und des Dan-
kes. 

„… Aufgeschlossen und intuitiv, aus Tra-
dition modern und professionell, war er 
nicht nur während seiner Zeit als Vize-
präsident ein wichtiges, aktives Binde-
glied zwischen der Hilfsorganisation und 
den Feuerwehren. Egal, ob auf Bundes- 
oder Landesebene: Edmund Baur ist ein 

Vorbild der organisa-
tionsübergreifenden 
Zusammenarbeit“, 
so Hartmut Ziebs in 
seiner Laudatio. „Ich 
freue mich außeror-
dentlich über diese 
Ehrung, die mir hier 
zuteil wird“, so Ed-
mund Baur. 

Abteilungsleiter Prof. 
Hermann Schröder 
gratulierte Edmund 
Baur und verband 
damit seinen Dank 
für das große Enga-
gement, mit dem sich der Geehrte als 
Malteser Landesbeauftragter in Baden-
Württemberg für den Bevölkerungs-
schutz einbringt. Christliche Werte, klare 
Linie und einfühlsame Wortbeiträge ste-
hen als Markenzeichen für Edmund 
Baur. Er ist Mittler zwischen den Organi-

sationen und Ideengeber für die Fortent-
wicklung des Bevölkerungsschutzes. 

Das Feuerwehr-Ehrenkreuz in Silber ist 
die zweithöchste Auszeichnung, die vom 
Deutschen Feuerwehrverband vergeben 
wird. 

Vom Präsidenten des Deutschen Feuerwehrverbandes, Hartmut Ziebs (links), 
ausgezeichnet: Der Göppinger Malteser Kreisbeauftragte Edmund Baur. 

Foto: Deutscher Feuerwehrverband 
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Empfang für die Preisträger des Förderwettbewerbs „Helfende Hand 2017“ 

(ID) Innenminister Thomas Strobl hat die diesjährigen Preisträger des Förderwettbewerbs „Helfende Hand 2017“ des Bundesinnenmi-
nisteriums zu einem Empfang in das Innenministerium nach Stuttgart eingeladen. 

Der Stellvertretende Ministerpräsident 
und Minister für Inneres, Digitalisie-
rung und Migration Thomas Strobl hat-
te die Preisträger des diesjährigen 
Wettbewerbes zu einem Empfang am 
20. Dezember in das Innenministeri-
um nach Stuttgart eingeladen.  In sei-
nem Auftrag empfing Landesbranddi-
rektor Dr. Karsten Homrighausen die 
Wettbewerbsgewinner und hieß die 
Preisträger im Ministerium herzlich 
willkommen. 
Bei einem Rundgang erhielten die 
Gäste einen Einblick in das Lagezent-
rum der Landesregierung, das sich im 
Innenministerium befindet. 
Wie im Infodienst Ausgabe 22 berich-
tet, hat beim Förderpreis „Helfende 

Hand“ des Bundesinnenmi-
nisteriums die Jugendfeuer-
wehr aus dem Rems-Murr-
Kreis gleich zweimal einen 1. 
Platz belegt. Nämlich in der 
Kategorie „Innovative Kon-
zepte“ und außerdem in der 
Kategorie „Publikumspreis“. 
Der HelfenKannJeder e.V. 
erhielt in der Kategorie Nach-
wuchsarbeit den ersten 
Preis. In der Kategorie 
„Unterstützung des Ehren-
amtes“ belegte die Firma MP
-SOFT-4-U GmbH aus Kronau den ers-
ten Platz.  
Mit dem Förderpreis Helfende Hand 
zeichnet das Bundesministeriums des 

Innern seit 2009 jährlich Ideen und 
Konzepte aus, die das Interesse der 
Menschen für das Ehrenamt im Bevöl-
kerungsschutz wecken. 

Impressionen vom Empfang der Preisträger 
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Peter Kurz erhält die Staufermedaille 
„Hochkompetenter und unverzichtbarer Ansprechpartner in Fragen des Bevölkerungsschutzes“ 

(ID) Staatsminister Klaus-Peter Murawski hat Peter Kurz in der Villa Reitzenstein die Staufermedaille überreicht und dessen vorbildli-
chen Einsatz für die Mitmenschen gewürdigt. Er sei ein hochkompetenter und unverzichtbarer Ansprechpartner in Fragen des Bevölke-
rungsschutzes.  

„Mit Peter Kurz steht heute ein 
Mensch im Mittelpunkt, der mit sei-
nem herausragenden ehrenamtlichen 
Engagement und seinem langjährigen 
bedingungslosen Einsatz für das Deut-
sche Rote Kreuz (DRK) ein Geschenk 
für unser Land ist“, sagte Staatsminis-
ter Klaus-Peter Murawski anlässlich 
der Überreichung der Staufermedaille 
an Peter Kurz in der Villa Reitzenstein 
im November in Stuttgart. „Er ist fach-
kundig, aktiv und durchsetzungsstark, 

verfügt über einen großen Erfahrungs-
schatz in Fragen des Bevölkerungs-
schutzes und bereichert unsere Bür-
gergesellschaft mit seinen menschli-
chen Stärken.“ 
Peter Kurz sei unermüdlich und vor-
bildlich im Einsatz für seine Mitmen-
schen. Neben seinem großen Engage-
ment für das Deutsche Rote Kreuz sei 
Peter Kurz ein hochkompetenter An-
sprechpartner bei Fragen des Bevölke-
rungsschutzes. Als Fachberater ist er 

in den Krisenstäben der 
Stadt Stuttgart und des 
Innenministeriums ver-
treten. 
„Es sind Menschen wie 
Peter Kurz, die unser 
Land so lebenswert und 
zugleich menschlich 
reich und wertvoll ma-
chen“, sagte Staatsmi-
nister Klaus-Peter 
Murawski.  
Glückwünsche aus dem 
Innenministerium über-
brachten Stefan Gläser, 

 
Die Staufermedaille 
„Die Staufermedaille ist eine 
besondere, persönliche Aus-
zeichnung des Ministerpräsi-

denten für Verdienste um das Land 
Baden-Württemberg und seine Bevöl-
kerung. Mit der Staufermedaille sollen 
Verdienste um das Gemeinwohl ge-
ehrt werden, die über die eigentlichen 
beruflichen Pflichten hinaus im Rah-
men eines in der Regel ehrenamtli-
chen, gesellschaftlichen oder bürger-
schaftlichen Engagements erworben 
wurden und über viele Jahre hinweg 
erbracht worden sind.  

Bilder: Wikipedia 
Staatsminister Klaus-Peter Murawski überreichte die  Staufermedail-
le an Peter Kurz.                                                Bild: Staatsministerium 

stellvertretender Abteilungsleiter der 
Abteilung 6 - Bevölkerungsschutz und 
Krisenmanagement und Landesbrand-
direktor Dr. Karsten Homrighausen. 
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